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1. Einleitung  1 

1. Einleitung1 

Im Alltag müssen Menschen ständig Entscheidungen zwischen Optionen treffen, die un-

terschiedlich sicher sind. Dies gilt auch für den politischen Bereich. Denn jeder neuer 

Reformvorschlag, jede Wahlentscheidung zugunsten eines noch unbekannten Kandida-

ten oder einer neuen Partei können sowohl mit positiven als auch negativen Folgen ein-

hergehen. Dabei zeigt sich, dass sich die Mehrheit der Menschen in Situationen unter 

Unsicherheit für die Option entscheiden, die alles so belässt, wie es aktuell ist, oder die 

keine Handlung erfordert (Davis et al. 1970; Enelow und Hinich 1981; Bartels 1986; 

Alvarez 1997; Barber et al. 2017; Morisi et al. 2019). In der politischen Sphäre kann 

beispielsweise der oft dokumentierte Amtsinhaberbonus als Ausdruck einer Präferenz 

für den Status quo interpretiert werden (Alvarez 1997; Berger et al. 2000). Auch im 

Kontext von Entscheidungen zu Sachfragen wie etwa Referenden konnte ein höherer 

Anteil an ablehnenden Stimmen gezeigt werden, wenn die Befragten darauf verwiesen 

wurden, dass ein Politikvorschlag eine Abweichung vom Status quo darstellt (Christin 

et al. 2002; Hobolt 2006; Barber et al. 2017). 

In der Verhaltensökonomik wird argumentiert, die Präferenz für den Status quo sei auf 

eine Verlustaversion zurückzuführen (Samuelson und Zeckhauser 1988; Kahneman et 

al. 1991; Anderson 2003; Eidelman und Crandall 2009). In einer Reihe von Experimen-

ten zeigen Kahneman und Tversky (1979), dass Menschen potentielle Ergebnisse einer 

Entscheidungsoption relativ zu einem Referenzpunkt (meist dem Status quo) bewerten. 

Das heißt, nicht der absolute Betrag, sondern die Veränderung ist maßgeblich, wobei 

Verluste schwerer wiegen als Gewinne des gleichen Wertes. Darüber hinaus scheinen 

Dinge als wertvoller bewertet zu werden, die man aktuell besitzt (Endowment-Effekt, 

siehe Thaler 1980). Die Ergebnisse in Framing-Experimenten geben zudem Hinweise 

darauf, dass die Attraktivität des Status quo mit der ihm zugeschriebenen größeren Si-

cherheit im Vergleich zu einer Abweichung mit unsicheren Folgen zusammenhängen 

könnte. Denn wenn Menschen den Status quo als weniger sicher wahrnehmen als eine 

Veränderung, dann präferiert die Mehrheit offenbar eher die Abweichung vom aktuellen 

Zustand (Hobolt 2009, Kapitel 5). Andere Versuchsanordnungen, in denen eine Sach-

frage mal als Chance und mal als Risiko dargestellt wird, legen ebenfalls nahe, dass 

 
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Arbeit nicht durchgängig eine geschlechterneutrale 
Sprache verwendet. Gemeint sind sowohl Frauen, Männer als auch anderweitige Geschlechteridentitäten 
gleichermaßen. 
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Menschen die Option präferieren, die in ihrer Wahrnehmung weniger unsicher ist 

(Weber und Milliman 1997; de Vreese und Schuck 2014). Die Verlustaversion führt 

demnach dazu, dass sich Menschen tendenziell risikoavers verhalten, wenn sie sich im 

Bereich des Gewinns wahrnehmen. Sehen sie sich hingegen in einer Situation des Ver-

lustes, präferieren sie die riskantere Option, die zumindest die Aussicht auf einen Ge-

winn oder eine Verbesserung eröffnet (Quattrone und Tversky 1988; Levy 2003; Mercer 

2005). Zusammengenommen betrachtet könnten Menschen daher in den meisten Situa-

tionen als risikoavers bezeichnet werden, da sie die Optionen bevorzugen, die weniger 

unsicher sind. 

Die Perspektive auf die Aggregatebene verdeckt jedoch, dass sich Menschen in ihrem 

Umgang mit Chancen und Risiken unterscheiden (Dahlbäck 1990; Bromiley und Curley 

1992; Meertens und Lion 2008). Einige Personen sind gerne bereit, die Möglichkeit von 

negativen Konsequenzen in Kauf zu nehmen, um wünschenswerte Ziele zu erreichen. 

Andere dagegen würden – selbst wenn sie mit dem aktuellen Zustand unzufrieden sind 

– keine Veränderung anstreben, wenn diese nicht mit Sicherheit zur gewünschten Ver-

besserung führt. Die individuelle Risikotoleranz beschreibt demnach die allgemeine 

Tendenz eines Menschen, in Entscheidungssituationen die Möglichkeit von negativen 

Ergebnissen in Kauf zu nehmen, um bestimmte wünschenswerte Ziele zu erreichen 

(Sitkin und Pablo 1992; Kam 2012; Kam und Simas 2012).2 

Die bisherigen Befunde zum Einfluss der Risikobereitschaft auf politische Entscheidun-

gen und politisches Verhalten legen nahe, dass die interindividuellen Unterschiede im 

Umgang mit Risiken auch in der politischen Domäne von Bedeutung sind. Studien zei-

gen einen Einfluss der Risikotoleranz auf die Wahl von Amtsinhabern (Peterson und 

Lawson 1989; Morgenstern und Zechmeister 2001; Kam und Simas 2012; Eckles et al. 

2014) und von neuen Parteien (Steenbergen und Siczek 2017; Martin 2020), die Nutzung 

von Stimmensplitting (Helmke 2009) und die politische Partizipationsbereitschaft 

(Berinsky 2000; Kam 2012). Zur Bedeutung der Risikotoleranz bei der Beurteilung von 

Sachfragen liegen bisher fast ausschließlich Befunde vor, die im Kontext von Referen-

den (Nadeau et al. 1999; Clarke et al. 2013; Henderson et al. 2017; Steenbergen und 

Siczek 2017; Morisi 2018; Liñeira und Henderson 2019) oder Experimenten untersucht 

 
2 In dieser Arbeit werden die Begriffe Risikotoleranz, Risikobereitschaft, Risikoneigung und Risikodis-
position synonym verwendet. Menschen mit einer geringen Risikotoleranz werden als risikoavers und 
jene mit einer hohen Risikotoleranz werden als risikobereit bezeichnet. 
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werden (Eckles und Schaffner 2009, 2011; Kam und Simas 2010; Milita 2017). In dieser 

Arbeit soll diese Lücke geschlossen werden. Im Zentrum steht die Frage, unter welchen 

Bedingungen die interindividuellen Unterschiede im Umgang mit Risiken und Chancen 

einen Einfluss auf die Bewertung von Politikvorschlägen haben. 

1.1 Die Bedingungen des Einflusses der Risikotoleranz  

Diese Arbeit reiht sich ein in die bisherige Forschung zur Bedeutung der Persönlichkeit 

für die politische Einstellungsbildung (Riemann et al. 1993; Mondak und Halperin 2008; 

Mondak 2010; Johnston et al. 2017; Fatke 2019; für Deutschland: Schoen und Schu-

mann 2007). Psychologische Neigungen wirken sich auf die Ziele, die Wahrnehmung 

und Reaktion auf Reize in der Umwelt aus (z. B. Costa und McCrae 1988; Jost et al. 

2003). Die Befunde aus der Persönlichkeitsforschung liefern Hinweise darauf, dass sich 

Persönlichkeitsmerkmale dann in politischen Präferenzen und Verhaltensweisen mani-

festieren, wenn Menschen darin Anknüpfungspunkte zu ihren Neigungen und Bedürf-

nissen finden (Mischel und Shoda 1995; McGraw 2006; Mondak und Halperin 2008; 

Mondak et al. 2010). Beispielsweise engagieren sich extrovertierte Menschen eher in 

Wahlkampagnen und Bürgerinitiativen, da diese politischen Partizipationsformen einen 

stärkeren sozialen Austausch voraussetzen (Mondak et al. 2010; Gerber et al. 2011b). 

Dabei wendet sich die Persönlichkeitsforschung in den vergangenen Jahren auch ver-

stärkt kontextualen, situativen und personenbezogenen Merkmalen zu, die die Bedeu-

tung der Persönlichkeitsmerkmale im Einstellungsbildungsprozess verstärken oder ab-

schwächen könnten (Gerber et al. 2010; Mondak et al. 2010; Ackermann und 

Ackermann 2015; Dinesen et al. 2016; Freitag und Ackermann 2016; Ackermann 2016; 

Fatke 2017). 

Die individuelle Risikotoleranz zeichnet sich – wie andere Persönlichkeitsmerkmale 

auch – durch eine hohe zeitliche Stabilität aus (z. B. Josef et al. 2016; Mata et al. 2016) 

und kann das Denken und Verhalten in unterschiedlichen Lebensbereichen anleiten 

(Dohmen et al. 2011; Frey et al. 2017; Mata et al. 2018; Zhang et al. 2019). Damit die 

Risikotoleranz für die politische Einstellungsbildung eine Rolle spielen kann, müssten 

auch hier die Individuen in der Lage sein, in der jeweiligen Situation einen Bezug zu 

ihrer Risikodisposition herzustellen. Sie müssen demnach bei der Beurteilung einer 

Sachfrage die zur Wahl stehenden Optionen als unterschiedlich sicher einstufen und in 
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der Abwägung der Chancen und Risiken unsicher sein (vgl. Milita 2017; Liñeira und 

Henderson 2019). 

In der Mehrzahl der politikwissenschaftlichen Studien, die den Einfluss der Risikotole-

ranz auf die Beurteilung politischer Sachfragen untersuchen, wird bisher implizit von 

der Annahme ausgegangen, dass alle Befragten im Moment ihrer Bewertung oder Ent-

scheidung sowohl die potentiell negativen als auch positiven Konsequenzen der riskan-

teren Option präsent haben, die Risiken für relevant erachten und die Chancen und Ri-

siken bewusst gegeneinander abwägen. So befassen sich viele der Publikationen zum 

Einfluss der Risikotoleranz auf Sachfragen mit Unabhängigkeitsreferenden. Diese Stu-

dien zeigen beispielsweise für die Abstimmung über den Austritt Großbritanniens aus 

der EU im Jahre 2016 (Henderson et al. 2017; Steenbergen und Siczek 2017), das Schott-

land-Referendum im Jahre 2014 (Pattie und Johnston 2017; Liñeira und Henderson 

2019) und das Unabhängigkeitsreferendum in Quebec 1995 (Nadeau et al. 1999; Clarke 

et al. 2004) einen direkten Einfluss der Risikotoleranz auf das Abstimmungsverhalten. 

Da weder die potentiellen Folgen noch deren Eintrittswahrscheinlichkeit eines Austritts 

aus vergangenen Erfahrungen abgeleitet werden können, sind solche Entscheidungen im 

Rahmen von Referenden im besonderen Maße mit Unsicherheit behaftet. Zudem werden 

solche Abstimmungen meist von Kampagnen und kontroversen politischen Debatten be-

gleitet, sodass angenommen werden kann, dass sich die Mehrheit der Bevölkerung der 

Risiken bewusst ist und diese als relevant erachtet. 

Eine zweite Gruppe an Studien untersucht den Einfluss der individuellen Risikotoleranz 

in der politischen Domäne im Rahmen von Priming- und Framing-Experimenten. Auch 

unter diesen Bedingungen könnte durch die Auswahl der Szenarien die Zugänglichkeit 

von Risikoerwägungen erhöht sein und die Interpretation der Situation leichter kontrol-

liert werden. Beispielsweise werden – in Anlehnung an die Experimente von Kahneman 

und Tversky (1979) im Rahmen der Prospect Theory – Anwendungsfälle konstruiert, in 

denen die aktuelle Situation in einer Versuchsgruppe als Gewinn und einer zweiten als 

Verlust erscheint. In diesem Zusammenhang wird geprüft, wie risikotolerante und risi-

koaverse Menschen auf einen Verlust- bzw. einen Gewinn-Frame reagieren (Kowert und 
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Hermann 1997; Kam und Simas 2010).3 In anderen Versuchsanordnungen werden die 

Entscheidungsoptionen als riskanter und unsicherer dargestellt, indem bestimmte Merk-

male des Politikvorschlags besonders betont werden. Beispielweise werden die Teilneh-

merinnen und Teilnehmer in der Experimentalgruppe aufgefordert, bei ihrer Entschei-

dung an die Risiken zu denken (Eckles und Schaffner 2009, 2011; Morisi 2018). 

Die Erkenntnisse aus den bisherigen Studien beschränken sich daher auf sehr spezifische 

Kontexte, in denen die Bürgerinnen und Bürger die politische Sachfrage mit sehr hoher 

Wahrscheinlichkeit mit Risiken assoziieren. Zudem wird durch die Beschränkung auf 

Referenden und Experimente sichergestellt, dass sich die Befragten darin einig sind, 

welche der zur Wahl stehenden Option die sicherere bzw. die riskantere ist. Dies erklärt 

den bisherigen Fokus der Studien auf Anwendungsbeispiele, bei denen der Politikvor-

schlag klar als Abweichung vom Status quo verstanden werden kann. 

In Situationen außerhalb von Umfrageexperimenten und Referenden sind diese Voraus-

setzungen allerdings oft nicht erfüllt. Welche Chancen und Risiken mit einer Entschei-

dung einhergehen könnten und wie wahrscheinlich diese sind, erfahren die Bürgerinnen 

und Bürger primär über die Medienberichterstattung. Sie lernen, wie sich die politischen 

Parteien zu dem Politikvorschlag positionieren und ob sie sich in ihrer Risikobewertung 

unterscheiden. Dabei bedienen sich sowohl die Parteien als auch die Medien in ihrer 

Darstellung Framing-Strategien, um der Bevölkerung eine bestimmte Wahrnehmung der 

Chancen und Risiken nahezulegen (z. B. Nelson et al. 1997b; Schuck und de Vreese 

2006). Beispielsweise kann ein Politikvorschlag von den Gegnern als riskant bezeichnet 

werden, während die Befürworter diesen als Maßnahme zur Minimierung einer Bedro-

hung darstellen. Inwiefern eine Person entsprechende Botschaften rezipiert und einord-

nen kann, hängt maßgeblich davon ab, wie aufmerksam sie die politische Medienbe-

richterstattung verfolgt (Zaller 1992). Im theoretischen Teil dieser Arbeit wird dargelegt, 

warum die Komplexität des Gegenstandes, die Intensität der Medienberichterstattung 

und das Framing der politischen Eliten mögliche Unterschiede in der Risikowahrneh-

mung zwischen politisch wenig und stark interessierten Menschen erklären könnten. 

 
3 In der Risikoforschung wird das beobachtete Risikoverhalten in solchen Experimenten und hypotheti-
schen Entscheidungssituationen häufig herangezogen, um die individuelle Risikotoleranz zu messen (z. 
B. Peterson und Lawson 1989; Berinsky 2000; Berinsky und Lewis 2007; Eckles und Schaffner 2011; 
Eckles et al. 2014). Inwiefern diese Herangehensweise in der Messung problematisch ist und warum in 
dieser Arbeit eine Messung über die Selbstauskunft der Befragten erfolgt, wird in Kapitel 3 ausführlich 
diskutiert. 
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Die Zugänglichkeit von Risikoerwägungen stellt allerdings nur eine erste Bedingung für 

einen Einfluss der Risikotoleranz bei der Einstellungsbildung dar. Denn Menschen kön-

nen sich darüber hinaus darin unterscheiden, wie sie die potentiellen positiven und ne-

gativen Folgen bewerten, für wie wahrscheinlich sie diese halten und ob sie ein Trade-

off zwischen den Chancen und Risiken wahrnehmen. Es wird in der Arbeit argumentiert, 

dass die Risikotoleranz nur dann einen Einfluss auf die Beurteilung von politischen 

Sachfragen haben sollte, wenn die Chancen und Risiken für gleichermaßen relevant er-

achtet werden und es einer Person nicht gelingt, den Trade-off auf anderem Wegen auf-

zulösen. 

Bisher wurden nur zwei Studien vorgelegt, die den Einfluss der Risikotoleranz auf poli-

tische Einstellungen in einem Kontext außerhalb von Referenden und Experimenten un-

tersuchen und individuelle Unterschiede in der Risikobewertung berücksichtigen 

(Ehrlich und Maestas 2010; Milita et al. 2020). Beide legen den Schwerpunkt allerdings 

auf die finanzielle Risikoexposition einer Person, sodass den Bürgerinnen und Bürgern 

ein ökonomisches Kalkül in der Bewertung der Situation unterstellt wird. Ausgehend 

von den empirischen Befunden aus der Risikoforschung wird in der vorliegenden Arbeit 

hingegen begründet, warum anzunehmen ist, dass rationale Kosten-Nutzen-Abwägun-

gen bei bestimmten Entscheidungen unter Risiko eine untergeordnete Rolle spielen 

(Kahneman et al. 1982; Mousavi und Gigerenzer 2014). 

Die Bewertung von Chancen und Risiken von Politikvorschlägen auf Grundlage ratio-

naler Kalküle ist sehr voraussetzungsreich. Zum einen sind die potentiellen Folgen und 

ihre Eintrittswahrscheinlichkeiten in Bezug auf neue Politikvorschläge meistens nicht 

bekannt, sodass auch unter zur Berücksichtigung aller verfügbaren Informationen eine 

Abschätzung schwierig ist; zum anderen müssen die Personen die kognitiven Ressour-

cen und die Motivation aufbringen, um sich umfassend zu informieren und auf dieser 

Grundlage die persönlichen Chancen und Risiken der Entscheidungsoptionen abzulei-

ten. Tatsächlich finden sich in der Literatur dagegen viele Hinweise darauf, dass das 

Interesse der Bevölkerung für politische Themen und damit einhergehend das durch-

schnittliche politische Wissen gering sind (Converse 1964; Neuman 1986; Delli Carpini 

und Keeter 1996). Die Hürden für eine Beurteilung der Chancen und Risiken auf Grund-

lage ökonomischer Kalküle scheinen daher sehr hoch zu sein. Stattdessen wird argumen-

tiert, warum eher von einer starken Orientierung an individuellen Prädispositionen wie 
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Werten, bereichsspezifischen Grundorientierungen und Gruppenidentitäten auszugehen 

ist. 

Erachtet eine Person auf Basis ihrer Prädispositionen sowohl die Chancen als auch Ri-

siken einer riskanten Entscheidungsoption als gleichermaßen relevant, liegt ein schwie-

riger Trade-off vor. Aus der Risikoforschung ist bekannt, dass Menschen in solchen Ent-

scheidungen unter Unsicherheit und Risiko häufig auf Heuristiken zurückgreifen 

(Sniderman et al. 1991, S. 14–30; Kuklinski und Quirk 2000; Sniderman 2000; 

Redlawsk und Lau 2013). Diese kognitiven Abkürzungen erlauben schnelle und oft aus-

reichend gute Entscheidungen (Simon 1955; Lupia und McCubbins 1998; Gigerenzer et 

al. 1999). Insbesondere in realweltlichen Kontexten, in denen die Unsicherheit sehr groß 

ist, stellen sie oft die einzige Möglichkeit dar, um eine Entscheidung treffen zu können 

(Mousavi und Gigerenzer 2014). Allerdings zeigen Befunde aus verschiedenen Experi-

menten, dass die Nutzung von Heuristiken häufig auch mit unlogischen Schlussfolge-

rungen und Verzerrungen einhergeht (Kahneman et al. 1982; Kuklinski und Quirk 2000). 

In der vorliegenden Arbeit wird gezeigt, wie Menschen ihre politische Kompetenz und 

die Elitensignale heranziehen können, um ihre Unsicherheit bei der Abwägung der 

Chancen und Risiken zu reduzieren und sich in ihrer Entscheidung festzulegen. Ausge-

hend vom Receive-Accept-Sample-Modell (Zaller 1992) wird angenommen, dass poli-

tisch kompetente Bürgerinnen und Bürger nicht nur mit größerer Wahrscheinlichkeit In-

formationen zu Risiken wahrnehmen, sondern dass sie aufgrund ihres Hintergrundwis-

sens eher in der Lage sind, die wahrgenommenen Argumente und Botschaften mit ihren 

Prädispositionen abzugleichen. Befunde zum Einfluss des eigenen Kompetenzgefühl 

auf die Sicherheit der Risiken- und Chancenbewertung (Langer 1975; Heath und 

Tversky 1991; Sitkin und Weingart 1995; Vertzberger 1995) lassen zudem vermuten, 

dass sich politisch kompetente Menschen in der Beurteilung eines Politikvorschlags im 

Vergleich zu politisch uninteressierten Menschen weniger unsicher fühlen. Des Weiteren 

haben Anhänger von Parteien die Möglichkeit, deren Position zu übernehmen, sofern 

sich diese zu einem Politikvorschlag eindeutig äußerten. Für diese Vermutungen spre-

chen auch Studienergebnisse zum Einfluss der Risikotoleranz auf das Abstimmungsver-

halten in Unabhängigkeitsreferenden (z. B. Morisi 2018; Liñeira und Henderson 2019). 

Zumindest in solchen spezifischen Kontexten scheint der Einfluss der Risikotoleranz bei 

Menschen mit einer geringen politischen Kompetenz und ohne eine Parteibindung bei 

ihrer Entscheidungsfindung stärker zu sein. 
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Zusammenfassend betrachtet ist das Ziel dieser Arbeit, einen Beitrag zur systematischen 

Untersuchung der Bedingungen zu leisten, unter denen die interindividuellen Unter-

schiede im Umgang mit Risiken den politischen Einstellungsbildungsprozess beeinflus-

sen können. Die zentralen Annahmen zum Einfluss der Risikotoleranz sind, dass Indivi-

duen erstens in der Lage sein müssen, die Entscheidungsoptionen als unterschiedlich 

sicher zu bewerten, und dass sie sich zweitens in der Abwägung der Chancen und Risi-

ken eines Politikvorschlags unsicher sein müssen. Die Ergebnisse dieser Arbeit können 

Aufschluss darüber geben, ob und wie in Untersuchungen zu Einstellungen zu mit Risi-

ken behafteten Politikvorschlägen die individuelle Risikotoleranz in den Erklärungsmo-

dellen zukünftig berücksichtigt werden sollte. 

Im empirischen Teil dieser Arbeit wird dabei ein Messinstrument für die Risikotoleranz 

verwendet, das über nur eine Frage im Fragebogen erhoben wird. Es wird für online 

erhobene Stichproben in Deutschland und Österreich gezeigt, dass dieses sparsame 

Messinstrument dennoch eine gute Reliabilität und Validität aufweist, die mit Befunden 

auf Grundlage repräsentativer Stichproben vergleichbar sind (Dohmen et al. 2011; Josef 

et al. 2016). Eine Integration des Instrumentes in Frageprogramme anderer sozialwis-

senschaftlicher Studien wäre daher leicht umzusetzen. 

Die Fallauswahl im empirischen Teil dieser Arbeit beschränkt sich auf Sachfragen, die 

dem finanz- und wirtschaftspolitischen Bereich zugeordnet werden. Wirtschaftspoliti-

sche Sachfragen sind oft technisch und komplex, sodass sie sich schwer ohne Hinter-

grundwissen beurteilen lassen (Carmines und Stimson 1980). Die Unsicherheit ist bei 

diesen Sachfragen daher vermutlich deutlich größer als bei Themen, die auch ohne Kon-

textinformationen mit den eigenen Prädispositionen verknüpft werden können. Dies gilt 

insbesondere dann, wenn es sich um einen neuen Vorschlag handelt. Unter diesen Be-

dingungen könnten Interpretationsrahmen in der Medienberichterstattung, die einen Be-

zug zu bestimmten Symbolen und Werten herstellen, und die Positionierung der politi-

schen Eliten eine wichtigere Rolle für die Risikowahrnehmung und -bewertung spielen 

(vgl. Chong und Druckman 2007c, 111-112). Politikvorschläge aus dem Bereich der Fi-

nanz- und Wirtschaftspolitik stellen demnach einen geeigneten Ausgangspunkt dar, um 

den erwarteten moderierenden Effekt der politischen Kompetenz, Prädispositionen und 

des Informationskontextes für den Einfluss der Risikotoleranz zu untersuchen. 
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1.2 Begriffsklärung: Risiko und riskante Entscheidungsoptionen 

In dieser Arbeit wird der Einfluss der individuellen Risikotoleranz auf die Beurteilung 

von Politikvorschlägen untersucht, deren Auswirkungen mit einem Risiko behaftet sind. 

Da sowohl in den unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen als auch im alltäg-

lichen Sprachgebrauch der Risikobegriff unterschiedlich verwendet wird, soll an dieser 

Stelle geklärt werden, welche Definition von Risiko und riskanten Entscheidungsoptio-

nen im Folgenden zugrunde gelegt wird. 

In der klassischen Definition des Ökonomen Knight (1921, Kapitel 7) ist eine riskante 

Entscheidungssituation dadurch gekennzeichnet, dass alle potentiellen Auswirkungen 

einer Wahloption sowie deren Eintrittswahrscheinlichkeiten bekannt sind. Die Größe ei-

nes Risikos wird aus dem Produkt aus Eintrittswahrscheinlichkeit und subjektivem Nut-

zen der möglichen Entscheidungsergebnisse ermittelt. Hingegen sind in einer unsicheren 

Entscheidung zwar die möglichen Ergebnisse der Wahloptionen bekannt, nicht aber die 

Eintrittswahrscheinlichkeiten. Eine Entscheidungsoption wird als umso riskanter einge-

stuft, je größer die Varianz des Erwartungsnutzens der möglichen Ergebnisse ist (March 

und Shapira 1987, S. 1404; Shapira 1995, S. 43).4 Legt man die Risikodefinition von 

Knight zugrunde, kommt man zu dem Schluss, dass Entscheidungen unter Risiko außer-

halb von Wettspielen in der Realität kaum vorkommen. Vielmehr hat man es meist mit 

Situationen „fundamentaler“ Unsicherheit zu tun (Mousavi und Gigerenzer 2014), die 

noch über Knights Beschreibung hinausgeht. Denn im Alltag sind nicht nur die Eintritts-

wahrscheinlichkeit, sondern oft auch die möglichen Folgen einer Entscheidung meist 

unbekannt. 

Die psychologische und soziologische Risikoforschung orientiert sich bei ihrer Risi-

kodefinition hingegen stärker an der Risikowahrnehmung der Menschen und dem all-

tagssprachlichen Gebrauch (Aven 2012; Althaus 2005). Die häufigsten Definitionen be-

tonen zwei Komponenten: zum einen die Möglichkeit einer Verlustes oder Schadens und 

zum anderen die Wahrscheinlichkeit, mit der dieses negative Ereignis eintritt (Aven und 

Renn 2009; Slovic 1999). Anders als in den normativen Entscheidungstheorien wird das 

Risiko von Laien demnach mit der Möglichkeit eines unerwünschten oder schädlichen 

 
4 Beispielsweise stellt in einem Wettspiel mit der Option A, in der man sicher 100 € erhält, und einer 
Option B, in der man mit einer Wahrscheinlichkeit von 50 Prozent 200 € und mit einer Wahrscheinlichkeit 
von 50 Prozent kein Geld erhält, die Option B die riskantere Entscheidungsalternative dar. 
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Ergebnisses verbunden und nicht neutral als Varianz der potentiellen Ergebnisse (March 

und Shapira 1987). 

In dieser Risikoliteratur wird betont, dass Risiken subjektive und soziale Konstrukte 

seien (Renn 1998). Risikowahrnehmungen werden als das Ergebnis eines Zusammen-

spiels aus Personeneigenschaften, Kontext und der Natur des Gegenstandes verstanden 

(Slovic 1987). Daher kommt Slovic zu dem Schluss, dass „[r]isk does not exist ‘out 

there’, independent of our minds and cultures, waiting to be measured [...] There is no 

such thing as ‘real risk or ‘objective risk’“ (Slovic 1999, S. 690; siehe auch Luhmann 

1990). Für verschiedene Risiken lässt sich feststellen, dass die subjektive Wahrnehmung 

und die objektiv berechenbaren Risiken oft sehr unterschiedlich sind (Fischhoff et al. 

1978; Slovic et al. 1982). Die statistische Häufigkeit, mit der die jeweiligen negativen 

Ereignisse auftreten, spielt dabei eine untergeordnete Rolle. Die meisten Menschen 

scheinen Risiken anhand der Schwere des Schadens (z. B. Katastrophenpotential, Mor-

talität, Reichweite) und der Unbekanntheit (z. B. Kontrollierbarkeit, Vertrautheit, Be-

obachtbarkeit) zu definieren. In diesen beiden Komponenten spiegelt sich die in der Psy-

chologie und Soziologie verwendete Risikodefinition als „Möglichkeit eines Schadens“ 

wider.  

In der Nutzung des Risikobegriffes im Alltagsgebrauch kann zudem unterschieden wer-

den, ob dieser in Bezug auf eine Bedrohung verwendet wird oder im Zusammenhang 

mit einer Entscheidung, die sowohl positive als auch negative Folgen haben könnte. Im 

ersten Fall geht es darum, wie hoch die Wahrscheinlichkeit und der Schaden eingeschätzt 

werden und ob und wenn ja, wie diese Bedrohung minimiert werden kann. Beispiels-

weise wird in der Forschung zu wohlfahrtsstaatlichen Präferenzen dann von individuel-

len Risiken gesprochen, wenn es um existentielle Notlagen von Menschen aufgrund von 

z. B. Krankheit, einem Unfall oder Arbeitsplatzverlust geht (z. B. Häusermann et al. 

2015; Rehm 2016). Es existiert außerdem eine umfangreiche Forschung zu der Wahr-

nehmung und Reaktion der Bürgerinnen und Bürger auf Bedrohungen, die Auswirkun-

gen auf die Gesellschaft als Ganzes haben – wie Naturkatastrophen oder Terrorismus (z. 

B. Lerner et al. 2003; Cologna et al. 2017). 

Wird der Risikobegriff in Zusammenhang mit Trade-offs verwendet, stellen sich Indivi-

duen dagegen die Frage, ob die Wahrscheinlichkeit und der Nutzen der möglichen posi-

tiven Ergebnisse höher ausfällt als die Wahrscheinlichkeit und der Schaden der mögli-

chen negativen Ergebnisse. Im Gegensatz zum vorherigen Fall besteht bei diesen 
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Entscheidungen die Möglichkeit, einen Gewinn zu erzielen und nicht „nur“ im Idealfall 

einen Schaden abzuwenden. Hier lassen sich beispielsweise Studien verorten, die sich 

der Bewertung von (neuen) Technologien widmen (z. B. Sjöberg 2003; Siegrist et al. 

2007). Ebenso kann hier Literatur zu riskanten Wahlentscheidungen – wie die Stimmen-

abgabe für eine neue Partei oder einen unbekannten Kandidaten – hinzugezählt werden 

(z. B. Kam und Simas 2012; Eckles et al. 2014; Martin 2020). 

In dieser Arbeit werden die im Theorieteil formulierten Hypothesen für Politikvor-

schläge überprüft, die sich Trade-off-Entscheidungen zuordnen lassen. Eine Entschei-

dungsoption wird dann als riskanter bezeichnet, wenn sie sowohl die Möglichkeit eines 

Schadens oder Verlustes als auch eines wünschenswerten Ausgangs einschließt. Für eine 

riskante Option fehlen bei der Bestimmung der Folgen und deren Eintrittswahrschein-

lichkeit in Vergleich mehr Informationen und Erfahrungswerte, sodass die Varianz der 

möglichen Ergebnisse größer ist. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Die weitere Arbeit gliedert sich in sieben Kapitel. Im zweiten Kapitel wird das theoreti-

sche Modell dieser Arbeit vorgestellt. Nach einer Beschreibung des Persönlichkeits-

merkmals Risikotoleranz wird aus den bisherigen Befunden aus der Einstellungs- und 

Risikoforschung abgeleitet, wodurch die Risikowahrnehmung und die Unsicherheit in 

der Chancen-Risiken-Abwägung bedingt sein könnte. Daraus werden Hypothesen for-

muliert, wie die Risikotoleranz die Beurteilung von Politikvorschlägen in Abhängigkeit 

vom Informationskontext, der Positionierung der politischen Eliten, der politischen 

Kompetenz und Prädispositionen beeinflussen kann. Das dritte Kapitel widmet sich dem 

Messinstrument, mit dem die individuelle Risikotoleranz in den verwendeten Daten er-

hoben wird, und prüft seine Validität. 

Im theoretischen Modell wird der politischen Kompetenz bei der Risikowahrnehmung 

und der Unsicherheit in der Beurteilung von Risiken und Chancen eine herausragende 

Rolle zugesprochen. Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass sich die politische Involvie-

rung und politische Versiertheit zwischen risikoaversen und risikobereiten Menschen 

unterscheiden könnte. Daher wird im vierten Kapitel der Einfluss der Risikotoleranz auf 

die politische Involvierung, das politische Wissen sowie die Nutzung von politischen 

Partizipationsformen untersucht. Dabei wird gezeigt, dass risikobereite Menschen zwar 
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eine höhere politische Aufmerksamkeit für politische Informationen berichten, dass sich 

dieses politische Interesse jedoch nicht in einem höheren politischen Wissen im Ver-

gleich zu risikoaversen Menschen niederschlägt. Sowohl die Untersuchungen in diesem 

Kapitel als auch im vorherigen Kapitel zur Qualität des Messinstrumentes werden so-

wohl für die deutsche als auch die österreichische Bevölkerung durchgeführt. Der Ver-

gleich von zwei deutschsprachigen Ländern mit ähnlicher Geschichte und politischen 

Systemen ermöglicht fundiertere Schlussfolgerungen über die Bedeutung der Risikoto-

leranz für die politische Kompetenz und das Partizipationsverhalten. 

In den Kapiteln fünf, sechs und sieben werden die im Theoriekapitel aufgestellten Hy-

pothesen in drei Fallbeispielen untersucht. Jedes dieser Kapitel beginnt jeweils mit einer 

Darstellung des Informationskontextes. Da die individuelle Interpretation eines Politik-

vorschlags in Hinblick auf seine Risiken in den verwendeten Daten nicht direkt erhoben 

wurde, muss über eine Betrachtung des Zusammenspiels aus politischem Diskurs, Posi-

tionen der politischen Eliten und Prädispositionen auf diese geschlossen werden. Bei 

den Fallbeispielen liegt der Fokus auf dem Framing der Risiken und Chancen des Poli-

tikvorschlags in der Medienberichterstattung und auf der Positionierung der politischen 

Eliten. Darauf aufbauend werden fallspezifische Hypothesen abgeleitet. Nach einer Be-

schreibung der Datengrundlage und der Operationalisierung der Variablen werden die 

Befunde präsentiert. Zum Abschluss dieser Kapitel werden die Ergebnisse in Hinblick 

auf die fallspezifischen Hypothesen zusammengefasst und diskutiert. 

Der Einfluss der Risikotoleranz wird in dieser Arbeit für drei wirtschaftspolitische Sach-

fragen untersucht, die in Deutschland im Zeitraum zwischen 2015 und 2019 intensiv in 

der politischen Medienberichterstattung diskutiert wurden. Im fünften Kapitel wird der 

Politikvorschlag analysiert, wirtschaftlich zu schwache Euroländer aus der Europäi-

schen Wirtschaftsunion auszuschließen. Dieser Vorschlag wurde im Rahmen der Ver-

handlungen zwischen der griechischen Regierung und den Geldgebern um weitere Hilfs-

kredite im Sommer 2015 diskutiert. Im sechsten Kapitel wird die Bedeutung der Risi-

kotoleranz bei der Erklärung von Präferenzen zur Ausgestaltung des Freihandels ge-

prüft. Die Datenerhebung erfolgte im Kontext des Handelskonfliktes zwischen der US-

Regierung und der Europäischen Union (EU) im Frühjahr 2018, als in Reaktion auf die 

US-Strafzölle gegen die EU protektionistische Maßnahmen im Gespräch waren. Im 

Zentrum des siebten Kapitels steht der Vorschlag zur Enteignung einflussreicher Unter-

nehmen mit dem Ziel, ihre Macht einzuschränken. Eine besondere Aufmerksamkeit in 



1. Einleitung  13 

der Medienberichterstattung erlangten solche Vorschläge nach Äußerungen einiger Po-

litiker im Frühjahr 2019. 

Im letzten Kapitel dieser Arbeit werden die zentralen Ergebnisse zusammengefasst, 

Probleme und Einschränkungen benannt und noch offene Fragen für die weitere For-

schung zu den Bedingungen eines Einflusses der Risikotoleranz auf politische Vor-

schläge aufgezeigt.  
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2. Theoretischer Hintergrund 

In diesem Kapitel wird der theoretische Rahmen dieser Arbeit entwickelt. Im Zentrum 

stehen die Bedingungen, unter denen die individuelle Risikotoleranz einen Einfluss auf 

die Beurteilung von riskanten Politikvorschlägen haben könnte. Es wird begründet, wa-

rum die Risikotoleranz als Persönlichkeitsmerkmal bei jenen Menschen einen stärkeren 

Einfluss auf die politische Einstellungsbildung haben sollte, die sich bei der Abwägung 

zwischen den Chancen und Risiken eines Sachvorschlags unsicher fühlen. Anhand von 

etablierten Erklärungsmodellen der politischen Einstellungsforschung und bisherigen 

Befunden zum Einfluss der Risikotoleranz wird abgeleitet, wie das Zusammenspiel aus 

Personenmerkmalen, Informationskontext und gegenstandsbezogenen Eigenschaften 

die Risikobewertung bestimmen könnten. Es wird argumentativ dargelegt, warum die 

Wahrnehmung von Risiken eine notwendige, aber nicht automatisch auch eine hinrei-

chende Bedingung dafür ist, dass sich Menschen bei der Beurteilung riskanter Sachfra-

gen an ihrer individuellen Risikotoleranz orientieren. 

Im folgenden Abschnitt wird zunächst das Konzept der Risikotoleranz als Persönlich-

keitsmerkmal erläutert. Anschließend wird dargelegt, wie der Informationskontext und 

die politische Kompetenz beeinflussen, ob eine Person über die Risiken eines Politik-

vorschlags informiert ist. Der dritte Abschnitt widmet sich der Frage, welche Strategien 

Menschen nutzen, um den Trade-off zwischen Chancen und Risiken aufzulösen. Dabei 

wird insbesondere die Rolle von Heuristiken, kognitiven Abkürzungen, hervorgehoben. 

Danach wird erläutert, welche Rolle Prädispositionen, die politische Kompetenz, die 

Medienberichterstattung und der Elitendiskurs bei der Bewertung von Chancen und Ri-

siken spielen und welche Implikationen dies für den Abwägungsprozess hat. Auf Grund-

lage dieser Ausführungen werden Hypothesen formuliert, wie und bei welchen Men-

schen die individuelle Risikotoleranz die Einstellungsbildung in der politischen Domäne 

beeinflussen könnte. Das Kapitel schließt mit einer Beschreibung der Fallauswahl. 

2.1 Die individuelle Risikotoleranz als Persönlichkeitsmerkmal 

Die individuelle Risikotoleranz wird als Bereitschaft verstanden, mögliche negative 

Konsequenzen einer Entscheidung in Kauf zu nehmen, um wünschenswerte Ziele zu 

erreichen (Bromiley und Curley 1992; Sitkin und Pablo 1992; Kam 2012). Während 

Menschen mit einer niedrigen Toleranz für Risiken eher dazu tendieren, die Option zu 
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wählen, die ihnen sicherer erscheint, zeigen risikotolerante Personen häufiger eine Prä-

ferenz für Entscheidungsoptionen, die eine größere Varianz in den potentiellen Ergeb-

nissen aufweisen (Oxley et al. 2008; Shook und Fazio 2009; Luttig und Lavine 2016; 

Johnston et al. 2017, S. 94–95). Persönlichkeitsmerkmale haben ihren Ursprung in der 

genetischen Veranlagung und in frühen Sozialisationserfahrungen (z. B. Riemann et al. 

1997; Loehlin et al. 1998) und weisen im Verlauf des Lebens eine hohe Stabilität auf (z. 

B. McCrae und Costa 2003). Daher beeinflussen sie Motive, Ziele sowie die Wahrneh-

mung von und Reaktion auf verschiedene Stimuli in der Umwelt (z. B. Costa und 

McCrae 1988; Jost et al. 2003). Auch für die Toleranz für Risiken werden neuronale und 

genetische Ursachen (Kreek et al. 2005; Christopoulos et al. 2009; Roe et al. 2009; Roi-

ser et al. 2009) und ein Einfluss von Erfahrungen in den ersten Lebensjahren diskutiert 

(Zuckerman 2007; Dohmen et al. 2011; Josef et al. 2016). In der psychologischen For-

schung wird die Risikotoleranz dementsprechend als ein stabiles Persönlichkeitsmerk-

mal definiert (Dahlbäck 1990; Fagley und Miller 1990; Bromiley und Curley 1992; 

Kowert und Hermann 1997).  

Das Konzept der Risikotoleranz ist eng verwandt mit der von Zuckerman entwickelten 

Sensation-Seeking-Skala, zu der die Risikotoleranz als Teilaspekt gehört (Zuckerman 

1979, 2007). Sensation Seeking beschreibt die allgemeine Verhaltenstendenz, verschie-

dene neue, abwechslungsreiche und intensive Eindrücke und Empfindungen zu suchen, 

auch wenn dafür möglicherweise physische, soziale, legale oder finanzielle Risiken ein-

gegangen werden müssen (Zuckerman 1994, S. 27). Menschen mit einem starken Be-

dürfnis nach aufregenden, intensiven Erfahrungen und Enthemmung weisen demnach 

eine höhere Risikotoleranz auf (Loewenstein 1994; Zuckerman 1979). Zuckerman 

(2007) vermutet die Ursache für die interindividuellen Unterschiede im Bedürfnis nach 

Stimulation im optimalen „Erregungsniveau“. Dieses ist bei Personen mit niedrigem Sti-

mulationsbedürfnis deutlich früher erreicht als bei jenen mit hohem (siehe auch Coombs 

1975). Wird das optimale Niveau an Stimulation überschritten, wird die Aktivität nicht 

mehr als anregend empfunden, sondern als emotional aufwühlend und ängstigend.  

Es gibt jedoch auch Kritiker, die anzweifeln, dass die Risikotoleranz zu den Persönlich-

keitsmerkmalen gezählt werden kann (Hanoch et al. 2006; Chater et al. 2011; Figner und 

Weber 2011; Fox und Tannenbaum 2011; Zhang et al. 2019). Zum einen wird vorge-

bracht, dass die Risikotoleranz einer Person domänenspezifisch sei (Weber et al. 2002; 

Meertens und Lion 2008; Maestas und Pollock 2010a; Yechiam und Ert 2011; 



2. Theoretischer Hintergrund  16 

Highhouse et al. 2017). Denn viele Personen zeigen je nach Entscheidungsbereich eine 

unterschiedliche Präferenz für riskante Entscheidungen und Handlungen. Beispiels-

weise kann ein riskanter Autofahrer bei Finanzfragen immer bemüht sein, jegliche Risi-

ken zu vermeiden. Einige Forscher schlagen daher vor, dass zur Erklärung eines be-

stimmten Risikoverhaltens immer die individuelle Risikotoleranz in der jeweiligen Do-

mäne herangezogen werden sollte (Sitkin und Weingart 1995; Keil et al. 2000; Cho und 

Lee 2006; Kull et al. 2014; van Winsen et al. 2016). 

Zweitens weisen Kritiker darauf hin, dass unterschiedliche Messmethoden zur Einord-

nung von Menschen in Risikoaverse, Risikoneutrale und Risikobereite nur schwach un-

tereinander korrelieren (z. B. Meertens und Lion 2008; Maestas und Pollock 2010a; 

Dohmen et al. 2011; Frey et al. 2017). In den meisten Studien wird eine von zwei Stra-

tegien angewendet, um die individuelle Risikotoleranz einer Person zu ermitteln. Ent-

weder die Messung erfolgt über die Selbstauskunft der Befragten (z. B. Ehrlich und Ma-

estas 2010; Kam und Simas 2010; Dohmen et al. 2011) oder über das beobachtbare Ri-

sikoverhalten in Lotteriespielen, Kartenspielen oder anderen Experimenten (z. B. Holt 

und Laury 2002; Figner et al. 2009). In den vergangenen Jahren wurden in mehreren 

groß angelegten Studien die gängigsten Messmethoden miteinander verglichen. Sie 

kommen zu dem Schluss, dass die Messung der Risikodisposition über das beobachtete 

Risikoverhalten hinsichtlich der internen Konsistenz, Reliabilität, vor allem aber hin-

sichtlich der Erklärungskraft im Vergleich zu der Selbsteinschätzung der Befragten deut-

lich schlechter abschneidet (Lönnqvist et al. 2015; Josef et al. 2016; Frey et al. 2017; 

Pedroni et al. 2017; Mata et al. 2018).  

Die geringe Reliabilität der Messung über das Risikoverhalten deckt sich mit der Be-

obachtung aus Framing-Experimenten im Rahmen der Prospect Theory. In einer Serie 

von Experimenten zeigten Kahneman und Tversky (1979), dass bereits eine geringe Ver-

änderung in der Darstellung eines inhaltlich gleichen Sachverhaltes das Risikoverhalten 

beeinflussen kann. Wird eine Situation in Bezug auf den Status quo (oder einen anderen 

Referenzpunkt) als Verlust interpretiert, entscheiden sich Menschen im Durchschnitt für 

die objektiv riskantere Option. Legt die Situationsbeschreibung nahe, man befände sich 

im Gewinnbereich, trifft die Mehrheit dagegen eine risikoaverse Entscheidung (Fagley 

und Miller 1987; Quattrone und Tversky 1988; Kam und Simas 2010; Druckman 2001). 

Diese Hinweise auf Inkonsistenzen im Risikoverhalten über Situationen und Domänen 

hinweg deuten darauf hin, dass der Einfluss der Risikotoleranz von der Risiko- und 
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Nutzenwahrnehmung abhängen könnte (Sitkin und Pablo 1992; Sitkin und Weingart 

1995; Weber et al. 2002; Hanoch et al. 2006). Beispielsweise zeigen einige Studien, dass 

die Präferenzumkehr in den Verlust- bzw. Gewinnframes auf eine veränderte Risiko-

wahrnehmung zurückgeführt werden könnte (Sitkin und Weingart 1995; Jou et al. 1996; 

Mellers et al. 1997; Weber und Milliman 1997). Von einigen Forschern wird daher ver-

mutet, dass tatsächlich ein allgemeiner Faktor der Risikobereitschaft existieren könnte, 

der Ähnlichkeit zum allgemeinen Faktor der Intelligenz hat (Dohmen et al. 2011; Zhang 

et al. 2016; Frey et al. 2017; Highhouse et al. 2017; Pedroni et al. 2017; Mata et al. 

2018). Demnach könnten Menschen in verschiedenen Lebensbereichen und Situationen 

unterschiedlich risikotolerant sein, aber immer wirke eine personenspezifische Kon-

stante mit. 

In der Forschung werden zum Zusammenspiel der individuellen Risikotoleranz und der 

Risikowahrnehmung unterschiedliche Wirkungsmechanismen diskutiert. Zum Beispiel 

wird vermutet, dass die Risikotoleranz beeinflussen könnte, wie der Trade-off zwischen 

Chancen und Risiken aufgelöst wird (z. B. wie im Psychophysical Risk-Return Model, 

Weber et al. 2002). Werden die Annahmen aus Motivationstheorien zugrunde gelegt, 

werden Menschen unter anderem von zwei lebenswichtigen Bedürfnissen angetrieben: 

Sie versuchen auf der einen Seite Unversehrtheit und Sicherheit zu gewährleisten, auf 

der anderen Seite verfolgen sie Ziele wie Fortschritt und Wachstum (z. B. Atkinson 

1957; Schneider und Lopes 1986; Higgins 1997, 1998). In der Regulatory Focus Theory 

(Higgins 1997, 1998) wird beispielsweise angenommen, dass Personen mit chronischem 

Promotionsfokus Situationen tendenziell als Chance auf Verbesserung oder Fortschritt 

sehen.5 Potentielle Ergebnisse werden von ihnen demnach unterschieden in Gewinn oder 

kein Gewinn. Ein chronischer Präventionsfokus fördert hingegen eine Perspektive, Ent-

scheidungsergebnisse als Verlust oder kein Verlust zu interpretierten. Entsprechend 

könnten risikoaverse und risikobereite Menschen mit einem positiven oder negativen 

Ausgang einer unsicheren Entscheidungssituation unterschiedliche Emotionen verbin-

den (Idson et al. 2000, 2004). Annahmen aus den Motivationstheorien könnten demnach 

helfen, den unterschiedlichen Fokus von risikoaversen und risikotoleranten Menschen 

 
5 Darüber hinaus können auch die Eigenschaften von Situationen einen Promotions- oder Präventionsfo-
kus mittels Framing (Shah und Higgins 1997; Boldero und Higgins 2011) oder der Aufforderung, sich an 
bestimmte Situationen zu erinnern, anregen (Higgins et al. 2001). 
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bei der Auflösung des Trade-offs zwischen Chancen und Risiken zu verstehen (Kam und 

Simas 2010). 

Menschen mit einer hohen bzw. einer niedrigen Toleranz für Risiken könnten sich aber 

auch in ihrer Chancen- und Risikowahrnehmung unterscheiden. Zuckerman und Kuhl-

man (2000) zeigen, dass Personen mit einem hohen Bedürfnis nach Stimulation dazu 

tendieren, in riskanten Situationen weniger Angst zu empfinden. Möglicherweise neh-

men risikosuchende Menschen wiederrum riskante Optionen sogar als attraktiver wahr, 

weil diese ihr höheres Bedürfnis nach neuen Eindrücken und Abwechslung befriedigen 

können (Kam 2012, S. 818). Riskante Entscheidungen und Handlungen würden bei ri-

sikotoleranten Menschen daher nicht nur weniger negative Emotionen auslösen, sondern 

könnten auch mit positiveren Gefühlen assoziiert sein (Zaleskiewicz 2001; Berinsky und 

Kinder 2006). Diese Annahmen stünden auch im Einklang mit Studienergebnissen, die 

den Einfluss von Emotionen auf das Risikoverhalten untersucht haben. So scheint En-

thusiasmus ein risikobereites (Wright und Bower 1992; Druckman und McDermott 

2008) und Angst ein risikomeidendes Verhalten zu begünstigen (Lerner und Keltner 

2000, 2001; Lerner et al. 2003; Huddy et al. 2005; Huddy et al. 2007; Druckman und 

McDermott 2008).6 

Zudem gibt es Hinweise darauf, dass sich Risikoaverse stärker durch das Betonen von 

Risiken und Bedrohungen und Risikobereite stärker durch die Hervorhebung von Chan-

cen beeinflussen lassen (Nadeau et al. 1999; Kam und Simas 2010; Eckles und Schaffner 

2011). Kontextuelle Informationen zu Chancen und Risiken könnten daher möglicher-

weise stärker wirken, wenn sie zum Fokus der Aufmerksamkeit eines Individuums pas-

sen (Higgins 1998; Boldero und Higgins 2011; Ehrlich und Maestas 2010; Kam und 

Simas 2010; Luttig und Lavine 2016). So scheinen beispielsweise ängstliche Menschen 

bedrohlichen Informationen eine höhere Aufmerksamkeit zu schenken (z. B. Broadbent 

und Broadbent 1988; MacLeod und Cohen 1993; siehe auch Druckman und McDermott 

2008). Andere Studien zeigen wiederum, dass risikobereite Menschen Risiken als gerin-

ger einschätzen könnten, weil sie eher davon überzeugt sind, die potentiellen Folgen 

einer Entscheidung besser vorhersagen und daher kontrollieren zu können (Weber und 

Milliman 1997; Hibbing et al. 2019). 

 
6 Negative Emotionen scheinen in ihrer Wirkung insgesamt vielfältiger zu sein als positive. Beispielsweise 
wählen ängstliche Menschen zwar seltener die riskante Option, dagegen wurde für wütende Menschen 
eine höhere Wahrscheinlichkeit für ein risikobereites Verhalten festgestellt (z. B. Lerner und Keltner 2000, 
2001; Huddy et al. 2007; Druckman und McDermott 2008).  
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Persönlichkeitsmerkmale beeinflussen Ziele, Motive und Wertorientierungen von Men-

schen und geben die Kriterien vor, anhand derer sie auf externe Stimuli reagieren (Costa 

und McCrae 1988; Jost et al. 2003). Damit können sie die Bewertungen und Verhaltens-

weisen in sehr verschiedenen Kontexten anleiten. Der Einfluss von Persönlichkeits-

merkmalen auf Einstellungen und Verhaltensweisen in der politischen Domäne wurde 

bisher in verschiedenen Situationen gezeigt (Caprara et al. 1999; Caprara und Zimbardo 

2004; Schumann und Schoen 2005; Caprara et al. 2006; Schoen 2007; Mondak und 

Halperin 2008; Mondak et al. 2010; Mondak 2010). Inwiefern die Persönlichkeit für die 

Einstellungsbildung und das Verhalten von Belang ist, hängt maßgeblich davon ab, ob 

sich Persönlichkeitsmerkmale in einer spezifischen Situation über den Stimulus anspre-

chen lassen (Mischel und Shoda 1995; Mondak und Halperin 2008; Mondak et al. 2010). 

Mit anderen Worten – wenn die Inhalte einer Sachfrage mit den Zielen und Motiven 

eines Persönlichkeitsmerkmals korrespondieren, ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass 

derlei Persönlichkeitsmerkmale bei der Einstellungsbildung eine Rolle spielen. 

Dieser Argumentation folgend, könnte die Risikotoleranz dann die Einstellungsbildung 

und Entscheidungsfindung beeinflussen, wenn sich Menschen dabei möglicher Risiken 

bewusst und sie sich in der Abwägung der Chancen und Risiken unsicher sind (vgl. 

Milita 2017; Liñeira und Henderson 2019). Inwiefern diese Bedingungen erfüllt sind, 

kann sowohl von der Situation, Personenmerkmalen als auch einem Zusammenspiel die-

ser beiden Faktoren abhängen. Denn nicht alle Personen nehmen einen Stimulus wahr 

und reagieren auf diesen in gleicher Weise. Beispielsweise wurde bereits für den Ein-

fluss von Autoritarismus auf politische Einstellungen gezeigt, dass dieser bei jenen Men-

schen stärker ist, die eine Bedrohung wahrnehmen (Feldman und Stenner 1997; Feldman 

2003; Lavine et al. 2005; Stenner 2005). 

Damit die Risikotoleranz einen Einfluss auf die Bewertung eines riskanten Politikvor-

schlags haben kann, müsste einer Person demnach bekannt sein, dass der Vorschlag in 

Bezug auf seine Chancen und Risiken diskutiert wird. Sie muss zudem in der Lage sein, 

die zur Wahl stehenden Optionen danach zu unterscheiden, welche riskanter ist. Und 

selbst wenn diese Bedingungen erfüllt sind, können sich Menschen darin unterscheiden, 

wie sie die potentiellen positiven und negativen Folgen bewerten, für wie wahrschein-

lich sie diese halten und ob sie bei dieser Chancen-Risiken-Abschätzung unsicher sind. 

Im den folgenden drei Abschnitten werden diese Schritte in der Kausalkette näher be-

trachtet.  
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2.2 Informationskontext, politische Kompetenz und bewusste Wahrnehmung 

von Risiken  

Die wichtigste Quelle der Bürgerinnen und Bürger, um sich über riskante Politikvor-

schläge zu informieren, ist die politische Berichterstattung in den Medien. Politische 

Akteure und Medienberichte können Informationen auf unterschiedlicher Art und Weise 

darstellen, um die Bürgerinnen und Bürger von ihren Argumenten und Politikvorschlä-

gen zu überzeugen (Zaller 1992; Berinsky und Kinder 2006). Insbesondere bei riskanten 

politischen Sachfragen könnte dieses Framing einen starken Einfluss auf die Wahrneh-

mung von Chancen und Risiken haben (Quattrone und Tversky 1988; Schuck und de 

Vreese 2006; Kam und Simas 2010; de Vreese et al. 2011; Luttig und Lavine 2016). Die 

politischen Akteure präsentieren über die Medien ihre Politikvorschläge und erläutern, 

welche Ziele sie damit verfolgen. Andere Akteure reagieren, indem sie Vorschläge un-

terstützen oder nicht. Dabei können sowohl die Befürworter als auch die Kritiker mit 

Hinweisen auf die potentiellen Risiken um Unterstützung ihrer Position werben (Schuck 

und de Vreese 2006; de Vreese und Kandyla 2009; Faas und Schoen 2010). Wenn es sich 

bei dem Politikvorschlag um eine grundlegende Reform und radikale Abweichung vom 

Status quo handelt, können die Gegner die potentiellen Nachteile oder Gefahren der 

Maßnahme oder des Ziels besonders hervorheben (Renn 1998). Werden die Politikvor-

schläge als Reaktionen auf Probleme, eine drohende Gefahr oder einen bereits eingetre-

tenen Schaden formuliert, können auch die Befürworter in ihren Argumenten auf Risi-

ken hinweisen, die mit ihrem Vorschlag möglicherweise minimiert werden. Der Begriff 

individuelle Risikowahrnehmung bezieht sich im Folgenden darauf, wie eine Person in-

terpretiert, welche der zur Wahl stehenden Entscheidungsoptionen in Hinblick auf ihre 

potentiellen Folgen riskanter bzw. sicherer ist. 

Bei der Beurteilung von riskanten Politikvorschlägen kann nicht vorausgesetzt werden, 

dass alle Bürgerinnen und Bürger über die potentiellen Risiken informiert sind bzw. im 

Moment der Beurteilung entsprechenden Erwägungen präsent haben. Denn empirische 

Befunde deuten darauf hin, dass viele Menschen die politische Medienberichterstattung 

nicht aufmerksam verfolgen (Converse 1964; Neuman 1986; Delli Carpini und Keeter 

1996). Im Mittel scheinen das politische Interesse und Wissen in der Bevölkerung gering 

und die Varianz hoch zu sein (Converse 1990). Dies äußert sich beispielsweise in Wie-

derholungsbefragungen in einer geringen zeitlichen Stabilität sowie geringen internen 

Konsistenz von Bewertungen (Converse 1964). Aufgrund der Vielfalt und Komplexität 
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von politischen Themen kennen sich auch politisch sehr Interessierte in einigen Politik-

bereichen besser aus als in anderen (für "issue publics" siehe Converse 1964; Krosnick 

1990). Zudem zeigen Ergebnisse aus Umfrageexperimenten, dass selbst geringe Verän-

derungen in der Präsentation einer Frage einen Einfluss auf das Antwortverhalten haben 

können (z. B. Quattrone und Tversky 1988; Feldman und Zaller 1992; Sniderman und 

Theriault 2004; Chong und Druckman 2007c). Insgesamt bleiben die meisten Menschen 

in ihrer politischen Kompetenz weit hinter dem normativen Anspruch eines „Musterbür-

gers“ zurück (Schoen 2006). 

Gedächtnisbasierte Modelle zur Erklärung von politischen Einstellungen bieten einen 

geeigneten Ausgangspunkt, um abzuleiten, unter welchen Bedingungen welche Perso-

nen einen Politikvorschlag als riskant wahrnehmen könnten. Unter Einstellungen wer-

den hier auf ein Objekt bezogene Gesamtbewertungen verstanden, die affektive, beha-

viorale und kognitive Komponenten umfassen können (Maio et al. 2019). Einstellungen 

sind „a psychological tendency that is expressed by evaluating a particular entity with 

some degree of favor or disfavor“ (Eagly und Chaiken 1993, S. 1). In gedächtnisbasier-

ten Modellen wird angenommen, dass Menschen zu den meisten politischen Objekten 

keine auskristallisierten und stabilen Einstellungen haben (Feldman und Zaller 1992; 

Zaller 1992; Tourangeau et al. 2000). Vielmehr haben sie zu politischen Objekten ganz 

verschiedene, oftmals auch widersprüchliche Überzeugungen, Emotionen und Orientie-

rungen im Langzeitgedächtnis abgespeichert. Diese Erwägungen oder kognitiven Ele-

mente sind mit affektiven Bewertungen versehen, die dem entscheidenden Individuum 

entweder eine Zustimmung oder eine Ablehnung nahelegen (Zaller 1992, S. 40–41). 

Da die Kapazität zur Informationsverarbeitung im Gehirn begrenzt ist (Miller 1957), 

können nicht all diese Erwägungen zum Zeitpunkt der Einstellungsbildung abgerufen 

werden. Die Zugänglichkeit einer einzelnen mentalen Repräsentation im Gedächtnis 

hängt unter anderem davon ab, wie regelmäßig sie aktiviert wird, wie viel Zeit seit der 

letzten Aktivierung vergangen ist, wie stark sie mit anderen Elementen in der kognitiven 

Struktur vernetzt ist; sowie von der persönlichen Wichtigkeit (Higgins und King 1981; 

Krosnick 1989; Zaller 1992; Fazio 1995; Lavine et al. 1996).7 Eine geäußerte Einstel-

lung ist demnach das Ergebnis einer Verrechnung aller zugänglichen Erwägungen und 

ihrer affektiven Ladungen zu einem bestimmten Zeitpunkt. Die Bewertung eines 

 
7 Für eine detaillierte Beschreibung des Informationsverarbeitungsprozesses bei der politischen Einstel-
lungsbildung siehe Lodge und Taber 2000, 2013; Kim et al. 2010. 
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Attributs wird dafür mit der subjektiven Wichtigkeit gewichtet, und dann werden die 

Produkte aufaddiert (Feldman und Zaller 1992; Chong und Druckman 2007a, S. 107; 

siehe klassisch das Werterwartungsmodell von Fishbein und Ajzen 1975).8 Die Instabi-

lität von in Wiederholungsinterviews geäußerten Präferenzen und Einstellungsänderun-

gen ließe sich demnach darauf zurückführen, dass zwischen Situationen die Auswahl an 

abgespeicherten Erwägungen, ihre Zugänglichkeit und ihre Gewichtung variieren kön-

nen (Chong und Druckman 2007a). 

Welche Erwägungen zu einem Einstellungsobjekt im Moment der Beurteilung zugäng-

lich sind, hängt also stark vom Informationskontext ab. Dabei kommt der Medienbe-

richterstattung und dem Elitendiskurs eine Schlüsselrolle zu (Zaller 1992). Durch die 

Darstellung eines Sachverhaltes aus einer bestimmten Perspektive können die Problem-

definition, die Wahrnehmung von Risiken und Chancen oder die Annahmen zu Ursache-

Wirkungs-Zusammenhängen beeinflusst werden (Sjöberg 2001; Joffe 2003; Sniderman 

und Theriault 2004; Chong und Druckman 2007c). Zusätzliche Informationen können 

Verknüpfungen von Erwägungen zu einem Einstellungsobjekt neu etablieren oder aber 

bestehende Verknüpfungen verstärken (Chong und Druckman 2007a). Zudem können 

die Medien über die Intensität der Berichterstattung und die Auswahl der Meldungen 

bestimmten Themen und Argumenten im Diskurs ein größeres Gewicht verleihen. Bei-

spielsweise spiegelt sich die unbewusste Tendenz der meisten Menschen, sich stärker 

negativen als positiven Nachrichten zuzuwenden, auch in einer proportional umfangrei-

cheren Medienberichterstattung zu Krisen, Katastrophen und Risiken wider (Ohira et al. 

1998; Soroka 2006; Soroka und McAdams 2015). Die politischen Eliten wiederum kön-

nen versuchen, eine Sachfrage mit bestimmten Werten, Symbolen oder Zielen zu ver-

knüpfen (Sniderman und Theriault 2004). Dieses Issue-Framing kann daher die Zugäng-

lichkeit bestimmter Erwägungen im Entscheidungsprozess erhöhen und die Auswahl an 

Erwägungen verändern, die in die Gesamtbewertung eingehen (Zaller 1992; Zaller und 

Feldman 1992). Möglicherweise kann ein Framing darüber hinaus auch die subjektive 

Relevanz von Bewertungsdimensionen verändern, sodass einzelne Erwägungen mit an-

derer Gewichtung in den Verrechnungsprozess eingehen (Nelson et al. 1997a; Scheufele 

2000; Chong und Druckman 2007a). 

 
8 Andere mathematische Modelle gehen davon aus, dass über die gewichteten Erwägungen ein Mittelwert 
gebildet wird – wie beispielsweise in der Informationsintegrationstheorie von Anderson (1971, S. 67). In 
welcher Form der Verrechnungsprozess tatsächlich abläuft, ist nicht abschließend geklärt (Petty und Ca-
cioppo 1981, 133, Fußnote 1; Eagly und Chaiken 1993; Bohner und Wänke 2002, S. 57–58). 
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Allerdings lassen sich Menschen nicht beliebig durch die Argumente in der Medienbe-

richterstattung in ihrer Meinung beeinflussen. Eines der bekanntesten gedächtnisbasier-

ten Modelle wurde von John Zaller (1992) vorgelegt. In seinem Receive-Accept-Sample-

Modell (RAS-Modell) argumentiert er, dass interindividuelle Unterschiede in der Verar-

beitung neuer Informationen bereits bei der Rezeption entsprechender Botschaften auf-

treten. Denn je höher die politische Kompetenz einer Person, desto größer ist die Wahr-

scheinlichkeit, dass sie die politischen Informationen in den Medien wahrnimmt (Zaller 

1992, S. 42–44). Zaller spricht in diesem Zusammenhang von political awareness und 

definiert diese als „the extent to which an individual pays attention to politics and un-

derstands what he or she has encountered“ (Zaller 1992, S. 21). Dabei unterscheidet 

Zaller explizit zwischen einer affektiven und einer kognitiven Komponente der political 

awareness. Da es in seinem theoretischen Ansatz um die Rezeption, Informationsverar-

beitung und Speicherung neuer Informationen im Gedächtnis geht, reiche ein Interesse 

oder eine emotionale Auseinandersetzung für das Vorliegen einer politischen Versiert-

heit nicht aus (Zaller 1992, S. 42–43). Vielmehr müssen Personen zudem in der Lage 

sein, die wahrgenommenen neuen Informationen einzuordnen und zu bewerten (Zaller 

1992, S. 333–345; siehe auch Converse 1964; Neuman 1986; Luskin 1987; Sniderman 

et al. 1991; Delli Carpini und Keeter 1996; Goren 2013, S. 58).9 Die Akzeptanz der 

rezipierten Informationen stellt daher die zweite Hürde für einen Einfluss politischer 

Informationen auf die Einstellungsbildung dar. 

Prädispositionen, die Teil des Selbstkonzeptes einer Person sind, nehmen in der politi-

schen Einstellungsstruktur eine zentrale Position ein (z. B. Green et al. 2002; Campbell 

et al. 1960). Sie verweisen auf politische Symbole, die bereits früh in der Sozialisation 

erlernt werden und sich durch eine hohe Stabilität im Lebensverlauf auszeichnen (Sears 

und Funk 1991; Lau und Heldman 2009). Durch ihre starke Vernetzung mit anderen 

mentalen Repräsentationen im Langzeitgedächtnis und der großen persönlichen Wich-

tigkeit für das Selbstbild eines Menschen haben Prädispositionen daher eine besonders 

hohe Wahrscheinlichkeit, in der Einstellungsbildung mitaktiviert zu werden (Zaller 

1992; Tourangeau et al. 2000; Alvarez und Brehm 2002). Entsprechend sollten Prädis-

positionen einen besonders starken Einfluss auf die Einstellungsbildung ausüben. In der 

 
9 In der Literatur werden für die politische Kompetenz unterschiedliche Begriffe benutzt. Im Folgenden 
werden die Bezeichnungen politische Sophistizierung, Kompetenz und Versiertheit synonym verwendet. 
Die politische Involvierung dagegen bezeichnet, wie stark sich eine Person mit der politischen Domäne 
verbunden fühlt und mit wie viel Aufmerksamkeit das politische Geschehen verfolgt wird (Falter und 
Schoen 2014, S. 876). 



2. Theoretischer Hintergrund  24 

Auseinandersetzung mit neuen Informationen können sie wie ein Filter wirken, indem 

wahrgenommene Inhalte danach beurteilt werden, ob sie in Einklang mit den eigenen 

Überzeugungen gebracht werden können. „[E]very opinion is a marriage of information 

and predisposition: information to form a mental picture of the given issue, and predis-

position to motivate some conclusion about it“ (Zaller 1992, S. 6). 

Zaller (1992) unterscheidet die politischen Informationen in Überzeugungsbotschaften 

(persuasive messages) und Hinweisinformationen (cueing messages). Überzeugungs-

botschaften sind Argumente, die eine Zustimmung oder Ablehnung nahelegen sollen, 

während Hinweisbotschaften den kontextuellen Rahmen einer Aussage liefern – bei-

spielsweise in welcher politischen Partei oder in welchem ideologischen Lager die 

Quelle der Botschaft verortet werden kann. In Experimenten wurde gezeigt, dass sich 

Bürgerinnen und Bürger bei der Beurteilung umso wahrscheinlicher von den Argumen-

ten in einem Frame überzeugen ließen, je größer die Passgenauigkeit zu ihren Prädispo-

sitionen war (Nelson et al. 1997a; Sniderman und Theriault 2004; Chong und Druckman 

2007a). 

Ob Überzeugungsbotschaften politischer Eliten akzeptiert werden, hängt insbesondere 

von der Parteibindung ab. Sie wird definiert als affektive Bindung an eine Partei, ohne 

dass dafür eine formale Mitgliedschaft notwendig wäre (Campbell et al. 1960, S. 297–

298; Greene 1999; Green et al. 2002). Die Beurteilung eines wahrgenommenen Argu-

mentes kann danach erfolgen, welchem politischen Lager die Quelle zugeordnet werden 

kann (Cohen 2003). Demnach kann die Parteiidentifikation wie ein Wahrnehmungsfilter 

wirken (Campbell et al. 1960; Zaller 1992; Alvarez und Brehm 2002). Aber auch andere 

Prädispositionen wie Wertorientierungen und bereichsspezifische Überzeugungen und 

die persönliche Wichtigkeit können dazu führen, dass alternative Deutungsangebote kei-

nen Einfluss auf die Meinungsbildung haben (Lecheler et al. 2009). Da Bürgerinnen und 

Bürger in pluralen Demokratien mit unterschiedlichsten Überzeugungsbotschaften kon-

frontiert sind, können sich die Effekte gegenläufiger Frames zudem neutralisieren, wenn 

ein Individuum mehrere Bedeutungsdimensionen für gleichermaßen wichtig erachtet 

(Sniderman und Theriault 2004; Brewer und Gross 2005; Chong und Druckman 2007c). 

In Bezug auf die Interpretation einer riskanten Entscheidungssituation heißt dies, dass 

die Anhänger von Parteien eine höhere Wahrscheinlichkeit haben, deren Frame eines 

Politikvorschlags zu übernehmen. Wenn sich daher die Parteien darin unterscheiden, ob 

sie einen Politikvorschlag als riskant oder als sichere Option im Vergleich zum Status 
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quo darstellen, dann wird auch innerhalb der Bevölkerung die Risikowahrnehmung in 

Abhängigkeit von der Parteiidentifikation variieren. In einem Informationskontext, in 

dem sich die politischen Eliten in der Interpretation der Risikosituation dagegen einig 

sind, sollten keine Unterschiede zwischen den Personen mit unterschiedlich Parteibin-

dung in der Risikowahrnehmung auftreten.  

Zusammengenommen betrachtet haben Menschen durch ihre Prädispositionen theore-

tisch Bewertungskriterien, mit denen sie neue Informationen kritisch prüfen können. Um 

diesen Abgleich allerdings vornehmen zu können, benötigen sie genügend Hintergrund-

informationen, um eine Verknüpfung zu ihren Prädispositionen herstellen zu können. 

Politisch informierte Personen haben nicht nur eine höhere Chance, die entsprechende 

Überzeugungs- und Hinweisbotschaften in den Medien wahrzunehmen, sondern sie ver-

fügen darüber hinaus über ein umfangreiches politisches Überzeugungssystem, dessen 

einzelne Elemente untereinander systematisch zusammenhängen (Luskin 1990). Dies 

äußert sich beispielsweise darin, dass die Einstellungen von politisch kompetenten Per-

sonen zeitlich stabiler und untereinander konsistenter sind (Converse 1964; Lavine et al. 

1997; Luskin 1990; Sniderman et al. 1991). Dadurch fällt es ihnen leichter, politische 

Informationen abzugleichen und zu filtern. Hingegen fehlt politisch wenig Informierten 

oft das Hintergrundwissen, um die möglichen Implikationen abzuleiten, die Quelle des 

Argumentes festzustellen sowie eine Bewertung vorzunehmen (Schuck und de Vreese 

2006; Chong und Druckman 2007b; Lecheler und de Vreese 2010; Goodwin et al. 2018). 

Für die Wahrnehmung und Zugänglichkeit von Erwägungen, die sich auf eine riskante 

Sachfrage beziehen, heißt dies, dass politisch kompetente Personen politische Nachrich-

ten über die Chancen und Risiken eher rezipieren und auf Grundlage ihres Überzeu-

gungssystems einordnen können. Entsprechend ist die Wahrscheinlichkeit bei politisch 

wenig interessierten Menschen geringer, dass sie wissen, ob ein Politikvorschlag poten-

tiell negative Folgen haben könnte oder eine bestehende Bedrohung minimieren soll und 

wie sich die politischen Eliten zum Vorschlag positionierten. 

Wie groß die Unterschiede in der Risikowahrnehmung zwischen politisch uninformier-

ten und sehr kompetenten Personen sind, könnte sowohl von Eigenschaften des Politik-

vorschlags als auch von dem politischen Diskurs in den Medien abhängen. Viele neue 

Technologien, Gesundheits- und Umweltthemen werden in der öffentlichen Kommuni-

kation stets im Zusammenhang mit ihren potentiellen negativen Folgen behandelt und 

über einen sehr langen Zeitraum diskutiert (Keller et al. 2006; Leiserowitz 2006; Siegrist 
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et al. 2007; Costa-Font et al. 2008a; Costa‐Font et al. 2008b; van der Linden 2015; 

Crettaz von Roten et al. 2017). Dazu zählen zum Beispiel die Diskussionen um Impfun-

gen, genmanipulierte Nahrungsmittel oder die Digitalisierung. In Gesellschaften gibt es 

zudem Themen, die durch einschneidende katastrophale Ereignisse oder durch gesell-

schaftliche Konfliktlinien symbolisch aufgeladen sind. Beispielsweise beeinflussten Re-

aktorunfälle und der Einsatz von nuklearen Waffen die Meinung vieler Menschen zur 

Kernenergie so stark, dass sie diese Technologie unabhängig von dem möglichen Nutzen 

stets mit potentiellen Gefahren für das Leben und die Umwelt in Verbindung bringen 

(Crettaz von Roten et al. 2017; Kristiansen et al. 2018). Zudem kann aus einigen Poli-

tikvorschlägen direkt abgeleitet werden, dass sie weitreichende Implikationen haben, 

beispielsweise für die Gesundheit der Bevölkerung. Daher werden einige politische 

Sachfragen auch von jenen Personen mit Risiken in Verbindung gebracht, die die politi-

sche Berichterstattung in den Medien nicht aufmerksam verfolgen. 

Auch der politische Diskurs könnte den Einfluss der politischen Kompetenz auf die Ri-

sikowahrnehmung beeinflussen. Je intensiver die Medienberichterstattung, desto größer 

ist die Chance, dass auch politisch Uninformierte mit den Argumenten der Gegner und 

Befürwortern in Berührung kommen und die Positionen der Parteien in Erfahrung brin-

gen. Dies setzt allerdings voraus, dass die gegenläufigen Argumente mit ähnlich hoher 

Intensität kommuniziert werden (Zaller 1992, 207). Solche Lerneffekte konnten bei-

spielsweise im Vorfeld von Referenden mit der Nähe zum Abstimmungstag beobachtet 

werden (LeDuc 2002, 2003; Morisi 2016). Allerdings muss bei der Übertragung dieser 

Befunde bedacht werden, dass zum einen im Kontext von Referenden die Bürgerinnen 

und Bürger einen deutlich stärkeren Anreiz haben, sich zu informieren und eine Meinung 

zu bilden; zum anderen ist die Intensität der Medienberichterstattung zu Referenden 

meist deutlich höher verglichen mit anderen Sachfragen, bei denen die Entscheidung in 

der Regel bei der Regierung und dem Parlament und nicht direkt bei der Bevölkerung 

liegt. 

Zusammenfassend betrachtet gibt es viele Gründe für die Annahme, dass nicht alle Men-

schen Risikoerwägungen präsent haben, wenn sie riskante Politikvorschläge bewerten. 

Wenn in der Medienberichterstattung explizit auf die Risiken einer Sachfrage oder einer 

Entscheidung hingewiesen wird, dann werden nur jene Menschen ein Wissen darüber 

haben, die diese Informationen wahrgenommen haben. Bei geringer Intensität der Me-

dienberichterstattung und wenn ein Thema eher wenig vertraut ist, wird die 
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Wahrscheinlichkeit der Rezeption dieser risikobezogenen Botschaften bei politisch we-

nig Informierten daher vermutlich geringer sein (vgl. Perko et al. 2013). Wird ein ris-

kanter Politikvorschlag oder eine Wahloption dagegen über einen langen Zeitraum in-

tensiv diskutiert oder ist die Thematik den meisten Menschen vertraut, dann werden Ri-

sikoerwägungen bei allen Bürgerinnen und Bürgern präsent sein. Dieser Argumentation 

folgend, kann die Zugänglichkeit von Risikoerwägungen und die Interpretation von Ri-

sikosituationen über die Zeit variieren. Kontextfaktoren wie Lerneffekte, Verschiebun-

gen in der Positionierung der politischen Eliten oder einschneidende Ereignisse können 

die Risikowahrnehmung verändern.  

2.3 Die Bedeutung von Heuristiken bei der Chancen-Risiken-Abwägung 

Das bewusste Abwägen zwischen Chancen und Risiken kann als gefühlte Ambivalenz 

oder als innerer Konflikt zwischen inkommensurablen Zielen erlebt werden (z. B. 

Hochschild 1981; Feldman und Zaller 1992; Tetlock 2000; Alvarez und Brehm 2002, S. 

67–70; Steenbergen und Brewer 2004). Diese Zielkonflikte treten beispielsweise dann 

auf, wenn die im Moment der Einstellungsbildung zugänglichen Prädispositionen je-

weils Schlussfolgerungen nahelegen, die miteinander unvereinbar sind (Alvarez und 

Brehm 2002, S. 68–69). Riskante Entscheidungsoptionen zeichnen sich dadurch aus, 

dass es nicht gleichzeitig möglich ist, Verluste auszuschließen und Gewinne oder Ver-

besserungen zu erwarten. Je mehr Sicherheit gewünscht ist, desto weniger Fortschritt 

und Verbesserung sind unter Bedingungen riskanter Entscheidungsoptionen möglich 

und umgekehrt. Per definitionem ist das Ergebnis, das aus einer riskanten Entscheidung 

folgt, unsicher. Unter Unsicherheit wird hier ein Zustand unvollständigen oder fehlenden 

Wissens verstanden (Downs 1957, S. 77; siehe auch Alvarez und Brehm 2002; McGraw 

et al. 2003). Bei der Beurteilung riskanter Politik- und Wahlvorschläge kann nicht nur 

Unsicherheit auftreten, weil man die möglichen positiven und negativen Konsequenzen 

einer riskanten Entscheidungsoption nicht kennt, sondern auch, weil man die potentiel-

len Folgen und deren Wahrscheinlichkeit nicht sicher einschätzen kann. 

Obwohl es in der politischen Domäne oft Politikvorschläge und Entscheidungssituatio-

nen gibt, bei denen sowohl positive als auch negativen Folgen auftreten könnten, sind 

solche bewusst wahrgenommenen Trade-offs bei den meisten Menschen eher selten 

(Tetlock 2000; Alvarez und Brehm 2002; Meffert et al. 2004). Denn damit sich eine 

Person eines inneren Konfliktes zwischen Chancen und Risiken bewusst ist, müssen 
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viele Voraussetzungen erfüllt sein (siehe auch Alvarez und Brehm 2002, S. 69–70).10 

Erstens muss sich das Individuum darüber bewusst sein, dass ein präsentierter Politik-

vorschlag negative Folgen haben könnte, also riskant ist. Wie im vorangegangenen Ab-

schnitt aufgezeigt, variiert die Zugänglichkeit von Risikoerwägungen unter anderem mit 

der politischen Kompetenz, dem Informationskontext, der Komplexität des Gegenstan-

des und der Vertrautheit mit der Sachfrage. Zum anderen darf eine Person gegenüber 

dem möglichen Ergebnis der Entscheidung nicht indifferent sein (Alvarez und Brehm 

2002, S. 68). Wenn es um politische Entscheidungen geht, deren Folgen Auswirkungen 

auf das eigene Leben und/oder die Gesellschaft als Ganzes haben, kann erwartet werden, 

dass die Relevanz für Bürger eher höher ist. Bei spezifischen Sachfragen und Wahlent-

scheidungen hingegen ist die gefühlte Betroffenheit vermutlich bei der Mehrheit der 

Bürgerinnen und Bürger eher gering. Als dritter Aspekt kommt hinzu, dass die sich ge-

genseitig ausschließenden Ziele als gleich wichtig eingeschätzt werden (Alvarez und 

Brehm 2002, S. 68–69). Denn wenn der mögliche Schaden als deutlich größer als der 

potentielle Nutzen betrachtet wird, haben Menschen keinen Anreiz, ein Risiko in Kauf 

zu nehmen (Weber und Milliman 1997; Weber et al. 2002). 

Als Ausgangspunkt der meisten Ansätze zur Erklärung von Entscheidungsverhalten un-

ter Risiko und Unsicherheit werden verschiedene Zwei-Prozess-Modelle herangezogen 

(Petty und Cacioppo 1986; Sloman 1996; Chaiken und Trope 1999; Evans 2008; 

Kahneman 2011). Demnach können zwei Formen der Informationsverarbeitung unter-

schieden werden. Im systematischen Verarbeitungsmodus werden die verfügbaren In-

formationen hinsichtlich ihrer Wichtigkeit und Relevanz sorgsam geprüft und die Kos-

ten und Nutzen jeder Alternative gegeneinander abgewogen. Diese Form der Informati-

onsverarbeitung ist zeitintensiv, kognitiv sehr anspruchsvoll und setzt daher ein hohes 

Maß an Motivation voraus (Chaiken et al. 1989). Der periphere Verarbeitungsmodus 

zeichnet sich hingegen durch eine schnelle, aber oberflächliche Beurteilung aus. Dafür 

können Menschen auf eine Reihe von Heuristiken, das heißt kognitive Abkürzungen, 

 
10 Zaller (1992) spricht bereits dann von einer Ambivalenz, wenn widersprüchliche Erwägungen zu einem 
politischen Objekt im Langzeitgedächtnis abgespeichert wurden (siehe auch Lavine 2001; McGraw et al. 
2003; Meffert et al. 2004; Basinger und Lavine 2005). Dagegen argumentieren Alvarez und Brehm, dass 
diese Definition zu breit gefasst sei, da die Ambivalenz so nicht von Unsicherheit, die auf fehlendes Wis-
sen zurückgeführt werden kann, und Indifferenz unterschieden werden könne (Alvarez und Brehm 2002, 
S. 69–70). Stattdessen betonen sie, dass Ambivalenz nur dann vorliege, wenn sich eine Person der wider-
sprüchlichen Implikationen ihrer Prädispositionen in Bezug auf eine Bewertung bewusst ist. Diese Be-
griffsdefinition wird auch hier zugrunde gelegt (siehe für eine Unterscheidung von objektiver und 
subjektiver Ambivalenz Priester und Petty 1996). 
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zurückgreifen (Sniderman et al. 1991, S. 14–30; Lupia und McCubbins 1998; Kuklinski 

und Quirk 2000; Sniderman 2000; Redlawsk und Lau 2013). Diese erlauben auch ohne 

intensive Suche und Analyse von Informationen eine schnelle Bewertung. Zwar kann 

die Nutzung von Heuristiken in vielen Fällen zu ausreichend guten Ergebnissen führen 

(Simon 1955; Lupia und McCubbins 1998; Gigerenzer et al. 1999), doch ist diese ober-

flächliche Informationsverarbeitung auch anfällig für systematische Fehlschlüsse 

(Kahneman et al. 1982; Kuklinski und Quirk 2000). 

Das bewusste Wahrnehmen von miteinander unvereinbaren Kognitionen oder Gefühlen 

gegenüber einem Einstellungsobjekt oder bei Zielkonflikten führt zu einem internen 

Spannungszustand, der als psychologisch unangenehm empfunden wird (Festinger 

1957; Nordgren et al. 2006; van Harreveld et al. 2009). Menschen haben daher ein drän-

gendes Bedürfnis, eine Konsistenz herzustellen oder diese aufrechtzuerhalten. Einige 

Autoren argumentieren, dass in Entscheidungen zwischen konfliktären Zielen eine ana-

lytische Informationsverarbeitung daher wahrscheinlicher werden könnte (Maio et al. 

1996; Jonas et al. 1997). Denn wenn viel auf dem Spiel steht und die Folgen einer Ent-

scheidung für eine Person von hoher subjektiver Relevanz sind, könnte eine höhere Mo-

tivation vorliegen, sich umfassend zu informieren und die wahrgenommenen Argumente 

sorgsam zu prüfen und abzuwägen (Chaiken et al. 1989). Die Unsicherheit bei der Ab-

schätzung riskanter Politikvorschläge könnte negative Emotionen wie Angst und Furcht 

auslösen (Dahlbäck 1990; van Harreveld et al. 2009), die wiederum begünstigend auf 

die Motivation wirken könnten, mehr kognitive Ressourcen aufzubringen und die Infor-

mationen systematisch zu verarbeiten (Maio et al. 1996; Jonas et al. 1997; Marcus et al. 

2000; aber siehe Nordgren et al. 2006). 

Es gibt jedoch mehrere Gründe anzunehmen, dass Menschen bei der Abwägung zwi-

schen Chancen und Risiken von riskanten Politikvorschlägen primär auf Heuristiken 

zurückgreifen, um den psychologisch belastenden Zustand der Unsicherheit und des in-

neren Konfliktes aufzulösen. So sind in einer komplexen Welt weder alle potentiellen 

Folgen einer politischen Entscheidung noch deren Eintrittswahrscheinlichkeit bekannt 

(Volz und Gigerenzer 2012). In vielen Situationen fehlt jegliches Wissen über Eintritts-

wahrscheinlichkeiten und die möglichen Folgen, sodass auch eine intensive Informati-

onssuche nicht weiterhelfen kann. Zudem fehlt es Menschen an kognitiven Ressourcen 

und der Zeit, um sich vor jeder Entscheidung umfassend über die potentiellen positiven 
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und negativen Folgen zu informieren und eine rationale und sorgsam abgewogene Be-

urteilung vornehmen zu können (vgl. Simon 1956, 1990; Volz und Gigerenzer 2012).11 

Auch die Motivation zur intensiven Auseinandersetzung mit komplexen politischen 

Themen ist bei den meisten Bürgerinnen und Bürgern gering (Converse 1964; Zaller 

1992; Delli Carpini und Keeter 1996). Politisch hoch involvierte Personen erfüllen zwar 

am ehesten die Voraussetzungen, um Argumente sorgsam zu prüfen und abzuwägen 

(Zaller 1992; Kam 2005). Einige empirische Befunde sprechen allerdings dafür, dass 

auch diese Personengruppe in der Informationsverarbeitung bemüht ist, eher die bereits 

bestehenden Vorstellungen zu bestätigen (motivated reasoning), anstatt eine möglichst 

akkurate Entscheidung zu treffen (Lodge und Taber 2000, S. 186; Taber und Lodge 

2006). Politisch kompetente Menschen scheinen Heuristiken nicht seltener zu nutzen als 

jene mit geringem politischem Interesse, auch wenn sie diese aufgrund ihres Hinter-

grundwissens oft effizienter einsetzen können (Sniderman et al. 1991; Lau und Red-

lawsk 2001, 2006). 

Doch die Motivation für eine systematische Verarbeitung hängt nicht nur von dem inne-

ren Ansporn ab, eine möglichst akkurate Entscheidung zu treffen, sondern auch von dem 

Selbstvertrauen darauf, über ausreichend Informationen zu verfügen (Eagly und Chai-

ken 1993, S. 330; Petty und Cacioppo 1986). Als kognitive Geizhälse (cognitive misers) 

versuchen Menschen nur so viel an kognitiven Ressourcen aufzubringen wie notwendig, 

um eine ausreichend genaue und zufriedenstellende Beurteilung vornehmen zu können 

(Simon 1955; Kahneman 2011). Die subjektive Relevanz und das politische Interesse 

könnten die Wahrscheinlichkeit einer systematischen Informationsverarbeitung zwar er-

höhen; sofern allerdings die Möglichkeit besteht, dass man auch über die Nutzung einer 

Heuristik zu einer ausreichend genauen und zufriedenstellenden Entscheidung gelangen 

kann, wird diese offenbar auch bereitwillig genutzt (Kahneman et al. 1982; Sniderman 

et al. 1991; Lupia und McCubbins 1998; Tetlock 2000; Lau und Redlawsk 2001, 2006). 

Es gibt eine Vielzahl von empirischen Befunden, die ebenfalls dafür sprechen, dass Men-

schen bei der Beurteilung von Risiken auf Heuristiken zurückgreifen (Kahneman et al. 

1982; Loewenstein et al. 2001; Trumbo 2002; Slovic et al. 2004). Dies zeigt sich zum 

 
11 Darüber hinaus hat die einzelne Entscheidung einer Bürgerin oder eines Bürgers in der politischen Do-
mäne ein geringes Gewicht, und die potentiellen Kosten und Nutzen betreffen die Gesellschaft als Ge-
samtheit und nicht unbedingt auch direkt das Individuum selbst (Sniderman 2000). Aus der Kosten-Nut-
zen-Perspektive wäre es demnach nicht rational, viel Aufwand in die Informationssuche und das sorgsame 
Abwägen zu investieren (Downs 1957). 
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einen darin, dass die Risikobewertung der Bevölkerung oft stark von Experteneinschät-

zungen bzw. objektiv berechenbaren Risiken abweicht (Fischhoff et al. 1978; Kahneman 

et al. 1982; Slovic et al. 1982; Slovic 1987; Renn et al. 1992; Renn 1998). Laien scheinen 

sich bei der Einschätzung stärker daran zu orientieren, wie schwerwiegend sie sich den 

möglichen Schaden vorstellen, ob sie diesen für kontrollierbar halten und ob sie das 

Risiko freiwillig eingehen (Slovic 1987, 1992). Des Weiteren werden Risiken, die ver-

traut sind, deren Folgen beobachtbar sind und die mit zeitlich verzögerter Wirkung ein-

treten, als weniger riskant eingestuft (Fischhoff et al. 1978; Slovic 1992).12 

Während in der Realität die Risiken einer Entscheidungsoption mit einem höheren po-

tentiellen Nutzen assoziiert sind, konnte für verschiedene neue Technologien gezeigt 

werden, dass in der Wahrnehmung der meisten Menschen der Nutzen und die Risiken 

negativ korrelieren (Alhakami und Slovic 1994). Wenn der Nutzen eines Gegenstandes 

als hoch bewertet wird, dann scheint auch sein Risiko als gering eingeschätzt zu werden 

– und umgekehrt. In der Literatur im Bereich Risikobewertung wird dieses Phänomen 

auf eine Form der Affektheuristik zurückgeführt (Finucane et al. 2000; Slovic et al. 

2002; Slovic und Peters 2006). Möglicherweise hilft die Affektheuristik auch dann bei 

der Beurteilung, wenn einer Person zu den Risiken oder aber zum Nutzen eines riskanten 

Politikvorschlags nicht genug Informationen vorliegen. Wenn sie beispielsweise die 

Ziele eines Politikvorschlags unterstützt und den Nutzen als hoch einschätzt, könnte sie 

die Risiken für geringer halten, auch wenn sie die potentiellen negativen Folgen nicht 

benennen kann. 

Zum anderen wird die Nutzung von Heuristiken in der Risikobewertung deutlich, wenn 

Individuen Entscheidungssituationen präsentiert werden, in denen die Eintrittswahr-

scheinlichkeiten und die möglichen Folgen der Entscheidungsoptionen vorgegeben sind, 

also eine analytische Herangehensweise möglich sein sollte. Beispielsweise zeigen die 

Befunde im Rahmen der Prospect Theory, dass Menschen selbst auf kleinste Verände-

rungen in der Situationsbeschreibung sehr sensibel reagieren (Kahneman und Tversky 

1979; Quattrone und Tversky 1988). Des Weiteren tendieren sie dazu, potentiell extre-

men Ergebnissen ein stärkeres Gewicht zu geben, auch wenn deren 

 
12 Diese Befunde stammen aus Studien im Rahmen des psychometrischen Paradigmas von Paul Slovic 
und Kollegen (Fischhoff et al. 1978; Slovic et al. 1982; Slovic 1992). Obwohl in der Risikoforschung sehr 
populär, handelt es sich nicht um einen Erklärungsansatz, aus dem sich überprüfbare Hypothesen ableiten 
ließen (z. B. Af WÅhlberg 2001). Da der Fokus dieser Studien auf der Aggregatebene liegt, bleiben zudem 
auch mögliche kontextuelle und interindividuelle Faktoren bei der Risikowahrnehmung und -bewertung 
unberücksichtigt (Barnett und Breakwell 2001, S. 171–172; Siegrist et al. 2005). 
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Eintrittswahrscheinlichkeit gering ist. Darüber hinaus scheinen sie in ihren Wahrschein-

lichkeitsschätzungen systematisch die Stichprobengröße und bedingte Wahrscheinlich-

keiten zu vernachlässigen (Kahneman et al. 1982).  

Zusammenfassend betrachtet finden sich viele Hinweise darauf, dass in der Abwägung 

zwischen Chancen und Risiken die periphere Verarbeitung gegenüber einer systemati-

schen überwiegt. Dies könnte demnach auch für die Bewertung von riskanten Politik-

vorschlägen vermutet werden. Im folgenden Abschnitt werden die Bestandteile einer 

Chancen- und Risikobeurteilung dargestellt, um daraus abzuleiten, bei welchen Indivi-

duen eine Abwägung zwischen den Chancen und Risiken zu erwarten wäre bzw. welche 

Individuen diesen Trade-off über die Nutzung von Heuristiken auflösen könnten. 

2.4 Die individuelle Bewertung von Chancen und Risiken 

Die subjektive Bewertung der Chancen und Risiken setzt sich aus drei Komponenten 

zusammen (Sitkin und Pablo 1992; Vertzberger 1995). Dazu zählt erstens die Beurtei-

lung des Nutzens und des Ausmaßes eines möglichen Schadens – unter anderem hin-

sichtlich der subjektiven Relevanz (Yates und Stone 1992; Vertzberger 1998). Zweitens 

wird die subjektive Risikobewertung von der Einschätzung der Wahrscheinlichkeit, mit 

der unerwünschte bzw. erhoffte Konsequenzen auftreten könnten, beeinflusst. Und drit-

tens kann die gefühlte Sicherheit bei der Beurteilung dieser beiden Größen eine Rolle 

spielen. 

In der Theorie sind diese drei Faktoren voneinander unabhängig. Empirisch zeigt sich 

jedoch, dass die subjektive Chancen- und die Risikobewertung eng miteinander ver-

flochten sind (Einhorn und Hogarth 1986; March und Shapira 1987; Vertzberger 1995, 

351, 1998). Beispielsweise ist aus experimentellen Studien bekannt, dass potentielle Er-

träge die Wahrscheinlichkeitseinschätzung beeinflussen und die Eintrittswahrschein-

lichkeiten das Gewicht der potentiellen Folgen im Entscheidungsprozess verändern kön-

nen (z. B. Einhorn und Hogarth 1986). Auch die gefühlte Sicherheit bei der Bewertung 

von potentiellen Folgen und deren Wahrscheinlichkeit kann einen Einfluss darauf haben, 

mit welcher Gewichtung beide Komponenten jeweils in die Beurteilung eingehen (siehe 

Vertzberger 1995, S. 351–352). Im realweltlichen Kontext ohne Gewissheit über die vie-

len möglichen Folgen und ihre Wahrscheinlichkeiten ist eine besonders starke Vermi-

schung der drei Komponenten bei der Beurteilung zu erwarten. Demzufolge sollte ein 
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Risiko demnach umso höher eingeschätzt werden, je schwerer die potentiellen negativen 

Folgen bewertet werden, je höher ihre Eintrittswahrscheinlichkeit eingeschätzt wird und 

je größer die Unsicherheit bei der Bewertung dieser beiden Größen ist (Vertzberger 

1995, S. 352). 

Für die Bewertung der potentiellen Chancen und Risiken einer Sachfrage könnten sich 

Individuen an ihren materiellen Eigeninteressen oder an ihren politischen Prädispositi-

onen orientieren. Erfolgt die Beurteilung nach ökonomischen Kalkülen, dann könnten 

Menschen einen riskanten Politikvorschlag befürworten, wenn sie sich dadurch einen 

materiellen Nutzen versprechen. Umgekehrt können sie ihn ablehnen, wenn sie finanzi-

elle Verluste erwarten müssten (z. B. Ehrlich und Maestas 2010; Milita 2017). Eine Be-

urteilung der Chancen und Risiken auf Grundlage ökonomischer Kalküle ist allerdings 

sehr voraussetzungsreich. Eine Person müsste dafür zum einen in der Lage sein, Impli-

kationen von Politikvorschlägen für ihre eigene wirtschaftliche Situation abzuleiten, und 

zum anderen gewillt sein, nur auf dieser Grundlage eine Bewertung vorzunehmen (Cit-

rin und Green 1990; Sears und Funk 1991; Chong et al. 2001). Wie oben aufgezeigt 

wurde, sind solche Annahmen sowohl in Hinblick auf die politische Kompetenz, die 

Motivation als auch die Unsicherheit im Abwägungsprozess sehr anspruchsvoll. Nicht 

zuletzt der Kollektivgutcharakter politischer Entscheidungen könnte die Bedeutung öko-

nomischer Kalküle schmälern (vgl. Fußnote 11, Chong et al. 2001). 

Es kann daher vermutet werden, dass bei der Beurteilung der potentiellen Chancen und 

Risiken eines Politikvorschlags symbolische Prädispositionen eine wichtige Rolle spie-

len (Douglas 1985; Wildavsky und Dake 1990; Dake 1991; Kahan et al. 2009). Zu den 

symbolischen Prädispositionen werden zum einen Wertorientierungen gezählt, die sich 

auf Vorstellungen von erstrebenswerten Zielen und Verhaltensweisen beziehen 

(Rokeach 1973, S. 7). Viele der Werte werden von der Mehrheit der Menschen als wün-

schenswert erachtet, Unterschiede treten allerdings bei ihrer relativen Wichtigkeit auf 

(Schwartz 1992). Wertorientierungen werden meist als universal verstanden und struk-

turieren die Einstellungen und das Verhalten in verschiedenen spezifischen Situationen 

und Bereichen, auch in der politischen Domäne (Converse 1964; Feldman 1988; Goren 

2013). Dabei scheinen Werte, die sich auf den Umgang mit anderen beziehen, eine grö-

ßere Bedeutung für die politische Einstellungsbildung zu haben als Werte mit einem 

egozentrischen Fokus (Goren et al. 2016). 
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Des Weiteren werden domänenspezifische Grundüberzeugungen den Prädispositionen 

zugeordnet. Diese lassen sich hierarchisch zwischen den universellen Werten und den 

spezifischen Einstellungen und Überzeugungen verorten (Peffley und Hurwitz 1985; 

Feldman 1988; Miller und Shanks 1996; Goren 2013). Sie können definiert werden als 

„psychological tendency to evaluate with some degree of favor or disfavor a general 

claim about the proper course of action to follow in a given domain” (Goren 2013, S. 

54–55). Für die Herausbildung der domänenspezifischen Grundorientierungen und ihre 

Stabilität sind die gesellschaftlichen Konfliktlinien entscheidend (Converse 1964; 

Feldman 1988). Ihren Ursprung haben bereichsspezifische Orientierungen in den zent-

ralen Streitfragen zur Beziehung der Bürgerinnen und Bürger zum Staat, der Bürgerin-

nen und Bürger untereinander und zu zwischenstaatlichen Beziehungen. Diese Konflikt-

linien werden über die Institutionen, Parteien und die politische Kommunikation repro-

duziert und manifestieren sich in der politischen Kultur. Daher weisen auch domänen-

spezifische Grundorientierungen meist eine hohe Stabilität auf. Sie ermöglichen dadurch 

auch politisch wenig interessierten Menschen prinzipiell eine Kohärenz in ihren Einstel-

lungen innerhalb eines Politikbereiches (z. B. Goren 2013). 

Die dritte Art von Prädispositionen ist die subjektiv empfundene Zugehörigkeit zu Grup-

pen. Affektive Gruppenbindungen gehören zur sozialen Identität eines Menschen und 

berühren ebenfalls sein Selbstkonzept.13 Der Theorie der sozialen Identität zufolge neh-

men Menschen instinktiv eine dichotome Kategorisierung der Welt in ihre Identifikati-

onsgruppe auf der einen Seite und Fremdgruppen auf der anderen Seite vor (Tajfel 1981; 

Greene 1999). Im Vergleich der Gruppen miteinander werden Unterschiede überbewer-

tet, wobei der eigenen Gruppe eine besonders positive Haltung entgegengebracht wird 

und Fremdgruppen tendenziell abgewertet werden (Tajfel und Turner 1986; Brown 

2000; Huddy 2001). Bei der Wahrnehmung und Bewertung riskanter politischer Vor-

schläge können verschiedene Gruppenidentitäten eine Rolle spielen – wie beispielsweise 

die Identifikation mit der eigenen Nation, mit einer ethnischen Gruppierung; oder die 

gefühlte Zugehörigkeit zu einer Berufsklasse oder Religionsgemeinschaft. 

Die emotionale Bindung an eine Gruppe, z. B. eine Partei, kann die politische Einstel-

lungsbildung auf zwei Wegen strukturieren. Zum einen können Personen die Normen, 

 
13 Die Unterscheidung zwischen Werten und Gruppenidentitäten ist nicht immer trennscharf. Einige Au-
toren argumentieren, dass beispielsweise symbolischer Rassismus sowohl eine Werte- als auch eine Grup-
penkomponente umfasst (Kinder und Sears 1981; Kinder und Sanders 1996). 
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Werte, Symbole und Deutungsmuster der Identifikationsgruppe internalisieren und bei 

der Bewertung von Politikvorschlägen heranziehen (Turner et al. 1987; Huddy 2001). 

Dadurch können Gruppenbindungen dazu beitragen, dass bestimme Wertvorstellungen 

und domänenspezifische Orientierungen bei der Bewertung von politischen Objekten 

ein größeres Gewicht haben (Huddy 2001). Zum anderen können sich Menschen an den 

Positionen von Gruppenmitgliedern orientieren und deren Meinung und Deutungsange-

bote übernehmen, wie es im vorherigem Abschnitt beschrieben wurde (Lupia und 

McCubbins 1998; Zaller 1992; Lau und Redlawsk 2006). Die Haltung zur eigenen 

Gruppe und zur Fremdgruppe kann demnach als einfache Heuristik dienen, befürwor-

tende oder ablehnende Beurteilungen vorzunehmen (Brady und Sniderman 1985; Kam 

2005; Kuklinski und Quirk 2000).14 

Menschen, denen es gelingt, einen riskanten Politikvorschlag mit ihren Prädispositionen 

zu verknüpfen, können auf dieser Grundlage die Ziele beurteilen, die im Idealfall mit 

der Umsetzung erreicht werden sollen. Sofern ihnen die potentiellen negativen Folgen 

bekannt sind, können sie die Prädispositionen zudem heranziehen, um zu beurteilen, wie 

schlimm oder problematisch ein Worst-Case-Szenario wäre. Bei Personen, die die Ziele 

eines Politikvorschlags ablehnen, ist es unwahrscheinlich, dass sie für die Bewertung 

zuvor zwischen den Chancen und Risiken abwägen müssen. Dies gilt auch für Personen, 

die die Ziele eines Vorschlags zwar unterstützen, aber zu dem Schluss kommen, dass die 

Risiken sehr gering seien oder unproblematisch. Bei Menschen, die sowohl den poten-

tiellen Nutzen als sehr hoch und zugleich das schlimmste anzunehmende Ergebnis als 

katastrophal einschätzen, liegt ein Zielkonflikt vor. Wie im vorangegangenen Abschnitt 

dargelegt, kann dieser Trade-off bewusst wahrgenommen werden – insbesondere wenn 

es diesen Individuen nicht gelingt, diesen unter Nutzung von Heuristiken aufzulösen. 

Die zweite Komponente bei der Bewertung von Chancen und Risiken ist die Einschät-

zung der Wahrscheinlichkeit potentieller Folgen. Auch um diese zu beurteilen, greifen 

Menschen auf Heuristiken zurück. Die Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses wird zum 

Beispiel daraus abgeleitet, wie schnell einem ein entsprechendes Beispiel in Erinnerung 

gerufen werden kann, das heißt, wie zugänglich es ist (Tversky und Kahneman 1982). 

Menschen überschätzen Risiken, denen in den Medien eine hohe Aufmerksamkeit 

 
14 Die Orientierung an party cues schließt eine systematische Informationsverarbeitung allerdings nicht 
notwendigerweise aus. Informationen zur Positionierung von Parteien können auch genutzt werden, um 
die Inhalte eines Politikvorschlags zu interpretieren und abzuwägen (Cohen 2003; Petersen et al. 2013). 
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geschenkt wird, und unterschätzen andere Risiken, die sie im Alltag routiniert eingehen 

und an die sie gewöhnt sind (Renn 1998, S. 50). Über die Häufigkeit, Intensität und 

Emotionalisierung der Medienberichterstattung sowie einschneidende realweltliche Er-

eignisse kann daher nicht nur die Zugänglichkeit von Risikoerwägungen beeinflusst 

werden, sondern auch, für wie wahrscheinlich bestimmte Risiken gehalten werden. 

Die subjektive Einschätzung einer Eintrittswahrscheinlichkeit bezieht sich jeweils auf 

ein mögliches positives bzw. negatives Ergebnis der Umsetzung eines riskanten Politik-

vorschlags. An welche potentiellen Folgen eine Person gerade denkt, kann allerdings je 

nach Zusammensetzung der zugänglichen Erwägungen von Person zu Person unter-

schiedlich sein. Durch Veränderungen im Informationskontext – beispielsweise auf-

grund besonderer Ereignisse oder der Intensität der Medienberichterstattung zu einem 

Thema – kann jedoch abgeleitet werden, ob die Zugänglichkeit bestimmter Risiken zum 

Zeitpunkt der Einstellungsbildung insgesamt in der Bevölkerung erhöht sein könnte. 

Die dritte Komponente, die die Bewertung der Chancen und Risiken bestimmt, ist die 

gefühlte Sicherheit in der Beurteilung der potentiellen Folgen und deren Eintrittswahr-

scheinlichkeit. Menschen, die sich in einem Bereich eine hohe Kompetenz zuschreiben, 

haben eher den Eindruck, selbst eine Kontrolle über das Auftreten negativer Konsequen-

zen zu haben (Langer 1975; Sitkin und Pablo 1992; Sitkin und Weingart 1995) und füh-

len sich bei der Bewertung der Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere potentieller 

negativer Konsequenzen weniger unsicher (Heath und Tversky 1991; Vertzberger 1995). 

Beispielsweise treffen Finanzexperten bei Finanzfragen riskantere Entscheidungen als 

Laien. Wird allerdings auf die Risikobewertung kontrolliert, ist zwischen diesen Grup-

pen kein Unterschied mehr feststellbar (Weber et al. 2002). Das Kompetenzgefühl speist 

sich zudem aus den bisherigen Erfahrungen in einem Bereich (Sitkin und Pablo 1992; 

Barnett und Breakwell 2001). Je seltener negative Ereignisse bei der Wahl einer riskan-

ten Option oder der Ausübung einer riskanten Aktivität in der Vergangenheit auftraten, 

desto eher werden die Risiken für kontrollierbar gehalten (March und Shapira 1987; 

Sitkin und Weingart 1995). 

Einige Befunde stützen die Annahme, dass sich politisch kompetente Menschen bei der 

Beurteilung riskanter politischer Sachfragen in ihren Entscheidungen ebenfalls sicherer 

fühlen (Alvarez und Franklin 1994; Eckles et al. 2014; Liñeira und Henderson 2019; 

Milita 2017). Sie setzen sich intensiv mit politischen Informationen auseinander, kennen 

eher die im Zusammenhang mit einer riskanten Sachfrage diskutierten Folgen und ihre 
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möglichen Eintrittswahrscheinlichkeiten. Sofern riskante Sachfragen über einen länge-

ren Zeitraum die politische Agenda bestimmen, können politisch versierte Menschen 

zudem mit größerer Wahrscheinlichkeit eine stabile Meinung dazu ausbilden. Sofern sie 

die potentiellen Risiken für schwerwiegend und relevant und zugleich die Ziele für sehr 

wünschenswert erachten, könnten politisch kompetente Personen zudem aufgrund ihres 

Hintergrundwissens effizienter Heuristiken nutzen, um ihre Unsicherheit zu reduzieren. 

Die größte Unsicherheit bei der Chancen- und Risikobeurteilung ist hingegen bei Men-

schen zu vermuten, die sich nicht mit politischen Inhalten auseinandersetzen. Für sie 

sind die Suche, das Einordnen und das Bewerten von neuen Informationen mit deutlich 

höherem Aufwand und Hürden verbunden als bei politisch kompetenten Personen. Ent-

sprechend scheinen Menschen, die politisch nur wenig involviert sind, im Vergleich die 

größere Unsicherheit bei der Beurteilung von Sachfragen zu fühlen (Bartels 1986; Al-

varez 1997; Glasgow und Alvarez 2000).  

Allerdings muss sich das Gefühl der Beherrschbarkeit von Risiken nicht zwangsläufig 

aus der eigenen Kompetenz in einem Bereich speisen. Einige Studien zeigen, dass auch 

das Vertrauen in die politischen Eliten oder in die Wissenschaft die Unsicherheit bei der 

Beurteilung der Folgen und ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit bei bestimmten Sachfragen 

verringern kann (Siegrist et al. 2000; Terpstra 2011; Visschers und Siegrist 2018). Wenn 

ein hohes Maß an Unsicherheit vorliegt oder Hintergrundwissen fehlt, könnte das Ver-

trauen in die Institutionen und politischen Eliten eine hilfreiche Heuristik sein, um die 

potentielle Bedrohungen abzuschätzen (Slovic 1993; Siegrist et al. 2000; Frewer et al. 

2003). Dies kann als eine Form von motivated reasoning verstanden werden (Kunda 

1990; Lodge und Taber 2013). Verschiedene Studien zeigen, dass vor allem die Über-

einstimmung der Werteorientierungen zwischen den Eliten und den Bürgerinnen und 

Bürgern ausschlaggebend dafür ist, ob ein Vertrauen in die Risikobeurteilung und das 

Risiko-Management politischer Akteure vorliegt oder nicht (Siegrist et al. 2003; Earle 

und Siegrist 2006; Visschers und Siegrist 2018). 

Dieser Argumentation folgend, sollte das Risiko eines Politikvorschlags als geringer ein-

geschätzt werden, wenn er von politischen Akteuren vorgebracht wurde, mit dem man 

sich verbunden fühlt oder denen man vertraut. Denn diesen politischen Akteuren 

schreibt man eher zu, dass sie aufgrund ihrer Kompetenz die gewünschten Ziele errei-

chen und potentielle negative Folgen vermeiden können. Des Weiteren kann die Position 

der eigenen Partei zu einem Vorschlag als Heuristik herangezogen werden, um die 
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Unsicherheit im Abwägungsprozess zu reduzieren. Daher wäre zu erwarten, dass Men-

schen ohne eine Parteiidentifikation in ihrer Risiko- und Chancenbewertung unsicherer 

sind als Parteianhänger. Voraussetzung ist allerdings, dass sich die Parteien klar in den 

Medien vernehmbar zu einem riskanten Politikvorschlag positioniert haben und keine 

widersprüchlichen Signale senden (Zaller 1992, S. 100–102). 

In den letzten drei Kapitelabschnitten wurde dargelegt, welche Bedeutung der Informa-

tionskontext, die politische Kompetenz, Prädispositionen und Elitensignale auf die 

Kenntnis potentieller negativer Folgen eines Politikvorschlags und die Bewertung der 

Chancen und Risiken bei Individuen haben könnten. Daraus lassen sich Bedingungen 

ableiten, unter welchen die Risikotoleranz möglicherweise einen stärkeren bzw. schwä-

cheren Einfluss auf die Präferenzbildung haben könnte. Im nächsten Abschnitt dieses 

Kapitels werden auf Basis der Ausführungen in den vorangegangenen Abschnitten Hy-

pothesen für den moderierten Effekt der individuellen Risikoneigung formuliert. 

2.5 Hypothesen zum Einfluss der individuellen Risikotoleranz auf riskante 

Politikvorschläge 

Bisher konnte für verschiedene Persönlichkeitsmerkmale ein substantieller Einfluss auf 

die politische Einstellungsbildung gezeigt werden (Caprara et al. 1999; Caprara et al. 

2006; Schumann und Schoen 2005; Schoen 2007; Gerber et al. 2010; Johnston et al. 

2017; Federico und Malka 2018; Aichholzer und Rammstedt 2020). Doch während für 

den Einfluss z. B. der „Big Five“ und verschiedener Bedürfnisse („Needs“) vergleichs-

weise viele empirische Befunde vorliegen, sind die Studien zum Einfluss der individu-

ellen Risikotoleranz auf die Beurteilung politischer Sachfragen bisher spärlich (Ehrlich 

und Maestas 2010; Kam und Simas 2010; Maestas und Pollock 2010a; Eckles und 

Schaffner 2011; Steenbergen und Siczek 2017; Milita et al. 2020). In diesen Untersu-

chungen wird bisher meist von einem direkten Einfluss der Risikodisposition ausgegan-

gen.15 Wie in den vorherigen Ausführungen in diesem Kapitel dargestellt, kann 

allerdings nicht vorausgesetzt werden, dass alle Bürgerinnen und Bürger im Moment der 

Beurteilung den Politikvorschlag mit potentiellen negativen Folgen in Verbindung 

bringen. Die Zugänglichkeit von solchen Risikoerwägungen hängen unter anderem von 

 
15 Ausnahmen sind die Studien von Ehrlich und Maestas (2010) und Milita et al. (2020), die Interaktionen 
zwischen der individuellen finanziellen Risikoexposition und der Risikotoleranz untersuchten. Wie oben 
dargelegt wurde, ist die Beurteilung von Chancen und Risiken eines riskanten Politikvorschlags auf 
Grundlage materieller Eigeninteressen sehr voraussetzungsreich. 
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Eigenschaften des Gegenstandes, dem Informationskontext und der politischen 

Kompetenz ab. Sofern Menschen mit einem Trade-off in unsicheren Entscheidungen 

konfrontiert sind, nutzen sie zudem häufig Heuristiken, um die Bewertung der Chancen 

und Risiken, die Einschätzung der Eintrittswahrscheinlichkeiten und die Unsicherheit in 

der Entscheidung zu minimieren. Bisherige Untersuchungen, die einen direkten Einfluss 

der Risikotoleranz annehmen, zeichnen daher ein unvollständiges Bild der Bedeutung 

dieses Persönlichkeitsmerkmals bei der Einstellungsbildung. 

Diese Arbeit möchte einen Beitrag leisten, diese Lücke zu schließen. Sie untersucht da-

her den Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung riskanter Politikvorschläge in 

Abhängigkeit von der individuellen Risikowahrnehmung und der Unsicherheit in der 

Chancen-Risiken-Abwägung. Damit können die Bedingungen des Einflusses der indi-

viduellen Risikotoleranz auf die Einstellungsbildung künftig besser verstanden und in 

Erklärungsmodellen adäquat berücksichtigt werden. 

Von Persönlichkeitsmerkmalen wie der Risikotoleranz wird vermutet, dass sie die poli-

tische Einstellungsbildung dann beeinflussen, wenn die Inhalte einer Sachfrage mit den 

Zielen und Motiven eines Persönlichkeitsmerkmals korrespondieren (Mischel und 

Shoda 1995; Mondak et al. 2010). Bezogen auf die Risikotoleranz wäre daher ein Ein-

fluss zu erwarten, wenn Menschen bewusst zwischen den Chancen und Risiken eines 

Politikvorschlags abwägen. Risikobereite Menschen, die nach neuen Erfahrungen und 

Stimulation suchen, sollten mit größerer Wahrscheinlichkeit für die Option stimmen, die 

nach ihrer Einschätzung mit mehr Risiko behaftet ist, aber auch einen potentiell größeren 

Nutzen verspricht. Hingegen sollten sich risikoaverse Personen, deren Priorität auf der 

Vermeidung von Verlusten und Bedrohungen liegt, für Optionen entscheiden, die sub-

jektiv betrachtet sicherer sind. 

Für Frames, also thematisch suggestive Einordnungen, konnte gezeigt werden, dass sie 

eine umso stärkere Wirkung auf die Beurteilung haben, wenn sie passgenau zur Persön-

lichkeit sind (Lauriola und Levin 2001; Boldero und Higgins 2011; Luttig und Lavine 

2016). Entsprechend könnten risikoaverse Menschen stärker auf Bedrohungen und risi-

kobereite sensibler auf Hinweise zu den potentiellen Chancen reagieren. Beispielsweise 

könnten risikoscheue Personen einen Vorschlag als überzeugender betrachten, wenn er 

dazu dient, eine Bedrohung abzuwenden. Die Befunde in der Literatur geben bisher 

keine eindeutigen Belege für diese Vermutung (Kowert und Hermann 1997; Ehrlich und 

Maestas 2010; Kam und Simas 2010). Beispielsweise zeigen Experimente im Rahmen 
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der Prospect Theory (Kahneman und Tversky 1979), dass sich risikoaverse und risiko-

bereite Menschen nicht darin unterscheiden, wie sie auf Verlust- und Gewinn-Frames 

reagieren (Sitkin und Weingart 1995; Weber und Milliman 1997; Kam und Simas 2010). 

In dem empirischen Teil der Arbeit wird daher überprüft, ob sich risikoaverse Menschen 

bei der Beurteilung eines riskanten Politikvorschlags stärker von Bedrohungsframes be-

einflussen lassen.16 

Wie oben beschrieben, könnte die politische Kompetenz zum einen die Risikowahrneh-

mung und zum anderen die Chancen- und Risikobewertung beeinflussen. Für das Zu-

sammenspiel der politischen Kompetenz und der individuellen Risikotoleranz wird da-

her je nach Ausgestaltung des Informationskontextes und Merkmalen des Politikvor-

schlags selbst eine unterschiedliche Einflussrichtung erwartet. Wenn Menschen eine 

Sachfrage bewerten sollen, aus der klar hervorgeht, dass eine Umsetzung sowohl mit 

positiven als auch negativen Folgen verbunden sein könnte oder es sich um eine radikale 

Abweichung vom Status quo handelt, wird die Risikowahrnehmung nicht von der poli-

tischen Kompetenz abhängen. Auch bei einer sehr intensiven Medienberichterstattung 

zu einer Sachfrage nimmt die Wahrscheinlichkeit zu, dass politisch wenig interessierte 

Personen einen Politikvorschlag mit Risiken assoziieren. Das heißt, unter diesen Bedin-

gungen wird kein Unterschied zwischen politisch interessierten und wenig interessierten 

Menschen in der Risikowahrnehmung erwartet. Politisch sophistizierte Menschen sind 

eher in der Lage, die Ziele und Mittel einer vorgeschlagenen Maßnahme und deren po-

tentielle negative Konsequenzen mit ihren eigenen Wertorientierungen, domänenspezi-

fischen Grundorientierungen, Gruppenidentitäten, aber auch Nutzenkalkülen abzuglei-

chen. Zudem verfolgen sie die Medienberichterstattung aufmerksamer und haben eine 

größere Chance, den von den politischen Eliten präsentierten Interpretationsrahmen 

wahrzunehmen. Durch diese Informationen und ihr generell besseres Verständnis politi-

scher Zusammenhänge können sie eher ihre Prädispositionen zur Einstellungsbildung 

heranziehen und fühlen sich in ihrer Risikoabschätzung kompetenter und sicherer. Poli-

tisch wenig interessierte Menschen sind aufgrund des fehlenden Hintergrundwissens 

hingegen deutlich unsicherer und können zudem auf weniger Heuristiken zurückgreifen, 

um ihre Unsicherheit in der Abwägung zu minimieren. Zusammengenommen betrachtet 

wird unter diesen Bedingungen erwartet, dass der Einfluss der individuellen 

 
16 Mit den hier untersuchten Fallbeispielen und Daten ist es hingegen nicht möglich, zu untersuchen, ob 
risikobereite Personen entsprechend sensibler auf Frames reagieren, die die Chancen betonen. 
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Risikotoleranz bei der Bewertung riskanter Politikvorschläge umso stärker ist, je gerin-

ger die politische Kompetenz ist. 

In einigen Fällen haben es die Bürgerinnen und Bürger jedoch auch mit Politikvorschlä-

gen zu tun, bei denen sie ohne Hintergrundwissen nicht erkennen können, dass diese 

riskant sind oder ob diese zum Ziel haben, eine Bedrohung abzuwenden. Je komplexer 

und unvertrauter das Thema ist, je weniger der Gegenstand auch ohne Hintergrundwis-

sen mit Risiken assoziiert wird und je geringer die Intensität der Medienberichterstattung 

über die potentiellen Folgen ausfällt, desto schwerer sollte es politisch wenig interes-

sierten Menschen fallen, die zur Wahl stehenden Optionen danach zu unterscheiden, 

welche riskanter und welche sicherer ist. Entsprechend ist es ihnen nicht möglich, auf 

Grundlage ihrer Risikodisposition zu entscheiden. Unter diesen beschriebenen Bedin-

gungen sollte der Einfluss der individuellen Risikodisposition auf die Beurteilung umso 

stärker ausfallen, je höher die politische Kompetenz ist. 

Die Kenntnis der möglichen Risiken führt jedoch nicht automatisch dazu, dass diese bei 

der Beurteilung als subjektiv relevant erachtet werden. Die Beurteilung der erhofften 

Ziele eines Politikvorschlags und der potentiellen Risiken könnte anhand der materiellen 

Eigeninteressen und der Prädispositionen erfolgen. Voraussetzung ist, dass eine Person 

in der Lage ist, einen entsprechenden Bezug zur Sachfrage herzustellen. Menschen, die 

die Ziele oder Mittel eines Politikvorschlags ablehnen oder die negativen Folgen für 

unproblematisch halten, werden bei der Beurteilung nicht zwischen den Chancen und 

Risiken abwägen müssen. Entsprechend wird für diese Personen erwartet, dass die indi-

viduelle Risikotoleranz keinen Einfluss auf die Beurteilung der riskanten Sachfrage hat. 

Eine besondere Rolle unter den Prädispositionen wird in Hinblick auf die Parteiidentifi-

kation erwartet. Anhänger von Parteien können sich bei der Risiko- und Chancenbewer-

tung daran orientieren, von welcher Partei der Vorschlag vorgebracht wurde und wie 

sich die anderen Parteien dazu positionieren. Zudem kann ihre Parteiidentifikation als 

Filter für die Akzeptanz von Interpretationsrahmen und Überzeugungsbotschaften die-

nen, die die politischen Eliten vorbringen. Wenn die Bürgerinnen und Bürger aus der 

Medienberichterstattung erfahren können, wie die unterschiedlichen Parteien einen Po-

litikvorschlag beurteilen, ist bei Parteianhängern im Vergleich zu Menschen ohne eine 

Parteibindung eine geringere Unsicherheit in der Abwägung der Chancen und Risiken 

zu erwarten. Entsprechend ist bei Personen ohne Parteibindung der stärkste Einfluss der 

Risikotoleranz zu vermuten (siehe auch Eckles et al. 2014; Liñeira und Henderson 
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2019). Manche Politikvorschläge werden allerdings auch innerhalb von Parteien und 

gesellschaftlichen Gruppen sehr kontrovers diskutiert. Wenn sich die Partei, mit der sich 

jemand verbunden fühlt, nicht einheitlich zu einem Politikvorschlag positioniert, oder 

es gänzlich vermeidet, Stellung zu beziehen, fehlt ihren Anhängern eine wichtige Ori-

entierung bei der Beurteilung. Unter solchen Bedingungen könnten sich auch die Anhä-

nger dieser Partei in ihrer Chancen-Risiken-Abschätzung stärker an ihrer Risikotoleranz 

orientieren. 

2.6 Zur Fallauswahl 

Die Fallauswahl beschränkt sich auf Sachfragen aus der Finanz- und Wirtschaftspolitik. 

Carmines und Stimson (1980) unterscheiden politische Sachfragen in easy und hard 

issues. Easy issues berühren Themen, die den Menschen vertraut sind und schon länger 

die politische Agenda bestimmen. Weil sie sich leicht mit Symbolen und Wertvorstel-

lungen verbinden lassen und sich auf abstrakte Ziele beziehen, können sie leichter aus 

dem Bauch heraus beurteilt werden (Alvarez und Brehm 2002). Daher spielt die politi-

sche Kompetenz bei der Fähigkeit, eine Bewertung abzugeben, eine geringere Rolle 

(Carmines und Stimson 1980, S. 80). Darunter fallen beispielsweise Sachfragen wie ein 

Adoptionsrecht für homosexuelle Paare, die Legalisierung von Sterbehilfe oder die Ge-

setzgebung zur Abtreibung. Dagegen sind hard issues eher technischer Natur, beziehen 

sich stärker auf Mittel statt auf abstrakte Ziele und sind nicht intuitiv zugänglich. Ob 

und welche abstrakte Werte und Symbole für die Beurteilung herangezogen werden, 

hängt daher stark von den Interpretationsangeboten der politischen Eliten ab (Johnston 

und Wronski 2015). Ob diese in der Medienberichterstattung wahrgenommen werden, 

wie sie verstanden werden und ob sie mit den eigenen Prädispositionen abgeglichen 

werden können, ist bei den hard issues unter anderem von der politischen Kompetenz 

einer Person abhängig.  

Finanz- und wirtschaftspolitische Themen lassen sich den hard issues zuordnen 

(Johnston 2011; Johnston und Wronski 2015). Das heißt, in dem empirischen Teil dieser 

Arbeit stehen drei Politikvorschläge im Zentrum, bei denen sich die meisten Menschen 

nicht auf ihr Bauchgefühl verlassen können. Dadurch könnten sie in ihrer Beurteilung 

tendenziell unsicherer sein und die Risikotoleranz eine wichtigere Rolle in der Einstel-

lungsbildung spielen (Milita 2017). Zudem könnte der Einfluss von Überzeugungs- und 

Hinweisbotschaften im politischen Diskurs bei technischen Sachfragen größer sein 
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(Alvarez und Brehm 2002). Ob ein Politikvorschlag riskant ist oder aber zum Ziel hat, 

eine Bedrohung abzuwenden und daher die sichere Wahl darstellt, erfahren die Bürge-

rinnen und Bürger primär über die Medien und die politischen Eliten. Aus diesen Quel-

len erhalten sie zudem Hinweise, auf Grundlage welcher Erwägungen sie die potentiel-

len Chancen und Risiken für diese eher komplexen und technischen Sachfragen bewer-

ten können. In der Wahrnehmung und Einordnung dieser Informationen sind daher grö-

ßere individuelle Unterschiede je nach politischer Aufmerksamkeit und Kompetenz ei-

ner Person zu erwarten. Daher weisen Politikvorschläge aus der finanz- und wirtschafts-

politischen Domäne ideale Merkmale auf, um die hier formulierten Hypothesen zu den 

Bedingungen eines Einflusses der Risikotoleranz zu testen. 

In den Kapiteln 5, 6 und 7 werden die formulierten Hypothesen für drei riskante Politik-

vorschläge untersucht, die im Zeitraum zwischen 2015 und 2019 in Deutschland disku-

tiert wurden. Kapitel 5 betrachtet dabei einen Vorschlag zum Ausschluss finanziell 

schwacher Staaten aus der europäischen Währungsunion, der im Rahmen der Verhand-

lungen der Eurozonenländer und Geldgeber mit der griechischen Regierung im ersten 

Halbjahr 2015 vorgebracht wurde. Im Zentrum von Kapitel 6 stehen zwei Vorschläge, 

die sich auf die Ausgestaltung des Freihandels beziehen. Diese Daten wurden Anfang 

2018 erhoben, als die US-amerikanische Regierung der Europäischen Union höhere 

Zölle androhte. In Kapitel 7 geht es um einen im Mai 2019 vom damaligen Vorsitzenden 

der Jungsozialisten (Jusos) Kevin Kühnert vorgebrachten Vorschlag zur Enteignung von 

Konzernen, um ihre Macht einzuschränken. 

Die Annahmen zur Moderation des Einflusses der Risikotoleranz über den Informati-

onskontext, die politische Kompetenz und die Elitensignale setzen voraus, dass sich ri-

sikoaverse und risikobereite Menschen nicht in ihrer Aufmerksamkeit für politische In-

halte und ihrem politischen Wissen unterscheiden. Risikobereite Menschen sind eher auf 

der Suche nach neuen Erfahrungen und Stimulation (Zuckerman 1979, 2007; 

Zaleskiewicz 2001). Dies könnte sich darin äußern, dass sie ein größeres Interesse an 

verschiedenen Themen haben, unter anderem auch im politischen Bereich. Clarke 

(2009) fand für die britische Bevölkerung, dass risikotolerante Menschen mehr Selbst-

vertrauen in ihre eigenen Kompetenzen haben und ihr politisches Interesses als höher 

einstufen. Zudem scheinen sie mit größerer Wahrscheinlichkeit anzugeben, dass sie un-

konventionelle Partizipationsformen nutzen würden (Berinsky 2000; Kam 2012). Zum 

Einfluss der Risikotoleranz auf das politische Wissen liegen bisher keine empirischen 
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Befunde vor. Wenn risikobereite Menschen aufgrund ihrer Selbstsicherheit ihre politi-

sche Kompetenz allerdings eher überschätzen und risikoaverse eher unterschätzen, wür-

den sich beide Gruppen zwar in ihrer selbstberichteten politischen Involvierung, nicht 

aber in ihrem politischen Faktenwissen unterscheiden. In Kapitel 4 wird daher geprüft, 

inwiefern sich eine mögliche höhere Involvierung risikobereiter Menschen auch in ei-

nem höheren politischen Wissen niederschlägt. 
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3. Messung und Vorgehen in der empirischen Analyse 

In diesem Kapitel wird das Instrument zur Messung der individuellen Risikotoleranz 

vorgestellt und das Vorgehen für die nachfolgende Untersuchung der Hypothesen erläu-

tert. Einleitend wird dargelegt, welche Möglichkeiten zur Messung über die Selbstaus-

kunft der Befragten bisher in der Forschung genutzt wurden und welcher Ansatz in die-

ser Arbeit verfolgt wird. Anschließend werden die verwendeten Datensätze beschrieben 

und die Operationalisierung der individuellen Risikotoleranz erläutert. Nach einer de-

skriptiven Betrachtung werden die Befunde zur Reliabilität und Validität des Messin-

strumentes in den drei verwendeten Datensätzen präsentiert. Das Kapitel schließt mit 

einer Beschreibung des Vorgehens bei der empirischen Überprüfung der in Kapitel 2 

formulierten Hypothesen. 

3.1 Die Messung der Risikotoleranz über die Selbstauskunft 

Wie in anderen Disziplinen finden sich auch in der politikwissenschaftlichen Forschung 

sowohl Studien, die die individuelle Risikotoleranz entweder über die Selbstauskunft 

der Befragten (z. B. Nadeau et al. 1999; Ehrlich und Maestas 2010; Kam und Simas 

2010, 2012; Kam 2012) oder über das beobachtete Verhalten in Wettspielen (z. B. 

Tomiura et al. 2016; Gärtner et al. 2017; Heß et al. 2018) bzw. hypothetischen Entschei-

dungssituationen (z. B. Kogan und Wallach 1964; Peterson und Lawson 1989; Kowert 

und Hermann 1997; Berinsky 2000; Eckles und Schaffner 2011; Eckles et al. 2014) mes-

sen. Wie im Theoriekapitel dargelegt wurde, gibt es Hinweise darauf, dass das Risiko-

verhalten vom Kontext und von der individuellen Risiko- und Nutzenwahrnehmung ab-

hängig sein könnte. Daher erscheint eine Messung über das beobachtbare Risikoverhal-

ten in einer spezifischen (fiktiven) Entscheidungssituation ungeeignet, um die stabile 

Risikodisposition adäquat abzubilden. Daher wird in dieser Arbeit eine Messung über 

die Selbstauskunft gewählt, wie sie sich auch für andere Persönlichkeitsmerkmale etab-

liert hat (z.B. Rammstedt et al. 2013). 

In der Risikoforschung werden hierzu vor allem zwei Ansätze verfolgt. Ausgehend von 

der Beobachtung, dass die individuelle Risikotoleranz domänenspezifisch zu sein 

scheint, wird zum einen die 30 Einzelfragen umfassende Domain-Specific Risk Taking 

Scale (DOSPERT) genutzt (z.B. Blais und Weber 2006; Dohmen et al. 2011; Josef et al. 

2016; siehe auch Nicholson et al. 2005). Auf einer fünfstufigen Skala können die 
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Befragten jeweils angeben, wie wahrscheinlich es ist, dass sie das beschriebene riskante 

Verhalten in einer bestimmten Domäne zeigen würden. Die Items der klassischen DOS-

PERT-Skala umfassen die Bereiche Soziales, Finanzen, Wirtschaft, Gesundheit, Ethik 

und Freizeit. Um auf eine allgemeine Risikotoleranz zu schließen, wird anschließend ein 

Summenindex über die berichtete Risikobereitschaft in den verschiedenen Domänen ge-

bildet (Weber et al. 2002; Nicholson et al. 2005; Mishra und Lalumière 2011). Zwar hat 

man auch bei diesen fiktiven Situationen kontextuelle Faktoren miterfasst, durch die 

Vielzahl an Einzelfragen wird allerdings versucht, dennoch eine Tendenz im Umgang 

mit riskanten Entscheidungen abzubilden (siehe Nicholson et al. 2005). 

Dieses Vorgehen wirft allerdings auch eine Reihe von Problemen auf. Theoretisch kann 

nicht dargelegt werden, warum gerade diese Auswahl an Domänen berücksichtigt wird, 

andere hingegen nicht (Zhang et al. 2019, S. 154). In Hinblick auf die Schwere der mög-

lichen negativen Folgen der einzelnen beschriebenen Situationen bleibt zudem fraglich, 

ob sie alle mit der gleichen Gewichtung verrechnet werden sollten. Beispielsweise wer-

den in der Domäne Gesundheit und Freizeit riskante Situationen geschildert, die im 

schlimmsten Fall tödlich enden könnten. Hingegen geht es im Bereich Soziales und 

Ethik um weniger folgenschwere Risiken (z. B. in einem Test schummeln oder eine Af-

färe mit einer verheirateten Person eingehen). Des Weiteren bleibt auch bei diesen Situ-

ationen unberücksichtigt, dass sich Menschen darin unterscheiden können, wie sie diese 

wahrnehmen. Nicht nur könnte die Nutzen- und Risikobeurteilung variieren (Blais und 

Weber 2006), sondern auch andere Persönlichkeitsmerkmale als die Risikotoleranz 

könnten die Entscheidung beeinflussen (z. B. die eigene Gewissenhaftigkeit bei der 

Frage, ob man in einem Test schummeln würde).17 

Im Rahmen einer alternativen Messmethode werden die Befragten direkt aufgefordert, 

ihre allgemeine Risikotoleranz einzuschätzen, unabhängig von einer spezifischen Do-

mäne (Nadeau et al. 1999; Morgenstern und Zechmeister 2001; Helmke 2009; Ehrlich 

und Maestas 2010; Maestas und Pollock 2010b; Steenbergen und Siczek 2017; Liñeira 

und Henderson 2019; Milita et al. 2020). Auf einer mehrstufigen Skala sollen sie sich 

zwischen „sehr risikobereit“ und „sehr risikoavers“ einordnen (Maestas und Pollock 

2010a; Dohmen et al. 2011; Beierlein et al. 2014). Diese Messung wird häufig um 

 
17 In einigen Studien wird nur die Risikobereitschaft in der Domäne verwendet, in der das zu erklärende 
Verhalten angesiedelt ist (z. B. finanzielle Entscheidungen, Sitkin und Weingart 1995). Da politische Ent-
scheidungen alle Lebensbereiche berühren können, ist dieses Vorgehen bei der Erklärung der Beurteilun-
gen riskanter Politikvorschläge ungeeignet. 
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weitere allgemeine Fragen und Aussagen (Items) zum eigenen Umgang mit Risiken er-

gänzt (Meertens und Lion 2008; Kam und Simas 2010). Beispielsweise enthält ein von 

Kam und Simas (2010; Kam 2012) entwickeltes Messinstrument neben Items, mit denen 

in anderen Studien bisher die Risikotoleranz per Selbstauskunft gemessen wurde (Na-

deau et al. 1999; Morgenstern und Zechmeister 2001; u.a. Berinsky und Lewis 2007), 

auch vier Fragen, die der Brief Sensation Seeking-Skala (Hoyle et al. 2002) entnommen 

wurden (siehe für die Validierung dieses Messinstruments Loose et al. 2018). Diese vier 

Items sind im Wortlaut sehr ähnlich zu jenen, die auch zur Messung der „Offenheit für 

Neues“ und des Bedürfnisses nach kognitiver Geschlossenheit genutzt werden.18 Sie bil-

den zum einen ab, inwiefern man in Abenteuern und neuen Erfahrungen einen Nutzen 

sieht, und zum anderen, wie stark das Bedürfnis ist, Unsicherheit zu minimieren. Das 

heißt, die konzeptionelle Nähe der unterschiedlichen psychologischen Konstrukte spie-

gelt sich auch in Überschneidungen der Messinstrumente wider. 

Eine häufig formulierte Kritik an der Messung von Persönlichkeitsmerkmalen über die 

Selbstauskunft ist, dass diese möglicherweise über eine verzerrte Selbstwahrnehmung 

der Befragten beeinträchtigt würde (Frey et al. 2017, S. 8). Sollte die individuelle Risi-

kotoleranz beispielsweise primär über eine unterschiedliche Bewertung von Risiken und 

Chancen mediiert werden und nicht über die unterschiedliche Abwägung zwischen 

Chancen und Risiken, bliebe zu klären, wie Individuen ihre eigene Risikotoleranz selbst 

einschätzen können. Dagegen könnte eingewandt werden, dass die Wahrnehmung und 

Interpretation von Umweltreizen zu einem gewissen Anteil von allen geteilt wird, auch 

wenn interindividuelle Unterschiede in der Verarbeitung möglich sind (Murray 1938; 

Allport 1961; Sherman et al. 2013). Wenn sich Menschen hinsichtlich ihrer eigenen Ri-

sikotoleranz einschätzten, verglichen sie beispielsweise ihr eigenes Verhalten in be-

stimmten Situationen mit dem Verhalten anderer (Arslan et al. 2020). Denn selbst wenn 

sich risikobereite und risikoscheue Menschen in ihrer Risikobewertung unterscheiden, 

werden sie sich wahrscheinlich darin einig sein, dass bestimmte Situationen Risiken ber-

gen. Zudem könnte Risikobereiten auch über ihr soziales Umfeld kommuniziert werden, 

dass sie Entscheidungen treffen und zu Verhaltensweisen neigen, die allgemein als ris-

kant gelten.  

 
18 Zum Beispiel “I would like to explore strange places.”, “I like to do frightening things.” “I like new and 
exciting experiences”, “I prefer friends who are exciting and unpredictable” (Kam und Simas 2010).  
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Zum anderen zeigen die Ergebnisse aus Studien, in denen die unterschiedlichen Mes-

sungen der Risikotoleranz miteinander verglichen werden, dass die Messungen über die 

Selbstauskunft im Vergleich die höchste zeitliche Stabilität und interne Konsistenz auf-

weisen (Lönnqvist et al. 2015; Frey et al. 2017; Mata et al. 2018). In der Validität und 

Reliabilität scheint dieser Messansatz mit anderen etablierten psychologischen Kon-

strukten vergleichbar, die ebenfalls auf diese Weise gemessen werden (McCrae und 

Costa 1987; Connolly et al. 2007). Daher wird in dieser Arbeit ebenfalls eine Operatio-

nalisierung über die selbstberichtete allgemeine Risikotoleranz vorgenommen. Aller-

dings wurde die allgemeine Risikotoleranz in den hier verwendeten Daten, die im nächs-

ten Abschnitt beschrieben werden, jeweils nur mit einer Frage erhoben. Umfangreiche 

Fragebatterien zur Risikotoleranz sind zwar reliabler als Messungen mit nur einem Item 

(Kam und Simas 2010; Frey et al. 2017; Loose et al. 2018). Aufgrund der meist begrenz-

ten Fragebogenlänge sie sind in den meisten Wahlstudien allerdings schwer zu imple-

mentieren. Sollte die hier durchgeführte Validierung des Ein-Item-Instrumentes zu be-

friedigenden Ergebnissen führen, ließe sich dieses sparsame Instrument zukünftig auch 

leicht in andere Umfragen zur politischen Wahl- und Einstellungsforschung integrieren. 

3.2 Zur Validierung des Messinstrumentes 

Fragen zur allgemeinen Risikotoleranz sind bisher nur in wenigen nationalen und inter-

nationalen Wahlstudien Teil des Frageprogramms. Ausnahmen sind einige mehrwellige 

Online-Panels, die z. B. im Rahmen der American National Election Study (ANES), 

German Longitudinal Election Study (GLES), Austrian National Election Study (AU-

TES) und British Election Study erhoben wurden. In dieser Arbeit werden drei online 

durchgeführte Wiederholungsbefragungen verwendet, die jeweils nur eine Frage zur all-

gemeinen Risikotoleranz in fast identischem Wortlaut enthalten. Zwei dieser Panelstu-

dien wurden für Deutschland und eine für Österreich erhoben. Die Teilnehmer der drei 

hier verwendeten Panels wurden aus unterschiedlichen, bereits existierenden Online-

Access-Panels rekrutiert. 

Da die Mitgliedschaft in solchen Online-Panels über Selbstselektion erfolgt sowie einen 

Internetzugang voraussetzt, handelt es sich um keine Zufallsauswahl der Gesamtbevöl-

kerung. Aufgrund der Stichprobenziehung und Besonderheiten von Wiederbefragungen 

wie Panelmortalität und Panelkonditionierung sind diese Befragten daher nicht reprä-

sentativ für die Gesamtbevölkerungen in Deutschland bzw. Österreich. Gefundene 
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Anteils- und Mittelwerte lassen sich daher nicht ohne Einschränkungen auf die Grund-

gesamtheit übertragen. Über die Quotierungen ausgewählter Merkmale bei der Stich-

probenziehung sowie eine Gewichtung mit dem deutschen bzw. österreichischen Mik-

rozensus in den Analysen wurde jedoch versucht, mögliche Differenzen zwischen der 

Zusammensetzung der Stichproben und der Grundgesamtheit zu reduzieren. Trotz der 

Einschränkungen in der Repräsentativität können die Befunde aus diesen Studien aller-

dings dennoch wichtige Hinweise darauf geben, wie die Risikotoleranz auf die Bildung 

politischer Einstellungen sowie Verhaltensweisen wirken könnte und ob eine Aufnahme 

in andere Frageprogramme lohnend wäre (vgl. Vitriol et al. 2019). 

Zum einen wird das online durchgeführte Wahlkampf-Panel der German Longitudinal 

Election Study (GLES) verwendet. Das Wahlkampf-Panel 2017 wird seit dem 6. Okto-

ber 2016 erhoben und stellt eine Teilstichprobe des GLES-Panels dar (ZA6838, GLES 

2020).19 An der ersten Welle im Oktober 2016 nahmen 18.079 Personen teil. Vor der 

Bundestagswahl 2017 wurden sieben Wellen und unmittelbar nach der Wahl eine weitere 

Welle erhoben. Seit 2018 erfolgt etwa halbjährlich eine Wiederbefragung. Im Juli 2017 

wurde das Wahlkampf-Panel um weitere 3.960 Personen aufgestockt. 2.725 der Befrag-

ten im Wahlkampf-Panel 2017 wurden bereits zuvor in sieben Wellen zur Bundestags-

wahl 2013 befragt sowie zu jährlichen Zwischenbefragungen 2014 und 2015 eingeladen 

(ZA6827, Roßteutscher et al. 2018). Der GLES-Datensatz mit diesen Wiederbefragten 

2013–2017 kann herangezogen werden, um Veränderung und Stabilität über mehrere 

Jahre und zwischen Bundestagswahlen zu untersuchen. Alle Teilnehmer des GLES 

Wahlkampf-Panels wurden aus dem Online Access-Panel von Respondi und seit 2016 

zusätzlich aus dem Panel des Anbieters GapFish rekrutiert. Die Zusammensetzung der 

Stichprobe wurde nach Geschlecht, Alter und dem Bildungsniveau quotiert. 

Die zweite Datenquelle ist das sechswellige Online-Panel der österreichischen nationa-

len Wahlstudie AUTNES, das zwischen dem 6. Juni und 29. Dezember 2017 zu den 

Nationalratswahlen 2017 durchgeführt wurde (Wagner et al. 2018). Das Panel umfasst 

insgesamt 4.473 Personen, wobei es in späteren Wellen zum Teil um neue Befragte auf-

gestockt wurde, wenn weniger als 3.000 Wiederbefragte teilgenommen hatten. Die 

Stichprobe wurde aus dem Online-Access-Panel Marketagent rekrutiert und anhand der 

Merkmale Geschlecht, Alter, Bildung, Region und Haushaltsgröße quotiert, um 

 
19 Im Folgenden ist diese Teilstichprobe gemeint, wenn zur Unterscheidung der drei Paneldatensätze vom 
„GLES-Panel“ die Rede ist. 
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möglichst die österreichische Bevölkerung zu repräsentieren. Das österreichische Panel 

wird in diesem und im nachfolgenden Kapitel genutzt, um die Befunde für den Einfluss 

der Risikotoleranz hinsichtlich der Güte der Messung und dem Zusammenhang mit der 

politischen Involvierung und Kompetenz in zwei Länderkontexten prüfen zu können. 

Der dritte Datensatz ist ein zweiwelliges Online-Panel zum Thema außen- und sicher-

heitspolitische Einstellungen in Deutschland, dessen Erhebung von den Forschern Jason 

Reifler, Thomas Scotto und Harald Schoen in Auftrag gegeben wurde. Die erste Befra-

gungswelle wurde zwischen dem 14. und dem 22. Oktober 2014 und die zweite zwi-

schen dem 9. und dem 24. Juli 2015 erhoben. Die Befragten wurden aus dem YouGov 

Panel rekrutiert und nach den soziodemographischen Merkmalen Geschlecht, Alter, Bil-

dung und Region quotiert. Von den 2.623 Personen, die in der ersten Welle teilnahmen, 

konnten 71 Prozent in der zweiten Welle wiederbefragt werden. 

In den drei Datensätzen wurde die Risikotoleranz jeweils über eine einzelne Frage zur 

allgemeinen Bereitschaft, Risiken einzugehen, erfasst. Die Befragten wurden gebeten, 

sich auf einer elfstufigen Skala zwischen „gar nicht risikobereit“ und „sehr risikobereit“ 

einzustufen. In Tabelle 1 sind der Wortlaut des jeweiligen Fragetextes und die Antwor-

toptionen angeführt. Sowohl die Formulierungen als auch die Antwortoptionen variieren 

leicht, zudem wird im GLES-Panel keine „Weiß nicht“-Option angeboten. Die Frage-

formulierung im GLES-Panel stimmt mit jener aus dem Sozio-ökonomischen Panel 

(SOEP) überein, die in Validierungstests eine hohe Zuverlässigkeit und Güte gezeigt hat 

(Dohmen et al. 2011; Beierlein et al. 2014; Josef et al. 2016).20 

Tabelle 1: Messung der Risikotoleranz im GLES-, AUTNES- und YouGov-Panel 

GLES-Panel AUTNES-Panel YouGov-Panel 

Messung: 2016, W1 

Wie schätzen Sie sich ein: Sind 
Sie im Allgemeinen ein risiko-
bereiter Mensch oder versuchen 
Sie, Risiken zu vermeiden? 

Messung: 2017, W6 

Wie sehr sind Sie im Allgemei-
nen dazu bereit, Risiken einzu-
gehen? 

 

Messung: 2014, W1 

Gehen Sie gerne Risiken ein 
oder versuchen Sie, Risiken zu 
vermeiden? 

 

(1) gar nicht risikobereit 
(11) sehr risikobereit 

(0) gar nicht bereit 
(10) sehr bereit 

_________ 

weiß nicht 

(1) ich bin gar nicht risikobereit  
(11) ich bin sehr risikobereit 

_________ 

weiß nicht 

 
20 Bei dem Einleitungssatz zu Beginn der Frage gibt es zwischen dem Fragetext im Wahlkampf-Panel und 
im SOEP eine Abweichung: „Wie schätzen Sie sich (persönlich) ein?“. 
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Die Messung der Risikotoleranz erfolgte im GLES- und YouGov-Panel in der jeweils 

ersten Welle der Befragten zusammen mit anderen Persönlichkeitsmerkmalen, von de-

nen ebenfalls eine hohe zeitliche Stabilität angenommen wird. Im AUTNES-Panel 

wurde die Risikotoleranz hingegen erst in der letzten Welle erhoben. Dies ist für die 

nachfolgende Analyse und die Vergleichbarkeit der Befunde der Studien untereinander 

nicht unproblematisch. Zu den Wiederholungbefragungen eingeladen wurden im AU-

TNES-Panel stets nur jene Befragten, die auch in der vorangegangenen Welle teilge-

nommen hatten. Entsprechend liegt die Angabe zur Risikotoleranz nur für Personen vor, 

die in allen sechs Wellen befragt wurden. Im Vergleich zu jenen Befragten, die schon 

vorher das Panel verlassen haben, sind die in politikwissenschaftlichen Wiederholungs-

befragungen verbleibenden Teilnehmer in der Regel stärker politisch interessiert (z. B. 

Stadtmüller 2009). Zudem wurden einige abhängigen Variablen in Kapitel 4 vor der 

sechsten Welle erhoben, in der die Risikotoleranz gemessen wurde. Da hier angenom-

men wird, dass die Risikotoleranz als Persönlichkeitsmerkmal zeitlich stabil ist, wird 

trotz der nachgelagerten Messung der Risikotoleranz eine Kausalitätsbeziehung ange-

nommen.  

Abbildung 1: Häufigkeitsverteilung der selbstberichteten Risikotoleranz 

 

In Abbildung 1 sind die Verteilungen der gegebenen Antworten in den drei Stichproben 

dargestellt. Die Balken repräsentieren die prozentualen Anteile der Befragten, die sich 
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auf dem jeweiligen Skalenpunkt einordneten. Trotz der leichten Varianz in den Frage-

formulierungen sind die Häufigkeitsverteilungen sehr ähnlich. Am häufigsten bezeich-

neten sich die Befragten als risikoneutral, allerdings ist auch eine große Varianz fest-

stellbar. Nur ein kleiner Anteil von 1.5 Prozent (YouGov) bzw. 3.9 Prozent (AUTNES) 

der Befragten konnten sich auf dieser Skala nicht zuordnen und wählte die „Weiß nicht“-

Option (nicht dargestellt). Die Extremwerte werden sehr selten gewählt, wobei sich we-

niger als fünf Prozent der Befragten als sehr risikobereit einstufen. Ohne Berücksichti-

gung der Personen, die sich nicht einordnen konnten, liegt der Median der Risikotole-

ranz im GLES- und im YouGov Panel jeweils bei 6 und im AUTNES-Panel bei 5. Ins-

gesamt hat die Häufigkeitsverteilung dieser Messung Ähnlichkeit mit jener, die aus der 

repräsentativen Stichprobe für die deutsche Bevölkerung im SOEP (Dohmen et al. 2011, 

S. 527) und in US-amerikanischen Studien berichtet wird (z. B. Ehrlich und Maestas 

2010; Maestas und Pollock 2010a).21 

Die Reliabilität, das heißt die Zuverlässigkeit und Genauigkeit der Messung, kann bei 

Ein-Item-Skalen über die Retest-Stabilität untersucht werden (Beierlein et al. 2014, S. 

12). Als Persönlichkeitsmerkmal sollte die individuelle Risikotoleranz über die Zeit eine 

hohe Stabilität aufweisen. Diese Annahme kann mit dem Wahlkampf-Panel überprüft 

werden. Die Risikotoleranz wurde sowohl in der Zwischenerhebung im Jahre 2015 als 

auch in der ersten Welle des neu rekrutierten Wahlkampf-Panels ein Jahr später erhoben. 

Somit kann für jene Wiederbefragten, die an beiden Wellen teilnahmen, die zeitliche 

Stabilität betrachtet werden. Der statistische Zusammenhang zwischen den Messungen 

aus 2015 und 2016 ist mit Pearson’s r = 0.70 vergleichbar mit den vorherigen Befunden 

zur zeitlichen Stabilität der Risikotoleranz in repräsentativen Stichproben (z. B. 

Beierlein et al. 2014; Josef et al. 2016). In Abbildung 2 ist die Differenz zwischen der 

Selbsteinstufung zwischen beiden Jahren dargestellt. Ein Drittel der Befragten ordnete 

sich genau wie ein Jahr zuvor ein. Davon stuften sich 19 Prozent als risikoneutral ein. 

Größere Veränderung in der Einordnung von risikoavers hin zu risikotolerant oder um-

gekehrt kommen empirisch offenbar sehr selten vor. Die Retest-Stabilität für den Zeit-

raum von einem Jahr scheint insgesamt hoch, sodass in den nachfolgenden Analysen 

von einer Stabilität dieses Merkmals ausgegangen wird. 

  

 
21 In diesen US-amerikanischen Studien wird die Frage zur allgemeinen Risikobereitschaft siebenstufig 
abgefragt, zeigt aber in der Verteilung das gleiche Muster. 
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Abbildung 2: Stabilität der Risikotoleranz, 2015-2016 

 

Um die Kriteriumsvalidität der Messung der Risikotoleranz zu untersuchen, werden die 

Korrelationen mit soziodemographischen Merkmalen betrachtet, die in der Literatur ei-

nen hohen Zusammenhang mit der Risikotoleranz zeigten. Für verschiedene soziodemo-

graphische Gruppen werden systematische Unterschiede im Risikoverhalten und in der 

selbstberichteten Risikotoleranz berichtet. Männer und Personen mit höherem sozioöko-

mischen Status und höherer Bildung schätzen ihre Risikotoleranz als höher ein und nei-

gen häufiger zu riskantem Verhalten (z. B. MacCrimmon und Wehrung 1986; Zucker-

man 1994; Weber et al. 2002; Dohmen et al. 2011; Kam 2012). Zudem werden Men-

schen mit zunehmendem Alter etwas risikoscheuer (z. B. Steinberg 2007; Reynaud und 

Couture 2012; Josef et al. 2016). Befunde von Weber et al. (2002) deuten darauf hin, 

dass die Unterschiede in der Risikotoleranz zwischen Männern und Frauen ihren Ur-

sprung in der unterschiedlichen Wahrnehmung von Risiken und Nutzen haben könnten, 

da Frauen die Wahrscheinlichkeit von möglichen negativen Konsequenzen in den meis-

ten Domänen höher und den potentiellen Nutzen als geringer einschätzen. Auch die be-

obachtbare höhere Risikobereitschaft von jungen Menschen im Vergleich zu alten kann 

in Teilen auf die unterschiedliche Risikowahrnehmung zurückzuführen sein (Cohn et al. 

1995). Allerdings scheinen jüngere Menschen auch unter Kontrolle der Wahrnehmung, 

häufiger die Entscheidungsoption zu wählen, die sie als riskanter wahrnehmen (Weber 

2010).  

Für eine Konstruktvalidität wird der Zusammenhang der Risikotoleranz mit anderen 

etablierten Persönlichkeitsmerkmalen untersucht, die konzeptionell Überschneidungen 
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aufweisen sollten. Die Einordnung der Risikoneigung in Bezug auf das Fünf-Faktoren-

Modell zur Erfassung der Persönlichkeit (Big Five) ist umstritten. Einige Forscher argu-

mentieren, die Risikobereitschaft sei als Teil der Subdimension „Erlebnissuche“ in der 

Extraversion zu verorten (Costa und McCrae 1992). Andere hingegen nehmen an, die 

Risikoneigung wäre ein Persönlichkeitsmerkmal, das sich innerhalb der Big Five nicht 

auseichend abbilden ließe (Paunonen und Jackson 1996; Mata et al. 2018, S. 167–168). 

Andresen (1995) schlägt beispielweise vor, die fünf Faktoren um den Faktor „Risikobe-

reitschaft“ zu erweitern. Neben der konzeptionellen Nähe zur Extraversion erscheint 

auch ein Zusammenhang mit der Offenheit für neue Erfahrungen und der Gewissenhaf-

tigkeit plausibel. Offene Personen sind bereit, neue und unvertraute Wege einzuschla-

gen, während gewissenhafte Menschen ein Neigung zu Konformität haben, eine Präfe-

renz für den Status quo aufweisen sowie Veränderungen gegenüber eher abgeneigt sind 

(Mondak und Halperin 2008; Gerber et al. 2010; Mondak 2010). Risikobereite Men-

schen scheinen extrovertierter und offener für neue Erfahrungen zu sein, während für 

Neurotizismus, Verträglichkeit und Gewissenhaftigkeit ein positiver Zusammenhang 

mit der Risikoaversion gezeigt werden konnten (Kowert und Hermann 1997; Nicholson 

et al. 2005; Ehrlich und Maestas 2010; Mishra und Lalumière 2011; Kam 2012; Beier-

lein et al. 2014; Curtis 2016; Josef et al. 2016; Frey et al. 2017). Insgesamt sind die in 

der Literatur berichteten Korrelationen allerdings moderat bis schwach, und die Risi-

kotoleranz scheint nicht vollständig von einer der fünf Persönlichkeitsfacetten erfasst zu 

werden (Frey et al. 2017; Zhang et al. 2019). 

Konzeptionell eng verwandt ist die Risikotoleranz auch mit Persönlichkeitsmerkmalen, 

die das Bedürfnis nach Stimulation erfassen. Die Korrelation mit der von Zuckerman 

(1979, 2007) entwickelten Sensation-Seeking-Skala, zu der die Risikotoleranz als Teil-

aspekt gehört, kann aufgrund fehlender Indikatoren in den Datensätzen nicht überprüft 

werden. Allerdings findet sich auch in der individuellen Wertetheorie von Shalom H. 

Schwartz (1992) der Wert „Stimulation“ wieder, der das Ziel beschreibt, neue Erfahrun-

gen zu machen, Abenteuer und Herausforderungen zu suchen. Die Schwartz-Werte sind 

sowohl im GLES-Panel als auch im YouGov-Panel enthalten.  

Auch für das Bedürfnis nach kognitiver Geschlossenheit findet sich eine theoretische 

Überlappung mit der Risikotoleranz (z. B. Meertens und Lion 2008; Johnston et al. 

2017). Die kognitive Geschlossenheit beschreibt ein psychologisches Konstrukt, dass 

sich in einem hohen Bedürfnis nach einer eindeutigen Antwort, dem Wunsch nach 
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Vorhersehbarkeit, in Engstirnigkeit, einer Präferenz für Ordnung und Struktur sowie in 

einer Vermeidung von Ambiguität äußert (Neuberg und Newsom 1993; Webster und 

Kruglanski 1994; Kruglanski und Webster 1996; Thompson et al. 2001; Kruglanski 

2004). Menschen mit einem hohen Bedürfnis nach kognitiver Geschlossenheit könnten 

auch eine stärkere Tendenz aufweisen, riskante und unsichere Entscheidungsoptionen 

abzulehnen (für einen Überblick Federico und Malka 2018). Die empirischen Befunde 

zeigen allerdings nur einen moderaten bis niedrigen Zusammenhang zwischen dieser 

Bedürfnisskala und der Risikotoleranz (Meertens und Lion 2008). Ein Teilaspekt der 

kognitiven Geschlossenheit ist das Bedürfnis nach Gewissheit und die Vermeidung von 

unsicheren Situationen. In allen drei hier untersuchten Studien finden sich jeweils drei 

Items, die ein Bedürfnis nach Gewissheit abbilden können.22 Im Wortlaut sind diese 

Items so ähnlich, dass sie vergleichbar sein sollten.23  

Im oberen Teil der Tabelle 2 sind die Korrelationen zwischen der Risikotoleranz und 

dem Geschlecht, Alter und der Bildung in den drei Stichproben dargestellt. Frauen stufen 

sich als weniger risikobereit ein als Männer. Am stärksten ist dieser negative Zusam-

menhang im österreichischen Panel. Das Alter und das Bildungsniveau zeigen ebenfalls 

einen Einfluss in die erwartete Richtung, sodass sich jüngere Menschen sowie Personen 

mit einem hohen Bildungsabschluss als etwas risikobereiter einschätzen. Insgesamt sind 

die Korrelationen zwischen der Risikotoleranz und den drei soziodemographischen 

Merkmalen eher als gering zu bezeichnen. 

Die Big Five wurden nur im GLES-Panel und im YouGov-Panel erhoben, allerdings mit 

nahezu identischen Items. Wie bisher in der Literatur gezeigt wurde, findet sich auch in 

den hier verwendeten Daten ein positiver Zusammenhang zwischen der Risikotoleranz 

und der Extraversion sowie der Offenheit. Der erwartete negative Zusammenhang mit 

Neurotizismus ist nur im GLES-Panel etwas stärker. Dagegen ist die erwartete Korrela-

tion zwischen der Gewissenhaftigkeit und Verträglichkeit sowohl im GLES-Panel als 

auch im YouGov-Panel gering und bei der Verträglichkeit zudem in der Richtung unein-

deutig. Das Bedürfnis nach Gewissheit zeigt in allen drei Erhebungen den vermuteten 

negativen Zusammenhang mit der Risikotoleranz. Das heißt, Menschen, die ungewisse 

Situationen vermeiden, stufen sich eher als risikoavers ein. Die stärkste Korrelation zeigt 

 
22 Cronbachs Alpha für das Bedürfnis nach Gewissheit beträgt 0.61 (AUTNES), 0.79 (GLES) bzw. 0.68 
(YouGov). 
23 Die Frageformulierungen und Operationalisierungen der Variablen können dem Anhang zu Kapitel 3 
entnommen werden. 
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sich mit den Schwartz-Wert zur Messung des Stimulationsbedürfnisses. Dieser starke 

Zusammenhang konnte auch deshalb erwartet werden, da dieser Wert in beiden Studien 

mit zwei Items gemessen wurde, von denen jeweils eines direkt auf die Risikotoleranz 

Bezug nimmt.24 Auch Cronbachs Alpha für die je zwei Items zur Messung des Stimula-

tionsbedürfnisses und die Risikotoleranz ist im GLES- und im YouGov-Panel mit 0.71 

bzw. 0.77 hoch und deutet darauf hin, dass hier ein unidimensionales latentes Konstrukt 

gemessen wird. 

Tabelle 2: Korrelationen mit der selbstberichteten Risikotoleranz 

 GLES YouGov AUTNES 

 Korr. N Korr. N Korr. N 

Frau -0.15** 22008 -0.13** 2592 -0.21** 2880 

Alter -0.08** 22008 -0.05* 2592 -0.11** 2695 

Abitur/Matura 0.06** 21747 0.10** 2428 0.04* 2893 

Big Five: Offenheit 0.24** 21997 0.41** 2583   

Big Five: Gewissenhaftigkeit 0.08** 22000 0.05* 2582   

Big Five: Extraversion 0.30** 22005 0.30** 2582   

Big Five: Verträglichkeit -0.11** 22004 0.06** 2583   

Big Five: Neurotizismus -0.23** 22003 -0.11** 2581   

Bedürfnis nach Gewissheit -0.29** 15126 -0.25** 2561 -0.33** 2314 

Schwartz-Wert: Stimulation 0.52** 21908 0.57** 2551   
Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

Die bisherigen Befunde sprechen tendenziell dafür, dass die Ein-Item-Skala eine spar-

same, aber dennoch reliable und valide Messung der Risikotoleranz in den hier verwen-

deten Daten darstellt. Die Retest-Methode verweist zudem auf eine hohe Stabilität über 

die Zeit hinweg und stützt die Annahme, es handele sich um ein stabiles Persönlichkeits-

merkmal. Die hohen positiven Korrelationen mit dem Stimulationswert gibt zudem Hin-

weise darauf, dass diese Items gegebenenfalls dafür genutzt werden können, um ein 

Mehr-Item-Instrument zu erstellen. Das bedeutet, sofern es in Umfragen nicht möglich 

ist, mehrere Fragen zur Messung der Risikotoleranz zu erheben, kann die Berücksichti-

gung von Items aus anderen Konstrukten die Messgenauigkeit unter Umständen erhöhen 

(siehe auch Kam und Simas 2010; Kam 2012). Im Folgenden erfolgt die Messung der 

Risikotoleranz über nur ein Item, um zu prüfen, inwieweit auch über dieses sparsame 

 
24 YouGov-Panel: „Sie/Er mag es, Risiken einzugehen. Sie/Er sucht stets nach Abenteuern“ (r=0.59), 
GLES-Panel: „Es ist der Person wichtig, ein aufregendes Leben zu führen. Sie geht gern Risiken ein. Sie 
ist immer auf der Suche nach Abenteuern“ (r = 0.54).  
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Instrument einen Einfluss auf die politischen Einstellungen und Verhaltensweisen mess-

bar ist. 

3.3 Das Vorgehen in der empirischen Fallanalyse 

Im Zentrum dieser Arbeit steht die Frage, unter welchen Bedingungen die Risikotoleranz 

bei der Bewertung riskanter politischer Sachfragen eine Rolle spielen könnte. Im theo-

retischen Kapitel wurde die übergeordnete Hypothese formuliert, dass der Einfluss der 

Risikotoleranz von der Risikowahrnehmung und Unsicherheit bei der Abwägung zwi-

schen den Chancen und Risiken moderiert wird. In den hier genutzten Daten liegen für 

die nachfolgend untersuchten Fallbeispiele keine Messinstrumente für die subjektive Ri-

sikowahrnehmung und die Unsicherheit vor. In der Literatur legen viele Studien nahe, 

dass der Einfluss der individuellen Risiko- und Nutzenbewertung einen sehr starken ne-

gativen bzw. positiven Einfluss auf riskante Entscheidungen und Verhaltensweisen hat 

(z. B. Weber et al. 2002; Clarke et al. 2017; Crettaz von Roten et al. 2017). Gemessen 

wird diese oft über die direkte Frage, wie nützlich oder riskant Entscheidungsoptionen 

bewertet werden. Da diese Beurteilungen allerdings konzeptionell sehr nahe an dem zu 

erklärenden Risikoverhalten liegen, wäre der zusätzliche Erkenntnisgewinn bei Befun-

den zu starken Effekten als eher gering einzuschätzen. Nichtsdestotrotz hätten Messun-

gen zur individuellen Risiko- und Nutzenbewertung gegebenenfalls genutzt werden kön-

nen, um die Brückenhypothesen zum Einfluss des Informationskontexts, der politischen 

Kompetenz, der Prädispositionen und der Elitensignale auf die Risikowahrnehmung und 

Unsicherheit bei der Risiko- bzw. Chancenbewertung zu prüfen. Insbesondere in Bezug 

auf die politische Kompetenz wäre der Erkenntnisgewinn größer, wenn eindeutig zu 

trennen wäre, inwiefern eine signifikante Interaktion zwischen der politischen Kompe-

tenz und der Risikotoleranz auf Unterschiede in der Kenntnis potentieller negativer Fol-

gen eines riskanten Politikvorschlags oder auf Unterschiede in der Unsicherheit in der 

Chancen-Risiken-Abwägung zwischen politisch gering und sehr kompetenten Men-

schen zurückzuführen sind. 

Um die Moderation des Einflusses der Risikotoleranz über die Risikowahrnehmung den-

noch untersuchen zu können, werden stattdessen die möglichen Determinanten in den 

Blick genommen, die einen Einfluss auf Kenntnis der potentiellen negativen Folgen, die 

Bewertung der Risiken und Chancen sowie die Unsicherheit haben könnten. Die Zu-

gänglichkeit von Informationen zu den möglichen Folgen eines Politikvorschlags, die 
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Fähigkeit zur Verknüpfung der wahrgenommenen Inhalte mit den eigenen Prädispositi-

onen sowie die gefühlte Unsicherheit bei der Bewertung könnten sowohl von personen-

bezogenen als auch kontextuellen Merkmalen abhängen. In den einzelnen Fallanalysen 

wird daher zunächst der politische Diskurs zu dem riskanten Politikvorschlag beschrie-

ben. Daraus werden Schlussfolgerungen darüber gezogen, wie die Chancen und Risiken 

dargestellt werden, wie weit das Wissen über die Ziele und die möglichen negativen 

Implikationen des Vorschlags in der Gesamtbevölkerung bekannt sein dürften und wie 

(eindeutig) sich die politischen Eliten zum Politikvorschlag positionierten. 

Zur Untersuchung des moderierenden Einflusses von Personenmerkmalen werden Inter-

aktionen zwischen der individuellen Risikotoleranz auf der einen Seite und der politi-

schen Kompetenz bzw. den politischen Prädispositionen auf der anderen Seite betrach-

tet. Die politische Kompetenz könnte einen Einfluss darauf haben, wie wahrscheinlich 

eine Person über die Ziele und möglichen Risiken eines Politikvorschlags informiert ist, 

wie leicht er einen Bezug zu seinen eigenen Prädispositionen herstellen kann und wie 

sicher er sich bei der Beurteilung fühlt. Die politische Versiertheit einer Person wird über 

den Anteil der richtigen Nennungen bei der Beantwortung von politischen Faktenfragen 

gemessen. Zuvor wird in Kapitel 4 geprüft, inwiefern die Risikotoleranz und die politi-

sche Kompetenz zusammenhängen, um potentielle Endogenitätsprobleme besser aus-

schließen zu könnten. 

Zwar werden in den empirischen Analysen zum Einfluss der Risikotoleranz auf die Be-

urteilung von politischen Sachfragen Paneldatensätze herangezogen, allerdings ist es 

nicht möglich, die Vorzüge von diesen Wiederholungsbefragungen vollumfänglich aus-

zuschöpfen. Paneldaten erlauben die Untersuchung von intraindividueller Stabilität und 

Veränderungen von Einstellungen und Verhaltensweisen über die Zeit sowie Schlussfol-

gerungen über kausale Zusammenhänge. Im Idealfall würden alle als stabil geltende Per-

sonenmerkmale – wie die Persönlichkeit, die politischen Prädispositionen und die poli-

tische Kompetenz – bereits in den ersten Panelwellen erhoben. Sobald ein riskanter Vor-

schlag vorgebracht wird, würden die Befragten diesen erstmals auf Grundlage ihres bis-

herigen Wissens beurteilen. In nachfolgenden Wellen würde die gleiche Abfrage erfol-

gen. Über die Veränderungen im Informationskontext über die Zeit könnte so nachvoll-

zogen werden, ob sich beispielsweise der Einfluss der individuellen Risikotoleranz je 

nach Kontext und in Abhängigkeit von den politischen Prädispositionen und der politi-

schen Kompetenz verändert. 
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In den hier untersuchten Fallbeispielen wurde die Einstellung zu einem potentiell ris-

kanten Politikvorschlag allerdings jeweils nur in einer Erhebungswelle erhoben; aller-

dings jeweils zu einem Zeitpunkt, als der Vorschlag in der politischen Medienberichter-

stattung als Chancen oder Risiko diskutiert wurde. Die Formulierung der Items ist in 

allen Fällen eher abstrakt gehalten und stellt keinen direkten Bezug zum aktuellen poli-

tischen Diskurs her. Beispielsweise wird nach der Beurteilung eines Ausschlusses wirt-

schaftlich schwacher Staaten gefragt, ohne dass von den Verhandlungen zum Austritts 

Griechenlands aus der europäischen Währungsunion die Rede ist. Obwohl die Intensität 

der Medienberichterstattung zu dem jeweiligen Thema zum Zeitpunkt der Befragung 

demnach hoch war, sind demnach dennoch Unterschiede zwischen politisch wenig und 

sehr kompetenten Bürgerinnen und Bürgern zu erwarten. Da es mit den hier verwende-

ten Paneldaten möglich ist, alle unabhängigen Variablen in den statistischen Erklärungs-

modellen vor den abhängigen zu messen, können zudem mögliche Endogenitätsprob-

leme minimiert werden.  

Für risikoaverse und risikobereite Personen wurde die Hypothese aufgestellt, dass diese 

bei der Beurteilung riskanter Politikvorschläge seltener die mittlere Option wählen als 

risikoneutrale Personen. Bereits für andere Persönlichkeitsmerkmale konnte gezeigt 

werden, dass diese nicht nur einen Einfluss auf die inhaltliche Bewertung politischer 

Sachfragen haben können, sondern auch auf die nicht-substantielle Komponente des 

Antwortverhaltens. Dokumentiert wurden interindividuelle Unterschiede in der Tendenz 

unabhängig vom Frageninhalt zuzustimmen, eine extreme Antwort zu wählen oder den 

Skalenmittelpunkt zu wählen (He und van de Vijver 2013; Wetzel und Carstensen 2017; 

Hibbing et al. 2019). Hibbing und Kollegen (2019) fanden beispielsweise in ihrer Studie 

Hinweise darauf, dass Extraversion, Offenheit und emotionale Stabilität extremere Ant-

worten begünstigt. Sie argumentieren, dass dieser Einfluss unter anderem mit der höhe-

ren Risikotoleranz von Personen mit diesen Persönlichkeitsmerkmalen zusammenhän-

gen könnte. Dies würde umgekehrt bedeuten, dass risikoaverse Personen eher den „si-

cheren“ Skalenmittelpunkt bevorzugen sollten. In dieser Arbeit wurde dagegen die An-

nahme formuliert, dass die Risikotoleranz dann einen Einfluss auf die Beurteilung ris-

kanter Sachfragen hat, wenn eine Person bei der Chancen-Risiken-Abwägung unsicher 

ist. Demnach sollte sowohl für risikobereite als auch risikoaverse Personen gelten, dass 

sie seltener den Skalenmittelpunkt wählen. 
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Diese Hypothese hat Implikationen für die Operationalisierung der abhängigen Variab-

len in den statistischen Erklärungsmodellen. Wenn der Einfluss der Risikotoleranz auf 

die Zustimmung, Ablehnung und die Wahl des Skalenmittelpunkt unterschiedlich ist, 

dann können die abhängigen Variablen nicht als intervall- oder ordinalskaliert betrachtet 

werden. Daher werden in den Analysen zum Einfluss der Risikotoleranz auf die Beur-

teilung politischer Sachfragen multinomiale Regressionen angewendet und die Antwor-

ten in drei Ausprägungen zusammengefasst: Zustimmung, Unentschieden und Ableh-

nung. Da die in Kapitel 5, 6 und 7 untersuchten Sachfragen jeweils auf fünfstufigen 

Skalen abgefragt wurden, werden dafür die beiden höchsten und die beiden niedrigsten 

Skalenwerte jeweils zusammengefasst. Diese Rekodierung geht zwar mit Informations-

verlusten einher, allerdings liegt das Interesse dieser Untersuchung auf der Befürwor-

tung oder Ablehnung eines riskanten Politikvorschlags, sodass Abstufungen in der Po-

sitionsstärke im Kontext dieser Analyse hier ausgeblendet werden. 

Des Weiteren wurde die Hypothese formuliert, dass risikoscheue Menschen möglicher-

weise sensibler auf potentielle Bedrohungen und risikobereite Menschen stärker auf po-

tentielle Chancen eines riskanten Politikvorschlags reagieren. Dies könnte sich bei-

spielsweise in einem asymmetrischen Einfluss der Risikotoleranz zeigen. Um diesen 

adäquat messen zu können, orientiert sich diese Arbeit an dem Vorgehen von Ehrlich 

und Maestas (2010). In dieser Studie untersuchen sie den Einfluss der Risikotoleranz 

auf die Einstellungen zum Freihandel und zur Zuwanderung von Ausländern in Abhän-

gigkeit von der eigenen Wahrnehmung, dass etwas zu gewinnen oder verlieren sei. Da 

sie für risikobereite und risikoaverse Menschen unterschiedliche Effekte erwarteten, bil-

deten sie aus ihrer siebenstufigen Antwortskala jeweils eine Variable für die Risikobe-

reitschaft, die Risikoaversion und die Risikoneutralität (Ehrlich und Maestas 2010, S. 

666–667). Dieses Vorgehen wird auch in dieser Arbeit übernommen (siehe auch Berry 

et al. 2012, 669-670). 

Dafür werden aus der ursprünglich elfstufigen Original-Variable zwei neue Variablen 

gebildet. Für die neue Variable „Risikoavers“ werden die Skalenmitte und alle Werte 

darüber, die eine höhere Risikobereitschaft anzeigen, in den Wert 0 umkodiert. Die an-

deren Werte werden so rekodiert, dass der Skalenendpunkt „gar nicht risikobereit“ nun 

den Maximalwert 1 abbildet (siehe Abbildung 3). Analog wird für die Variable „Risiko-

bereit“ vorgegangen. Das heißt, eine Person, die sich beispielsweise auf der Origi-

nalskala mit einem Wertebereich von 1 bis 11 auf dem Wert 8 verortete, wird in der 
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neuen Variablen „Risikobereit“ den Wert 0.4 erhalten und in der Variablen „Risikoavers“ 

den Wert 0. Personen, die sich auf der Originalskala in der Mitte einordneten, werden in 

beiden Variablen in 0 umkodiert. In den Regressionen werden immer beide Variablen 

zusammen aufgenommen, sodass die risikoneutralen Personen die Referenzkategorie 

darstellen. 

Abbildung 3: Skalenrekodierung der Originalvariablen zur Messung der Risikotoleranz 
 

Risiko-

avers 

 

1 ←  1 gar nicht risikobereit  → 0 

 

Risiko-

bereit 

0.8 ←  2   → 0 

0.6 ←  3   → 0 

0.4 ←  4   → 0 

0.2 ←  5   → 0 

0 ←  6   → 0 

0 ←  7   → 0.2 

0 ←  8   → 0.4 

0 ←  9   → 0.6 

0 ←  10   → 0.8 

0 ←  11 sehr risikobereit  → 1 

Anmerkungen: Eigene Darstellung in Anlehnung an Ehrlich und Maestas 2010, S. 666. 
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4. Politische Informationen und politische Partizipation 

In Kapitel 2 wurde argumentiert, dass der Einfluss der Risikotoleranz davon abhängen 

könnte, ob sich eine Person im Moment der Beurteilung eines Politikvorschlags über die 

potentiellen positiven und negativen Folgen bewusst ist und wie unsicher sie bei der 

Abwägung der Chancen und Risiken ist. Dabei wurde vermutet, dass sowohl die Risi-

kowahrnehmung als auch die Unsicherheit von der politischen Kompetenz bedingt sein 

könnten. Da allerdings bereits für andere Persönlichkeitsmerkmale gezeigt wurde, dass 

diese einen Einfluss auf die politische Involvierung, politische Kompetenz und Partizi-

pation haben (z. B. Mondak und Halperin 2008; Mondak et al. 2010; Vecchione und 

Caprara 2009; Gerber et al. 2011a; Gerber et al. 2011b), könnte dies auch für die indivi-

duelle Risikotoleranz gelten. Um Endogenitätsprobleme auszuschließen, muss daher 

vorab überprüft werden, inwiefern die politische Kompetenz selbst von der Risikotole-

ranz beeinflusst wird. Eine Untersuchung der Bedeutung der Risikodisposition für die 

politische Partizipation gibt zudem Aufschluss darüber, ob sich bestimmte Personen-

gruppen im politischen Prozess aufgrund dieses Persönlichkeitsmerkmals möglicher-

weise mehr Gehör mit ihren Positionen verschaffen können (vgl. Kam 2012, S. 380; 

Martin 2016). 

Im folgenden Abschnitt werden die Hypothesen zum Einfluss der Risikotoleranz auf die 

Rezeption politischer Informationen, die politische Kompetenz und die Nutzung ver-

schiedener Partizipationsformen formuliert. Nach einer Beschreibung der Datengrund-

lage und der Operationalisierung werden die Ergebnisse präsentiert. In der empirischen 

Analyse werden die Befunde aus Deutschland durch Ergebnisse aus Österreich ergänzt. 

Der Vergleich mit einem zusätzlichen Land, das in Teilen seiner Geschichte, der Sprache 

und Kultur sowie seinem politischen System Deutschland sehr ähnlich ist, ermöglicht 

eine Replikation der Ergebnisse und fundiertere Schlussfolgerungen. Das Kapitel 

schließt mit einer Zusammenfassung der zentralen Befunde und einer Diskussion der 

Implikationen für das weitere Vorgehen in dieser Arbeit. 
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4.1 Theoretische Vorüberlegungen 

4.1.1 Die Rezeption politischer Informationen und das politische Wissen 

Gerber et al. (2011a) formulierten drei Eigenschaften von politischen Informationen, die 

auf Menschen mit einer bestimmten Persönlichkeit eher attraktiv oder eher unattraktiv 

wirken könnten. Erstens ermöglicht die Auseinandersetzung mit der Politik den Aus-

tausch von neuen Ideen, zweitens ist diese zudem oft mit Konflikten über die gesell-

schaftlichen Ziele und Mittel verbunden und drittens hat die politische Informiertheit 

einen sozialen Mehrwert. Menschen mit einer hohen Toleranz für Risiken suchen stets 

nach neuen Eindrücken, Stimulation und Abenteuer. Die politische Medienberichterstat-

tung ermöglicht ihnen die Beschäftigung mit einer Vielzahl von unterschiedlichen The-

men. Entsprechend wäre zu erwarten, dass risikobereite Personen ein höheres politisches 

Interesse aufweisen und sich häufiger über politische Inhalte in der Medienberichterstat-

tung informieren. 

Im Vergleich zu risikoaversen Menschen könnten risikobereite zudem eher gewillt sein, 

sich an politischen Gesprächen zu beteiligen und ihre politische Position öffentlich zu 

äußern. Denn zum einen bietet ihnen der Austausch mit anderen Personen zu konfliktä-

ren politischen Themen neue Reize und Abwechslung; zum anderen kann die aktive Be-

teiligung an einem politischen Gespräch und die öffentliche Positionierung zu politi-

schen Themen je nach Kontext und Gesprächsperson mit negativen Folgen verbunden 

sein. Je größer das Diskussionsnetzwerk einer Person, desto größer die Wahrscheinlich-

keit, dass Gesprächspartner mit gegensätzlichen politischen Standpunkten darunter sind 

(Huckfeldt et al. 2004; Mondak et al. 2010).25 Zudem scheinen sich die meisten Men-

schen am häufigsten mit Personen über politische Themen austauschen, die ihnen sehr 

nahe stehen – wie der Partner, engste Familienmitglieder und Freunde (Gärtner und 

Wuttke 2019, S. 100). Die eigene politische Meinung in einem solchen geschützten 

Kommunikationsnetzwerk kundzutun, ist möglicherweise weniger riskant als beispiels-

weise mit Personen, mit denen man nicht so eng verbunden ist und mit denen man den 

Kontakt nur bedingt wählen konnte – wie beispielsweise mit Arbeitskollegen (Mutz und 

Mondak 2006). Daher wäre zu vermuten, dass sich risikotolerante Menschen nicht nur 

 
25 Allerdings gibt es zumindest für die US-Bevölkerung Hinweise darauf, dass die Homogenität mit der 
Größe des Gesprächsnetzwerks insgesamt zunimmt (Mutz 2006). Mondak und Kollegen (2010) finden in 
ihrer Untersuchung, dass dies insbesondere bei einer hohen Verträglichkeit und Introvertiertheit wahr-
scheinlicher sein könnte. 
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häufiger mit anderen über politische Themen austauschen, sondern auch eine höhere 

Anzahl an Gesprächspartnern aufweisen. 

Ein hohes selbstberichtetes Interesse, eine regelmäßige Rezeption politischer Nachrich-

ten und häufige Gespräche über politische Themen lassen jedoch noch keine Schluss-

folgerungen auf eine systematische Verarbeitung politischer Informationen zu. Dies ist 

nicht zuletzt auf die unterschiedlichen Ausrichtung und Qualität der 

Medienberichterstattung selbst zurückzuführen (Zaller 1992, S. 334–335; Price und 

Zaller 1993, S. 136–137). In einigen Medienformaten dominiert eine oberflächliche, 

intellektuell wenig anspruchsvolle Auseinandersetzung mit politischen Themen, die 

primär den Fokus auf die Unterhaltung ihres Publikums legt. In Qualitätsmedien werden 

hingegen den Rezipienten umfangreiche Hintergrundinformationen und oftmals 

gegensätzliche Argumente geboten, die das Einordnen erleichtern und eine 

systematische Verarbeitung der Informationen anregen können. Für den Konsum von 

Qualitätsmedien sind allerdings nicht nur eine hohe Motivation des Rezipienten notwen-

dig, sondern auch die kognitiven Fähigkeiten, die Inhalte verstehen und einordnen zu 

können (Zaller 1990, 1992, S. 334–335). 

Zudem werden die Rezeption politischer Informationen und das politische Interesse in 

Umfragen typischerweise über die Selbsteinschätzung der Befragten erhoben. Diese 

Form der Messung der motivationalen Komponente der politischen Kompetenz hat ver-

schiedene Nachteile. Zum einen könnte eine soziale Erwünschtheit dazu führen, dass die 

Aufmerksamkeit gegenüber politischen Inhalten höher angegeben wird, als sie tatsäch-

lich ist; zum anderen sind in Bezug auf die Medienrezeption Falschangaben aufgrund 

einer verzerrten Erinnerung nicht auszuschließen (Price und Zaller 1993; Prior 2009). 

Beispielsweise deuten einige Befunde darauf hin, dass bestimmte Befragtengruppen ihre 

politische Involvierung eher über- und andere unterschätzen (Vavreck 2007; Gerber et 

al. 2011b; Gerber et al. 2011a). Letztlich könnte nur mit Verhaltensdaten geklärt werden, 

inwiefern sich Personen tatsächlich in ihrem politischen Interesse und ihrer Mediennut-

zung unterscheiden. Objektive Maße zur Messung der politischen Kompetenz wie Fak-

tenfragen sind daher besser geeignet, da sie tatsächlich stattgefundene Lerneffekte 
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besser abbilden können (Zaller 1992, S. 21–22; Delli Carpini und Keeter 1996; Bartle 

2000).26 

Es gibt keinen Grund für die Annahme, dass risikobereite Menschen ein signifikant hö-

heres politisches Wissen aufweisen als risikoaverse. Zwar zeigt eine Studie von Clarke 

für die britische Bevölkerung, dass sich Risikobereite selbst eher für politisch kompetent 

halten (Clarke 2009, S. 293–297). Dies könnte jedoch auch auf eine Selbstüberschätzung 

zurückzuführen sein. Die systematische Auseinandersetzung mit politischen Inhalten ist 

kognitiv anspruchsvoll und weniger aufregend als die Rezeption ständig neuer, oft auch 

kontroverser politischer Inhalte oder der Austausch mit anderen Personen darüber. Da-

her sind Ähnlichkeiten mit den Befunden zur Extraversion in der Literatur zu erwarten. 

Dort konnte zwar ein positiver Einfluss auf die Rezeptionshäufigkeit und die Gesprächs-

häufigkeit, nicht jedoch auf das politische Wissen festgestellt werden (Mondak und 

Halperin 2008; Gerber et al. 2011a). 

Denkbar wäre allerdings, dass sich dennoch Unterschiede zwischen risikobereiten und 

risikoaversen Menschen im Antwortverhalten bei Wissensfragen zeigen könnten. In 

Wissensfragen in sozialwissenschaftlichen Studien wird Befragten oft explizit die Mög-

lichkeit gegeben, bei fehlendem Wissen eine „Weiß nicht“-Option zu wählen. Aus der 

Anzahl der richtigen Antworten werden meist Summenindizes gebildet, wobei die fal-

schen Antworten und die „Weiß nicht“-Antworten zusammengefasst werden (Mondak 

2000). 

In der amerikanischen Forschung wird kontrovers diskutiert, welche Folgen für die Va-

lidität der Messung politischen Wissens zu erwarten sind, wenn die Umfrageteilnehmer 

bei jeder Frage auch bekunden dürfen, die Antwort nicht zu kennen (Luskin 1987; 

Mondak 2000; Mondak 2001; Sturgis et al. 2008; Luskin und Bullock 2011; Jessee 

2017). Von Kritikern dieses Vorgehens wurde vorgebracht, dass die Tendenz zum Raten 

bei fehlendem oder partiellen Wissen unter anderem von der Persönlichkeit abhängen 

könnte (Mondak 2000; Mondak 2001; aber siehe Jessee 2017). Es sind zwei Gründe 

denkbar, warum risikobereite Menschen möglichweise seltener bei einer Faktenfrage ihr 

Unwissen bekunden. Zum einen könnten sie sich – obwohl sie objektiv über genauso 

viel Wissen verfügen wie risikoaverse Personen – für politisch kompetenter halten und 

 
26 Naturgemäß können Wissensfragen in den meisten Umfragen nur einen Teil der unterschiedlichen Po-
litikbereiche abdecken. Es gibt jedoch Hinweise darauf, dass die politische Kompetenz in unterschiedli-
chen politischen Domänen stark miteinander zusammenhängt, sodass dieses Vorgehen vertretbar erscheint 
(Bartle 2000, S. 473; Zaller 1992, S. 335–336). 
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daher sicherer in ihrer Antwort fühlen; zum anderen haben Wissensfragen in Umfragesi-

tuationen Ähnlichkeit mit einem Quiz. Daher könnte vermutet werden, dass risikobereite 

Menschen in solchen Wissensfragen, auch wenn sie sich ihres Unwissens bewusst sind, 

eher Freude am Raten haben, selbst wenn es nichts zu gewinnen gibt. 

4.1.2 Politische Partizipation 

Die politische Partizipation bezeichnet Verhaltensweisen von Bürgerinnen und Bürgern, 

die sie freiwillig unternehmen, um Entscheidungen auf verschiedenen Ebenen des poli-

tischen Systems zu beeinflussen (Barnes et al. 1979, S. 42; Verba et al. 1995, S. 38). Um 

sich in die Politik einzubringen, können sie in Demokratien aus einer Vielzahl verschie-

dener Partizipationsmöglichkeiten wählen. Eine Möglichkeit ist die Unterscheidung von 

politischen Partizipationsformen hinsichtlich ihres Grades an Institutionalisierung 

(Kaase und Marsh 1979; Marien et al. 2010). Um das politische Geschehen zu beein-

flussen, können Bürgerinnen und Bürger zum einen auf konventionelle und etablierte 

Beteiligungsformen zurückgreifen wie die Beteiligung an Wahlen, die Kontaktaufnahme 

zu einem politischen Entscheidungsträger oder die Mitarbeit in einer Wahlkampagne; 

zum anderen können sie aus verschiedenen unkonventionellen Partizipationsformen 

wählen – wie die Teilnahme an Demonstrationen, das Engagement in Bürgerinitiativen 

und die Beteiligung an einer Unterschriftenliste. Diese Arten der politischen Teilnahme 

sind meist stärker darauf ausgerichtet, den Status quo in Frage zu stellen (zur 

Eingrenzung des Partizipationsbegriffes siehe van Deth 2014). 

Einige Studien legen nahe, dass auch die Persönlichkeit die Wahrscheinlichkeit der Nut-

zung bestimmten Partizipationsformen beeinflussen könnte (Mondak und Halperin 

2008; Vecchione und Caprara 2009; Mondak et al. 2010; Gerber et al. 2011b). Beispiels-

weise scheinen offene Menschen aufgrund ihrer höheren internen Political Efficacy und 

ihres höheren Wissens eher an Beteiligungsformen teilzunehmen, für die eine höhere 

Motivation und mehr kognitive Ressourcen benötigt werden (Vecchione und Caprara 

2009; Mondak et al. 2010). Extrovertierte Menschen nutzen hingegen häufiger Partizi-

pationsmöglichkeiten, die konfliktärer sind und einen Austausch mit anderen Menschen 

ermöglichen – wie beispielsweise die aktive Beteiligung an öffentlichen Versammlun-

gen oder die Teilnahme an Demonstrationen (Gerber et al. 2011b). Für die Risikotole-

ranz, die zum Teil Überschneidungen mit diesen beiden Persönlichkeitsfacetten hat, 

könnte ebenfalls ein Einfluss auf die Partizipation vermutet werden. 
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Die politische Partizipation ist mit verschiedenen Kosten verbunden – wie der aufzu-

bringenden Zeit, dem Aufwand oder dem Anspruch an die kognitiven Ressourcen 

(Brady et al. 1995; Verba et al. 1995). Dabei kann sich eine Person nicht sicher sein, dass 

der persönliche Einsatz – mit dem Ziel, politische Entscheidungen zu beeinflussen – 

tatsächlich Früchte tragen wird. In der Abwägung zwischen den potentiellen Kosten ei-

nes Engagements und dem Nutzen sollten Bürgerinnen und Bürger nur dann eine politi-

sche Partizipation in Erwägung ziehen, wenn die Kosten als geringer als der Nutzen 

bewertet werden (Kam 2012). Kam (2012) argumentiert daher, dass risikotolerante Men-

schen aufgrund ihres Bedürfnisses nach Stimulation, Abwechslung und neuen Erfahrun-

gen (Zuckerman 1979, 2007) einen höheren Nutzen aus der politischen Partizipation 

ziehen als risikoscheue Menschen und sich daher häufiger politisch beteiligen. 

Ein politisches Engagement mit dem Ziel, politische Entscheidungen zu beeinflussen, 

kann je nach Ausgestaltung unterschiedlich abwechslungsreich, interaktiv und kon-

fliktär sein. Unter der Annahme, dass risikobereite Menschen stets nach neuen Eindrü-

cken und Stimulation suchen, könnten sie eher zur Teilnahme an Beteiligungsformen 

tendieren, die dieses Bedürfnis befriedigen können (Berinsky 2000; Clarke 2009; Kam 

2012). Kam (2012) fand in ihrer Studie in der US-amerikanischen Bevölkerung einen 

positiven Einfluss der Risikotoleranz auf fast alle von ihr untersuchten politischen Be-

teiligungsformen, mit Ausnahme der Wahlbeteiligung.27 Anders als die anderen Partizi-

pationsformen ist die Wahlteilnahme an einen festen Termin gebunden und in der Aus-

übung zumindest in den hier untersuchten Ländern Deutschland und Österreich mit kei-

nen Konflikten verbunden. Der Wahlakt ist bei vielen Menschen aufgrund einer interna-

lisierten Wahlnorm zudem stärker habituell geprägt und bietet vergleichsweise wenig 

Stimulation (Kam 2012, S. 824–825). 

Der stärkste Einfluss der Risikotoleranz ist dagegen für die Teilnahme an Demonstrati-

onen und Bürgerinitiativen zu erwarten. Diese Formen der Partizipation sind stärker 

konfliktär, da sie meist auf eine Veränderung des Status quo ausgelegt sind und die po-

litischen Eliten und ihre Entscheidungen in Frage stellen. Zudem nennen viele Men-

schen als einen wichtigen Grund für ihre politische Partizipation den Austausch mit an-

deren Menschen (Verba et al. 1995, S. 108–117). Dieses Motiv ist bei risikobereiten 

 
27 Ein Experiment von Milita (2017) deutete darauf hin, dass die Teilnahme an Sachabstimmungen bei 
risikobereiten Menschen stärker ausfallen kann; allerdings nur, wenn Unsicherheit bezogen auf das Hin-
tergrundwissen zum Abstimmungsgegenstand vorliegt. 
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Menschen ebenfalls eher zu vermuten als bei risikoaversen. Das Unterstützung einer 

Forderung mit seiner Unterschrift stellt eine öffentliche Positionierung dar, vor der risi-

koscheue Menschen stärker zurückschrecken könnten. Personen, die sich mit einem An-

liegen an eine Politikerin oder einen Politiker wenden, investieren Zeit und Ressourcen, 

weil sie sich eine positive Reaktion erhoffen, die ihnen weiterhilft. Risikobereite Men-

schen könnten eher bereit sein, die Mühen in Kauf zu nehmen, in der Hoffnung, dass sie 

sich auszahlen. Zugleich wird diese Partizipationsform in der Regel allein ausgeführt 

und ist daher möglicherweise weniger aufregend als beispielsweise die Teilnahme an 

einer Demonstration oder Bürgerinitiative.  

Die Risikotoleranz könnte möglicherweise auch vermittelt über die politische Involvie-

rung und die politische Kompetenz auf die politische Partizipation wirken. Im Civic-

Voluntarism-Modell, einem Standardmodell zur Erklärung politischer Partizipation, 

werden drei Komponenten unterschieden, die begünstigend auf ein politisches Engage-

ment wirken können (Verba et al. 1995): zum einen Ressourcen wie Zeit, Geld, Wissen 

oder Kompetenzen, zum zweiten die Motivation zum Engagement, deren Ursprung in 

der Primär- und Sekundärsozialisation vermutet wird, und zum dritten die Mobilisation 

zur Teilnahme über soziale Netzwerke. Die motivationale Komponente wird unter an-

derem von dem allgemeinen Interesse am politischen Geschehen, der politischen Kom-

petenz und der internen Efficacy beeinflusst (Verba et al. 1995, 345-347, 352). Im vo-

rangegangenen Unterkapitel wurde dargelegt, warum ein Einfluss der Risikotoleranz auf 

das politische Interesse und die interne Political Efficacy, aber nicht auf das politische 

Wissen erwartet wird. Sollten sich risikotolerante Menschen – wie vermutet – für poli-

tisch interessierter sowie kompetenter halten, könnte ein großer Teil des Einflusses der 

Risikobereitschaft über diese Variablen mediiert werden.28 

4.2 Datengrundlage und Operationalisierung 

Für die Untersuchung werden die jeweils im Wahlkampf zu den Parlamentswahlen im 

Jahre 2017 durchgeführten Panels aus Deutschland (GLES) und Österreich (AUTNES) 

herangezogen. Trotz einiger Unterschiede im Parteiensystem und in der politischen 

 
28 Denkbar wäre zudem, dass risikotolerante Menschen leichter über soziale Netzwerke rekrutiert werden 
können, wenn sie eine höhere Bereitschaft aufweisen, sich mit anderen Menschen über politische Themen 
auszutauschen als risikoaverse Bürger. Diese Hypothese wird im Folgenden aufgrund fehlender vergleich-
barer Informationen zum Engagement in sozialen Organisationen in den verwendeten Daten nicht weiter 
untersucht. 
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Kultur (Gabriel und Plasser 2010) sind beide Länder hinsichtlich ihres politischen Sys-

tems – z. B. im Verhältniswahlrecht und im föderalen Staatsaufbau, in Teilen ihrer Ge-

schichte und in der Sprache – vergleichbar. Zudem gibt es Hinweise darauf, dass sich 

die Bevölkerungen in Österreich und Deutschland durch ihre geographische Nähe in 

ihren Persönlichkeitsmustern ähneln (Allik und McCrae 2004; McCrae und Terracciano 

2006). Die Stichproben aus Deutschland und Österreich sind auch hinsichtlich der Teil-

nehmerrekrutierung und Zusammensetzung vergleichbar. In vielen Fällen werden zu-

dem für die Messung der politischen Kompetenz sowie Partizipation die gleichen Fra-

geformulierungen benutzt, sodass hier eine Ähnlichkeit im Stimulus zu erwarten ist. 

Bei der Durchführung von mehrwelligen Panelbefragung zur Erhebung politischer Ein-

stellungen und Verhaltensweisen treten typischerweise zwei Probleme auf, die auch Aus-

wirkungen auf die Messung der politischen Kompetenz und Partizipation haben könn-

ten. Zum einen haben politisch uninteressierte Bürgerinnen und Bürger eine höhere 

Wahrscheinlichkeit, früher aus dem Panel auszuscheiden; zum anderen könnte die Teil-

nahme an einer politischen Umfrage selbst die Wahrscheinlichkeit erhöhen, politische 

Inhalte aufmerksamer zu verfolgen (z. B. Bergmann 2015). Um zumindest der Verzer-

rung durch Lerneffekte Rechnung zu tragen, wird für die politische Aufmerksamkeit, 

Kompetenz und Partizipation daher jeweils immer die erste verfügbare Messung im Pa-

nel verwendet. 

Anders als im GLES-Panel wurde die Risikotoleranz im AUTNES-Panel nicht in der 

ersten, sondern erst in der sechsten und damit letzten Welle erhoben. Aufgrund des Stu-

diendesigns des AUTNES-Panels wurden alle Befragten untersucht, die von der ersten 

bis zur letzten Welle teilnahmen.29 Um eine Vergleichbarkeit der beiden Stichproben zu 

ermöglichen, werden auch im GLES-Panel nur Teilnehmer berücksichtigt, die von der 

ersten bis zur achten Welle (1. Nachwahlwelle) an allen Befragungen teilnahmen. Die 

Ergebnisse werden für beide Studien jeweils mit dem Mikrozensus 2016 in Deutschland 

bzw. Österreich gewichtet, um zufällige Abweichungen zwischen den Stichproben und 

den jeweiligen Grundgesamtheiten in Hinblick auf Geschlecht, Alter, Bildungsabschluss 

und regionaler Herkunft zu korrigieren. 

 
29 In jeder neuen Welle wurden nur jene Befragten wieder eingeladen, die auch in der vorangegangenen 
Welle teilnahmen. In der vierten und sechsten Welle wurde das Panel mit wenigen neuen Befragten auf-
gefrischt. Diese Neurekrutierten wurden in dieser Analyse nicht berücksichtigt. 
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Das politische Interesse wird über die Selbstauskunft der Befragten mit einer vierstufi-

gen (AUTNES) bzw. fünfstufigen Skala (GLES) gemessen und auf den Wertebereich 0 

„nicht interessiert“ bis 1 „sehr interessiert“ rekodiert.30 Das interne politische Wirksam-

keitsgefühl wird im AUTNES-Panel über die Zustimmung zu der Aussage „Wichtige 

politische Fragen kann ich gut verstehen und einschätzen“ gemessen und im GLES-Pa-

nel über die Bewertung der Aussage „Im Allgemeinen weiß ich recht viel über Politik“. 

Zudem wird zur Operationalisierung der internen Political Efficacy im GLES-Panel 

auch die Aussage „Ich traue mir zu, mich an einem Gespräch über politische Fragen 

aktiv zu beteiligen“ herangezogen. Ein vergleichbares Item liegt im AUTNES-Panel lei-

der nicht vor. Auch die Skalen für diese Variablen werden auf den Wertebereich 0 „keine 

Zustimmung“ bis 1 „sehr hohe Zustimmung“ rekodiert. 

Für die Untersuchung eines Einflusses der Risikotoleranz auf die Teilnahme an politi-

schen Gesprächen wird in beiden Panels jeweils die erste Messung verwendet, die im 

GLES-Panel in der ersten und im AUTNES-Panel in der zweiten Welle erfolgte. Im AU-

TNES-Panel wurden die Befragten zunächst nach der Anzahl der Gesprächspartner in 

der vergangenen Woche und anschließend erst nach der Häufigkeit der Gespräche mit 

diesen Personen befragt. Im GLES-Panel wurde hingegen zunächst nach der Häufigkeit 

der politischen Gespräche in der vergangenen Woche gefragt, und anschließend wurden 

Details der Gespräche mit bis zu drei Personen erfasst. Daher kann nur im GLES-Panel 

ermittelt werden, wie häufig in Tagen insgesamt mit anderen Personen über Politik ge-

sprochen wurde. Für die Anzahl der Gesprächspartner wird eine vierstufige Variable mit 

einer Skala von 0 bei keinem Gesprächspartner bis 1 für drei und mehr Gesprächspartner 

gebildet. 

Die Häufigkeit der Rezeption politischer Nachrichten wurde in den beiden Datensätzen 

mit der gleichen Antwortskala (0–7 Tage), allerdings mit unterschiedlichem zeitlichem 

Bezugsrahmen erhoben. Während im AUTNES-Panel nach der Nutzung in einer ge-

wöhnlichen Woche gefragt wurde, bezieht sich die Angabe im GLES-Panel auf die ver-

gangene Woche. Die Vergleichbarkeit ist daher möglicherweise eingeschränkt. Zugleich 

werden viele Befragte bei der Beurteilung ihres Medienkonsums in einer gewöhnlichen 

Woche wahrscheinlich auch ihr Nutzungsverhalten in den vergangenen Tagen besonders 

präsent haben. Für die durchgeführten Regressionsanalysen wird in beiden Panels die 

 
30 Die Frageformulierungen und die detaillierte Beschreibung der Operationalisierung aller Variablen kann 
der Übersicht im Anhang zu Kapitel 4 entnommen werden. 
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Messung in der ersten Welle verwendet. Die Angaben zur wöchentlichen Nutzung der 

unterschiedlichen Medienangebote werden jeweils für die Nachrichtenquellen Zeitun-

gen, Fernsehnachrichten und Online-Nachrichten aufaddiert und beim Wert sieben ge-

kappt. Die drei Summenindizes werden jeweils auf den Wertebereich 0 „nie“ bis 1 „je-

den Wochentag“ rekodiert. 

In beiden Panels wurden die Befragten aufgefordert, Wissensfragen zum politischen 

System und zur Parteienzugehörigkeit von Politikerinnen und Politikern zu beantworten. 

Die sechs Fragen im AUTNES-Panel bzw. neun im GLES-Panel werden jeweils zu ad-

ditiven Indizes zusammengefasst und die Skalen von 0 „keine richtige Antwort“ bis 1 

„alle Antworten richtig“ rekodiert. „Weiß nicht“-Angaben werden als falsche Antwort 

gewertet. Für den Index im GLES-Panel werden drei Wissensfragen aus der ersten und 

sechs aus der dritten Welle verwendet. Die sechs Wissensfragen im AUTNES-Panel 

wurden alle in der ersten Welle gemessen. Zudem wird jeweils eine Variable gebildet, 

die angibt, wie häufig über alle Wissensfragen hinweg angegeben wurde, dass man die 

Antwort nicht wisse. 

Auch die Fragen zur Teilnahme an unterschiedlichen Formen der politischen Partizipa-

tion haben im GLES- und im AUTNES-Panel einen unterschiedlichen Bezugsrahmen. 

Während im GLES-Panel nach einer Beteiligung in den letzten zwölf Monaten gefragt 

wurde, sollten die Teilnehmer des AUTNES-Panels angeben, ob sie diese Partizipations-

form jemals genutzt haben. In beiden Studien wurde nach der Teilnahme an Demonstra-

tionen und Bürgerinitiativen gefragt. Zusätzlich wurde im AUTNES-Panel gefragt, ob 

man sich jemals in eine Unterschriftenliste – auch online – eingetragen und ob man sich 

jemals persönlich an einen politischen Amtsträger gewandt habe. Diese Dummy-Vari-

ablen wurden im österreichischen Panel in der fünften Welle und im deutschen Panel in 

der zweiten Welle erhoben. Die Messung für die Wahlbeteiligung bezieht sich auf die 

Angabe in der ersten Nachwahlwelle zur Teilnahme an der Parlamentswahl 2017 in Ös-

terreich bzw. Deutschland. 

Kontrolliert wird in allen Regressionen jeweils auf das Geschlecht, das Alter und die 

Bildung. Diese drei Merkmale haben nicht nur einen Einfluss auf die Risikotoleranz, 

wie im vorangegangenen Kapitel gezeigt wurde, sondern korrelieren auch mit der poli-

tischen Involvierung und der politischen Kompetenz (Lazarsfeld et al. 1944; Delli 

Carpini und Keeter 1996; Bartle 2000; Caprara et al. 2009) sowie der politischen Parti-

zipation (Verba et al. 1995; Teorell et al. 2007; Marien et al. 2010). So weisen Frauen, 
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Menschen mit einer niedrigeren formalen Bildung und junge Bürgerinnen und Bürger in 

der Regel ein geringeres politisches Wissen auf, sind weniger politisch interessiert und 

bringen sich seltener aktiv in die Politik ein. 

4.3 Empirische Befunde zur politischen Involvierung und politischen 

Kompetenz 

In Tabelle 3 sind die Ergebnisse aus OLS-Regressionen für das politische Interesse und 

das interne politische Wirksamkeitsgefühl als abhängige Variablen dargestellt (siehe für 

eine deskriptive Übersicht der Variablen in diesem Kapitel Tabelle 19 im Anhang). In 

Einklang mit den Erwartungen hat die individuelle Risikotoleranz einen positiven Ein-

fluss auf das selbstberichtete politische Interesse.31 Zudem lässt sich in beiden Erhebun-

gen ein positiver Einfluss für das interne politische Wirksamkeitsgefühl feststellen. Ri-

sikobereite Menschen stimmen eher der Aussage zu, dass sie politische Zusammenhänge 

gut verstehen können. In AUTNES-Panel ist die Einflussstärke mit 0.19 vergleichsweise 

hoch. Im Vergleich zu risikoaversen Personen sind risikobereite auch eher bereit, sich 

aktiv an einem Gespräch über politische Fragen zu beteiligen. 

Tabelle 3: Einfluss der Risikotoleranz auf das politische Interesse und die Internal Poli-
tical Efficacy 

 
Politisches Interesse 

Verständnis politischer  
Zusammenhänge 

Aktive Teil-
nahme pol. 
Gespräch 

 AUTNES GLES AUTNES GLES GLES 

Risikotoleranz 0.14** 
(0.03) 

0.10** 
(0.01) 

0.19** 
(0.03) 

0.11** 
(0.01) 

0.18** 
(0.01) 

Frau -0.09** 
(0.01) 

-0.12** 
(0.01) 

-0.11** 
(0.01) 

-0.10** 
(0.01) 

-0.13** 
(0.01) 

Alter 0.15** 
(0.03) 

0.23** 
(0.02) 

0.15** 
(0.03) 

0.26** 
(0.02) 

0.27** 
(0.02) 

Bildung: mittel 0.01 
(0.02) 

0.08** 
(0.01) 

0.03 
(0.02) 

0.06** 
(0.01) 

0.06** 
(0.01) 

Bildung: hoch 0.09** 
(0.02) 

0.15** 
(0.01) 

0.11** 
(0.02) 

0.14** 
(0.01) 

0.15** 
(0.01) 

Konstante 0.48** 
(0.03) 

0.46** 
(0.01) 

0.40** 
(0.03) 

0.43** 
(0.01) 

0.36** 
(0.02) 

Korr. R² 0.08 0.15 0.12 0.15 0.16 

N 2546 7481 2274 7438 7454 

Anmerkungen: Dargestellt sind OLS-Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern. Daten gewichtet. 
Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

 
31 Der Einfluss der Risikotoleranz auf das politische Interesse schwankt in den acht Erhebungswellen im 
GLES-Panel zwischen 0.10 und 0.12, scheint demnach unabhängig von dem Wahlkampfgeschehen zu 
sein. 
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In der eigenen Wahrnehmung scheinen risikoaverse Menschen demnach deutlich selte-

ner anzugeben, dass sie sich aktiv mit politischen Themen auseinandersetzen und sich 

politisch kompetent fühlen. Dies zeigt sich auch in der Häufigkeit, mit der sie sich mit 

anderen über politische Themen unterhalten, und an der Anzahl der Gesprächspartner. 

Für die Häufigkeit der politischen Gespräche wird eine OLS-Regression durchgeführt 

und für die Anzahl der Gesprächspartner eine ordinale logistische Regression. Da Logit-

Koeffizienten schwer intuitiv in ihrer Einflussstärke interpretiert werden können, wer-

den in Tabelle 4 stattdessen die durchschnittlichen marginalen Effekte für die Ausprä-

gung „drei oder mehr Gesprächspartner“ dargestellt (siehe für die Logit-Koeffizienten 

Tabelle 21 im Anhang). Die Ergebnisse geben Hinweise darauf, dass sich risikobereite 

Menschen tendenziell mit mehr Personen über politische Themen unterhalten als risiko-

averse. Der durchschnittliche marginale Effekt ist sowohl in Österreich als auch in 

Deutschland mit 0.29 bzw. 0.25 als stark zu bezeichnen. 

Tabelle 4: Einfluss der Risikotoleranz auf die interpersonale Kommunikation 
 Politische Gespräche: 

 Anzahl Gesprächspartner: 
mehr als 2 Personen 

Häufigkeit letzte 
Woche 

 AUTNES GLES GLES 
Risikotoleranz 0.29** 

(0.05) 
0.25** 
(0.02) 

0.13** 
(0.01) 

Frau -0.11** 
(0.02) 

-0.07** 
(0.01) 

-0.02* 
(0.01) 

Alter 0.26** 
(0.05) 

0.33** 
(0.04) 

0.30** 
(0.02) 

Bildung: mittel -0.04 
(0.04) 

0.07** 
(0.02) 

0.06** 
(0.01) 

Bildung: hoch 0.01 
(0.04) 

0.13** 
(0.02) 

0.12** 
(0.01) 

Konstante  
 

 
 

0.10** 
(0.01) 

Korr. R²/Pseudo R² 0.02 0.02 0.08 

N 2283 7251 7359 

Anmerkungen: Für die Anzahl der Gesprächspartner wurde eine ordinale logistische Regression gerechnet. Darge-
stellt sind durchschnittliche marginale Effekte für die Ausprägung „mehr als zwei Gesprächspartner“. Für die Häu-
figkeit der Gespräche in der letzten Woche werden OLS-Regressionskoeffizienten angezeigt. Daten gewichtet. Signi-
fikanzniveau: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

Zudem geben risikobereite Menschen eher an, dass sie sich an mehr Tagen in der Woche 

mit anderen über politische Inhalte unterhalten haben. Es könnte vermutet werden, dass 

sich Risikobereite mit der zunehmenden Intensität des Wahlkampfes noch stärker mit 

anderen über politische Themen austauschen, sodass die Unterschiede zwischen risiko-

toleranten und risikoscheuen Bürgerinnen und Bürgern größer würden. Denn gerade in 



4. Politische Informationen und politische Partizipation  74 

Wahlkämpfen sind die Auseinandersetzungen zwischen den Parteien konfliktär, und die 

Medienberichterstattung ist im Vergleich zu Phasen ohne Wahlkampf möglicherweise 

aufregender. Der gemittelte Einfluss der Risikotoleranz für die Häufigkeit der Gespräche 

und die Anzahl der Gesprächspartner über alle Wellen, in denen Informationen zu den 

politischen Gesprächen erfasst wurde, deutet allerdings auf keine Varianz in der Ein-

flussstärke hin (siehe Tabelle 22 im Anhang). 

Tabelle 5: Einfluss der Risikotoleranz auf die Rezeption politischer Nachrichten 
 Zeitung Fernsehnachrichten Online-Nachrichten 

 AUTNES GLES AUTNES GLES AUTNES GLES 
Risikotoleranz 0.09 

(0.05) 
0.13** 
(0.02) 

0.17** 
(0.05) 

0.13** 
(0.02) 

0.14** 
(0.05) 

0.14** 
(0.02) 

Frau -0.06** 
(0.02) 

-0.10** 
(0.01) 

-0.02 
(0.02) 

-0.03** 
(0.01) 

-0.14** 
(0.02) 

-0.12** 
(0.01) 

Alter 0.39** 
(0.05) 

0.53** 
(0.03) 

0.60** 
(0.04) 

0.62** 
(0.03) 

-0.06 
(0.05) 

0.32** 
(0.03) 

Bildung: mittel -0.09* 
(0.04) 

0.09** 
(0.01) 

-0.03 
(0.03) 

0.03** 
(0.01) 

-0.00 
(0.04) 

0.09** 
(0.01) 

Bildung: hoch -0.10* 
(0.04) 

0.17** 
(0.01) 

-0.01 
(0.03) 

-0.00 
(0.01) 

0.11** 
(0.04) 

0.20** 
(0.01) 

Konstante 0.49** 
(0.05) 

0.21** 
(0.02) 

0.34** 
(0.04) 

0.49** 
(0.02) 

0.56** 
(0.05) 

0.28** 
(0.02) 

Korr. R² 0.04 0.09 0.10 0.12 0.05 0.10 

N 2546 7467 2546 7465 2546 7450 

Anmerkungen: Dargestellt sind OLS-Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern. Daten gewichtet. 
Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

In Tabelle 5 sind die Ergebnisse der OLS-Regressionen für die Rezeption politischer 

Nachrichten in Zeitungen, Fernsehnachrichten und online dargestellt. Risikobereite 

Menschen geben bei allen drei Quellen für politische Informationen eine häufigere Nut-

zung als risikoscheue Menschen an. Das heißt, sie bezeichnen sich nicht nur als politisch 

interessierter und nehmen sich als politisch kompetenter wahr, sondern sie verfolgen in 

ihrer Selbstwahrnehmung auch die politische Medienberichterstattung häufiger. Die Un-

terschiede in der Medienrezeption nach Risikotoleranz bleiben auch dann bestehen, 

wenn alle Wellen berücksichtigt werden, in denen die Rezeption politischer Nachrichten 

erhoben wurde (siehe Tabelle 23 im Anhang). Das heißt, zumindest in den beiden hier 

untersuchten Wahlkämpfen verändert sich der Einfluss der Risikotoleranz auf die Re-

zeption politischer Nachrichten durch den Wahlkampf nicht.32 Aufgrund fehlender 

 
32 Schoen et al. (2017) finden für die Bundestagswahlen 2009 und 2013 in Deutschland keine Hinweise 
dafür, dass die Medienrezeption im Wahlkampf generell zunimmt. Die Befunde ihrer Untersuchung wei-
sen darauf hin, dass sich – wenn überhaupt – eher chronisch politisch informierte Bürger mit der Nähe 
zum Wahltag intensiver mit der politischen Berichterstattung auseinandersetzen. 
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objektiver Verhaltensdaten bleibt unklar, ob risikobereite Personen ihre eigene Nutzung 

eher überschätzen, risikoscheue sie eher unterschätzen, oder ob risikobereite Personen 

tatsächlich häufiger politische Nachrichten verfolgen. 

Die selbstberichtete höhere politische Involvierung von risikobereiten Menschen im 

Vergleich zu den risikoscheuen spiegelt sich allerdings nicht in einem höheren Fakten-

wissen wider. In Tabelle 6 sind die Ergebnisse für den Einfluss der Risikotoleranz auf 

das politische Wissen dargestellt. Für die Anzahl der richtigen Antworten wurde jeweils 

für beide Länder eine OLS-Regression durchgeführt. Auf das Abschneiden bei den Fak-

tenfragen zur Ermittlung des politischen Wissens zeigt die Risikotoleranz keinen sub-

stantiellen Einfluss. Es lässt sich auch dann kein Zusammenhang feststellen, wenn man 

nur die Wissensfragen zum politischen System oder nur jene zur Zuordnung von Politi-

kerinnen und Politikern zu ihren Parteien betrachtet (siehe für die Korrelationen der ab-

hängigen Variablen mit der Risikotoleranz Tabelle 20 im Anhang). 

Tabelle 6: Einfluss der Risikotoleranz auf das politische Wissen 
 

Anzahl richtiger Antworten 
Anzahl „Weiß nicht“-Antworten: 

nie angegeben 

 AUTNES GLES AUTNES GLES 
Risikotoleranz 0.03 

(0.03) 
-0.02 
(0.01) 

0.13* 
(0.05) 

0.06** 
(0.02) 

Frau -0.13** 
(0.01) 

-0.16** 
(0.01) 

-0.18** 
(0.02) 

-0.18** 
(0.01) 

Alter 0.39** 
(0.03) 

0.40** 
(0.02) 

0.24** 
(0.05) 

0.42** 
(0.02) 

Bildung: mittel 0.04* 
(0.02) 

0.07** 
(0.01) 

0.02 
(0.04) 

0.07** 
(0.01) 

Bildung: hoch 0.15** 
(0.02) 

0.21** 
(0.01) 

0.16** 
(0.04) 

0.22** 
(0.01) 

Konstante 0.34** 
(0.03) 

0.43** 
(0.01) 

 
 

 
 

Korr. R²/Pseudo R² 0.18 0.24 0.03 0.05 

N 2651 7401 2651 7401 

Anmerkungen: Dargestellt sind in den ersten zwei Spalten OLS-Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in 
Klammern. In den letzten beiden Spalten werden durchschnittlich marginale Effekte aus ordinalen Logit-Regressio-
nen für den Wert 0 (Befragter hat nie „weiß nicht“ gewählt) berichtet. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 
0.05, ** p < 0.01. 

Hingegen finden sich Hinweise darauf, dass risikoaverse Menschen häufiger dazu ten-

dieren könnten, die „Weiß nicht“-Option zu wählen. Insgesamt gaben 43.0 Prozent (AU-

TNES) bzw. 75.5 Prozent (GLES) der Befragten bei den Wissensfragen mindestens ein-

mal an, dass sie die Antwort nicht wissen. Für diese Anzahl der „Weiß nicht“-Antworten 

wurden ordinale logistische Regressionen durchgeführt. In den letzten beiden Spalten in 

Tabelle 6 sind die durchschnittlichen marginalen Effekte für die Ausprägung angegeben, 
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bei den Wissensfragen nie Unwissen bekundet zu haben (siehe für die Logit-Koeffizien-

ten Tabelle 21 im Anhang). Die Befunde sind für die beiden Studien unterschiedlich. 

Während risikobereite Personen im AUTNES-Panel eine um 13 Prozentpunkte höhere 

Wahrscheinlichkeit aufweisen, nie die „Weiß nicht“-Option zu wählen, ist die Wahr-

scheinlichkeit im GLES-Panel mit 6 Prozentpunkten hingegen nur halb so groß. 

Der Einfluss der soziodemographischen Merkmale auf den Anteil der „Weiß nicht“-Ant-

worten ist insgesamt sehr stark. Ältere Menschen und Personen mit höherer Bildung 

schneiden bei den Faktenfragen besser ab und geben zudem seltener an, dass sie die 

richtige Antwort nicht kennen. Frauen schätzen sich nicht nur als risikoscheuer ein, sie 

scheinen auch in Wissensfragen häufiger anzugeben, dass sie die Antworten nicht ken-

nen (Mondak und Anderson 2004; Baldiga 2014). Im Vergleich zu Männern deuten die 

Befunde zudem darauf hin, dass sie weniger Faktenfragen richtig beantworten konnten. 

Daher wurde geprüft, wie stark sich der Einfluss der Risikotoleranz auf die Wahrneh-

mung der eigenen politischen Involvierung und das politische Wissen unter Ausschluss 

des Geschlechtes aus den Regressionsmodellen erhöht. Wie aus Abbildung 4 hervorgeht, 

ist der Einfluss der Risikotoleranz ohne Berücksichtigung des Geschlechts sowohl im 

GLES- als auch im AUTNES-Panel etwa doppelt so stark. Das heißt, ein Teil des Ein-

flusses der Risikotoleranz auf die Häufigkeit, bei Unwissen oder partiellen Wissens die 

„Weiß nicht“-Option zu wählen, ist auf Geschlechterunterschiede in der Risikotoleranz 

zurückzuführen. 

Zusammenfassend betrachtet geben risikobereite Menschen häufiger an, dass sie poli-

tisch interessierter sind und dass sie sich mit anderen über politische Themen austau-

schen. Sie halten sich im Vergleich zu risikoaversen Bürgerinnen und Bürgern für poli-

tisch kompetenter und verfolgen die politische Medienberichterstattung aufmerksamer. 

Diese höhere Motivation zur Auseinandersetzung mit politischen Inhalten und das stär-

kere Gefühl der internen politischen Selbstwirksamkeit haben allerdings keinen Einfluss 

auf das tatsächliche objektive politische Wissen, denn hier lassen sich keine signifikan-

ten Unterschiede zwischen risikoaversen und risikotoleranten Bürgerinnen und Bürgern 

feststellen. Mit anderen Worten scheint die Risikotoleranz einen Einfluss auf die moti-

vationale Komponente der politischen Kompetenz zu haben, jedoch nicht auf die kogni-

tive. 
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Abbildung 4: Einfluss der Risikotoleranz und des Geschlechts auf die politische Invol-
vierung und Kompetenz 

 
Anmerkungen: Dargestellt sind OLS-Regressionskoeffizienten für den Einfluss der Risikotoleranz und des Ge-
schlechts bzw. für die Häufigkeit der „Weiß nicht“-Antworten die durchschnittlichen marginalen Effekte aus ordina-
len Logit-Regressionen für den Wert 0 (Befragter hat nie „weiß nicht“ angegeben); jeweils mit 95%-Konfidenzinter-
vallen. Daten gewichtet. Kontrollvariablen: Alter und Bildung (siehe Modelle in Tabelle 3 und Tabelle 6). 
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4.4 Empirische Befunde zur politischen Partizipation 

Zwei Formen der unkonventionellen politischen Partizipation, die in beiden Ländern 

abgefragt wurden, sind die Teilnahme an Demonstrationen und die Mitarbeit in Bürger-

initiativen. Auch wenn sich die Abfrage im GLES-Panel auf die Teilnahme in den letzten 

zwölf Monaten und im AUTNES-Panel auf die Teilnahme im bisherigen Leben bezieht, 

ist der relative Häufigkeit der zustimmenden Antworten ähnlich verteilt. 15 Prozent der 

Befragten im AUTNES-Panel und 14 Prozent im GLES-Panel nahmen an Demonstrati-

onen teil, und acht Prozent engagierten sich jeweils in Bürgerinitiativen. Im AUTNES-

Panel wurde zudem gefragt, ob man jemals an Unterschriftensammlungen teilgenom-

men habe, was von fast jedem zweiten Befragten bejaht wurde. 

In Tabelle 7 sind die Ergebnisse aus den logistischen Regressionen für die Teilnahme an 

Demonstrationen, die Mitarbeit an Bürgerinitiativen und die Beteiligung an Unterschrif-

tensammlungen angegeben. Um die Interpretation der Einflussstärke zu erleichtern, wer-

den auch hier die durchschnittlichen marginalen Effekte dargestellt (siehe für die Logit-

Koeffizienten Tabelle 24 im Anhang). In den Gesamtmodellen ist der Einfluss der Risi-

kotoleranz unter Kontrolle des politischen Interesses, des politischen Wissens und der 

Internal Political Efficacy zu sehen.33 In den letzten vier Zeilen ist jeweils der durch-

schnittliche marginale Effekt der Risikotoleranz angegeben, wenn die potentiellen Me-

diationsvariablen aus dem Modell ausgeschlossen werden. 

In den Gesamtmodellen hat die Risikotoleranz in der österreichischen Stichprobe keinen 

signifikanten Einfluss mehr auf die drei hier betrachteten unkonventionellen Partizipa-

tionsformen. Ohne die Berücksichtigung der affektiven und der kognitiven politischen 

Involvierung lässt sich ein positiver und signifikanter Einfluss messen, der allerdings 

mit Ausnahme der Teilnahme an Unterschriftensammlungen gering ist. In den Modellen 

für die deutsche Stichprobe ist der Einfluss der Risikotoleranz deutlich stärker und ver-

ringert sich kaum, wenn das politische Interesse und die Efficacy berücksichtigt werden. 

Mit einem durchschnittlichen marginalen Einfluss der Risikotoleranz von 0.17 im Ge-

samtmodell und 0.19 im Modell ohne die potentiellen Mediationsvariablen ist der Ein-

fluss für die Demonstrationsteilnahme zudem vergleichsweise stark.  

  

 
33 Um die Modelle für Deutschland und Österreich vergleichen zu können, wurde die Internal Political 
Efficacy hier nur über die Zustimmung zu der Aussage, man könne politische Zusammenhänge gut ver-
stehen, gemessen. 
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Tabelle 7: Einfluss der Risikotoleranz auf die Nutzung unkonventioneller Partizipa-
tionsformen 

 
Demonstration Bürgerinitiative 

Unter-
schriften-
sammlung 

 AUTNES GLES AUTNES GLES AUTNES 

Risikotoleranz 0.06 
(0.04) 

0.17** 
(0.02) 

0.05 
(0.03) 

0.08** 
(0.01) 

0.10 
(0.06) 

Politisches Interesse 0.20** 
(0.04) 

0.24** 
(0.02) 

0.13** 
(0.04) 

0.16** 
(0.02) 

0.26** 
(0.06) 

Politisches Wissen 0.06 
(0.04) 

0.06** 
(0.02) 

0.04 
(0.03) 

-0.05** 
(0.02) 

0.18** 
(0.05) 

Internal Political Efficacy 0.10* 
(0.05) 

0.06* 
(0.02) 

0.04 
(0.04) 

0.04* 
(0.02) 

0.11 
(0.07) 

Frau -0.01 
(0.02) 

0.01 
(0.01) 

-0.02 
(0.02) 

-0.01 
(0.01) 

0.02 
(0.03) 

30–39 Jahre -0.04 
(0.03) 

-0.06** 
(0.02) 

0.00 
(0.02) 

-0.03* 
(0.02) 

0.02 
(0.04) 

40–49 Jahre 0.01 
(0.03) 

-0.07** 
(0.02) 

-0.00 
(0.02) 

-0.04* 
(0.02) 

0.03 
(0.04) 

50–59 Jahre 0.01 
(0.03) 

-0.07** 
(0.02) 

0.06* 
(0.02) 

-0.04* 
(0.02) 

0.06 
(0.04) 

60 Jahre und älter -0.01 
(0.03) 

-0.11** 
(0.02) 

0.05* 
(0.02) 

-0.03* 
(0.02) 

-0.00 
(0.04) 

Bildung: mittel -0.05 
(0.03) 

0.02 
(0.01) 

-0.02 
(0.03) 

0.02 
(0.01) 

0.04 
(0.05) 

Bildung: hoch 0.02 
(0.04) 

0.05** 
(0.01) 

-0.00 
(0.03) 

0.03** 
(0.01) 

0.19** 
(0.05) 

Korr. Pseudo R² 0.09 0.11 0.09 0.07 0.08 

N 2051 7319 2051 7325 2051 

Einfluss der Risikotoleranz:      

Modell ohne Wissen, Interesse 
und Efficacy 

0.10** 
(0.04) 

0.19** 
(0.02) 

0.08* 
(0.03) 

0.10** 
(0.02) 

0.16** 
(0.06) 

Modell nur Wissen + KV 0.10** 
(0.04) 

0.20** 
(0.02) 

0.08* 
(0.03) 

0.10** 
(0.02) 

0.15** 
(0.06) 

Modell nur Efficacy + KV 0.06 
(0.04) 

0.17** 
(0.02) 

0.06 
(0.03) 

0.09** 
(0.02) 

0.11 
(0.06) 

Modell nur Interesse + KV 0.06 
(0.04) 

0.16** 
(0.02) 

0.05 
(0.03) 

0.08** 
(0.01) 

0.10 
(0.06) 

Anmerkungen: Logistische Regressionen, durchschnittliche marginale Effekte mit Standardfehlern in Klammern. KV 
= Kontrollvariablen (Geschlecht, Altersgruppen, Bildung). Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, 
** p < 0.01. 

Insgesamt deuten die Ergebnisse aus Österreich und Deutschland darauf hin, dass sich 

risikotolerante und risikoaverse Bürgerinnen und Bürger in ihrer Teilnahmebereitschaft 

an unkonventionellen Partizipationsformen unterscheiden. Der Einfluss der Risikotole-

ranz wird offenbar über das politische Interesse und das interne politische Wirksamkeits-

gefühl, nicht aber über das Wissen teilweise mediiert. Es kann nicht ausgeschlossen wer-

den, dass die geringeren Effekte der Risikotoleranz auf die Teilnahme an Demonstratio-

nen und die Mitarbeit in Bürgerinitiativen im österreichischen Panel im Vergleich zu 

dem deutschen möglicherweise auf den unterschiedlichen zeitlichen Bezugsrahmen 
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zurückzuführen sind. Da die Abfrage binär erfolgt, könnte mit der Länge des betrachte-

ten Zeitraums die Wahrscheinlichkeit steigen, dass auch risikoaverse Bürgerinnen und 

Bürger mindestens einmal diese Partizipationsformen genutzt haben. 

Tabelle 8: Einfluss der Risikotoleranz auf die Nutzung konventioneller Partizipations-
formen 

 
Wahlbeteiligung Anschreiben  

Politiker 

 AUTNES GLES AUTNES 

Risikotoleranz -0.05 
(0.03) 

0.01 
(0.01) 

0.16** 
(0.05) 

Politisches Interesse 0.08* 
(0.03) 

0.08** 
(0.02) 

0.26** 
(0.05) 

Politisches Wissen 0.09** 
(0.03) 

0.14** 
(0.02) 

0.07 
(0.04) 

Internal Political Efficacy 0.06 
(0.03) 

0.03* 
(0.02) 

0.10 
(0.06) 

30–39 Jahre 0.01 
(0.02) 

-0.00 
(0.01) 

0.03 
(0.02) 

40–49 Jahre 0.04 
(0.02) 

0.01 
(0.01) 

0.05 
(0.03) 

50–59 Jahre 0.07** 
(0.02) 

0.01 
(0.01) 

0.09** 
(0.03) 

60 Jahre und älter 0.04 
(0.03) 

0.03* 
(0.01) 

0.19** 
(0.03) 

Bildung: mittel 0.06* 
(0.02) 

0.01 
(0.01) 

0.20** 
(0.03) 

Bildung: hoch -0.01 
(0.02) 

0.03** 
(0.01) 

-0.00 
(0.04) 

Frau 0.01 
(0.02) 

0.01 
(0.01) 

0.01 
(0.04) 

Korr. Pseudo R² 0.11 0.16 0.11 

N 2019 7338 2051 

Einfluss der Risikotoleranz:    

Modell ohne Wissen, Interesse und Efficacy -0.02 
(0.04) 

0.03* 
(0.01) 

0.21** 
(0.05) 

Modell nur Wissen + KV -0.03 
(0.03) 

0.03** 
(0.01) 

0.20** 
(0.05) 

Modell nur Efficacy + KV -0.04 
(0.03) 

0.01 
(0.01) 

0.16** 
(0.05) 

Modell nur Interesse + KV -0.04 
(0.03) 

0.01 
(0.01) 

0.16** 
(0.05) 

Anmerkungen: Logistische Regressionen, durchschnittliche marginale Effekte mit Standardfehlern in Klammern. Die 
Wahlbeteiligung wurde jeweils in der ersten Nachwahlwelle erhoben, die anderen abhängigen Variablen wurden in 
der zweiten (GLES) bzw. fünften Welle (AUTNES) gemessen. KV = Kontrollvariablen (Geschlecht, Altersgruppen, 
Bildung). Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

Für die Wahlteilnahme wurde kein Einfluss der Risikotoleranz erwartet. Wie aus Tabelle 

8 hervorgeht, stützen die Befunde diese Vermutung sowohl für Deutschland als auch für 

Österreich (siehe für die Logit-Koeffizienten Tabelle 25 im Anhang). Unterschiede zwi-

schen risikotoleranten und risikoscheuen Bürgerinnen und Bürgern in der politischen 
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Partizipation sind jedoch offenbar nicht nur auf unkonventionelle Partizipationsformen 

beschränkt. 22 Prozent der Befragten gaben im österreichischen Panel an, dass sie schon 

einmal einen Politiker kontaktiert hatten. Die durchschnittlichen marginalen Effekte in 

Tabelle 8 zeigen für risikobereite Personen in Österreich eine 16 Prozent höhere Wahr-

scheinlichkeit anzugeben, dass sie in ihrem Leben schon einmal mit einem Anliegen an 

eine Politikerin oder einen Politiker gewandt hatten. Ohne Kontrolle des politischen In-

teresses, der Efficacy und des politischen Wissens ist der Einfluss nur um fünf Prozent-

punkte höher. Das bedeutet, die Risikotoleranz scheint hier zu großen Teilen direkt auf 

die Kontaktaufnahme mit einem Vertreter der politischen Eliten zu wirken. Im Vergleich 

zu den hier untersuchten unkonventionellen Partizipationsformen ist der Einfluss stark 

– und das, obwohl die Kontaktierung eines politischen Amtsträgers vermutlich eher al-

leine ausgeführt wurde, wenig konfliktär ist, und daher insgesamt weniger aufregend 

und stimulierend sein sollte. 

4.5 Zusammenfassung und Diskussion 

Die bisherigen Befunde in der Literatur zur Bedeutung der Persönlichkeit für die politi-

sche Involvierung, Kompetenz und die Partizipationsbereitschaft scheinen auch auf die 

individuelle Risikotoleranz zuzutreffen. In diesem Kapitel finden sich sowohl für die 

deutsche als auch für die österreichische Bevölkerung Hinweise darauf, dass sich risi-

kotolerante und risikoscheue Menschen als unterschiedlich politisch interessiert und 

kompetent wahrnehmen. Risikotolerante geben an, häufiger die politischen Nachrichten 

zu verfolgen und sich mit anderen über politische Themen auszutauschen. In der empi-

rischen Analyse lässt sich allerdings kein Einfluss der Risikotoleranz auf das Abschnei-

den bei der Beantwortung von politischen Faktenfragen feststellen, auch wenn risiko-

averse Personen eine etwas stärkere Tendenz zeigen, die „Weiß nicht“-Option zu wäh-

len. 

In Bezug auf die politische Partizipation stützen die hier gezeigten Befunde ebenfalls 

die Annahme eines Einflusses der Risikotoleranz. Die höhere Bereitschaft risikotoleran-

ter Menschen zur politischen Teilnahme ist offenbar nicht auf vermeintlich stimulie-

rende unkonventionelle Partizipationsformen wie Demonstrationen und Bürgerinitiati-

ven begrenzt. Gerade für den Kontakt mit einem politischen Entscheidungsträger findet 

sich in der österreichischen Studie ein stärkerer positiver Einfluss. Mit Ausnahme der 

Wahlbeteiligung konnte ein positiver Einfluss der Risikotoleranz gemessen werden, der 
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nur teilweise über das politische Interesse und die Internal Political Efficacy vermittelt 

wirkt. Insgesamt decken sich die Befunde für Österreich und Deutschland in dieser Un-

tersuchung mit jenen aus vorheriger Studien für die US-amerikanische Bevölkerung 

(Kam 2012; Berinsky 2000), und dies, obwohl die politischen Systeme sehr unterschied-

lich sind. 

In dieser Arbeit wird angenommen, dass der Einfluss der Risikotoleranz auf die Beur-

teilung von mit Risiken behafteten Politikvorschlägen je nach Informationskontext auch 

von der politischen Kompetenz bedingt sein könne. Da die Analysen in diesem Kapitel 

nahelegen, dass die Risikotoleranz die politische Kompetenz nicht selbst beeinflusst, 

wird erwartet, dass an dieser Stelle keine Endogenitätsprobleme zu erwarten sind. Vo-

raussetzung scheint jedoch zu sein, dass die Messung über Faktenfragen erfolgt und 

nicht über die Selbsteinschätzung der Befragten. Dabei kann nicht ausgeschlossen wer-

den, dass die Risikotoleranz unter bestimmten Bedingungen dennoch einen Einfluss auf 

das politische Wissen haben könnte. Denkbar wäre beispielsweise, dass risikoscheue 

Menschen Informationen zu Bedrohungen in der Medienberichterstattung eher wahr-

nehmen, bewusster verarbeiten und leichter abrufen können. Hierzu wären weiterge-

hende Untersuchungen nötig. 

Eine Befürchtung, die mit einer politischen Beteiligung in Abhängigkeit von der Risi-

kotoleranz vorgebracht wird, ist, dass sich risikobereite Menschen im politischen Pro-

zess möglicherweise stärker Gehör verschaffen als risikoaverse (Kam 2012, S. 830; 

Martin 2016). Sofern risikobereite Menschen nicht nur häufiger diese Formen der poli-

tischen Teilhabe nutzen, sondern auch Politikvorschläge anders beurteilen als risiko-

averse, könnte dies mit einer ungleichen politischen Repräsentation von Positionen ein-

hergehen. Zugleich scheinen sich risikoaverse und risikobereite nicht in der Beteiligung 

an Wahlen zu unterscheiden, die die Zusammensetzung des Parlamentes und das mittel-

fristige politische Programm vorgeben. Positiv betrachtet könnte argumentiert werden, 

dass die ungleiche Partizipationsbereitschaft außerhalb von Wahlen, die meist eher the-

menbezogen ist, neue, mutige und eher progressive Impulse für die Gesellschaft ermög-

licht. Umgekehrt könnte in Hinblick auf zum Beispiel Sachabstimmungen vermutet wer-

den, dass die Kampagnen der Befürworter riskanter Entscheidungsoptionen mehr öffent-

liche Unterstützer finden und im politischen Diskurs mehr Gewicht haben könnten. Ob 

die ungleiche Partizipationsbereitschaft als normativ problematisch bewertet wird, hängt 

letztlich von der Perspektive ab. In den folgenden drei Fallbeispielen wird untersucht, 
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welche Bedingungen vorliegen müssen, damit sich die Risikotoleranz nicht nur in der 

politischen Teilnahme, sondern auch in der Beurteilung von Policy-Vorschlägen nieder-

schlägt.  
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5. Vorschlag zum Ausschluss verschuldeter Eurostaaten 

5.1 Hintergrund zur Grexit-Diskussion 2015 

Die Eurokrise stellte die Europäische Union vor eine der größten Herausforderungen 

seit ihrer Gründung. Seit 2010 mussten mehrere Eurostaaten mit milliardenschweren 

Hilfskrediten vor dem Staatsbankrott gerettet werden. Während es Spanien, Portugal 

und Irland gelang, den Rettungsschirm zu verlassen und die gewährten Kredite zu be-

gleichen, wurde Ende 2014 offenbar, dass Griechenland weitere Finanzhilfen benötigen 

würde. Im Januar 2015 rückte die Eurokrise erneut in den Fokus der Aufmerksamkeit, 

als das Linksbündnis Syriza einen Wahlsieg bei den Neuwahlen des griechischen Parla-

mentes errungen hatte. Die gewählte Regierung unter Alexis Tsipras forderte eine Neu-

verhandlung der Bedingungen der nächsten Tranche aus dem Hilfsprogramm sowie ei-

nen Schuldenschnitt. Darauf folgten monatelange harte Auseinandersetzungen mit den 

Geldgebern, vertreten durch die Europäische Kommission, den Internationalen Wäh-

rungsfonds und die Europäische Zentralbank. 

Die Euroländer waren untereinander in ihren Positionen sehr gespalten. Die nördlichen 

Euroländer, allen voran Deutschland, pochten auf eine Austeritätspolitik im Sinne von 

Strukturreformen, Sparmaßnahmen sowie einer Privatisierung von Staatsbetrieben und 

lehnten einen Schuldenschnitt strikt ab. Hingegen zeigten sich die südeuropäischen Eu-

rostaaten mit Frankreich an ihrer Spitze gegenüber Griechenland kompromissbereiter 

(Der Tagesspiegel 2015). Seit den Neuwahlen stand auch ein möglicher Austritt Grie-

chenlands aus der Währungsunion erneut zur Diskussion. In diesem Kontext schlug bei-

spielsweise der deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble einen „Grexit auf Zeit“ vor 

(FAZ 2015b). Demzufolge sollte Griechenland freiwillig aus der Währungsunion aus-

treten, um wieder wettbewerbsfähig werden zu können. Allerdings fand dieser Vorschlag 

weder bei den anderen Gläubigerländern noch beim eigenen Koalitionspartner, der SPD, 

Unterstützung. Auch die griechische Regierung und die Bevölkerung wollten mehrheit-

lich in der Währungsunion verbleiben (Der Spiegel 2015). Gleichzeitig wurde das Sze-

nario eines ungeregelten Austritts bei einer fehlenden Einigung zwischen der griechi-

schen Regierung und den Institutionen im Juli 2015 immer wahrscheinlicher (Bansak et 

al. 2020, S. 509). 
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Die Verhandlungen in den Monaten nach den Neuwahlen des griechischen Parlamentes 

wurden als chaotisch und schwer vorhersehbar wahrgenommen (Helms et al. 2019, S. 

178–180). Auf der einen Seite konnten sich die Vertreter der griechischen Regierung und 

jene der Eurogruppe nicht einigen; auf der anderen Seite war Griechenland ab Juni fi-

nanziell nicht mehr in der Lage, die ausstehenden Zahlungen für Kredite zu tätigen. Die 

Situation spitzte sich noch einmal zu, als Ministerpräsident Tsipras in Reaktion auf einen 

als demütigend empfundenen Lösungsvorschlag ein Referendum darüber ansetzte. Am 

5. Juli 2015 folgten 61 Prozent der Griechen der Empfehlung ihrer Regierung und lehn-

ten den Vorschlag der Geldgeber ab. Den Höhepunkt der Auseinandersetzungen er-

reichte die Griechenland-Krise in den dramatischen Verhandlungen am 12./13. Juli 

2015. Nach stundenlangen Gesprächen konnten sich die Staats- und Regierungschefs 

der Eurozone auf ein drittes Hilfspaket einigen. Die griechischen Verhandlungsführer 

mussten dafür einwilligen, die verordneten Sparmaßnahmen umzusetzen. Ein möglicher 

ungeregelter Austritt Griechenlands aus der Währungsunion war damit vorerst abgewen-

det, auch wenn bis zur Auszahlung des dritten Hilfspaketes Mitte August 2015 noch 

Hürden zu nehmen waren. Unter anderem musste der Weiterführung der Verhandlungen 

zuvor in einigen nationalen Parlamenten der Euroländer zugestimmt werden, darunter 

auch im Bundestag am 17. Juli 2015 (für eine Chronologie der Eurokrise im ersten 

Halbjahr 2015 siehe Zeller 2018, 190–198). 

In der ersten Jahreshälfte 2015 waren die schwierigen Verhandlungen über ein drittes 

Hilfspaket und die Diskussionen über einen Austritt Griechenlands aus der Währungs-

union unter den wichtigsten Themen in der deutschen Medienberichterstattung und auch 

in der Problemwahrnehmung der deutschen Bevölkerung (Saalfeld und Zohlnhöfer 

2019, S. 8). Umfragen in diesem Zeitraum zeigen, dass auch innerhalb der deutschen 

Bevölkerung ein „Grexit“ (eine Wortneuschöpfung aus „Greece“ und „Exit“) stark po-

larisierte. Innerhalb des ersten Halbjahres 2015 änderte sich mehrmals die Mehrheits-

meinung der Bevölkerung zu einem Austritt Griechenlands aus der Währungsunion. Zu 

Beginn des Jahres sprach sich in den Telefonumfragen im ARD-DeutschlandTrend von 

Infratest dimap und im Politbarometer der Forschungsgruppe Wahlen eine Mehrheit für 

einen Verbleib Griechenlands in der Währungsunion aus. Bis Anfang Juli lagen die Be-

fürworter und Gegner etwa gleichauf, während Ende Juli wieder mehr als die Hälfte 

einen Grexit ablehnte (Forschungsgruppe Wahlen 2015a, 2015b; Tagesschau 2015b). 
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Auch innerhalb der Parteien waren die Positionen zu einem Grexit und einem dritten 

Hilfspaket gespalten (Wendler 2019, S. 604–609). Dies galt insbesondere für die Regie-

rungsparteien CDU/CSU und SPD. Diese widersprüchlichen Positionen aus den Regie-

rungsparteien spiegelten sich sowohl in den Parlamentsreden vor den Abstimmungen als 

auch in den Voten im Bundestag am 17. Juli und am 19. August 2015 wider, als über die 

Aufnahme der formalen Verhandlungen bzw. über die Verabschiedung des dritten Hilfs-

paketes abgestimmt wurde (Deutscher Bundestag 2015a, 2015b). Innerhalb der Unions-

fraktion votierten Dutzende Abgeordnete gegen den jeweiligen Vorschlag oder enthiel-

ten sich. Auch innerhalb des Koalitionspartners SPD gab es in beiden Abstimmungen 

Nein-Stimmen sowie einige prominente SPD-Politikerinnen und -Politiker wie den ehe-

maligen Finanzminister Peer Steinbrück, die sich öffentlichkeitswirksam für einen 

Grexit aussprachen (Caspari 2015b, 2015a; Schmitz 2015). Die Grünen waren in der 

ersten Abstimmung noch zwischen Zustimmungen und Enthaltungen gespalten; einen 

Monat später befürwortete jedoch die Mehrzahl der Abgeordneten ein drittes Hilfspaket. 

Die Abgeordneten der Linkspartei lehnten die mit den Hilfspaketen verbundenen Bedin-

gungen ab und votierten in beiden Abstimmungen dagegen. Allerdings sprachen sich 

sowohl die Grünen als auch die Linken gegen einen Ausschluss Griechenlands aus. Die 

nicht im Bundestag vertretenen AfD und FDP befürworteten dagegen einen Austritt aus 

der Währungsunion. 

Der Austritt von Mitgliedstaaten aus der Eurozone ist in den Europäischen Verträgen 

nicht vorgesehen, sodass im Falle einer fehlenden Einigung zwischen den griechischen 

Verhandlungsführern und den Geldgebern im Juli 2015 ein ungeregelter Austritt gedroht 

hätte (Schuster 2016). Die Befürworter der Finanzhilfen warnten daher davor, dass die 

wirtschaftlichen Folgen eines Austritts Griechenlands kaum abzusehen wären. Für Grie-

chenland wurden chaotische Bedingungen mit Pleiten, einem Inflationsschock nach Ein-

führung einer neuen nationalen Währung und ein noch stärkerer Einbruch der Wirt-

schaftsleistung als potentielle Folgen skizziert (z. B. Tagesschau 2015a; Häring 2020). 

Aber auch Risiken für die gesamte Eurozone wurden diskutiert, da möglicherweise an 

den Finanzmärkten auf den Austritt weiterer finanziell schwacher Euroländer spekulie-

ren würde (Meiers 2015, S. 99). Zudem müssten die Gläubiger, darunter auch Deutsch-

land, im Falle eines Austritts Teile der Hilfskredite vermutlich abschreiben (Tagesschau 

2015a). Neben den finanziellen und wirtschaftlichen Risiken argumentierten die Gegner 

eines Austritts unter anderem auch mit den politischen Implikationen einer solchen 
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Entscheidung (SZ 2015). Demzufolge könnte der Grexit als Symbol verstanden werden, 

dass die europäische Integration kein unumkehrbarer Prozess sei. Die fehlende Solida-

rität mit einem in Not geratenen Mitgliedstaat könne zu einem Auseinanderbrechen der 

Währungsunion führen (Greive 2015a; Hoffmann 2015; Molthof 2017, 174-177). 

Die Befürworter eines Grexits hoben dagegen hervor, dass Deutschland mit der Gewäh-

rung von weiteren Krediten ein finanzielles Risiko eingehe (vgl. Böcking 2015; Gatzke 

et al. 2015; Bansak et al. 2020).  Da die bisherigen zwei Hilfspakete zu keiner Verbes-

serung der finanziellen und wirtschaftlichen Lage Griechenlands geführt hätten und die 

geforderten Strukturreformen bisher nicht umgesetzt worden seien, könne nicht damit 

gerechnet werden, dass weitere Kredite diesmal ausreichen würden (Gatzke et al. 2015; 

Greive 2015b). Entsprechend sollte Griechenland die Währungsunion freiwillig verlas-

sen, um mit einer eigenen Währung wieder wettbewerbsfähig zu werden und so unter 

anderem für den Export bestimmte Waren und Güter zu vergünstigen (FAZ 2015a). Be-

fürworter brachten zudem vor, dass anders als noch zu Beginn der Finanzkrise die euro-

päische Wirtschaft deutlich solider dastehe. Ein Austritt Griechenlands aus der Wäh-

rungsunion würde daher keine Bedrohung für andere Euroländer oder den Euro als Gan-

zes darstellen (Molthof 2017, 185–187; 172). Für die Europäische Union könne der Aus-

schluss letztlich auch positiv sein, denn ohne Griechenland wäre die Währungsunion 

möglicherweise stabiler als zuvor (Zydra 2015). Besonders die auflagenstarke Bild tat 

sich während der Griechenland-Krise mit diesem Framing hervor (z. B. Bild 2015; 

Hoeren 2015; siehe auch Otto und Köhler 2016). 

Zusammengenommen betrachtet argumentierten sowohl die Befürworter als auch die 

Gegner, dass ihre Option jeweils die weniger riskante wäre. Dies lässt vermuten, dass 

die im Moment der Einstellungsbildung zugänglichen Erwägungen den Ausschlag ge-

geben haben könnten, welche Risikobewertung vorgenommen wurde. Unter der An-

nahme, dass der Einfluss der Risikotoleranz von der Risikowahrnehmung und Unsicher-

heit in der Chancen-Risiken-Abwägung moderiert wird, werden im folgenden Abschnitt 

Hypothesen formuliert, unter welchen Bedingungen und für welche Personen ein Ein-

fluss der Risikotoleranz zu erwarten wäre. 
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5.2 Fallspezifische Hypothesen 

In den letzten zwei Jahrzehnten wurden viele Studien dazu veröffentlicht, wie ein Fra-

ming in der Medienberichterstattung die Einstellungen von Bürgerinnen und Bürgern zu 

EU-Themen beeinflussen kann (Díez Medrano 2003; Schuck und de Vreese 2006; 

Lecheler und de Vreese 2010; de Vreese et al. 2011; Goodwin et al. 2018). Dabei wurde 

gezeigt, dass die Bewertung der Europäischen Union dadurch verändert werden kann, 

dass man den EU-Integrationsprozess entweder als kulturelle Bereicherung und ökono-

mischen Gewinn oder als kulturelle Bedrohung, Gefahr für die Demokratie oder als sehr 

kostspielig beschreibt (Schuck und de Vreese 2006; Vliegenthart et al. 2008; Abbarno 

und Zapryanova 2013). Beispielsweise demonstrieren Schuck und Vreese (2006) in ei-

nem Experiment, dass die Haltung zur EU-Erweiterung dadurch beeinflusst werden 

kann, ob sie von den Medien als Risiko oder Chance dargestellt wird. Wie oben darge-

stellt, bedienten sich die politischen Akteure auch in der Debatte zu einem Austritt Grie-

chenlands aus der Währungsunion verschiedener Framing-Strategien, um die Wahrneh-

mung der Risiken zu beeinflussen und für ihre jeweilige Position zu werben. 

Die Wirkung dieser Framing-Strategien auf die Risikobewertung wird in dieser Arbeit 

über ein Umfrage-Experiment untersucht, das in der zweiten Welle des YouGov-Panels 

durchgeführt wurde. Diese erste Wiederbefragung erfolgt im Juli 2015 und demnach in 

einem Zeitraum, als die Medienberichterstattung zur Griechenland-Krise besonders in-

tensiv war. Die Frageformulierung im Framing-Experiment bezieht sich nicht direkt auf 

die Mitgliedschaft Griechenlands in der Eurozone, sondern auf die Haltung zu einem 

Ausschluss von wirtschaftlich zu schwachen Staaten allgemein. Die eine Hälfte der Be-

fragten erhielt zudem in einem Nebensatz den Hinweis, dass der Ausschluss wirtschaft-

lich schwacher Staaten negative politische Folgen für die EU haben könnte. In der ersten 

Gruppe, die den Nebensatz nicht gesehen hatte, könnte durch die Formulierung „wirt-

schaftlich zu schwache Staaten“ die Zugänglichkeit von Erwägungen erhöht gewesen 

sein, die auf die ökonomischen Folgen abzielen. Hingegen könnte in der Gruppe, die 

den Nebensatz erhalten hatte, zusätzlich noch die Zugänglichkeit von Erwägungen er-

leichtert sein, die sich auf die eigene Haltung zum europäischen Projekt beziehen. Das 

heißt, beide Befragtengruppen wurden in der Formulierung der Items auf potentielle Be-

drohungen hingewiesen, möglicherweise aber mit unterschiedlichem Fokus. 

Wie geschildert wurde, bestimmte die Diskussion um einen möglichen Austritt Grie-

chenlands aus der Währungsunion die Medienberichterstattung über mehrere Monate 
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und erreichte im Juli 2015 eine besonders starke Aufmerksamkeit. Daher wird im Fol-

genden davon ausgegangen, dass auch politisch wenig interessierte Menschen etwas von 

der Debatte gehört hatten und sich darüber bewusst waren, dass der Vorschlag mit Risi-

ken verbunden sein könnte. Auch in Bezug auf die Unsicherheit bei der Abwägung der 

Chancen und Risiken werden zwischen politisch wenig und politisch sehr kompetenten 

Personen keine Unterschiede erwartet. Denn zum einen wurde in den Medien offen dis-

kutiert, dass sich weder die politischen Eliten noch die Fachexperten in der Prognose der 

Implikationen eines Verbleibs oder Austritts Griechenlands sicher waren. Zum zweiten 

stellten sowohl die Befürworter als auch die Gegner eines Grexits die jeweils andere 

Option riskanter dar. Demnach konnten auch politisch Versierte keine klare Entschei-

dung aus ihren Prädispositionen ableiten und waren möglicherweise zugänglich für Fra-

ming-Effekte, die eine bestimmte Risikobeurteilung nahelegten. 

Für das Framing-Experiment werden daher folgende Hypothesen formuliert: Für Bür-

gerinnen und Bürger mit einer geringen politischen Kompetenz ist in keiner der beiden 

Befragtengruppen ein Einfluss der Risikotoleranz zu erwarten. Sowohl mit als auch ohne 

den Hinweis auf die potentiell negativen Folgen für die EU sollte ihnen die Einschätzung 

schwer gefallen sein, ob der Verbleib oder der Austritt eines wirtschaftlich schwachen 

Eurolandes riskanter ist. Daher können sie sich trotz ihrer Unsicherheit, die ihrem feh-

lendem Hintergrundwissen geschuldet ist, nicht in ihrer Beurteilung an ihrer Risikotole-

ranz orientieren. 

Hingegen ist bei politisch kompetenten Personen zu vermuten, dass diese je nach Aus-

prägung ihrer Risikotoleranz unterschiedlich auf die Frageformulierungen reagieren. 

Die Folgen eines ungeregelten Austritts Griechenlands aus der Währungsunion hätte un-

absehbare Folgen und stellten die Entscheidungsoption mit der größeren Varianz der 

möglichen Ergebnisse dar. Politisch kompetente Menschen mit einer hohen Risikotole-

ranz könnten einen Ausschluss wirtschaftlich schwacher Staaten daher eher begrüßt ha-

ben. Sollten sie im Vergleich zu risikoaversen Menschen weniger sensibel auf Informa-

tionen zu potentiellen Bedrohungen reagieren, so sollte der Hinweis auf die möglichen 

negativen Folgen für die EU keinen Einfluss auf ihre Beurteilung haben. 

Für die politisch Versierten mit einer hohen Risikoaversion ist dagegen zu vermuten, 

dass diese besonders empfänglich für die Bedrohungsframes sind. Wenn in der Formu-

lierung in der ersten Befragtengruppe implizit darauf hingewiesen wird, dass einige Mit-

gliedstaaten aufgrund ihrer finanziellen Probleme eine Bedrohung für die anderen 
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Eurozonenländer darstellen, könnten sie sich eher für den Ausschluss dieser Mitglieds-

länder aus der Eurozone aussprechen. Wird ihnen in der zweiten Gruppe dazu noch der 

Hinweis auf die mögliche Bedrohung für das EU-Projekt präsentiert, müssen sie zwi-

schen zwei Bedrohungsframes abwägen, die unterschiedliche Interpretation nahelegen, 

welche Entscheidungsoption die riskantere darstellt. Da der Hinweis im Nebensatz ex-

plizit potentielle negative Folgen benennt, während der Hinweis auf die finanzielle Be-

drohung eher subtiler ist, könnte dieser möglicherweise in der Abwägung dominieren. 

Entsprechend würden politisch kompetente Personen in der zweiten Befragungsgruppe 

mit zunehmender Risikoaversion eher den Verbleib wirtschaftlich schwacher Staaten 

vorziehen. 

Studien zu den Kriterien, die Bürgerinnen und Bürger bei der Bewertung der Rettungs-

maßnahmen während der Eurokrise anlegten, legen nahe, dass sich viele Personen we-

niger an ökonomischen Kalkülen, sondern stärker an ihren Gruppenidentitäten orientier-

ten (z. B. Rudnik und Schoen 2015; Rathbun et al. 2019). Welche Risiken eine Person 

im Verbleib oder Austritt Griechenlands in der Eurozone sah, könnte von der Identifika-

tion mit der Europäischen Union abhängen. Menschen, die sich nicht mit der Europäi-

schen Union verbunden fühlen, könnten die möglichen negativen Folgen für das EU-

Projekt als weniger problematisch betrachten. Hingegen sollten Menschen mit einer sehr 

starken EU-Bindung diesen Risiken eine hohe subjektive Relevanz einräumen. Entspre-

chend könnten sich EU-verbundene Menschen bei ihrer Beurteilung eines Ausschlusses 

von finanzschwachen Mitgliedsstaaten eher von ihrer individuellen Risikotoleranz leiten 

lassen, während für EU-Gegner kein Einfluss zu erwarten ist. 

Menschen, die sich mit der Europäischen Union identifizieren, könnten je nach Infor-

mationskontext sowohl den Verbleib als auch den Austritt Griechenlands aus der Wäh-

rungsunion als riskanter wahrgenommen haben. Wenn der Informationskontext EU-ver-

bundenen Menschen nahelegt, dass wirtschaftlich schwache Staaten eine finanzielle Be-

drohung für die Europäische Währungsunion darstellen, sollten risikoaverse und risiko-

bereite Personen im Vergleich zu risikoneutralen eher dem Ausschluss zustimmen. Wird 

hingegen im Frame der Austritt eines Eurolandes als eine Bedrohung für die EU be-

schrieben, sollten EU-verbundene Menschen einen Ausschluss als die riskantere Option 

wahrnehmen. Entsprechend sollten jene von ihnen mit einer hohen Risikobereitschaft 

weiterhin einem Ausschluss zustimmen, während jene mit einer hohen Risikoaversion 

nun einen Verbleib befürworten sollten. 
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Die Parteien unterschieden sich darin, inwiefern sie ihren Anhängern bei der Beurteilung 

der hier untersuchten Sachfrage Orientierung boten. Insbesondere Menschen die sich 

mit den Regierungsparteien CDU, CSU und SPD identifizieren, sollte es schwergefallen 

sein, deren Position zu einem Ausschluss Griechenlands aus der Währungsunion zu 

übernehmen. Denn auf der einen Seite wurde von den Verhandlungsführern der deut-

schen Bundesregierung betont, dass ein Grexit verhindert werden soll – so warben die 

Regierungsparteien während der Sondersitzung im Bundestag zur Wiederaufnahme der 

Verhandlungen für ein drittes Hilfspaket am 17. Juli 2015 geschlossen für einen Verbleib 

Griechenlands in der Eurozone. Auf der anderen Seite wurde bekannt, dass von der Re-

gierung konkrete Konzepte erarbeitet wurden, wie ein Ausschluss ausgestaltet werden 

könnte. Zudem wurden Medienberichte über innerparteiliche Konflikte in den Unions-

parteien und auch innerhalb der SPD bekannt. Aufgrund dieser widersprüchlichen Sig-

nale aus der Bundesregierung ist unter den Anhängern der Unionsparteien und der SPD 

im Vergleich zu den Anhängern anderer Parteien die größere Unsicherheit zu vermuten. 

Für diese Personen ist daher ein stärkerer Einfluss der Risikotoleranz auf ihre Beurtei-

lung zu erwarten.  

Auch Personen ohne eine Parteibindung könnten bei der Beurteilung unsicher gewesen 

sein, weil sie sich nicht wie Parteianhänger an den Signalen bestimmter politischer Eli-

ten orientieren konnten (vgl. Liñeira und Henderson 2019). Zugleich fehlen ihnen – ähn-

lich wie bei Personen mit einer geringen politischen Kompetenz – Anhaltspunkte, um 

zu bewerten, ob der Verbleib oder der Austritt wirtschaftlich schwacher Staaten riskanter 

wäre. Daher ist auch bei Menschen ohne eine Parteibindung nicht zu erwarten, dass sie 

eine Beurteilung anhand ihrer Risikoneigung vornehmen können. 

5.3 Daten und Operationalisierung 

Das Framing-Experiment im YouGov-Panel wurde in der zweiten Welle durchgeführt, 

die zwischen dem 9. und 24. Juli 2015 im Feld war. 71.3 Prozent der Teilnehmer aus der 

ersten Welle konnten für diese Wiederbefragung gewonnen werden (N=1.877). Die Be-

fragten wurden zufällig auf zwei Gruppen aufgeteilt. Der einen Hälfte wurde die fol-

gende Aussage präsentiert: „Wirtschaftlich zu schwache Staaten sollten aus der Wäh-

rungsunion ausgeschlossen werden“ (Frame 1). Die andere Hälfte hatte dieselbe Aus-

sage zu beurteilen, allerdings mit dem nachfolgenden Nebensatz „[…], auch wenn 
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dadurch die europäische Einigung insgesamt gefährdet ist“ (Frame 2).34 Beide Gruppen 

konnten ihre Bewertung auf einer fünfstufigen Skala von „stimme voll und ganz zu“ bis 

„stimme überhaupt nicht zu“ abgeben. Wie Tabelle 9 entnommen werden kann, sind die 

Befragtengruppen hinsichtlich ihrer soziostrukturellen Merkmale miteinander ver-

gleichbar. Lediglich für den Anteil der Personen mit Abitur und dem Anteil der Erwerb-

stätigen sind signifikante Unterschiede messbar, die in ihrer Größenordnung allerdings 

nicht stark ins Gewicht fallen sollten. 

Tabelle 9: Sozialstrukturelle Merkmale der Befragtengruppen 

 Anteil 
Frauen 

Mittleres 
Alter 

Anteil 
Abitur 

Anteil 
Ledige 

Anteil 
Erwerbstätige 

Frame 1 (N = 867) 48.4 51.4 25.7 19.5 57.7 

Frame 2 (N = 812) 46.7 51.9 30.5 21.4 52.7 

t 0.72 -0.71 -2.20** -0.98 2.04** 

Anmerkungen: Nur Wiederbefragte ohne fehlende Werte in der abhängigen Variablen und den anderen hier betrach-
teten soziostrukturellen Merkmalen. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. YouGov-Panel, Welle 2. 

Die hier untersuchte Aussage nimmt keinen direkten Bezug auf die Diskussion um den 

Grexit. Aufgrund der hohen Salienz des Eurokrise im Juli 2015 in den Medien und der 

Bevölkerung ist allerdings anzunehmen, dass die meisten Befragten an den drohenden 

Austritt Griechenlands aus der Eurozone dachten. Neben der Aussage zum Ausschluss 

von Eurostaaten in wirtschaftlichen Schwierigkeiten wurden den Befragten noch drei 

weitere zur Währungsunion bzw. zu finanziellen Hilfen an verschuldete Staaten präsen-

tiert.35 Die Zugänglichkeit von Erwägungen zu den potentiellen Folgen eines Verbleibs 

Griechenlands in der Eurozone in Form weiterer Hilfszahlungen und der gemeinsamen 

Haftung für Kredite könnte dadurch für die Befragten beider Gruppen erhöht gewesen 

sein. Allerdings ist anzunehmen, dass dennoch ein Mindestmaß an politischer Kompe-

tenz vorliegen musste, um die Beziehung dieser Aussagen zueinander verstehen zu kön-

nen. 

 
34 In der ersten Welle im Oktober 2014 wurde diese Version der Aussage ebenfalls abgefragt. Jedoch wurde 
sie gleichzeitig mit anderen Aussagen präsentiert, die nicht nur in der Reihenfolge randomisiert wurden, 
sondern auch in ihren Formulierungen je nach Experimentalgruppe variierten. Da die zugänglichen Erwä-
gungen zum Ausschluss verschuldeter Mitgliedstaaten je nach Gruppenzugehörigkeit unterschiedlich ge-
wesen sein könnten, ist eine Vergleichbarkeit mit der Bewertung von 2015 nicht sinnvoll. 
35 „Deutschland sollte Euro-Staaten, die große wirtschaftliche und finanzielle Schwierigkeiten haben, fi-
nanziell unterstützen.“, „Um in der Euro-Zone die Wirtschaft anzukurbeln und Arbeitsplätze zu schaffen, 
sollte man eine höhere Verschuldung in Kauf nehmen.“ und „Die Euro-Staaten sollten gemeinsam Kredite 
aufnehmen, zurückzahlen und für sie haften.“ 
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Die unabhängigen Variablen in der Analyse wurden alle in der ersten Welle gemessen, 

sodass potentielle Endogenitätsprobleme vermindert werden können (siehe für eine de-

skriptive Übersicht der Variablen Tabelle 26 im Anhang). Die Risikotoleranz geht – wie 

in Kapitel 3.3 beschrieben – mit zwei Variablen in die Regression ein (vgl. Abbildung 

3). Das heißt, alle Interaktionen werden für die Risikoaversion und die Risikobereit-

schaft getrennt betrachtet. Dabei dienen die Risikoneutralen als Vergleichsgruppe. Die 

Verbundenheit mit der Europäischen Union wird mit einer fünfstufigen Variablen ge-

messen.36 Die Variable wird auf die Werte 0 „keine Verbundenheit“ bis 1 „starke Ver-

bundenheit“ rekodiert. Die politische Kompetenz wird über die Anzahl der richtigen 

Antworten auf zehn politische Faktenfragen erhoben. Die zu bewertenden Aussagen be-

ziehen sich sowohl auf die nationale Politik, die europäische Politik als auch die Außen-

politik.37 Die Befragten konnten jeweils angeben, ob eine Aussage korrekt oder falsch 

ist – oder ein fehlendes Wissen bekunden. Allein durch ein Raten hätten die Befragten 

demnach im Durchschnitt fünf der zehn Fragen richtig beantworten können (empirischer 

Mittelwert = 6.0). Der Summenindex wird auf die Werte 0 „keine Frage richtig“ bis 1 

„alle Fragen richtig“ reskaliert, wobei „Weiß nicht“-Angaben als falsche Antworten ge-

wertet werden.38 In allen Analysemodellen wird zudem auf die Parteiidentifikation mit 

der CDU/CSU, SPD, den Grünen, der Linken, FDP, AfD und anderen Parteien kontrol-

liert, mit einer fehlenden Parteibindung als Referenzkategorie. 

Neben diesen unabhängigen Variablen, von denen eine moderierende Wirkung vermutet 

wird, werden zudem noch weitere Kontrollvariablen in den Analysemodellen berück-

sichtigt. Während des Erhebungszeitraums gab es zwei einschneidende Ereignisse, die 

den Informationskontext während der Befragung verändert haben könnten – zum einen 

die Einigung zwischen den griechischen Verhandlungspartnern und den Geldgebern am 

13. Juli 2015 und zum anderen die Abstimmung über die Aufnahme von Verhandlungen 

über ein drittes Hilfspaket in einer Sondersitzung des Bundestags am 17. Juli 2015. 63 

Prozent der Befragten nahmen vor dem 13. Juli teil und 27 Prozent zwischen dem 13. 

und dem 16. Juli, sodass aufgrund der Fallzahlen nicht untersucht werden kann, 

 
36 Die Korrelation zwischen der Verbundenheit mit der Europäischen Union und der Risikotoleranz beträgt 
Pearson’s r = 0.06 (siehe für die Korrelationen der unabhängigen Variablen untereinander Tabelle 27 im 
Anhang). 
37 Die Frageformulierungen und die detaillierte Beschreibung der Operationalisierung aller Variablen kann 
der Übersicht im Anhang zu diesem Kapitel entnommen werden. 
38 Im Durchschnitt beantworteten die Wiederbefragten 2.7 der zehn Fragen mit „Weiß nicht“. Die Korre-
lation zwischen dem politischen Wissen und der Risikotoleranz beträgt Pearson’s r = 0.07. 
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inwiefern diese beiden Ereignisse den Einfluss der Risikotoleranz beeinflussten. Aller-

dings wird mit Dummy-Variablen kontrolliert, in welcher Phase die Befragten an der 

Umfrage teilnahmen. 

Um die potentiellen Implikationen zu verstehen, die mit dem Austritt eines Mitglied-

staates aus der Eurozone verbunden wären, ist ein tiefergehendes Verständnis der finan-

ziellen und politischen Zusammenhänge erforderlich. Neben diesen sehr komplexen In-

formationen wurden in der deutschen Medienberichterstattung zur Griechenlandkrise 

zudem verschiedene Formen der Vereinfachung genutzt – wie beispielsweise Metaphern 

oder ein Fokus auf die zentralen politischen Akteure in Deutschland und Griechenland 

(siehe Picard 2015; Otto und Köhler 2016). Nicht nur in den Boulevard-, sondern auch 

in den Qualitätsmedien bediente man sich zudem häufig kultureller Stereotypen beider 

Länder (Adler-Nissen 2017; Galpin 2017, Kapitel 4; Roose et al. 2018; Mylonas 2019). 

Dies könnte die Bedeutung von symbolischen Prädispositionen erhöht haben, die sich 

auf die Zugehörigkeit zur Binnen- und Fremdgruppe beziehen (Tajfel 1981). Daher 

könnte die Haltung zum Ethnozentrismus ebenfalls einen Einfluss auf die Zustimmung 

zu einem Ausschluss finanziell schwacher Staaten aus der Eurozone ausgeübt haben. 

Zur Kontrolle auf die Haltung zur kulturellen Vielfalt wird ein Mittelwertindex aus vier 

Aussagen zur Zuwanderung von Ausländern in die Regressionsmodelle aufgenommen. 

Kontrolliert wird zudem auf das Geschlecht, das Alter und den Bildungsabschluss (Abi-

tur). Die Daten werden mit einem Repräsentativgewicht gewichtet. 

5.4 Empirische Befunde 

In Tabelle 10 sind die Häufigkeitsverteilungen für die Zustimmung zum Ausschluss 

wirtschaftlich schwacher Staaten aus der europäischen Währungsunion dargestellt. Die 

Verteilungen sind in beiden Gruppen sehr ähnlich, und ein Mittelwertvergleich deutet 

auf keine signifikanten Unterschiede im Aggregat hin (Mittlere Differenz = -0.02, t 

= -0.34). Dieser Befund könnte so gedeutet werden, dass in dem zusätzlichen Bedro-

hungshinweis in der zweiten Befragtengruppe ein Argument aufgegriffen wurde, wel-

ches für die Befragten aufgrund der politischen Kommunikation ohnehin salient war. Da 

sich diese Beobachtung allerdings auf die Aggregatebene bezieht, kann nicht ausge-

schlossen werden, dass einige Personen auf den Hinweis eher mit einer Zustimmung und 

andere wiederum eher mit einer Ablehnung oder Unsicherheit reagierten, sodass im Mit-

tel kein Effekt messbar wäre. Die Anteile der Befragten, die den Vorschlag 
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befürworteten bzw. ablehnten, betragen jeweils etwas mehr als ein Drittel. Insgesamt 

lässt die Häufigkeitsverteilung auf eine starke Polarisierung der Meinungen zu diesem 

Thema hin. 

Tabelle 10: Deskriptive Darstellung der abhängigen Variablen, Grexit 
 Bewertung eines Ausschlusses wirtschaftlich schwacher 

Staaten aus der Eurozone 

 Frame 1 Frame 2 
Stimme voll und ganz zu 13.7% 13.6% 
Stimme eher zu 21.9% 20.3% 
Teils/teils 29.4% 28.8% 
Stimme eher nicht zu 23.5% 24.1% 
Stimme überhaupt nicht zu 11.6% 13.3% 
Mittelwert 2.97 3.03 
Standardabweichung 1.21 1.23 
N 898 828 

Anmerkungen: Angaben, mit Ausnahme der Fallzahlen, mit Repräsentativitätsgewicht gewichtet. 

Für die Regressionsanalyse wird die abhängige Variable auf drei Ausprägungen reko-

diert. „Stimme voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“ werden in der Ausprägung „Zu-

stimmung“ sowie „stimme eher nicht zu“ und „stimme überhaupt nicht zu“ werden in 

der Ausprägung „Ablehnung“ zusammengefasst. „Teils/teils“ wird in „Unentschieden“ 

umbenannt.39 In Tabelle 11 sind die Ergebnisse einer multinomialen logistischen Re-

gression dargestellt. Da sich Logit-Koeffizienten nicht intuitiv interpretieren lassen, sind 

auch die korrespondierenden durchschnittlichen marginalen Effekte aufgeführt. Wie aus 

der Tabelle hervorgeht, sprechen sich die risikobereiten und die risikoaversen Befragten 

im Vergleich zu den risikoneutralen häufiger für einen Ausschluss wirtschaftlich schwa-

cher Staaten aus. Der direkte Einfluss ist nicht stark, bleibt jedoch auch unter Kontrolle 

der Prädispositionen und der Kontrollvariablen bestehen. Die vorhergesagte Wahr-

scheinlichkeit für eine Zustimmung beträgt bei Personen, die sich als sehr risikoavers 

bzw. sehr risikobereit einstufen, jeweils 45 Prozent, während sie bei risikoneutralen bei 

32 Prozent liegt.  

  

 
39 Personen, die mit „weiß nicht“ geantwortet haben, wurden nicht in die Ausprägung „Unentschieden“ 
integriert, um ambivalente Haltungen von Unwissenheit zu trennen. Wird die „Weiß nicht“-Option als 
vierte Ausprägung hinzugenommen, lässt sich kein signifikanter Einfluss der Risikotoleranz auf diese 
Antwort messen. Dies gilt sowohl für den direkten Effekt als auch für die Interaktionen. 
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Tabelle 11: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung eines Ausschlusses wirt-
schaftlich schwacher Staaten aus der Eurozone 

 
Logit-Koeffizienten 

Durchschnittliche  
marginale Effekte 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 

Risikoavers -0.13 
(0.31) 

0.61* 
(0.27) 

-0.08 
(0.05) 

0.13** 
(0.05) 

Risikobereit -0.29 
(0.32) 

0.55 
(0.29) 

-0.11* 
(0.05) 

0.13** 
(0.05) 

Politisches Wissen 0.89* 
(0.38) 

0.88* 
(0.37) 

0.08 
(0.06) 

0.09 
(0.06) 

EU-Verbundenheit 0.58* 
(0.29) 

-0.63* 
(0.28) 

0.17** 
(0.05) 

-0.18** 
(0.05) 

Gegen Zuwanderung -2.28** 
(0.34) 

1.70** 
(0.31) 

-0.58** 
(0.05) 

0.54** 
(0.05) 

Alter 0.76* 
(0.36) 

-0.30 
(0.35) 

0.17** 
(0.06) 

-0.13* 
(0.06) 

Frau -0.35* 
(0.14) 

0.04 
(0.14) 

-0.07** 
(0.02) 

0.04 
(0.02) 

Abitur 0.01 
(0.16) 

0.20 
(0.16) 

-0.02 
(0.03) 

0.04 
(0.03) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

    

CDU/CSU -0.12 
(0.21) 

0.19 
(0.21) 

-0.04 
(0.04) 

0.05 
(0.03) 

SPD -0.06 
(0.23) 

0.26 
(0.23) 

-0.04 
(0.04) 

0.06 
(0.04) 

Grüne 0.30 
(0.31) 

0.39 
(0.33) 

0.02 
(0.05) 

0.04 
(0.05) 

Die Linke 0.55* 
(0.27) 

0.38 
(0.28) 

0.07 
(0.04) 

0.02 
(0.04) 

FDP -0.40 
(0.50) 

0.34 
(0.41) 

-0.10 
(0.08) 

0.10 
(0.07) 

AfD -0.65 
(0.36) 

0.44 
(0.25) 

-0.15** 
(0.05) 

0.15** 
(0.05) 

Andere Partei 0.24 
(0.51) 

-0.07 
(0.54) 

0.05 
(0.09) 

-0.03 
(0.08) 

Frame -0.03 
(0.14) 

0.05 
(0.14) 

-0.01 
(0.02) 

0.01 
(0.02) 

Befragungszeitraum: 
(Ref.: 09.–12. Juli 2015) 

    

13.–16. Juli 2015 -0.11 
(0.16) 

-0.21 
(0.15) 

-0.00 
(0.03) 

-0.03 
(0.03) 

17.–24. Juli 2015 -0.02 
(0.22) 

-0.38 
(0.24) 

0.03 
(0.04) 

-0.07 
(0.04) 

Konstante 0.41 
(0.39) 

-1.28** 
(0.39) 

  

Korr. Pseudo R² 0.12    

N 1540    
Anmerkungen: Multinomiale logistische Regression. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten (Referenzkategorie: Un-
entschieden) und durchschnittliche marginale Effekte mit Standardfehlern in Klammern. Daten gewichtet. Signifi-
kanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. Frame: Hinweis auf die mögliche Bedrohung für die EU erhalten. 

Zudem scheinen Menschen, die sich stärker mit der EU verbunden fühlen, einen Aus-

schluss wirtschaftlich schwacher Staaten eher abzulehnen, während Personen, die eine 
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Zuwanderung von Ausländern kritisch sehen, diesen eher befürworten. Personen mit ei-

ner geringen politischen Kompetenz scheinen sich in ihrer Entscheidung häufiger weder 

dafür noch dagegen auszusprechen, sondern die neutrale Position zu wählen. Dies 

könnte darauf hindeuten, dass gerade jene Personen, die die Diskussionen über die po-

tentiellen Folgen eines Grexits in den Medien aufmerksam verfolgten, bei der Bewer-

tung zwiegespalten und unsicher waren. Mit Ausnahme einer Bindung an die AfD hat 

die Parteiidentifikation keinen direkten Einfluss auf die Bewertung. Dies spricht eben-

falls tendenziell dafür, dass die meisten Bürgerinnen und Bürger ihre Parteibindung nicht 

als Heuristik für die Bewertung heranziehen konnten. Zudem deuten die Befunde darauf 

hin, dass der Zeitpunkt der Befragung für die Beurteilung keine Rolle spielte. Insgesamt 

lässt sich feststellen, dass der Frame auch unter Kontrolle aller dieser unabhängigen Va-

riablen offenbar keinen direkten Einfluss auf die Bewertung hat.40 

In Abbildung 5 sind die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten für den Einfluss der Risi-

kotoleranz getrennt für die beiden Befragungsgruppen und das politische Wissen darge-

stellt (für die Logit-Koeffizienten siehe Tabelle 28 und für die durchschnittlichen mar-

ginalen Effekte Abbildung 17 im Anhang). Dafür wird jeweils der Einfluss der Risiko-

aversion bzw. Risikobereitschaft für Personen betrachtet, deren politisches Wissen eine 

Standardabweichung unter bzw. über dem arithmetischen Mittel liegt. Der Nullpunkt auf 

der X-Achse in dieser und den folgenden Abbildungen steht jeweils für jene Personen, 

die sowohl für die Variable Risikoaversion als auch Risikobereitschaft den Wert Null 

aufweisen. Das heißt, es handelt sich hier um die Risikoneutralen, die sich genau auf der 

Mitte der originalen Risikotoleranzskala einordneten.41 

Für die moderierende Wirkung der politischen Kompetenz wurde die Hypothese formu-

liert, dass die Risikotoleranz nur bei politisch versierten Befragten einen Einfluss auf die 

Beurteilung habe, weil nur diese aus dem hier präsentierten Fragekontext Schlussfolge-

rungen für ihre Risikobeurteilung vornehmen könnten. Wie der Abbildung 5 entnommen 

werden kann, hat die Risikotoleranz in der Gruppe, die den Hinweis auf die negativen 

Folgen für die europäische Integration nicht erhielt (Frame 1), sowohl bei den politisch 

informierten Befragten als auch bei den politisch wenig informierten einen Einfluss. 

 
40 Wenn die Risikotoleranz mit dem Frame interagiert, ist der Einfluss der Risikoaversion und der Risiko-
bereitschaft nur unter Frame 2-Bedingungen signifikant. Die Unterschiede in der Einflussstärke sind al-
lerdings sehr gering (Differenz in den durchschnittlichen marginalen Effekten für eine Zustimmung von 
0.03 bei Risikoaversen bzw. von 0.06 bei Risikobereiten, und 0.10 für eine Ablehnung bei Risikobereiten).  
41 Da sich bei den Extremwerten der originalen Risikotoleranzskala sehr wenige Personen einordneten, 
wurden die Angaben auf der X-Achse in den Abbildungen auf den Wertebereich 0 bis 0.80 festgesetzt. 
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Politisch kompetente Personen befürworten den Ausschluss unter diesen Bedingungen 

umso stärker, je risikoaverser und je risikobereiter sie sind. Menschen mit einer geringen 

politischen Sophistizierung und einer stark ausgeprägten Risikoaversion befürworten 

hingegen einen Verbleib wirtschaftlich schwacher Mitgliedstaaten in der Eurozone, 

während sich für sehr risikobereite Menschen kein Einfluss messen lässt. Möglicher-

weise orientierten sich Bürgerinnen und Bürger ohne politisches Wissen und einer star-

ken Risikoaversion bei der Beurteilung der Entscheidungsoption am Status quo. Unklar 

bleibt dann jedoch, warum sehr risikobereite Menschen diesen nicht ebenfalls als Refe-

renzpunkt anlegten. 

In der zweiten Befragtengruppe (Frame 2), die auf die Risiken für das europäische In-

tegrationsprojekt hingewiesen wurde, hat die Risikotoleranz bei politisch wenig interes-

sierten Menschen – wie erwartet wurde – keinen Einfluss. Dagegen lässt sich für poli-

tisch kompetente Personen feststellen, dass diese je nach Ausprägung ihrer Risikotole-

ranz unterschiedlich auf den Hinweis reagieren. Für sehr risikobereite Menschen lässt 

sich kein Unterschied zwischen den beiden Versuchsgruppen in ihrer Zustimmung fest-

stellen. Hingegen hat die Stärke der Risikoaversion unter diesen Bedingungen keinen 

signifikanten Einfluss mehr. Das heißt, risikoaverse und risikoneutrale Menschen mit 

einer hohen politischen Kompetenz unterscheiden sich untereinander nicht in ihrer Be-

urteilung, wenn sie auf die potentiellen negativen Folgen für die EU hingewiesen wer-

den. Dieser Befund spricht dafür, dass risikobereite Menschen mit einer hohen politi-

schen Kompetenz weniger für die zusätzlichen Informationen zu den möglichen negati-

ven Folgen für das EU-Projekt empfänglich waren als risikoaverse. Der fehlende Ein-

fluss der Risikoaversion in der zweiten Versuchsgruppe lässt zudem vermuten, dass sich 

die Information zu der finanziellen Bedrohung durch einen Verbleib wirtschaftlich 

schwacher Mitgliedstaaten in der Währungsunion auf der einen Seite und der Bedrohung 

eines Ausschlusses dieser Staaten für das EU-Projekt auf der anderen Seite in ihrer Wir-

kung gegenseitig aufhoben. 
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Abbildung 5: Interaktion der Risikotoleranz mit dem politischen Wissen in Abhängig-
keit von der Frame-Bedingung (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten)  
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Im nächsten Schritt wird untersucht, inwiefern die Framing-Bedingung, die Verbunden-

heit mit der EU und die Risikobereitschaft bzw. die Risikoaversion miteinander intera-

gieren. Für Personen mit einer starken EU-Bindung wurde vermutet, dass sie bei der 

Bewertung dieses Politikvorschlags eher ihre individuelle Risikotoleranz für die Beur-

teilung nutzen als Menschen, die sich nicht mit der EU identifizieren, weil nur erstere 

bei der Chancen-Risiken-Abwägung unsicher wären. In der Abbildung 6 sind die vor-

hergesagten Wahrscheinlichkeiten für die Risikoaversion bzw. die Risikobereitschaft für 

eine fehlende sowie eine sehr starke EU-Verbundenheit dargestellt (für die Logit-Koef-

fizienten siehe Tabelle 28 und für die durchschnittlichen marginalen Effekte Abbildung 

18 im Anhang). In der ersten Versuchsgruppe (Frame 1) hat die Risikotoleranz bei Men-

schen ohne einen emotionalen Bezug zur EU – wie erwartet – keinen signifikanten und 

substantiellen Einfluss. Hingegen sprechen sich Personen, die sich sehr stark mit der EU 

verbunden fühlen, mit zunehmender Stärke an Risikoaversion sowie Risikobereitschaft 

mit größerer Wahrscheinlichkeit für einen Austritt aus. Diese Befunde sprechen für die 

Hypothese, dass risikoaverse Menschen wirtschaftlich zu schwache Staaten als Bedro-

hung für die Europäische Währungsunion ansahen und sich daher wie die risikobereiten 

eher für den riskanten Austritt aussprachen. 

In der zweiten Befragtengruppe (Frame 2) ist der Einfluss der Risikobereitschaft mini-

mal stärker als in der ersten Gruppe, allerdings ist er nur in der zweiten auch signifikant. 

Das heißt, je stärker die Verbundenheit mit der EU, desto eher steigt mit zunehmender 

Risikobereitschaft die Wahrscheinlichkeit einer Zustimmung. Dieser Befund stützt wie 

zuvor die Vermutung, dass risikobereite Menschen weniger sensibel auf die Bedro-

hungsframes reagierten. Für Risikoaverse mit einer starken EU-Bindung wurde erwar-

tet, dass sie den Politikvorschlag bei einem Hinweis auf die negativen Folgen für die EU 

mit größerer Wahrscheinlichkeit ablehnen. Stattdessen zeigt sich allerdings, dass für 

diese Personen mit zunehmender Risikoaversion die Wahrscheinlichkeit zunimmt, un-

entschieden zu sein. Hingegen befürworten – anders als in der Hypothese formuliert – 

Risikoaverse ohne eine EU-Verbundenheit mit größerer Wahrscheinlichkeit den Aus-

schluss, wenn sie auf die potentiellen negativen Folgen für das EU-Projekt hingewiesen 

werden. 
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Abbildung 6: Interaktion der Risikotoleranz mit der EU-Verbundenheit in Abhängig-
keit von der Frame-Bedingung (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten) 

 



5. Vorschlag zum Ausschluss verschuldeter Eurostaaten  102 

Abbildung 7: Interaktion der Risikotoleranz mit der Parteiidentifikation in Abhängig-
keit von der Frame-Bedingung (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten) 

 



5. Vorschlag zum Ausschluss verschuldeter Eurostaaten  103 

Die damaligen Regierungsparteien CDU, CSU und SPD waren bezüglich der Gewäh-

rung eines dritten Hilfspaketes und des Ausschlusses Griechenlands aus der europäi-

schen Währungsunion gespalten. Die daraus resultierenden widersprüchlichen Signale 

der Parteien könnten bei ihren Anhängern zu Unsicherheit in der Risikobewertung und 

in der Abwägung geführt haben. Entsprechend wurde erwartet, dass der Einfluss der 

Risikotoleranz bei Anhängern der Regierungsparteien stärker sein könnte als bei Anhä-

ngern der Oppositionsparteien. Für Menschen ohne eine Parteibindung wurde kein Ein-

fluss der Risikotoleranz vermutet. 

In Abbildung 7 sind die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten für den Einfluss der Risi-

kotoleranz für Anhänger der Regierungsparteien CDU/CSU und SPD, für die Anhänger 

aller anderen Parteien und für Personen ohne Parteibindung dargestellt (für die Logit-

Koeffizienten siehe Tabelle 28 und für die durchschnittlichen marginalen Effekte Abbil-

dung 19 im Anhang). Auch hier wird wieder zwischen den beiden Befragtengruppen 

unterschieden. Da die Konfidenzintervalle für den Einfluss der Risikoaversion bzw. der 

Risikobereitschaft sehr groß sind, können die Befunde nur mit Einschränkungen inter-

pretiert werden. Die Risikotoleranz zeigt nur bei Personen, die sich mit der CDU/CSU 

oder der SPD identifizieren, unter bestimmten Bedingungen einen signifikanten Ein-

fluss. Hingegen finden sich weder für Personen ohne eine Parteiidentifikation noch für 

Personen, die sich mit anderen Parteien verbunden fühlen, signifikante Effekte. Wenn 

Anhänger der Koalitionsparteien die erste Aussagenversion erhalten hatten, fiel ihre Zu-

stimmung umso höher aus, je risikoaverser sie waren. Die Beurteilung der risikobereiten 

Anhänger der Union und SPD unterschied sich dagegen nicht signifikant von den risi-

koneutralen. 

In der zweiten Befragtengruppe stellt sich das Bild genau umgekehrt dar. Je risikoberei-

ter die Anhänger der Koalitionsparteien waren, desto wahrscheinlicher wurde eine Zu-

stimmung, während sich Risikoscheue nicht von den Risikoneutralen unterschieden. 

Dieser Befund könnte darauf hindeuten, dass risikoaverse Anhänger der Regierungspar-

teien in der ersten Befragtengruppe stärker auf die finanzielle Bedrohung reagierten, die 

wirtschaftlich schwache Staaten für die Währungsunion darstellen könnten, als die risi-

kobereiten und risikoneutralen Anhänger. Der explizite Hinweis auf die mögliche Be-

drohung eines Ausschlusses für die europäische Integration in der zweiten Gruppe 

scheint dagegen sowohl risikoscheue als auch risikoneutrale Parteianhänger von CDU, 



5. Vorschlag zum Ausschluss verschuldeter Eurostaaten  104 

CSU und SPD im Vergleich zu den risikobereiten Anhängern eher bewogen zu haben, 

einen Ausschluss abzulehnen. 

5.5 Zusammenfassung und Diskussion 

In diesem Kapitel wurde untersucht, welchen Einfluss die individuelle Risikotoleranz 

auf die Beurteilung des Vorschlags hatte, wirtschaftlich schwache Staaten aus der euro-

päischen Währungsunion auszuschließen. Die Befragung erfolgte im Juli 2015, einem 

Zeitraum, in dem die Institutionen intensive Verhandlungen mit der griechischen Regie-

rung führten und ein Austritt Griechenlands aus der Eurozone ein reales Szenario dar-

stellte. In der Diskussion argumentierten die Befürworter als auch die Gegner eines 

Grexits damit, dass der Austritt bzw. der Verbleib ein Risiko darstellen könnte. Während 

die eine Seite die finanzielle Bedrohung für Deutschland hervorhob, verwies die andere 

Seite auf die möglichen negativen Folgen eines Austritts für die Europäische Union. 

Daher wurde untersucht, ob unterschiedliche Risikoframes der politischen Eliten die In-

terpretation des Verbleibs oder des Austritts wirtschaftlich schwacher Staaten in der 

Währungsunion verändert haben könnten und ob dies Auswirkungen auf den Einfluss 

der Risikotoleranz haben könnte. Für die empirische Analyse wurde ein Framing-Expe-

riment im YouGov-Panel genutzt, in dessen Rahmen die Befragten zwei unterschiedli-

chen Bedrohungsframes ausgesetzt waren, die jeweils unterschiedliche Schlussfolgerun-

gen für die Risiko- und Chancenbewertung nahelegten. 

Die empirischen Analysebefunde geben Hinweise darauf, dass sich risikobereite Men-

schen häufiger für einen Austritt wirtschaftlich schwacher Staaten aus der Währungs-

union aussprachen und dass sie zudem weniger für den präsentierten Bedrohungsframe 

empfänglich waren. Risikoaverse Menschen scheinen dagegen eher einen Ausschluss 

präferiert zu haben, wenn sie die Mitgliedschaft dieser Staaten in der Eurozone als fi-

nanzielle Bedrohung wahrnahmen. Wenn sie hingegen zusätzlich auf die potentiellen 

negativen Folgen für die EU hingewiesen wurden, befürworteten sie eher einen Verbleib. 

Zudem konnte gezeigt werden, dass der Einfluss der Risikotoleranz auf die Beurteilung 

dieses riskanten Politikvorschlags zum Teil von der politischen Kompetenz, der Verbun-

denheit mit der EU und der Parteiidentifikation moderiert wird. Der stärkste Einfluss der 

Risikotoleranz konnte für jene Personen festgestellt werden, die ein hohes politisches 

Wissen aufweisen, sich stärker mit der Europäischen Union identifizieren und eine Par-

teiidentifikation mit den Regierungsparteien aufweisen. Dies sind die Personengruppen, 
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für die in diesem Kontext erwartet wurde, dass sie sich in der Chancen-Risiken-Abwä-

gung unsicher sind und – in Abhängigkeit vom Frame – die Wahlalternativen als unter-

schiedlich riskant wahrnahmen. Allerdings fanden sich in den Befunden auch einige 

substantielle Zusammenhänge, die nicht im Einklang mit den formulierten Hypothesen 

stehen. Beispielsweise befürworteten in der ersten Befragtengruppe risikoaverse Men-

schen mit einer geringen politischen Kompetenz signifikant häufiger als risikoneutrale 

und risikobereite Menschen einen Verbleib der wirtschaftlich schwachen Staaten in der 

Eurozone. Zudem befürworteten Personen ohne eine Verbundenheit mit der EU und ei-

ner starken Risikoaversion einen Ausschluss aus der Währungsunion eher, wenn sie auf 

die potentiellen negativen Folgen für die EU hingewiesen wurden. 

Bei einer Übertragbarkeit der Befunde auf andere Kontexte und riskante Politikvor-

schläge sind einige Einschränkungen zu berücksichtigen. Dieses Fallbeispiel ließ einen 

eher starken Einfluss der Risikotoleranz erwarten, der für andere Politikvorschläge nicht 

gegeben sein muss. Denn zum einen stand bei der Entscheidung sehr viel auf dem Spiel, 

und die finanziellen, wirtschaftlichen und politischen Folgen eines Grexits für Deutsch-

land, Griechenland und die Europäische Union waren schwer einzuschätzen. Zum ande-

ren herrschte in der Bevölkerung eine große Unsicherheit in der Risiken- und Chancen-

bewertung, denn die politischen Parteien und die Experten waren sich in der Abschät-

zung der Folgen uneinig oder zerstritten. Daher konnten viele Bürgerinnen und Bürger 

aus ihren Gruppenidentitäten wie der Verbundenheit mit der EU und Parteiidentifikation 

keine eindeutige Risikobewertung ableiten. Unter diesen Bedingungen könnte daher der 

Einfluss von Frames und auch von Persönlichkeitseigenschaften eine größere Rolle ge-

spielt haben. 

Eine weitere Einschränkung betrifft die Brückenhypothesen, die in Hinblick auf den 

Einfluss der beiden Aussageversionen auf die Wahrnehmung, ob der Verbleib oder Aus-

tritt riskanter wäre, formuliert wurden. Um festzustellen, inwiefern die Frames eine Wir-

kung hatten, hätte im Idealfall eine Abfrage erfolgen müssen, welche Option die Befrag-

ten als die riskantere betrachten. Ohne diese Kontrolle kann nicht mit Sicherheit ge-

schlussfolgert werden, welche Personengruppen die Entscheidungsoptionen als unter-

schiedlich oder als gleichermaßen riskant wahrnahmen. Des Weiteren kann die An-

nahme nicht überprüft werden, dass die Formulierung „wirtschaftlich zu schwache“ 

Staaten tatsächlich als finanzielle Bedrohung interpretiert wurde. Dafür wäre beispiels-

weise eine Kontrollgruppe hilfreich gewesen, in der eine neutrale Formulierung 
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präsentiert worden wäre. Auch bleibt offen, inwiefern dieser subtile Hinweis in der zwei-

ten Befragtengruppe in der Wirkung die gleiche Stärke wie der explizite Verweis auf die 

potentiellen negativen Folgen für die EU hatte. 

Zusammenfassend betrachtet konnten in diesem Kapitel Hinweise dafür gefunden wer-

den, dass das Framing der politischen Eliten den Einfluss der Risikotoleranz moderieren 

könnte, indem es die Risiko- und Chancenwahrnehmung verändert. Inwiefern ein Ver-

weis auf bestimmte potentielle negative Ergebnisse der Entscheidung die Risikobewer-

tung beeinflussen kann, scheint nicht nur von der bewussten Rezeption, sondern auch 

von der subjektiven Relevanz des Argumentes und der Sicherheit in der eigenen Chan-

cen-Risiken-Einschätzung bedingt zu sein. Zwar konnten einige der Teilhypothesen 

nicht bestätigt werden, dennoch deuten die Befunde in diesem Anwendungsfall darauf 

hin, dass risikoaverse und risikobereite Menschen unterschiedlich auf Informationen zu 

möglichen Bedrohungen reagieren könnten und diese je nach ihrer politischen Kompe-

tenz und ihren politischen Prädispositionen unterschiedlich verarbeiten. 
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6. Vorschläge zur Ausgestaltung des Freihandels 

6.1 Hintergrund zur Diskussion protektionistischer Maßnahmen 2018 

Nachdem die letzten Jahrzehnte weltweit von einer zunehmenden Öffnung der Märkte 

und zunehmender internationaler Arbeitsteilung geprägt waren, lässt sich jüngst in vie-

len westlichen Ländern ein Trend hin zu einer stärker protektionistisch ausgerichteten 

Handelspolitik beobachten (Walter 2021). Als Manifestationen dieser Entwicklung kön-

nen beispielsweise der Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union, Proteste in 

EU-Mitgliedstaaten gegen internationale Handelsabkommen mit den USA (TTIP) und 

Kanada (CETA) sowie der Kurswechsel in der US-Handelspolitik nach Amtsantritt von 

Donald Trump gesehen werden. In Hinblick auf diese Entwicklung stellt sich die Frage, 

welche Bürgerinnen und Bürger sich besonders von Argumenten angesprochen fühlen 

könnten, die für eine stärkere protektionistische Ausrichtung der Handelspolitik bzw. ein 

weiteres Zusammenwachsen der Märkte werben. 

Die Erhebung, die in diesem Kapitel untersucht wird, wurde in Frühjahr 2018 durchge-

führt, zu einem Zeitpunkt, als die Diskussion um die Chancen und Risiken des Freihan-

dels intensiv in den Medien diskutiert wurden. Bereits im Wahlkampf hatte Donald 

Trump seinen Anhängen versprochen, dass die Handelspolitik im Falle eines Wahlsieges 

deutlich protektionistischer ausrichten werden solle. Die Trump-Regierung propagierte 

einen „America first“-Kurs, in dessen Zentrum eine stärkere Abschottung des US-Mark-

tes vor Auslandsimporten stehen sollte, um Arbeitsplätze zu schützen. Unmittelbar nach 

dem Amtsantritt verschlechterten sich dann auch die Handelsbeziehungen zwischen den 

USA und der EU (Felbermayr 2020). Zum einen wurden die seit 2013 geführten Ver-

handlungen zu einem transatlantischen Freihandelsabkommen ausgesetzt; zum andern 

erhöhten sich die Spannungen in der Handelspolitik insgesamt, da die US-Regierung der 

EU vorwarf, zu hohe Zölle auf US-Produkte zu erheben. Dabei kritisierte Trump insbe-

sondere Deutschland wegen seiner hohen Exportüberschüsse. Im Frühjahr 2018 er-

reichte dieser Handelskonflikt seinen vorläufigen Höhepunkt, als Donald Trump gegen-

über der EU Strafzölle gegen Stahl- und Aluminiumimporte zunächst androhte und dann 

tatsächlich einführte. Nachdem es der EU nicht gelang, die Strafzölle abzuwenden, 

führte sie ihrerseits Zölle auf ausgewählte US-amerikanische Produkte ein. In der deut-

schen Medienberichterstattung wurde gewarnt, dass dieser Handelskonflikt eine Spirale 
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des Protektionismus in Gang setzen könnte (z. B. Bundesverband der Deutschen 

Industrie 2018; Ganslmeier 2018). Es wurde argumentiert, dass die Zunahme an Han-

delshemmnissen die deutsche Wirtschaft und Arbeitsplätze gefährden könnte (z. B. 

Bundesverband der Deutschen Industrie 2018; Der Spiegel 2018; Tagesschau 2018).  

Im Vergleich zu anderen westlichen Staaten ist die Parteipolarisierung in Bezug auf den 

Freihandel in Deutschland eher gering ausgeprägt (Kriesi et al. 2008; Teperoglou und 

Tsatsanis 2011; de Wilde et al. 2019; Mader et al. 2020). Mader et al. (2020) zeigten in 

einer Analyse der Parteiprogramme zur Bundestagswahl 2017, dass die Positionen der 

Parteien beim Thema Freihandel zum einen sehr nah beieinander liegen und zum ande-

ren die positiven und negativen Argumente in den Parteiprogrammen eher ausgewogen 

sind. Die positivste Haltung gegenüber offenen Märkten scheint die FDP aufzuweisen, 

und die kritischste Position finden die Autoren für die Linke und die AfD (Mader et al. 

2020, S. 1532). Diese geringe Polarisierung spiegelte sich auch in den Reaktionen der 

Parteien auf die von der US-Regierung angedrohten Zölle auf Stahl- und Aluminimu-

mimporte wider. Alle Parteien bezeichneten diese als schädlich und riskant für Deutsch-

land und die EU. Zwar sprach sich keine der Parteien dezidiert gegen die Überlegungen 

der EU-Kommission aus, Vergeltungszölle einzuführen, allerdings wurde unisono eine 

Lösungsfindung auf diplomatischen Wege präferiert (z. B. Deutscher Bundestag 2018, 

S. 1670–1684; Der Spiegel 2018). 

Als „Exportweltmeister“ gehört Deutschland weltweit zu den Industriestaaten, die mit 

am stärksten vom Abbau der Handelshemmnisse und einer internationalen Arbeitstei-

lung profitierten (Felbermayr et al. 2018). Berechnungen zufolge erhöhten sich die Wirt-

schaftsleistung pro Kopf und damit die Wohlstandsgewinne in Deutschland in den ver-

gangenen drei Jahrzehnten durch die zunehmende internationale Verflechtung der Wirt-

schaft stark (Weiß et al. 2018; Felbermayr et al. 2018). In der Medienberichterstattung 

wird Deutschland daher meist als Gewinner der wirtschaftlichen Globalisierung darge-

stellt. Vonseiten verschiedener Interessengruppen und Parteien gibt es allerdings auch 

kritische Stimmen, die auf die möglichen negativen Folgen eines weiteren Zusammen-

wachsens der Märkte verweisen. Befürworter protektionistischer Maßnahmen warnen 

beispielsweise vor einer Verlagerung inländischer Arbeitsplätze in Länder mit niedrige-

ren Lohnkosten (Offshoring) und vor einem Ausverkauf von Verbraucher- und Sozial-

standards an multinationale Konzerne. Andere monieren, dass der zunehmende interna-

tionale Warenhandel oft mit einer Zerstörung der Umwelt und einer unfairen 
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Behandlung von wirtschaftlich schwächeren Partnerländern einhergehe. Zusammenge-

nommen lassen sich die unterschiedlichen kritischen Positionen am Freihandel nicht au-

tomatisch mit der Befürwortung protektionistischer Maßnahmen gleichsetzen, sondern 

beziehen sich oft eher auf die Befürwortung einer stärkeren Regulierung des internatio-

nalen Handels (vgl. Ehrlich 2018). 

Bei der Frage, ob der Freihandel ein Risiko darstellt oder nicht, muss jedoch berücksich-

tigt werden, dass die Bürgerinnen und Bürger eines Landes nicht gleichermaßen von 

dessen möglichen negativen Folgen betroffen wären. An dieser Stelle setzen einige der 

wichtigsten theoretischen Modelle zur Erklärung der individuellen Einstellungen zum 

Freihandel an, die den Fokus auf das ökonomische Kalkül legen (siehe für einen 

Überblick Kuo und Naoi 2015). Ausgehend von den theoretischen Modellen der Inter-

nationalen Politischen Ökonomie und ihren Schlussfolgerungen zu den Umverteilungs-

effekten des Freihandels wird geschlossen, welche Individuen von einer zunehmenden 

Verflechtung der Märkte finanziell profitieren würden oder bedroht sein könnten (siehe 

für einen Überblick Rodrik 1995). Legt man beispielsweise das Stolper-Samuelson-The-

orem zugrunde (Stolper und Samuelson 1941), können jene Gruppen von einem ver-

stärkten Freihandel profitieren, deren Produktionsfaktoren in einem Land reichlich vor-

handen sind (O'Rourke und Sinnott 2001; Scheve und Slaughter 2001; Mayda und 

Rodrik 2005). In reichen Industriestaaten wie Deutschland sind dies beispielsweise 

Menschen mit einem höherem Qualifikationsniveau und Kapitaleigner (Rogowski 

1989). Da höher Qualifizierte bei der Wahl ihrer Beschäftigung und ihrer Branche fle-

xibler in jene wechseln können, die vom Freihandel profitiert, sollten sie offene Märkte 

eher befürworten als gering Qualifizierte. Andere Erklärungsmodelle wiederum definie-

ren die potentiellen Gewinner und Verlierer des Freihandels anhand des Industriesektors 

(Ricardo-Viner-Modell, z. B. Scheve und Slaughter 2001; Hiscox 2002) oder der Pro-

duktivität des Unternehmens, in dem eine Person beschäftigt ist (New New Trade The-

ory, z. B. Melitz 2003).42 Aus der Perspektive der Konsumenten argumentiert, könnten 

auch die Bürgerinnen und Bürger mit mittleren Einkommen am stärksten vom Freihan-

del profitieren (z. B. Baker 2005). 

 
42 Zu berücksichtigen ist zudem, dass sich die Länder darin unterscheiden, inwiefern das Sozialsiche-
rungssystem die Bürger im Falle eines Arbeitsplatzverlustes vor existentiellen Bedrohungen schützt. Die-
ser Logik folgend könnte die Risikoexposition von Verlierern eines zunehmenden Freihandels in Ländern 
mit hohen Sozialausgaben geringer sein (z. B. Mayda et al. 2007). 
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Die Befunde zum Einfluss ökonomischer Eigeninteressen bei der Beurteilung des Frei-

handels sind allerdings uneindeutig und werden in der Forschungsliteratur aus verschie-

denen Richtungen kritisiert (Rankin 2001; Hainmueller und Hiscox 2006; Mansfield und 

Mutz 2009; aber siehe Fordham und Kleinberg 2012; Rho und Tomz 2017). Neuere Stu-

dien verweisen beispielsweise darauf, dass sich die Individuen bei der Wahrnehmung 

der potentiellen Chancen und Risiken eher an soziotrophischen statt egozentrischen In-

teressen orientieren könnten (Mansfield und Mutz 2009; Schaffer und Spilker 2019). 

Andere kritisieren die Messung der Eigeninteressen über objektive Personenmerkmale, 

da diesem Vorgehen sehr voraussetzungsreiche Brückenhypothesen zugrunde liegen. 

Die im Durchschnitt geringe politische Kompetenz der Bevölkerung (Converse 1964; 

Zaller und Feldman 1992) lässt vermuten, dass es den meisten Menschen schwer fallen 

könnte, auf die individuellen Folgen einer zunehmenden Internationalisierung der 

Märkte zu schließen und dieses Wissen für ihre Beurteilung nutzbar zu machen (Rankin 

2001; Guisinger 2009; Díez Medrano und Braun 2012; Rho und Tomz 2017; aber siehe 

Jamal und Milner 2019). 

Hier setzt eine zweite Gruppe von Studien an, die den Fokus auf langfristig stabile Prä-

dispositionen legt (Rankin 2001; Mayda und Rodrik 2005; Bechtel et al. 2012; Rathburn 

2016; Jedinger und Burger 2020). Denn im politischen Diskurs zur Ausgestaltung des 

Freihandels wird oft ein Bezug zu bestimmten Werten, Grundorientierungen und Grup-

penidentitäten hergestellt (Hiscox 2006; Guisinger 2017; Dür und Schlipphak 2021). 

Der Freihandel ermöglicht Anknüpfungspunkte für domänenspezifische Grundorientie-

rungen und kollektive Identitäten, die sich mit der Sichtweise auf die eigene Nation und 

die Beziehung zu anderen Staaten und Kulturen befassen (Rankin 2001; Mayda und 

Rodrik 2005; Mansfield und Mutz 2009; Jungherr et al. 2018). Menschen, die den Frei-

handel als eine Bedrohung für ihre Kultur und nationale Identität wahrnehmen, könnten 

sich demzufolge gegen offene Märkte aussprechen (Margalit 2012). Verfechter einer 

kulturellen Vielfalt und eines Multilateralismus könnten eine engere Verflechtung der 

Märkte hingegen als Chance begreifen. In bisherigen Studien konnte für Isolationismus, 

Ethnokulturalismus, Autoritarismus und Chauvinismus ein Einfluss auf die Beurteilung 

des Freihandels im Allgemeinen sowie transnationale Abkommen im Besonderen ge-

zeigt werden (Margalit 2012; Johnston 2013; Jungherr et al. 2018; Steiner 2018; 

Jedinger und Burger 2020).  
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Gemeinsam ist diesen unterschiedlichen Erklärungsansätzen, dass sie auf Grundlage der 

ökonomischen Kalküle und der Prädispositionen schlussfolgern, welche Personen den 

Freihandel eher als Chance bzw. eher als Risiko bewerten sollten. Entsprechend wird für 

Personen, die im Freihandel eine ökonomische, kulturelle oder politische Bedrohung 

sehen, eine ablehnende Haltung vermutet, während für alle, die offene Märkte als 

Chance verstehen, eine Befürwortung erwartet wird. Dieser Ansatz lässt allerdings of-

fen, wie Menschen zu einer Beurteilung gelangen können, wenn sie zu dem Schluss 

kommen, dass der Freihandel sowohl Chancen als auch Risiken bergen könnte. Insbe-

sondere wenn der Informationskontext und die politischen Eliten keine Orientierung bei 

der Abwägung geben, könnte die Unsicherheit in der Beurteilung erhöht sein. Unter die-

sen Bedingungen könnte der individuellen Risikotoleranz in der Einstellungsbildung 

eine größere Rolle zukommen. 

6.2 Fallspezifische Hypothesen 

In diesem Kapitel wird der Einfluss der Risikotoleranz auf die Beurteilung eines weite-

ren Zusammenwachsens der Märkte sowie einer Einführung von Einfuhrbeschränkun-

gen für ausländische Güter untersucht. Für die Formulierung von Hypothesen muss zu-

nächst ausgehend von dem Informationskontext geschlossen werden, ob ein Politikvor-

schlag als riskant wahrgenommen wurde. In den meisten Studien, die den Einfluss der 

Risikotoleranz auf die Beurteilung des Freihandels untersuchten, wird angenommen, 

dass offene Märkte mit einer größeren Varianz in den potentiellen Konsequenzen ein-

hergehen würden und protektionistische Maßnahmen eine größere Sicherheit bieten, da 

sie die inländische Wirtschaft und Arbeitsplätze schützen könnten (z. B. Mayda et al. 

2007; Ehrlich und Maestas 2010; Ehrlich und Hearn 2014; Tomiura et al. 2016; 

Steenbergen und Siczek 2017). Dieser Argumentation folgend würde erwartet werden, 

dass risikobereite Menschen das weitere Zusammenwachsen von Märkten tendenziell 

befürworten, während sich risikoaverse Menschen eher für protektionistischer Maßnah-

men aussprechen sollten. 

Für den hier betrachteten Fall in Deutschland muss jedoch zum einen die Abhängigkeit 

der deutschen Wirtschaft vom internationalen Export und zum anderen auch der Infor-

mationskontext berücksichtigt werden. Es kann vermutet werden, dass den meisten Bür-

gerinnen und Bürgern bewusst ist, dass die deutsche Wirtschaft bisher stark vom Frei-

handel profitierte. Unabhängig davon könnte ein weiteres Zusammenwachsen der 
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Märkte als riskant verstanden werden, denn die möglichen Folgen für die Gesellschaft 

und das Individuum könnten sowohl positive als auch negative Folgen haben. Für risi-

kobereite Menschen wird daher erwartet, dass sie eine Ausweitung des Freihandels eher 

befürworten, während risikoaverse Menschen diese eher ablehnen sollten. 

Im Frühjahr 2018 wurde in der deutschen Medienberichterstattung vor einem Handels-

krieg mit den USA und einer „Spirale des Protektionismus“ gewarnt. Diese Entwicklung 

wurde als eine Bedrohung für die deutsche Wirtschaft und für die inländischen Arbeits-

plätze dargestellt. Wie in verschiedenen Studien gezeigt wurde, kann ein solches Issue-

Framing auch im Politikfeld Freihandel einen starken Einfluss auf die Beurteilung haben 

(z. B. Hiscox 2006; Naoi und Kume 2011, 2015; Ardanaz et al. 2013; Guisinger 2017; 

Rho und Tomz 2017; DiGiuseppe und Kleinberg 2019; Dür und Schlipphak 2021; Flynn 

et al. 2020). So fällt die Befürwortung einer weiteren Öffnung der Märkte beispielsweise 

geringer aus, wenn darauf hingewiesen wird, dass dadurch Arbeitsplätze bedroht sein 

könnten (Hiscox 2006), und höher, wenn die positiven Effekte für Konsumenten betont 

werden (Naoi und Kume 2015). 

Es wurde im Theoriekapitel argumentiert, dass risikoaverse Menschen stärker auf Infor-

mationen zu potentiellen Bedrohungen reagieren könnten als risikoneutrale und risiko-

bereite Menschen. Daher wird erwartet, dass sich die Warnungen vor den negativen Fol-

gen des Protektionismus in den Medien stärker in ihrer Beurteilung niederschlugen. 

Demzufolge sollten risikoaverse Bürger eine Einfuhrbeschränkung ausländischer Güter 

in diesem Kontext eher ablehnen. Vorhersagen für den Einfluss bei risikobereiten Per-

sonen sind hingegen unklar. Denn auf der einen Seite könnte argumentiert werden, dass 

protektionistische Maßnahmen im Widerspruch zu einer Befürwortung offener Märkte 

stehen. Eine konsistente Beurteilung des Freihandels bei risikobereiten Personen würde 

daher mit einer Ablehnung von Einfuhrbeschränkungen einhergehen. Zugleich könnte 

die Diskussion zum Handelskonflikt zwischen den USA und der EU und der möglichen 

Einführung von Gegenzöllen auf US-amerikanische Produkte als riskanter Vorschlag in-

terpretiert worden sein. Für risikosuchende Personen lässt sich daher keine eindeutige 

Vorhersage zum Einfluss formulieren. 

Die bisherigen Annahmen lassen unberücksichtigt, dass der Einfluss der Risikotoleranz 

von der individuellen Wahrnehmung und Bewertung der Chancen und Risiken des Frei-

handels bzw. des Protektionismus abhängen könnte. Trotz der hohen Aufmerksamkeit 

für den Handelskonflikt zwischen den USA und der EU in der deutschen 
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Medienberichterstattung im Frühjahr 2018 ist nicht zu erwarten, dass alle Bürgerinnen 

und Bürger diesen Diskurs verfolgten. Denn als hard issue sind Themen im Bereich der 

Handelspolitik eher technischer Natur und nicht intuitiv zugänglich (Johnston 2013). 

Zugleich wird der Freihandel stets in Bezug auf seine Chancen und Risiken und seine 

möglichen Gewinner und Verlierer diskutiert. Auch wenn politisch uninteressierten 

Menschen das Hintergrundwissen in diesem Politikfeld fehlt, könnten sie daher ein wei-

teres Zusammenwachsen der Märkte mit potentiellen negativen Folgen in Verbindung 

bringen. Risikoaverse Menschen mit einer geringen politischen Kompetenz könnten den 

Vorschlag daher eher ablehnen und risikobereite befürworten. Bei der Beurteilung einer 

Einführung von Handelsbeschränkungen könnte es politisch uninteressierten Menschen 

hingegen schwerfallen, festzustellen, ob dieser Politikvorschlag eher riskant ist oder 

aber mehr Sicherheit bringt. Daher ist bei der Frage zur Einführung protektionistischer 

Maßnahmen kein Einfluss der Risikotoleranz bei politisch wenig kompetenten Men-

schen zu vermuten. 

Bei politisch versierten Personen wird erwartet, dass sie sich bei der Bewertung von 

Handelsbeschränkungen am Tenor in der Medienberichterstattung orientieren. Risiko-

averse Menschen sollten demnach nicht nur eine weitere Öffnung der Märkte, sondern 

aufgrund ihres Fokus auf Bedrohungen auch protektionistische Maßnahmen ablehnen. 

Dagegen wird von risikobereiten Menschen mit einer hohen politischen Kompetenz er-

wartet, dass sie sich für eine Ausweitung des Freihandels aussprechen, während im Hin-

blick auf die Beurteilung protektionistischer Maßnahmen – wie oben dargestellt – keine 

eindeutige Vorhersage formuliert werden kann. 

Die Parteien unterschieden sich in ihrer Reaktion auf die US-Strafzöllen nicht und posi-

tionierten sich zudem nicht eindeutig zur Einführung von Handelsbeschränkungen als 

Gegenmaßnahme. Denn einerseits warnten alle Parteien, dass ein zunehmender Protek-

tionismus der deutschen Wirtschaft schaden würde, andererseits schlossen sie Vergel-

tungszölle auf US-amerikanische Produkte nicht aus. Zumindest in der Bewertung von 

protektionistischen Maßnahmen konnten sich die Bürgerinnen und Bürger, die sich mit 

einer Partei verbunden fühlen, nicht an deren Positionen orientieren. Daher sind hier 

keine Unterschiede zwischen Parteianhängern und Personen ohne eine Parteibindung im 

Einfluss der Risikotoleranz zu erwarten. In Bezug auf die Bewertung eines weiteren Zu-

sammenwachsens der Märkte sind zumindest einige der Parteien für eine eher befürwor-

tende oder ablehnende Haltung zur Ausweitung des Freihandels bekannt. Die Linke und 
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die AfD lehnen eine weitere Öffnung der Märkte eher ab, während die FDP die wirt-

schaftliche Liberalisierung begrüßt. Anhänger dieser drei Parteien fühlten sich daher 

vermutlich weniger unsicher in der Beurteilung, sodass der Einfluss der Risikotoleranz 

bei ihnen geringer ausfallen könnte als bei Anhängern der anderen Parteien und Perso-

nen ohne eine Parteiidentifikation. 

Bisher liegt meines Wissens lediglich eine Studie vor, die bei der Untersuchung des Ein-

flusses der Risikotoleranz auf den Freihandel die potentiellen individuellen Konsequen-

zen berücksichtigt. Ehrlich und Maestas (2010) argumentieren, dass risikoaverse Men-

schen einen stärkeren Fokus auf potentielle Bedrohungen und risikobereite einen stär-

keren Fokus auf mögliche Chancen legen (Dahlbäck 1990; Lavine et al. 1999; Nadeau 

et al. 1999). Demnach sollten risikoaverse Menschen eher protektionistische Maßnah-

men befürworten, wenn sie durch den Freihandel ihren Arbeitsplatz bedroht sehen. Ri-

sikobereite Menschen sollten hingegen nur mit einer höheren Wahrscheinlichkeit pro-

tektionistische Maßnahmen ablehnen, wenn sie sich durch den Freihandel finanzielle 

Chancen versprechen. Die Befunde aus ihrer Studie in den USA scheinen diese Hypo-

these zu bestätigen. 

Zur Ermittlung der individuellen Chancen und Risiken wird von den Autoren der Schul-

abschluss verwendet. Wie oben beschrieben, steht die Messung der individuellen Chan-

cen- und Risikowahrnehmung über objektive Personenmerkmale in der Kritik. Sie be-

ruhen auf Brückenhypothesen, die in Hinblick auf die geringe politische Involvierung 

der meisten Bürgerinnen und Bürger vermutlich zu anspruchsvoll sind. Beispielsweise 

wenden Hainmüller und Hiscox (2006) ein, dass der Bildungsabschluss neben dem Qua-

lifikationsniveau auch abbildet, wie lange man in Bildungsinstitutionen sozialisiert 

wurde und dort mit positiven Vorstellungen zur Marktliberalisierung, Kosmopolitismus 

und dem Austausch mit anderen Kulturen in Berührung kam. In diesem Kapitel werden 

daher stattdessen die subjektive Wahrnehmung der eigenen Risikoexposition und die 

damit einhergehende Unsicherheit in den Blick genommen. 

So könnte die eigene wirtschaftliche Lage anzeigen, wie schwer sich potentielle negative 

und positive Konsequenzen einer politischen Entscheidung im Bereich des Freihandels 

auf den eigenen Lebensstandard auswirken würden. Menschen, die ihre finanzielle Lage 

als sehr positiv betrachten, haben bei ihrer Entscheidung für oder gegen eine weitere 

Öffnung der Märkte bzw. protektionistische Maßnahmen deutlich weniger ökonomische 

Risiken zu erwarten. Sie sind vermutlich besser abgesichert, und mögliche negative 
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Folgen würden sie finanziell weniger schwer treffen. Hingegen wären die potentiellen 

positiven als auch negativen Folgen auf den Lebensstandard von Personen in einer 

schwierigen finanziellen Lage weitreichender. Daher könnte vermutet werden, dass nur 

Personen in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage „etwas zu verlieren haben“ und in 

der Beurteilung unsicherer sind. In dieser Personengruppe ist daher ein stärkerer Ein-

fluss der Risikodisposition auf die Bewertung der beiden Politikvorschläge zu erwarten. 

Abschließend wird untersucht, ob der Einfluss der Risikotoleranz über die Relevanz mo-

deriert wird, die ein Individuum den potentiellen Folgen eines Politikvorschlags zu-

schreibt. Denn Menschen, die die Ziele einer Maßnahme nicht unterstützen, werden bei 

der Bewertung des Freihandels auch keine Kosten-Nutzen-Abwägungen vornehmen 

müssen und unsicher sein. Für die Einstellung zum Protektionismus und zu offenen 

Märkten konnte in verschiedenen Studien der Einfluss der Prädisposition Isolationismus 

gezeigt werden (z. B. Mansfield und Mutz 2009; Rathburn 2016; Jungherr et al. 2018). 

Menschen, die sich eine aktive Rolle Deutschlands in der Außenpolitik und eine enge 

Zusammenarbeit mit anderen Ländern wünschen, könnten eine stärkere wirtschaftliche 

Integration, je nach konkreter Ausgestaltung entweder als Chance oder Risiko betrach-

ten. Die Einführung von Handelshemmnissen würde einer engeren zwischenstaatlichen 

Zusammenarbeit aus ihrer Sicht entgegenstehen, sodass sie diese ablehnen sollten. Für 

diese Personengruppe hätte die Risikotoleranz demnach nur einen Einfluss auf die Be-

urteilung einer Ausweitung des Freihandels, nicht jedoch auf die Bewertung protektio-

nistischer Maßnahmen. Je risikobereiter eine Bürgerin mit dieser Haltung ist, desto eher 

sollte sie für ein weiteres Zusammenwachsen der Märkte sein; je risikoscheuer, desto 

eher sollte sie diesen Vorschlag ablehnen. Hingegen sollten Menschen mit einem stark 

ausgeprägten Isolationismus ein Zusammenwachsen der Märkte unabhängig von ihrer 

Risikotoleranz ablehnen. Einen Wirtschaftsprotektionismus könnten sie dagegen als 

eine Chance betrachten. Demnach wäre zu erwarten, dass risikobereite Menschen, die 

eine aktive Rolle Deutschlands in der Weltpolitik ablehnen, Einfuhrbeschränkungen 

eher befürworten, während risikoaverse diese eher ablehnen.  

6.3 Daten und Operationalisierung 

Als Datengrundlage wird das GLES-Panel 2016–2019 herangezogen. In der zwischen 

dem 15. und 26. März 2018 erhobenen neunten Welle wurden die im Panel verbliebenen 

12.239 Befragten aufgefordert, Aussagen zum Freihandel und Protektionismus zu 
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bewerten. Für die empirische Analyse wird der Einfluss der Risikotoleranz auf die Be-

urteilung von zwei Aussagen untersucht – zum einen „Das weltweite Zusammenwach-

sen der Märkte sollte weiter vorangetrieben werden“ und zum anderen „Deutschland 

sollte die Einfuhr von Waren aus anderen Ländern einschränken“. Die beiden Aussagen 

sind sehr allgemein formuliert und stellen keinen Bezug zum Handelskonflikt mit den 

USA her. Zudem werden die Befragten weder auf mögliche positive oder negative Fol-

gen hingewiesen. 

Tabelle 12: Deskriptive Darstellung der abhängigen Variablen, Freihandel 
 Zusammenwachsen der 

Märkte vorantreiben 
Einfuhr ausländischer 
Waren einschränken 

Stimme voll und ganz zu 7.7% 2.9% 

Stimme eher zu 32.2% 11.2% 

Teils/teils 41.6% 38.5% 

Stimme eher nicht zu 12.8% 35.5% 

Stimme überhaupt nicht zu 5.6% 11.9% 

Mittelwert 3.24 2.58 

Standardabweichung 0.96 0.94 

N 11756 11773 

Anmerkungen: Angaben, mit Ausnahme der Fallzahlen, mit Repräsentativitätsgewicht gewichtet. 

Tabelle 12 ist zu entnehmen, dass der Anteil der Personen, die ein Zusammenwachsen 

der Märkte stark oder eher befürworten, mit knapp 40 Prozent deutlich über dem Anteil 

derer liegt, die diesem Vorschlag ablehnend gegenüberstehen (18 Prozent). Eine dazu 

spiegelbildliche Verteilung zeigt sich für die Häufigkeit der Antworten für eine Ein-

schränkung der Warenimporte aus anderen Ländern. Während 14 Prozent einen Protek-

tionismus eher befürworten, lehnen 47 Prozent diesen ab. Insgesamt zeigt sich bei bei-

den Politikvorschlägen, dass nur sehr wenige Personen eine sehr starke Ablehnung oder 

Zustimmung äußern, sodass die Varianz der Antworten gering ist. Auch sind viele Be-

fragte bei der Beurteilung offenbar zwiegespalten und wählen die abwägende, mittlere 

Antwortoption. 

Die Korrelation zwischen den beiden Variablen deutet mit r = -0.25 auf einen moderaten 

Zusammenhang hin. Für eine Darstellung der Antwortverteilungen in einer Kreuztabelle 

werden die beiden zustimmenden und die ablehnenden Antwortoptionen der Skala je-

weils zusammengefasst. Wie der Tabelle 13 zu entnehmen ist, geht die Befürwortung 

einer noch stärkeren Verflechtung der Märkte für viele Menschen nicht zwingend mit 

einer Ablehnung protektionistischer Maßnahmen einher. Von den Personen, die sich für 
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ein weiteres Zusammenwachsen der Märkte aussprechen, sind über zwei Drittel gegen 

die Einführung von Importbeschränkungen. Diese Personengruppe macht knapp 26 Pro-

zent der Befragten insgesamt aus (Prozentangabe in Klammern). Bei jenen, die ein wei-

teres Zusammenwachsen der Märkte ablehnen, fallen die Einstellungen zum Protektio-

nismus diverser aus. 38.5 Prozent von diesen Personen zeigen sich unentschlossen, wäh-

rend sich von den restlichen Befragten fast genauso viele dafür wie dagegen ausspre-

chen. Zusammengenommen steht die Mehrheit der deutschen Bevölkerung dem Frei-

handel positiv gegenüber. Allerdings ist bei jeder der beiden Aussagen über ein Drittel 

der Befragten unentschieden. Für ein Fünftel der Befragten gilt dies bei beiden Aussagen 

(Prozentangabe in Klammern). 

Tabelle 13: Zusammenhang zwischen der Beurteilung eines zunehmenden Freihandels 
und protektionistischer Maßnahmen (in Prozent) 

Zusammenwachsen  
der Märkte vorantreiben: 

Einfuhr ausländischer Waren einschränken:   

Ablehnung Unentschieden Zustimmung Gesamt N 

Ablehnung 32.2 (5.9) 38.5 (7.1) 29.3 (5.4) 100 2264 
Unentschieden 37.9 (15.8) 49.6 (20.7) 12.5 (5.2) 100 4925 
Zustimmung 64.2 (25.7) 26.9 (10.7) 8.9 (3.6) 100 4770 
Pearson’s r    -0.29** 11959 

Anmerkungen: Daten: Angaben – mit Ausnahme der Fallzahlen – mit Repräsentativitätsgewicht gewichtet. Die Pro-
zentangaben in Klammern zeigen den Anteil der jeweiligen Personengruppe mit der Antwortkombination in der ge-
samten Stichprobe an. 

Für die Regressionsanalysen wird die originale elfstufige Antwortskala zur Messung der 

Risikotoleranz erneut in jeweils eine Variable für die Risikoaversion und für die Risiko-

bereitschaft unterteilt (siehe Kapitel 3.3). Um die Hypothese zu überprüfen, ob der Ef-

fekt der Risikotoleranz auf die Einstellungen zum Freihandel über die politische Kom-

petenz einer Person moderiert wird, geht eine Variable zur Messung des politischen Wis-

sens in die Analyse ein. Es wird dafür ein additiver Index aus neun Wissensfragen ge-

bildet – jeweils drei zum politischen System und sechs zur Parteizugehörigkeit von Spit-

zenpolitikerinnen und -politikern (siehe Kapitel 4.2). Zur Messung der Parteiidentifika-

tion werden Dummy-Variablen für eine Verbundenheit mit der CDU/CSU, SPD, FDP, 

den Grünen, der Linken, der AfD und anderen Parteien gebildet. In den Regressionen 

stellen die Personen ohne Parteibindung die Referenzkategorie dar. 

Die finanzielle Risikoexposition einer Person wird über die Angaben der Befragten zu 

ihrer aktuellen finanziellen Lage gemessen (fünfstufige Skala). Dafür wurde die jeweils 

aktuellste Antwort aus den Erhebungswellen im Herbst 2017 verwendet. Zudem geht 
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das Qualifikationsniveau mit je einer Dummy-Variablen für einen mittleren und einen 

hohen Schulabschluss in die Regression ein. Andere Indikatoren, mit denen typischer-

weise der Einfluss ökonomischer Eigeninteressen ermittelt wird – wie die Abhängigkeit 

der eigenen Beschäftigung vom internationalen Wettbewerb oder der Beschäftigungs-

sektor – können aufgrund fehlender Informationen im Datensatz nicht berücksichtigt 

werden.43 Das Einkommen und der Erwerbsstatus wurden aufgrund der hohen Korrela-

tionen mit der subjektiven finanziellen Lage nicht in die Regression aufgenommen. 

Der Einfluss von Prädispositionen wird durch die Haltung zum Isolationismus und einer 

exklusiven oder hierarchischen nationalen Identität untersucht. Zur Messung des Isola-

tionismus wurden die Aussagen „Deutschland sollte eine aktivere Rolle in der Weltpoli-

tik spielen“ (umgedrehte Skala) und „Deutschland sollte sich nicht um weltpolitische 

Fragen kümmern, sondern sich auf die Probleme im eigenen Land konzentrieren“ in 

einem additiven Index zusammengefasst (jeweils fünfstufige Skalen, Pearson’s r = 0.25). 

Zudem wird auf eine exklusive nationale Identität (Ethnokulturalismus) kontrolliert 

(Mayda und Rodrik 2005; Jungherr et al. 2018). Für die Messung wird die Einschätzung 

der Befragten zu der Frage verwendet, welche Merkmale notwendig seien, um deutsch 

zu sein: „… deutsche Vorfahren zu haben“, „… die deutschen Sitten und Normen zu 

teilen“ und „… akzentfrei deutsch zu sprechen“ (jeweils fünfstufige Skalen, Cronbachs 

 = 0.75). Aus der Stärke der Zustimmung zu den drei Merkmalen wurde ein Summen-

index gebildet. Die Haltung zum Chauvinismus wird mit der Aussage „Die Welt wäre 

besser, wenn die Menschen in anderen Ländern eher so wären wie die Deutschen“ ge-

messen (fünfstufige Skala). Die Erhebung dieser drei Variablen sowie der Parteiidenti-

fikation erfolgte in der ersten oder zweiten Welle der jeweiligen Befragtengruppe, das 

heißt, im Herbst 2016 (Hauptstichprobe) bzw. im Sommer 2017 (Aufstockerstichprobe). 

Durch die zeitliche Distanz der Messung der abhängigen und der unabhängigen Variab-

len sollen mögliche Endogenitätsprobleme reduziert werden. 

Zudem wurde auf das Geschlecht und das Alter kontrolliert. Das Alter geht als quadra-

tische Funktion in die Regression ein, um möglichen nichtlinearen Effekten Rechnung 

zu tragen. Auch die unterschiedlichen Sozialisationserfahrungen von Ost- und Westdeut-

schen könnten sich in einer unterschiedlichen Haltung zur wirtschaftlichen 

 
43 In anderen Untersuchungen für die deutsche Bevölkerung und mit einem ähnlichen Erhebungszeitraum 
konnte kein oder nur ein geringer Einfluss dieser hier nicht berücksichtigten Variablen zur Messung des 
materiellen Eigeninteresses gezeigt werden (Jungherr et al. 2018; Steiner 2018; Jedinger und Burger 
2020). 
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Globalisierung niederschlagen, sodass auch auf die regionale Herkunft in den folgenden 

Regressionen kontrolliert wird. Alle nachfolgenden Befunde werden mit einem Reprä-

sentativgewicht gewichtet.44 

6.4 Empirische Befunde 

Für die Untersuchung der Hypothesen werden jeweils getrennt für die Beurteilung eines 

weiteren Zusammenwachsens der Märkte und einer Einschränkung der Einfuhr auslän-

discher Waren multinomiale logistische Regressionen berechnet. In der Tabelle 14 sind 

die durchschnittlichen marginalen Effekte für die Bewertung beider abhängigen Variab-

len dargestellt (für die Logit-Koeffizienten siehe Tabelle 31 im Anhang). Insgesamt po-

sitionieren sich risikobereite und risikoaverse Bürgerinnen und Bürger bei beiden Aus-

sagen im Vergleich zu risikoneutralen seltener in der Skalenmitte bzw. scheinen seltener 

unentschieden zu sein. Im Einklang mit der Hypothese befürworten risikobereite Men-

schen mit einer höheren Wahrscheinlichkeit ein weiteres Zusammenwachsen der 

Märkte. Es finden sich allerdings keine Hinweise darauf, dass risikoaverse Menschen 

eine weitere Öffnung der Märkte kritischer sehen als risikoneutrale. Dafür lehnen risi-

koscheue Menschen – wie erwartet wurde – häufiger den Vorschlag zu Importbeschrän-

kungen ab. Risikobereite Menschen scheinen diese dagegen eher befürwortet zu haben. 

Diese Befunde sprechen für die Vermutung, dass aufgrund des Informationskontextes 

zum Zeitpunkt der Erhebung viele Menschen protektionistische Maßnahmen tatsächlich 

in ihren potentiellen Folgen als unsicher und riskant wahrnahmen. 

Die Varianzaufklärung ist in beiden Modellen gering, sodass offenbar noch andere hier 

unberücksichtigte Determinanten für die Beurteilung eine Rolle spielen. Im Vergleich 

mit den anderen unabhängigen Variablen ist der Einfluss der Risikotoleranz moderat. 

Politisch kompetente Menschen stehen einer Ausweitung des Freihandels als auch Ein-

fuhrbeschränkungen eher kritisch gegenüber. Je besser Menschen ihre eigene finanzielle 

Situation einschätzen, desto eher befürworten sie ein weiteres Voranschreiten des Frei-

handels und lehnen Einfuhrbeschränkungen ab, wobei der Einfluss im ersten Fall deut-

lich stärker ist. Das Qualifikationsniveau – gemessen über den Bildungsabschluss – hat 

nur bei der Bewertung von Importbeschränkungen einen Einfluss. Hoch gebildete 

 
44 Die Korrelation der Risikotoleranz mit Isolationismus beträgt -0.10, mit Ethnokulturalismus -0.04 und 
mit Chauvinismus 0.02. Siehe für eine deskriptive Übersicht der Variablen Tabelle 29 und für die Korre-
lationen aller unabhängigen Variablen untereinander Tabelle 30 im Anhang. 
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Personen sprechen sich im Vergleich zu jenen mit einem niedrigen Bildungsabschluss 

eher gegen diese aus. 

Tabelle 14: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung des Freihandels 
 

Zusammenwachsen der Märkte Protektionismus 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 
Risikoavers 0.03* 

(0.01) 
0.04* 

(0.02) 
0.08** 
(0.02) 

0.00 
(0.01) 

Risikobereit -0.01 
(0.02) 

0.13** 
(0.02) 

0.03 
(0.02) 

0.08** 
(0.02) 

Politisches Wissen 0.12** 
(0.02) 

-0.01 
(0.02) 

0.23** 
(0.02) 

-0.02 
(0.02) 

Eigene wirtschaftliche Lage -0.11** 
(0.02) 

0.22** 
(0.02) 

0.08** 
(0.02) 

-0.03 
(0.02) 

Bildung: mittel 0.00 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

0.03 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

Bildung: hoch 0.02 
(0.01) 

0.02 
(0.01) 

0.08** 
(0.01) 

-0.03* 
(0.01) 

Isolationismus 0.30** 
(0.02) 

-0.38** 
(0.02) 

-0.26** 
(0.02) 

0.18** 
(0.02) 

Ethnokulturalismus 0.01 
(0.02) 

0.02 
(0.02) 

-0.13** 
(0.02) 

0.09** 
(0.02) 

Chauvinismus -0.05** 
(0.02) 

0.03 
(0.02) 

-0.12** 
(0.02) 

0.06** 
(0.02) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

    

CDU/CSU -0.03* 
(0.01) 

0.12** 
(0.02) 

0.06** 
(0.02) 

0.00 
(0.01) 

SPD -0.02 
(0.01) 

0.11** 
(0.02) 

0.06** 
(0.02) 

0.01 
(0.01) 

FDP -0.02 
(0.02) 

0.16** 
(0.03) 

0.07* 
(0.03) 

0.04 
(0.02) 

Grüne -0.00 
(0.02) 

0.05* 
(0.02) 

0.05* 
(0.02) 

0.03 
(0.02) 

Die Linke 0.07** 
(0.02) 

-0.02 
(0.02) 

0.02 
(0.02) 

0.05** 
(0.02) 

AfD 0.15** 
(0.02) 

-0.09** 
(0.02) 

-0.01 
(0.02) 

0.08** 
(0.02) 

Andere Partei 0.04 
(0.03) 

-0.02 
(0.03) 

0.01 
(0.03) 

0.01 
(0.02) 

Frau 0.00 
(0.01) 

-0.06** 
(0.01) 

-0.10** 
(0.01) 

0.05** 
(0.01) 

Alter -0.09** 
(0.02) 

0.27** 
(0.03) 

0.13** 
(0.03) 

-0.07** 
(0.02) 

Westdeutschland 0.00 
(0.01) 

-0.03* 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

Korr. Pseudo R² 0.08  0.07  
N 10101  10114  

Anmerkungen: Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind durchschnittliche marginale Effekte (Refe-
renzkategorie: Unentschieden) mit Standardfehlern in Klammern. Wertebereich der unabhängigen Variablen: 0–1. 
Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

Der starke Einfluss politischer Prädispositionen auf die Beurteilung von auf den Frei-

handel bezogenen Einstellungen, der bereits in vielen anderen Studien gezeigt wurde, 
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findet sich auch in dieser Stichprobe wieder. Menschen, die sich eine starke außenpoli-

tische Rolle Deutschlands wünschen, befürworten mit größerer Wahrscheinlichkeit of-

fene Märkte und lehnen Einfuhrbeschränkungen ab. Eine starke Ausprägung von Eth-

nokulturalismus und Chauvinismus begünstigt dagegen eine Ablehnung von mehr Frei-

handel. Diese Effekte sind besonders bei der zweiten Aussage zur Beschränkung der 

Einfuhr ausländischer Waren stark. Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass hier 

die Verknüpfung zur nationalen Identität über den Hinweis auf ausländische Güter direkt 

angesprochen wird (vgl. Jungherr et al. 2018). Die Parteibindung diente offenbar eben-

falls vielen Bürgerinnen und Bürgern als Orientierung bei der Beurteilung. Dies gilt 

nicht nur in Hinblick auf die Bewertung einer Ausweitung des Freihandels, sondern auch 

für die Einführung von Importbeschränkungen. Anhänger von CDU/CSU, SPD, FDP 

und schwächer der Grünen sprechen sich mit größerer Wahrscheinlichkeit sowohl gegen 

ein weiteres Zusammenwachsen der Märkte als auch gegen protektionistische Maßnah-

men aus. Auch Anhänger der Linken und der AfD lehnen eine weitere Öffnung der 

Märkte ab, allerdings sind sie zudem häufiger für die Einführung von Einfuhrbeschrän-

kungen. Mit zunehmendem Alter steigt die Wahrscheinlichkeit für eine positive Haltung 

zum Freihandel. Zudem bewerten Männer im Vergleich zu Frauen offene Märkte insge-

samt positiver. 

Es wurde die Hypothese aufgestellt, dass in Hinblick auf die Einführung von protektio-

nistischen Maßnahmen nur bei politisch kompetenten Personen ein Einfluss der Risiko-

aversion messbar sein sollte, während sich der Einfluss bei der Bewertung einer Aus-

weitung des Freihandels nicht unterscheiden sollte. In Abbildung 8 sind die vorherge-

sagten Wahrscheinlichkeiten für den Einfluss der Risikoaversion und Risikobereitschaft 

auf die Beurteilung eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte und protektionisti-

scher Maßnahmen in Abhängigkeit vom politischen Wissen dargestellt (siehe für die 

vollständigen Regressionsergebnisse aller Interaktionsmodelle Tabelle 32 sowie Tabelle 

33 und für die durchschnittlichen marginalen Effekte Abbildung 21 im Anhang). Im Ein-

klang mit der Erwartung wird der Einfluss der Risikotoleranz auf die Beurteilung eines 

weiteren Zusammenwachsens der Märkte nicht von der politischen Kompetenz mode-

riert. Hingegen muss die Hypothese für die Bewertung einer Einführung von Handels-

beschränkungen abgelehnt werden. Zum einen lehnen politisch kompetente und poli-

tisch uninformierte Menschen gleichermaßen diesen Vorschlag umso eher ab, je stärker 

ihre Risikoaversion ausgeprägt ist; zum anderen scheinen sich risikobereite Menschen 
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mit wenig politischem Wissen eher für protektionistische Maßnahmen auszusprechen, 

während für politisch versierte Menschen kein signifikanter und substantieller Einfluss 

gemessen wird. 

Als Zweites wird die Interaktion zwischen der Risikotoleranz und der Parteiidentifika-

tion in den Blick genommen. In der Abbildung 9 sind die durchschnittlichen marginalen 

Effekte der Risikoaversion und der Risikobereitschaft unterschieden nach der Partei-

identifikation dargestellt (siehe für die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten Abbildung 

22 im Anhang). Es wurde erwartet, dass die Anhänger der FDP, der Linken und der AfD 

bei der Bewertung eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte weniger unsicher 

sind, da ihre Parteien im Vergleich zu den anderen Parteien eine eindeutigere Position 

zum Freihandel einnehmen. Entsprechend wurde für diese Personengruppen kein Ein-

fluss der Risikotoleranz vermutet. Die in der Abbildung dargestellten Befunde scheinen 

diese Hypothese nicht zu bestätigen. So findet sich ein starker Einfluss der Risikobereit-

schaft auf die Befürwortung eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte bei FDP- 

und AfD-Anhängern. Des Weiteren scheint eine stärker ausgeprägte Risikoaversion und 

Risikobereitschaft bei Grünen-Anhängern und Personen ohne eine Parteibindung eine 

Befürwortung zu begünstigen. Für die Verbundenheit mit den anderen Parteien findet 

sich hingegen kein substantieller Einfluss der Risikotoleranz. 

Da sich die Parteien während des Erhebungszeitraums nicht eindeutig zu protektionisti-

schen Maßnahmen positionierten, wurden bei der Bewertung des Vorschlags zur Ein-

führung von Einfuhrbeschränkungen keine Unterschiede zwischen den Parteien erwar-

tet. Wie aus der Abbildung 9 hervorgeht, zeigt sich auch hier ein stärkerer Einfluss der 

Risikotoleranz bei den Anhängern der Grünen und bei Menschen ohne Parteibindung. 

Risikoaverse sowie risikobereite Menschen, die sich mit den Grünen identifizieren, leh-

nen signifikant häufiger die Einführung von Einfuhrbeschränkungen ab. Dies gilt auch 

für Personen ohne eine Parteibindung und mit ausgeprägter Risikoaversion. Zudem fin-

det sich für risikobereite CDU/CSU-Anhänger eine höhere Wahrscheinlichkeit, der Ein-

führung von protektionistischen Maßnahmen zuzustimmen. Insgesamt lassen sich die 

Unterschiede zwischen den Parteianhängern in der Einflussstärke und -richtung mit den 

hier formulierten Hypothesen nicht erklären und müssen abgelehnt werden. 
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Abbildung 8: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit vom politischen Wissen 
(vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten) 
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Abbildung 9: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit von der Parteiidentifikation 
(durchschnittliche marginale Effekte (DME)) 

 



6. Vorschläge zur Ausgestaltung des Freihandels  125 

Möglicherweise ist der Einfluss der Risikotoleranz davon abhängig, wie schwerwiegend 

sich potentielle negative oder positive Folgen des Freihandels oder protektionistischer 

Maßnahmen auf die eigene Finanzlage auswirken würden. Hier wurde erwartet, dass 

Entscheidungen zum Freihandel aus finanzieller Sicht vor allem für jene Menschen ein 

Risiko darstellen könnten, die sich in einer schlechten wirtschaftlichen Situation befin-

den. Zur Prüfung dieser Hypothese wurde eine Interaktion zwischen der Bewertung der 

eigenen ökonomischen Situation und der Risikotoleranz durchgeführt.45 

Die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten sind in Abbildung 10 dargestellt (siehe für die 

durchschnittlichen marginalen Effekte Abbildung 23 im Anhang). Je schlechter die ei-

gene finanzielle Lage eingeschätzt wird, desto eher lehnen risikoscheue Menschen die 

Einfuhrbeschränkungen ab und desto seltener sind sie bei dieser Beurteilung unentschie-

den. Für risikobereite Personen lässt sich bei der Bewertung beider Aussagen ein mode-

rierender Effekt der eigenen wirtschaftlichen Lage messen. Je schlechter die eigene Fi-

nanzsituation, desto eher befürworten risikobereite Menschen ein weiteres Zusammen-

wachsen der Märkte und lehnen protektionistische Maßnahmen ab. Sie sprechen sich 

demnach konsistent für offene Märkte aus. Die Befunde stützen demnach die Annahme, 

dass die Risikotoleranz einen stärkeren Einfluss hat, wenn Personen aufgrund ihrer fi-

nanziellen Lage eine höhere individuelle Risikoexposition haben. 

Zuletzt wird überprüft, ob der Einfluss der Risikoaversion und der Risikobereitschaft 

von der Haltung zur Rolle Deutschlands in der Weltpolitik abhängt. Die Grundhaltung 

zum Isolationismus könnte bedingen, welchen symbolischen Nutzen man den Politik-

vorschlägen zuschreibt. In der Abbildung 11 sind die vorhergesagten Wahrscheinlich-

keiten für die Interaktion zwischen Risikotoleranz und Isolationismus dargestellt (siehe 

für die durchschnittlichen marginalen Effekte Abbildung 24 im Anhang). Die Befunde 

zum Einfluss der Risikotoleranz stützen die Hypothesen nur in Bezug auf die Bewertung 

eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte. Die Risikobereitschaft hat nur dann ei-

nen Einfluss auf die die Befürwortung eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte, 

wenn sich eine Person eine aktive Rolle Deutschlands in der Weltpolitik wünscht. Die  

 
45 Es wurde zudem der Versuch unternommen, die Analyse von Ehrlich und Maestas (2010) zu replizieren, 
indem der Schulabschluss mit der Risikoaversion und Risikobereitschaft interagiert wurde. Die Ergeb-
nisse deuten auf keine Moderation hin (siehe Tabelle 34 im Anhang). Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
Ehrlich und Maestas für die Messung der abhängigen Variablen eine Aussage verwenden, in der nach 
einer Einschränkung der Einfuhr ausländischer Waren gefragt wird, um Arbeitsplätze in den USA zu 
schützen. Im Vergleich zur der hier durchgeführten Analyse liegt demnach bei ihnen ein anderes Framing 
vor (vgl. Diskussion in Hiscox 2006). 
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Abbildung 10: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit von der eigenen wirtschaft-
lichen Lage (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten) 
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Abbildung 11: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit vom Isolationismus (vor-
hergesagte Wahrscheinlichkeiten) 
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Risikoaversion hat weder bei einer geringen noch bei einer starken Ausprägung des Iso-

lationismus einen Einfluss. Für die Beurteilung protektionistischer Maßnahmen lässt 

sich keine moderierende Wirkung der Haltung zum Isolationismus auf den Einfluss der 

Risikotoleranz feststellen. 

Wegen möglicher Messverzerrungen und Kontexteffekte ist es üblich, dass zur Messung 

von Einstellungen zum Freihandel Bewertungen mehrerer Aussagen zusammengefasst 

werden (z. B. Mansfield und Mutz 2009; Bechtel et al. 2012; Jedinger und Burger 2020). 

Als Robustheitstest werden daher abschließend die Antworten auf die beiden bisher un-

tersuchten Aussagen zusammengeführt. Dieses Vorgehen ermöglicht zudem abschlie-

ßend einen Blick darauf, ob die Risikotoleranz einen Einfluss auf die inhaltlich konsis-

tente Bewertung auf den Freihandel bezogener Aussagen hat. Zu diesem Zweck wird 

eine neue Variable mit fünf Ausprägungen gebildet, die jeweils die folgenden Antwort-

kombinationen für die Zustimmung und Ablehnung enthält (vgl. Tabelle 13). Für mehr 

Freihandel und gegen einen Protektionismus (1), gegen mehr Freihandel und für mehr 

Protektionismus (2), für mehr Freihandel und für mehr Protektionismus (3) und gegen 

mehr Freihandel und gegen einen Protektionismus (4). Allen anderen Antwortkombina-

tionen dieser neu gebildeten abhängigen Variablen wird der Wert 0 zugewiesen. 

In der Tabelle 15 sind die durchschnittlichen marginalen Effekte für die multinomiale 

logistische Regression dargestellt (siehe für die Logit-Koeffizienten Tabelle 35 im An-

hang). Die berücksichtigten unabhängigen Variablen sind die gleichen wie in den vor-

herigen Regressionsmodellen. Im Vergleich zu risikoneutralen Personen sprachen sich 

sowohl risikoaverse als auch risikobereite Menschen häufiger konsistent für mehr Frei-

handel und gegen einen Protektionismus aus. Allerdings haben risikobereite Personen 

auch eine höhere Wahrscheinlichkeit, bei beiden Politikvorschlägen für eine Abwei-

chung vom Status quo zu stimmen, auch wenn dies inhaltlich inkonsistent wäre. 
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Tabelle 15: Einfluss der Risikotoleranz auf die inhaltlich konsistente Bewertung des 
Freihandels 

 Für mehr Frei-
handel & ge-
gen Protektio-

nismus 

Gegen mehr 
Freihandel & 
für Protektio-

nismus 

Für mehr Frei-
handel & für 

mehr Protekti-
onismus 

Gegen mehr 
Freihandel & 
gegen Protek-

tionismus 
Risikoavers 0.06** 

(0.02) 
0.01 

(0.01) 
0.01 

(0.01) 
0.02* 

(0.01) 
Risikobereit 0.08** 

(0.02) 
0.01 

(0.01) 
0.05** 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

Politisches Wissen 0.07** 
(0.02) 

0.03* 
(0.01) 

-0.04** 
(0.01) 

0.03** 
(0.01) 

Eigene wirtschaftliche Lage 0.15** 
(0.02) 

-0.04** 
(0.01) 

0.03** 
(0.01) 

-0.02 
(0.01) 

Bildung: mittel 0.02 
(0.01) 

0.00 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

-0.00 
(0.01) 

Bildung: hoch 0.05** 
(0.01) 

0.00 
(0.01) 

-0.02** 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

Isolationismus -0.34** 
(0.02) 

0.14** 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

0.07** 
(0.01) 

Ethnokulturalismus -0.05* 
(0.02) 

0.04** 
(0.01) 

0.03* 
(0.01) 

-0.02 
(0.01) 

Chauvinismus -0.06** 
(0.02) 

-0.01 
(0.01) 

0.05** 
(0.01) 

-0.03** 
(0.01) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

    

CDU/CSU 0.08** 
(0.01) 

-0.00 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

SPD 0.06** 
(0.01) 

-0.00 
(0.01) 

0.02* 
(0.01) 

-0.00 
(0.01) 

FDP 0.12** 
(0.03) 

0.01 
(0.01) 

0.02 
(0.01) 

-0.02 
(0.01) 

Grüne 0.04* 
(0.02) 

0.00 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

-0.01 
(0.01) 

Die Linke -0.02 
(0.02) 

0.04** 
(0.01) 

0.00 
(0.01) 

0.02* 
(0.01) 

AfD -0.06** 
(0.02) 

0.06** 
(0.01) 

0.00 
(0.01) 

0.04** 
(0.01) 

Andere Partei -0.01 
(0.03) 

0.03 
(0.01) 

-0.00 
(0.01) 

-0.00 
(0.01) 

Frau -0.09** 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

0.01** 
(0.00) 

-0.01 
(0.01) 

Alter 0.20** 
(0.03) 

-0.05** 
(0.02) 

-0.02 
(0.01) 

-0.04** 
(0.01) 

Westdeutschland -0.00 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

-0.01* 
(0.00) 

-0.00 
(0.01) 

Korr. Pseudo R² 0.08    

N 10084    
Anmerkungen: Multinomiale logistische Regression. Dargestellt sind durchschnittliche marginale Effekte (Referenz-
kategorie: Sonstige Antwortkombination) mit Standardfehlern in Klammern. Wertebereich der unabhängigen Variab-
len: 0–1. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

Der positive Einfluss der Risikoaversion auf die Befürwortung eines stärkeren Zusam-

menwachsens der Märkte und die gleichzeitige Ablehnung protektionistischer Maßnah-

men sind ein Befund, der nicht im Einklang mit den gängigen Annahmen aus der 
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Literatur steht, dass Risikoaverse dem Freihandel insgesamt kritischer gegenüberstehen 

würden. Die höhere Wahrscheinlichkeit der risikobereiten Menschen, sowohl häufiger 

inhaltlich konsistent für mehr Freihandel einzutreten und fast genauso häufig bei beiden 

Fragen die Abweichung vom Status quo zu befürworten, lässt vermuten, dass die Risiken 

von Importbeschränkungen für ausländische Güter von bestimmten Personengruppen 

unterschiedlich wahrgenommen wurden. Möglicherweise liegt hier ein Zusammenhang 

mit der politischen Kompetenz der Befragten vor. Es kann vermutet werden, dass poli-

tisch uninformierte Menschen mit einer ausgeprägten Risikobereitschaft dazu tendieren, 

durchgehend für eine Abweichung vom Status quo zu stimmen. Politisch kompetente 

Risikobereite könnten hingegen eher eine inhaltlich konsistente Bewertung von auf den 

Freihandel bezogenen Aussagen vornehmen. 

Abbildung 12: Einfluss der Risikotoleranz auf die inhaltliche Konsistenz der Bewer-
tung des Freihandels in Abhängigkeit vom politischen Wissen (durchschnittliche mar-
ginale Effekte) 

 

Anmerkungen: F+ = für mehr Freihandel, F– = gegen mehr Freihandel, P+ = für Protektionismus, P– = gegen Pro-
tektionismus. 

Die in der Abbildung 12 dargestellten durchschnittlichen marginalen Effekte der Risi-

kobereitschaft in Abhängigkeit von der politischen Kompetenz scheinen diese Annahme 

tendenziell zu unterstützen (siehe für die vorhergesagten Wahrscheinlichkeit Abbildung 

25 im Anhang). Je höher die politische Kompetenz, desto stärker ist der Einfluss der 

Risikobereitschaft auf die Befürwortung von mehr Freihandel und die Ablehnung eines 

Protektionismus. Risikobereite mit einer geringen politischen Kompetenz haben 
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dagegen eine höhere Wahrscheinlichkeit, beiden Aussagen zuzustimmen, das heißt, 

durchgehend eine Abweichung vom Status quo zu befürworten. Der Moderationseffekt 

ist aber insgesamt gering, und die Konfidenzintervalle und damit die Unsicherheit dieser 

Ergebnisse eher groß. Für den Einfluss der Risikoaversion lassen sich keine signifikan-

ten Unterschiede zwischen politisch versierten und politisch uninformierten Personen 

feststellen.  

6.5 Zusammenfassung und Diskussion 

In diesem Kapitel wurde die Bedeutung der individuellen Risikotoleranz für die Beur-

teilung von zwei auf den Freihandel bezogenen Politikvorschlägen untersucht. Gemein-

hin wird eine Ausweitung des Freihandels als riskant dargestellt, da die Folgen für ein 

Land als auch für bestimmte Bevölkerungsgruppen sowohl positiv als auch negativ sein 

könnten. Protektionistische Maßnahmen werden von ihren Befürwortern meist mit ei-

nem Schutz der inländischen Wirtschaft und Arbeitsplätze vor internationalen Wettbe-

werb in Verbindung gebracht. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung – im Frühjahr 2018 – 

wurde in der deutschen Medienberichterstattung allerdings intensiv über den Handels-

konflikt zwischen den USA und der Europäischen Union berichtet. Damit einher ging 

eine Diskussion über die potentiellen Risiken eines zunehmenden Protektionismus für 

die deutsche Wirtschaft und inländische Arbeitsplätze. Daher wurde vermutet, dass die-

ses Framing in den Medien einen Einfluss auf die Risikowahrnehmung bei der Beurtei-

lung der Bürgerinnen und Bürger von Einfuhrbeschränkungen für ausländische Güter 

gehabt haben könnte. Vor allem für risikoaverse Menschen wurde erwartet, dass sie sen-

sibel auf den Verweis auf die potentielle Bedrohung reagieren würden, die mit einem 

wachsenden Protektionismus einhergehen könnte. 

Die Befunde zum direkten Einfluss der Risikotoleranz deuten darauf hin, dass sich risi-

kobereite Menschen mit größerer Wahrscheinlichkeit für ein weiteres Zusammenwach-

sen der Märkte aussprechen, aber auch den Vorschlag zur Beschränkung von Importbe-

schränkungen eher positiv beurteilen. Eine ausgeprägte Risikoaversion begünstigt hin-

gegen eine Ablehnung von protektionistischen Maßnahmen, hat auf die Bewertung einer 

Ausweitung des Freihandels aber keinen substantiellen Einfluss. Insgesamt nimmt mit 

der Stärke der Risikoaversion bzw. -bereitschaft die Wahrscheinlichkeit ab, dass man 

sich in der Bewertung unentschieden zeigte. Die Ergebnisse für die Beurteilung von 
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Einfuhrbeschränkungen stützen die Vermutung, dass der Informationskontext zum Zeit-

punkt der Erhebung die Risikowahrnehmung beeinflusst haben könnte.  

Die Befunde zur moderierenden Wirkung der politischen Kompetenz auf den Einfluss 

der Risikotoleranz sind uneindeutig. Im Einklang mit der Hypothese unterscheidet sich 

der Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung einer weiteren Öffnung der Märkte 

bei politisch informierten und politisch nicht informierten Menschen nicht. In Hinblick 

auf die Beurteilung protektionistischer Maßnahmen konnte – anders als erwartet – nicht 

nur bei politisch kompetenten, sondern auch bei politisch wenig informierten Menschen 

ein signifikanter Einfluss der Risikotoleranz gemessen werden. Risikoaverse Individuen 

sprachen sich unabhängig von ihrer politischen Versiertheit eher gegen Einfuhrbeschrän-

kungen aus. Bei risikobereiten Personen findet sich nur unter politisch wenig informier-

ten Menschen ein signifikanter Einfluss auf die Zustimmung. Die weiterführende Ana-

lyse der Antwortkombination beider Aussagen ergab zudem, dass die Antworten risiko-

suchender Personen mit geringem politischen Hintergrundwissen häufiger inhaltlich in-

konsistent sind, sodass zugleich mehr Freihandel und protektionistische Maßnahmen be-

fürwortet werden. 

Die Hypothesen zum moderierenden Einfluss der Parteiidentifikation müssen für beide 

abhängigen Variablen verworfen werden. Für das weiterer Zusammenwachsen der 

Märkte konnte – anders als vorhergesagt – ein stärkerer Einfluss der Risikotoleranz unter 

den Anhängern von FDP, AfD, Grünen und Personen ohne eine Parteibindung gemessen 

werden. Auch lassen sich entgegen den Erwartungen Unterschiede zwischen den Partei-

anhängern bei der Bewertung von Einfuhrbeschränkungen feststellen. Insbesondere un-

ter Anhängern der Grünen und unter Personen ohne Parteibindungen finden sich bei bei-

den Aussagen stärkere Effekte. 

Eine größere Unsicherheit in der Abwägung der Chancen und Risiken wurde bei Men-

schen vermutet, die ihre ökonomische Situation als schlecht wahrnehmen. Die Befunde 

sprechen für die Annahme, dass der Einfluss der Risikotoleranz bei Menschen mit fi-

nanziellen Sorgen stärker zu sein scheint als bei Personen in einer positiven wirtschaft-

lichen Situation. Die moderierende Wirkung der Haltung zur Rolle Deutschlands in der 

Außenpolitik konnte nur in Hinblick auf die Bewertung eines weiteren Zusammenwach-

sens der Märkte bestätigt werden. Risikobereite Menschen, die sich eine starke außen-

politische Rolle Deutschlands in der Weltpolitik wünschen, sind eher für ein weiteres 

Zusammenwachsen der Märkte als risikoneutrale und risikoaverse Personen. 
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Zusammengenommen betrachtet sprechen die empirischen Ergebnisse dafür, die Risi-

kotoleranz bei der Erklärung von auf den Freihandel bezogenen Sachfragen zukünftig 

stärker zu berücksichtigen. Dabei ist der wichtigste Beitrag dieser Untersuchung der Be-

fund, dass der Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung des Freihandels kontext-

abhängig und daher deutlich komplexer ist als vermutet. Der spezifische Länderkontext 

und der politische Diskurs könnten nicht nur die Einflussstärke, sondern auch die Ein-

flussrichtung der individuellen Risikotoleranz verändern. Dies hat auch Implikationen 

für die Messung der Einstellung zum Freihandel. In bisherigen Studien enthalten die 

Frageformulierungen oft explizite Hinweise zum potentiellen Nutzen (z. B. Scheve und 

Slaughter 2001; Hainmueller und Hiscox 2006; Tomiura et al. 2016) oder zu den poten-

tiellen Bedrohungen (z. B. Scheve und Slaughter 2001; Baker 2005; Hays et al. 2005; 

Mayda und Rodrik 2005; Ehrlich und Maestas 2010; Jedinger und Burger 2020) eines 

weiteren Zusammenwachsens der Märkte bzw. von Einfuhrbeschränkungen. Die Ergeb-

nisse dieses Kapitels zeigen, dass solche Informationen die Risikowahrnehmung und 

damit einhergehend auch den Einfluss der Risikoaversion und Risikobereitschaft beein-

flussen können. 
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7. Vorschlag zur Enteignung von Unternehmen 

7.1 Hintergrund zur Diskussion um Konzernenteignungen 2019 

Wie in vielen anderen liberaldemokratischen Verfassungsstaaten sind auch in Deutsch-

land die Möglichkeiten für Enteignungen sehr beschränkt. Voraussetzung ist, dass ein 

Bedarf im allgemeinen Interesse vorliegt, eine angemessene Entschädigung gezahlt wird 

und diese durch ein Gesetz oder auf Grundlage eines Gesetzes erfolgt  (Art. 14, Abs. 3 

GG, siehe Adamski 2019). In Deutschland betreffen Enteignungen häufig das Grundei-

gentum – zum Beispiel, wenn ein Grundstück für den Bau einer Autobahn benötigt wird. 

Dieses Instrument ist aufgrund seiner hohen Hürden nur zulässig, wenn andere Maßnah-

men nicht zielführend waren und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt ist 

(Biatel 2019). Auch eine Vergesellschaftung von Grund und Boden, Naturschätzen und 

Produktionsmitteln ist im Rahmen eines Gesetzes und unter Auszahlung einer Entschä-

digung möglich (Art. 15 GG), wurde jedoch in der Geschichte der Bundesrepublik bis-

her nicht angewandt (Biatel 2019). Wenn im allgemeinen Sprachgebrauch von Verstaat-

lichungen oder Teilverstaatlichungen von Unternehmen oder Banken gesprochen wird, 

dann bezeichnet dies meist, dass der Staat Anteile aufkauft. Da eine solche Übernahme 

freiwillig erfolgt oder sogar von den Unternehmen oder Banken selbst gewollt ist, liegt 

in solchen Fällen keine Enteignung vor. 

Diskussionen über Enteignungen und Vergesellschaftung wurden in der jüngeren deut-

schen Geschichte immer wieder aus unterschiedlichen Anlässen geführt. Beispielsweise 

wurde während der Finanzkrise 2009 das auf knapp drei Monate begrenzte Rettungs-

übernahmegesetz beschlossen, das Enteignungen von Finanzinstituten ermöglicht hätte, 

auch wenn es letztlich nicht angewendet wurde (Herweg und Zohlnhöfer 2010). Im 

Frühjahr 2019 wurde in der Medienberichterstattung erneut intensiv über Enteignungen 

diskutiert. In Reaktion auf die steigenden Mietpreise und die Wohnungsnot in Ballungs-

räumen hatte sich in Berlin die Bürgerinitiative „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ 

mit dem Ziel gegründet, private Wohngesellschaften in der Hauptstadt zum Verkauf ihrer 

Wohnbestände an den Staat zu zwingen. Mit Unterschriftensammlungen versuchten die 

Initiatoren im April 2019, ein Volksbegehren in Berlin auf den Weg zu bringen. Auch in 

anderen Großstädten fanden in diesem Zeitraum Demonstrationen gegen die Wohnungs-

knappheit und steigende Mieten statt (SZ 2019a).  
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In diesem Kontext äußerte sich der Co-Vorsitzende der Grünen Robert Habeck Anfang 

April 2019 in einem Interview in der Zeitung „Welt am Sonntag“ gegenüber der Idee 

aufgeschlossen, dass man Besitzerinnen und Besitzer brachliegender Grundstücke als 

letzte Option auch enteignen könnte, wenn sie ihren Grund weder verkaufen noch selbst 

bebauen wollen (Graw und Schuster 2019). Dieser Vorschlag wurde von den anderen 

Parteien sehr unterschiedlich aufgenommen. Die Unionsparteien und die FDP lehnten 

den Vorschlag klar ab, während die Linke ihn positiv bewertete. Aus der SPD äußerten 

sich einige Politikerinnen und Politiker zustimmend, andere dagegen zeigten sich kri-

tisch (Kröger 2019; SZ 2019a). Allerdings gab es auch innerhalb der Partei der Grünen 

selbst kritische Stimmen. So bezeichneten der hessische Wirtschaftsminister Tarek Al-

Wazir und der baden-württembergische Ministerpräsident Winfried Kretschmann Ent-

eignung von Immobilienkonzernen als ein ungeeignetes Instrument, um die Probleme 

auf dem Wohnungsmarkt zu lösen (Deutschlandfunk 2019; Die Welt 2019a). 

Die Diskussion um die Enteignung von Konzernen lebte einen Monat später erneut auf, 

als ein Interview des Vorsitzenden der Nachwuchsorganisation der SPD Kevin Kühnert 

in der Wochenzeitung „Die Zeit“ erschien (Bittner und Hildebrandt 2019). Darin wurde 

Kühnert von den Journalisten nach seinen Vorstellungen zur Ausgestaltung eines demo-

kratischen Sozialismus gefragt. Kühnert entgegnete, dass für ihn eine „Überwindung des 

Kapitalismus“ ohne Kollektivierung auf demokratischem Wege nicht denkbar sei. Ein 

demokratischer Sozialismus sei für ihn ein „Versuch, dem Ideal einer freien, gleichen 

und solidarischen Gesellschaft andauernd ein Stück näher zu kommen“.46 In einem Ge-

dankenexperiment führte er aus, dass große Konzerne wie beispielsweise BMW zu glei-

chen Teilen seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gehören sollten und nicht nur einer 

Eigentümerfamilie. Zudem sprach er sich dafür aus, den Besitz von Immobilien zu be-

schränken. Zu Ende gedacht solle seiner Ansicht nach jede Person nur maximal über das 

Wohneigentum verfügen, das sie tatsächlich bewohnt. Als mögliche Formen der Kollek-

tivierung von Konzernen und Immobilienbesitz schlug er genossenschaftliche Modelle 

vor. In dem Interview relativierte er seine Ideen zu Enteignungen jedoch auch, indem er 

Eigentum, das selbst erarbeitet wurde, unangetastet lassen wollte, und betonte, dass alle 

Umwandlungsprozesse zwingend unter demokratischer Kontrolle erfolgen müssten. 

 
46 Unter einem freiheitlichen oder demokratischen Sozialismus versteht man in der Literatur die „evoluti-
onäre, im Rahmen des demokratischen Verfassungsstaates erfolgende Umgestaltung gesellschaftlicher 
Verhältnisse mit dem Ziel, ein Höchstmaß an politischer und sozialer Gleichheit, Sicherheit und Vertei-
lungsgerechtigkeit herzustellen“ (Schmidt 2004, S. 651, 2008, S. 225–235; Meyer 2011). 
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Einen demokratischen Sozialismus habe es nach seiner Ansicht in der Geschichte bisher 

nie gegeben, da es in allen vergangenen Versuchen, unter anderem in der DDR, einen 

„eklatanten Mangel an demokratischer Mitbestimmung“ gegeben habe. Kühnert bleibt 

in seinen Ausführungen, wie er sich eine Enteignung auf demokratischem Wege vorstel-

len könnte, sehr vage (vgl. Seelinger 2019; Diekmann und Bidder 2020). 

Dieses Interview löste in der Politik und in den Medien ebenfalls viel Kritik aus (Bahners 

2019; Pausch 2019; Tiede 2019). Politikerinnen und Politiker der Unionsparteien, der 

FDP und AfD forderten, dass die SPD ein klares Signal gegen den Sozialismus senden 

und ihr Verhältnis zum Privateigentum klären solle (Rothenberg und Stratmann 2019; 

SZ 2019b; Die Welt 2019b). In den Medien wurden die Ideen zur Enteignung in Bezug 

auf die DDR diskutiert und nach der Nähe der SPD zur SED-Diktatur gefragt (Pausch 

2019; Tiede 2019). Die Grünen lehnten die Vorschläge zu Unternehmensenteignungen 

zwar ab, allerdings fiel ihre Kritik deutlich milder aus als in den anderen Parteien (Zeit 

Online 2019). Deutlichen Zuspruch erhielt Kühnert hingegen von Seiten der Linken, die 

den Vorstoß zur Führung einer Debatte über die Verteilung von Privateigentum aus-

drücklich lobten.  

Die Reaktionen innerhalb der SPD auf das Interview fielen gespalten aus (z. B. SZ 

2019b; Die Welt 2019b). Unterstützer aus der Partei verwiesen darauf, dass die Vision 

eines demokratischen Sozialismus auch im Hamburger Grundsatzprogramm von 2007 

festgeschrieben sei. Die SPD-Spitzenpolitikerinnen und -politiker von Regierung und 

Partei distanzierten sich hingegen von Kühnerts Aussagen und betonten, dass die Ent-

eignung oder Vergesellschaftung von Konzernen lediglich ein Gedankenexperiment dar-

stelle. Andere wiederum – wie beispielsweise der Chef des Seeheimer Kreises Johannes 

Kahrs – kritisierten Kühnert scharf und warfen ihm vor, dem Wahlkampf der SPD zur 

Europawahl zu schaden (Pausch 2019). Das SPD-Wirtschaftsforum forderte gar einen 

Parteiausschluss Kühnerts. Mit Ausnahme der SPD positionierten sich somit alle Par-

teien eindeutig zu den Aussagen Kühnerts zur Enteignung von Konzernen. 

In ihrer Argumentation verweisen die Befürworter von Enteignungen häufig darauf, dass 

in Bereichen der öffentlichen Daseinsvorsorge und bei essentiellen Grundbedürfnissen 

wie bei der Trink- und Stromversorgung oder dem Wohnungsmarkt die Macht von gro-

ßen Konzernen, die primär an der Rendite interessiert seien, beschränkt werden müsste 

(z. B. Butterwegge et al. 2017; Engartner 2016). Kollektivierung – sei es in Form von 

Genossenschaften oder einer Verstaatlichung – könnte eine Chance sein, um eine 
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gerechtere Verteilung von gesellschaftlichem Wohlstand und mehr politischer und sozi-

aler Teilhabe zu ermöglichen (Nuss 2019). Die Enteignung von Unternehmen könnte 

zur Etablierung neuer Formen der betrieblichen Mitbestimmung und Selbstverwaltung 

führen, die helfen könnten, die negativen Auswüchse des Kapitalismus zu minimieren. 

Primär wurde von den Unterstützern gefordert, dass eine breite Debatte über eine ge-

rechtere Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung und die Ausgestaltung eines demokrati-

schen Sozialismus notwendig sei, in deren Rahmen auch mögliche Enteignungen mit-

gedacht werden sollten (z. B. Markwardt 2019; Misik 2019). 

Die kritischen Stimmen in den Medien bedienten sich in der Mehrzahl eines Framings, 

das eine Verknüpfung der Vorschläge aus dem Interview mit den Enteignungen von Ei-

gentum und der Kollektivierung von Unternehmen in der DDR herstellte. Es wurde ar-

gumentiert, dass Enteignungen eine Abkehr von der sozialen Marktwirtschaft einläuten 

und möglicherweise langfristig in einen Sozialismus führten würden (Rothenberg und 

Stratmann 2019; SZ 2019a; Tiede 2019). Sie verwiesen zudem auf die vielen geschei-

terten Versuche der Einführung eines (demokratischen) Sozialismus in der Geschichte 

und ihre zum Teil katastrophalen Folgen für die Gesellschaft, politische Stabilität und 

Wirtschaft. Die Gegner von Enteignungen betonten daher, dass Privateigentum nicht nur 

eine befriedende Wirkung in Gesellschaften habe, sondern auch eine effizientere Wirt-

schaft hervorbringe, aus der letztlich allgemeiner Wohlstand hervorgehe (vgl. Putz 2017, 

Teil I, Kapitel 3). In Bezug auf den Wohnungsmarkt wurde zudem davor gewarnt, dass 

Investoren durch den „Tabubruch“ verunsichert sein und sich zurückziehen könnten, so-

dass sich die Krise auf dem Mietmarkt noch weiter verschärfen würde (vgl. Klimpel 

2019). Die Reaktionen der Parteien und Medien spiegeln zu großen Teilen die unter-

schiedlichen Positionen zur Idee einer Sozialen Demokratie allgemein wider (Schmidt 

2008, S. 231–235). 

Die Enteignung und Kollektivierung von großen Konzernen würden das Maß des staat-

lichen Eingriffes in Eigentumsrechte in Deutschland massiv vergrößern. Diese Abwei-

chung vom Status quo und der damit einhergehende Paradigmenwechsel könnte mit 

weitreichenden Folgen verbunden sein, die für die Gesellschaft sowohl positive als auch 

negative Konsequenzen haben könnte. Aus diesem Blickwinkel kann die Entscheidung 

für eine Enteignung von Großkonzernen im Folgenden als ein unsicherer und riskanter 

Politikvorschlag verstanden werden. 
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7.2 Fallspezifische Hypothesen 

Unter der Annahme, dass der Vorschlag zur Enteignung von Konzernen von allen Bür-

gerinnen und Bürgern tatsächlich als riskanter bewertet wurde als der Status quo, ist ein 

direkter Einfluss der Risikotoleranz auf die Zustimmung zu erwarten. Je risikobereiter 

eine Person ist, desto eher sollte sie zustimmen; und je risikoaverser, desto eher sollte 

sie den Vorschlag ablehnen. Allerdings wird je nach der politischen Kompetenz ein un-

terschiedlich starker Einfluss der Risikotoleranz erwartet. Für Menschen, die politisch 

versiert sind und die Medienberichterstattung aufmerksam verfolgen, wird vermutet, 

dass sie erstens bereits über eine auskristallisierte Einstellung zu Enteignungen und Kol-

lektivierung von Privatbesitz verfügen und dass sie zweitens mit größerer Wahrschein-

lichkeit die Positionierung der Parteien zu Konzernenteignungen rezipiert haben. Sie 

sollten daher in ihrer Beurteilung der Sachfrage weniger unsicher sein und sich zudem 

eher an den Positionen der Parteien orientieren können. Daher wird erwartet, dass der 

Einfluss der Risikotoleranz auf die Beurteilung einer Enteignung von Konzernen umso 

geringer ist, je höher die politische Kompetenz einer Bürgerin oder eines Bürgers ist.  

Während sich alle Parteien deutlich für oder gegen den Vorschlag zu einer möglichen 

Enteignung von Konzernen positionierten, waren die Reaktion aus der SPD gespalten. 

Bei den Grünen war dies nach dem Interview von Habeck zwar auch der Fall, allerdings 

sprachen sie sich nach dem Vorstoß von Kühnert in den Medien eindeutig gegen Kon-

zernenteignungen aus. Daher wird vermutet, dass es Anhängern der SPD im Vergleich 

zu den Anhängern anderer Parteien schwerer gefallen sein könnte, den Vorschlag zu be-

werten. Aufgrund ihrer größeren Unsicherheit ließen sie sich bei der Abwägung zwi-

schen den Chancen und Risiken möglicherweise eher von ihrer individuellen Risikoto-

leranz leiten. Zudem wird auch für Menschen ohne eine Parteibindung erwartet, dass sie 

– ebenso wie politisch wenig kompetente Personen – aufgrund der größeren Unsicher-

heit häufiger auf Grundlage ihrer Risikotoleranz urteilten. 

Unabhängig davon, wie aufmerksam die Bürgerinnen und Bürger die politische Medi-

enberichterstattung verfolgen, könnte die Frage nach Enteignungen von Unternehmen, 

um deren Macht zu beschränken, bei ihnen bestimmte Assoziationen zu ihren domänen-

spezifischen Grundorientierungen zum Verhältnis von Staat und Markt ausgelöst haben. 

Menschen, die staatliche Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen ablehnen und Privatei-

gentum unangetastet lassen wollen, werden bei der Beurteilung nicht zwischen den 

Chancen und Risiken einer Enteignung abwägen müssen. Hingegen könnten jene, die 
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eine Umverteilung von Vermögen in einer Gesellschaft und eine stärkere Regulierung 

des Marktes gutheißen, deutlich unsicherer sein, ob sich das Risiko lohnen könnte. Ent-

sprechend wird der stärkste Einfluss der Risikotoleranz unter jenen Bürgerinnen und 

Bürgern vermutet, die eine geringe politische Kompetenz aufweisen, sich aber tenden-

ziell für staatliche Eingriffe in den Markt und für eine Umverteilung von Vermögen aus-

sprechen. 

7.3 Daten und Operationalisierung 

Für die empirische Analyse wird das GLES-Panel 2016–2019 genutzt. In der elften 

Welle, die zwischen dem 28. Mai und dem 12. Juni 2019 durchgeführt wurde, konnten 

9.660 Teilnehmer wiederbefragt werden. Unter den Befragten sind 1.699 Personen, mit 

denen das GLES-Panel im Mitte 2017 aufgestockt wurde. Die abhängige Variable wurde 

mit der folgenden Aussage gemessen: „Um die Macht von Konzernen einzuschränken, 

sollten auch Enteignungen durchgeführt werden.“ Die Befragten wurden aufgefordert, 

ihre Bewertung auf einer fünfstufigen Skala von 1 „stimme überhaupt nicht zu“ bis 5 

„stimme voll und ganz zu“ vorzunehmen.47 Diese Aussage nimmt keinen direkten Bezug 

auf die Interviews mit Robert Habeck bzw. Kevin Kühnert oder die mediale Debatte zu 

Enteignungen im Bereich des Immobilienmarktes. Dennoch kann vermutet werden, dass 

unter den politisch involvierten Menschen viele eine Verbindung zur Debatte herstellen 

konnten. Durch den Verweis in der Item-Formulierung auf die Machtbeschränkung von 

Konzernen wird zudem explizit ein mögliches Ziel des Politikvorschlags hervorgeho-

ben. Politisch wenig versierte Personen könnte es vermutlich dadurch leichter gefallen 

sein, Anknüpfungspunkte zu ihren Prädispositionen herzustellen, die die Beziehung zwi-

schen Staat und Markt berühren. 

Die Erhebung der unabhängigen Variablen erfolgte vor der der abhängigen Variablen, 

sodass mögliche Endogenitätsprobleme minimiert werden können (siehe für eine de-

skriptive Übersicht der Variablen Tabelle 36 im Anhang). Die Originalvariable zur Mes-

sung der Risikotoleranz wird in der Skalenmitte geteilt und jeweils eine Variable für das 

Maß der Risikoaversion und eine für das Maß der Risikobereitschaft in die Regressionen 

aufgenommen (siehe Kapitel 3.3). Die politische Kompetenz der Befragten geht als 

 
47 Angaben zu den Frageformulierungen und der Operationalisierung der Variablen finden sich im Anhang 
zu diesem Kapitel. 
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additiver Index aus neun Wissensfragen in die Regressionen ein. Davon beziehen sich 

drei auf das politische System, und für sechs mussten die Befragten eine Zuordnung von 

Fotos von Spitzenpolitikerinnen und -politikern zu Parteien vornehmen (siehe Kapitel 

4.2). Die Messung dieser Fragen erfolgte in der ersten und zweiten Welle bzw. für die 

Aufstocker-Stichprobe in ihrer Profilwelle. „Weiß nicht“-Angaben der Befragten wer-

den als falsche Antworten gewertet. Der Summenindex wird auf den Wertebereich 0 

„keine Frage richtig“ bis 1 „alle Fragen richtig“ reskaliert. 

Als domänenspezifische Grundorientierungen werden die Haltung zur Umverteilung 

und zu staatlichen Eingriffen in den Markt herangezogen. Befürworter einer stärkeren 

Marktregulierung und einer Umverteilung von sozioökonomischen Ressourcen durch 

den Staat sollten eine mögliche Enteignung eher positiv beurteilen. Die Umverteilungs-

präferenz wurde auf einer siebenstufigen und die Haltung zum Staat-Markt-Verhältnis 

auf einer fünfstufigen Skala erhoben. Der Wert 0 steht jeweils für eine starke Ablehnung 

von Umverteilung bzw. staatlichen Eingriffen in die Wirtschaft, und der Wert 1 steht für 

eine starke Zustimmung zur Umverteilung bzw. zu staatlichen Eingriffen. Zur Ermitt-

lung des Einflusses der Parteiorientierung auf die Beurteilung des Politikvorschlags ge-

hen Dummy-Variablen für die Verbundenheit mit CDU/CSU, SPD, FDP, Bündnis90/Die 

Grünen, der Linken, der AfD und anderen Parteien in die Regression ein. Die Messung 

der Parteiverbundenheit erfolgte jeweils in der ersten Erhebung der Befragten.  

Da für die Aussagen Kühnerts in der medialen Diskussion in ihrem Framing häufig ein 

Bezug zum Sozialismus in der DDR und der Planwirtschaft hergestellt wurde, wird zu-

dem auf die allgemeine Haltung der Befragten zur DDR kontrolliert. Dafür wird die 

Beurteilung der Aussage „Die DDR hatte mehr gute als schlechte Seiten“ auf einer fünf-

stufigen Zustimmungsskala genutzt.48 Menschen, die diese Aussage bejahen, sollten 

Enteignungen weniger kritisch gegenüberstehen. Zudem wird die Einschätzung zur Ge-

rechtigkeit der Gesellschaftsordnung in Deutschland berücksichtigt. Die Wahrnehmung, 

die Gesellschaft in Deutschland sei ungerecht, könnte dazu führen, dass Enteignungen 

eher als Mittel zur gerechten Verteilung sozioökonomischer Güter in Erwägung gezogen 

werden. Die Skala wird auf den Wertebereich 0 „sehr ungerecht“ bis 1 „sehr gerecht“ 

rekodiert. Zudem könnte der Hinweis auf die Einschränkung der Macht von Konzernen 

 
48 Auch wenn im Datensatz auch eine Messung zur Bewertung des Sozialismus als Idee vorliegt, wurde 
diese in der Regression nicht verwendet. Diese erklärende Variable ist kausal so nah an dem zu erklären-
den Phänomen, dass der starke Zusammenhang letztlich keinen Erkenntnisgewinn hat. 
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bei Menschen mit einem Fokus auf einer Konfliktlinie zwischen armen und wohlhaben-

den Bürgerinnen und Bürgern in der Gesellschaft eine Zustimmung begünstigt haben. 

Als Proxy wird hier die Zustimmung für eine höhere Besteuerung von Reichen verwen-

det, die auf einer fünfstufigen Zustimmungsskala gemessen wurde.49 

Unter der Annahme, dass bei der Beurteilung auch ökonomische Kalküle eine Rolle 

spielen, sollten Personen, die finanziell bessergestellt sind und vermutlich eher über Ei-

gentum verfügen, Vorschlägen zu einer möglichen Enteignung deutlich kritischer ge-

genüberstehen. Daher wird die persönliche finanzielle Lage der Befragten in die Regres-

sionsmodelle aufgenommen. Als Kontrollvariablen werden zudem das Alter, das Ge-

schlecht, die Bildung und die regionale Herkunft aus Ost- bzw. Westdeutschland in die 

Regressionen aufgenommen. Menschen, die in der ehemaligen DDR sozialisiert wur-

den, zeigen in Umfragen im Vergleich zu Westdeutschen eine stärkere Befürwortung von 

staatlichen Eingriffen in das Marktgeschehen, höhere Umverteilungspräferenzen, und 

sie stimmen eher zu, dass der Sozialismus eine gute Idee sei (Dallinger 2010; Roller 

2010). Daher könnten sie den Politikvorschlag eher befürworten. Da allerdings auch auf 

die Haltung zur DDR kontrolliert wird und diese stark mit der regionalen Herkunft aus 

Ost- oder Westdeutschland korreliert (z. B. Pickel 2011), wird vermutlich kein Einfluss 

messbar sein. Die Daten werden mit einem Repräsentativgewicht so gewichtet, dass die 

Anteile der Sozial- und Regionalstruktur sowie dem quantitativen Ost-West-Verhältnis 

in Deutschland entsprechen. 

7.4 Empirische Befunde 

Wie der Tabelle 16 zu entnehmen ist, stehen die Befragten dem Vorschlag einer mögli-

chen Enteignung von Konzernen im Mittel etwas kritisch gegenüber. Ein genauerer 

Blick auf die Anteilswerte offenbart eine sehr große Variation in den Positionen. Wäh-

rend knapp 40 Prozent den Politikvorschlag ablehnen, äußert fast ein Viertel der Befrag-

ten eine starke oder sehr starke Zustimmung. Dass sich jeder dritte weder dafür noch 

dagegen entscheidet, deutet darauf hin, dass diese Aussage bei vielen Befragten eine 

Unsicherheit und Ambivalenz hervorrief. 

 
49 Die Korrelation der Risikotoleranz mit diesen anderen unabhängigen Variablen ist jeweils unter 0.10 
und damit gering. Siehe für die Korrelationstabelle Tabelle 37 im Anhang. 
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Die Zustimmung ist deutlich höher als in zwei repräsentativen Umfragen, die ebenfalls 

im Mai 2019 durchgeführt wurden. Im Politbarometer hatten 80 Prozent der Befragten 

Enteignungen von Unternehmen abgelehnt und nur 15 Prozent zugestimmt 

(Forschungsgruppe Wahlen 2019); in einer Erhebung von Infratest Dimap für die Zei-

tung „Welt am Sonntag“ lag der Anteil der Befürwortung bei 70 Prozent und die Ableh-

nung bei 23 Prozent (Fabricius 2019). Allerdings war der Fragekontext in beiden Um-

fragen leicht unterschiedlich. In der Frage im Politbarometer wurde ein Bezug zum In-

terview von Kevin Kühnert und zu dem Beispiel mit der Kollektivierung von BMW 

hergestellt. In der Befragung von Infratest Dimap ging es hingegen um die Enteignung 

von privaten Wohnungsunternehmen – mit dem Ziel, bezahlbaren Wohnraum zu schaf-

fen. Die Unterscheide sprechen für die Vermutung, dass die Beurteilung von Enteignun-

gen stark vom Framing im Befragungskontext beeinflusst wird. Beispielsweise zeigen 

auch Christmann et al. (2019) in einem Framing-Experiment, dass die Zustimmung zu 

Enteignungen von Konzernen höher ist, wenn von einem Rückkauf durch den Staat statt 

von einer Enteignung gesprochen wird. 

Tabelle 16: Deskriptive Darstellung der abhängigen Variablen, Enteignung von Kon-
zernen 

 Bewertung einer 
Enteignung von Konzernen  

Stimme voll und ganz zu 9.5% 
Stimme eher zu 14.8% 
Teils/teils 34.6% 
Stimme eher nicht zu 23.0% 
Stimme überhaupt nicht zu 18.1% 
Mittelwert 2.75 
Standardabweichung 1.19 
N 9338 

Anmerkungen: Angaben, mit Ausnahme der Fallzahlen, mit Repräsentativitätsgewicht gewichtet. 

Für die Regressionsanalyse wird die abhängige Variable auf drei Ausprägungen reko-

diert. „Stimme voll und ganz zu“ und „Stimme eher zu“ werden in der Ausprägung „Zu-

stimmung“ sowie „Stimme eher nicht zu“ und „Stimme überhaupt nicht zu“ werden in 

der Ausprägung „Ablehnung“ zusammengefasst. „Teils/teils“ wird in „Unentschieden“ 

umbenannt. In der Tabelle 17 sind die Logit-Koeffizienten und die durchschnittlichen 

marginalen Effekte aus einer multinomialen logistischen Regression dargestellt, mit der 

Unentschiedenheit als Referenzkategorie. Im Vergleich zu den risikoneutralen Personen 

haben risikobereite eine um sieben Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit, sich für,  
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Tabelle 17: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung einer möglichen Enteignung 
von Konzernen 

 
Logit-Koeffizienten 

Durchschnittliche 
marginale Effekte 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 
Risikoavers 0.35** 

(0.10) 
0.07 

(0.12) 
0.07** 
(0.02) 

-0.02 
(0.02) 

Risikobereit 0.18 
(0.14) 

0.49** 
(0.17) 

-0.00 
(0.03) 

0.07** 
(0.02) 

Politisches Wissen 1.21** 
(0.14) 

0.47** 
(0.16) 

0.21** 
(0.03) 

-0.02 
(0.02) 

Für Umverteilung -0.58** 
(0.13) 

0.48** 
(0.16) 

-0.16** 
(0.02) 

0.12** 
(0.02) 

Für staatl. Eingriff in den Markt -0.32** 
(0.12) 

0.28* 
(0.14) 

-0.09** 
(0.02) 

0.07** 
(0.02) 

Gerechte Gesellschaftsordnung -0.06 
(0.15) 

-0.83** 
(0.18) 

0.05 
(0.03) 

-0.13** 
(0.03) 

Höhere Steuern für Reiche -0.91** 
(0.12) 

1.46** 
(0.19) 

-0.31** 
(0.02) 

0.31** 
(0.03) 

DDR mehr gute als schlechte  
Seiten 

-0.89** 
(0.13) 

0.09 
(0.14) 

-0.19** 
(0.02) 

0.09** 
(0.02) 

Eigene wirtschaftliche Lage 0.66** 
(0.15) 

0.26 
(0.16) 

0.12** 
(0.03) 

-0.01 
(0.02) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

    

CDU/CSU 0.51** 
(0.09) 

-0.15 
(0.12) 

0.12** 
(0.02) 

-0.06** 
(0.02) 

SPD 0.02 
(0.09) 

0.19 
(0.11) 

-0.01 
(0.02) 

0.03 
(0.02) 

FDP 0.57** 
(0.17) 

0.09 
(0.22) 

0.12** 
(0.03) 

-0.03 
(0.03) 

Grüne -0.21 
(0.12) 

0.16 
(0.13) 

-0.06* 
(0.02) 

0.04* 
(0.02) 

Die Linke -0.25 
(0.13) 

0.74** 
(0.12) 

-0.11** 
(0.02) 

0.16** 
(0.02) 

AfD 0.66** 
(0.12) 

0.41** 
(0.14) 

0.11** 
(0.02) 

0.01 
(0.02) 

Andere Partei 0.24 
(0.18) 

0.38 
(0.20) 

0.02 
(0.03) 

0.04 
(0.03) 

Frau -0.08 
(0.06) 

-0.34** 
(0.07) 

0.01 
(0.01) 

-0.05** 
(0.01) 

Alter 1.58** 
(0.20) 

0.65** 
(0.23) 

0.28** 
(0.04) 

-0.02 
(0.03) 

Bildung: mittel 0.13 
(0.08) 

0.24** 
(0.09) 

0.01 
(0.01) 

0.03* 
(0.01) 

Bildung: hoch 0.20* 
(0.08) 

0.33** 
(0.10) 

0.01 
(0.02) 

0.04** 
(0.01) 

Westdeutschland 0.06 
(0.08) 

0.08 
(0.08) 

0.01 
(0.01) 

0.01 
(0.01) 

Konstante -0.54* 
(0.21) 

-2.71** 
(0.27) 

  

Korr. Pseudo R² 0.10    
N 8283    

Anmerkungen: Multinomiale logistische Regression. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten (Referenzkategorie: Un-
entschieden) und durchschnittliche marginale Effekte mit Standardfehlern in Klammern. Daten gewichtet. Signifi-
kanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 
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und risikoaverse Menschen eine um sieben Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit, 

sich gegen die Möglichkeit einer Enteignung von Konzernen auszusprechen. Insgesamt 

sinkt mit zunehmender Risikobereitschaft bzw. mit zunehmender Risikoaversion die 

Wahrscheinlichkeit, in Bezug auf den Politikvorschlag unentschieden zu sein. Das heißt, 

die Risikotoleranz zeigt nur einen schwachen direkten Einfluss, allerdings bleibt dieser 

auch unter Kontrolle der politischen Kompetenz, der domänenspezifischen Grundorien-

tierungen, der Parteiidentifikation und der soziodemographischen Variablen bestehen. 

Politisch kompetente Bürgerinnen und Bürger scheinen den Vorschlag eher abzulehnen, 

während jene mit einem geringen politischen Wissen bei der Beurteilung häufiger un-

entschieden sind. Da politisch Versierte die politische Medienberichterstattung aufmerk-

samer verfolgen, könnte sich in ihrem Antwortverhalten die mehrheitlich negative Re-

aktion der Medien auf den Vorschlag der Konzernenteignungen widerspiegeln. Domä-

nenspezifische Grundorientierungen und die Parteiidentifikation zeigen ebenfalls einen 

starken Einfluss auf die Beurteilung. Personen, die Eingriffe des Staates in das Markt-

geschehen für wünschenswert erachten und die mehr Umverteilung befürworten, spre-

chen sich häufiger für eine Enteignung von Konzernen aus, um deren Macht einzu-

schränken. Auch Menschen, die die Gesellschaftsordnung in Deutschlands als ungerecht 

wahrnehmen, stimmen dem Vorschlag mit größerer Wahrscheinlichkeit zu.  

Den mit Abstand stärksten Einfluss hat die Befürwortung einer höheren Besteuerung 

von Wohlhabenden. Bei der Einflussgröße ist zu berücksichtigen, dass mit 9 Prozent nur 

ein kleiner Anteil der Bürgerinnen und Bürger einer höheren Besteuerung für Reiche 

überhaupt nicht oder eher nicht zustimmt. Je eher eine Person verneint, dass die DDR 

mehr positive als negative Seiten hatte, desto wahrscheinlicher lehnt sie den Vorschlag 

ab. Hingegen führt eine positivere Haltung zur DDR offenbar genauso häufig zu einer 

Befürwortung einer Enteignung von Konzernen als auch zu einer unentschlossenen Hal-

tung. Menschen mit einem größeren Vermögen und ohne finanzielle Sorgen scheinen 

auch aus Eigeninteresse seltener die Möglichkeit von Enteignungen gutzuheißen. Die 

Einschätzung, die eigene wirtschaftliche Lage sei positiv, begünstigt eine ablehnende 

Haltung, während Personen, die ihre eigene Finanzlage negativ sehen, eher dazu tendie-

ren, unentschieden zu sein. 

Alle Parteien brachten sich in der Enteignungsdiskussion stark ein und positionierten 

sich, sodass ein starker Einfluss der Parteiidentifikation erwartet wurde. Da die Haltung 

der SPD in Reaktion auf das Kühnert-Interview gespalten war, könnte es ihren 
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Anhängern Vergleich zu den Anhängern anderer Parteien schwerer gefallen sein, eine 

Beurteilung vorzunehmen. Die Befunde stützen die Vermutung, dass sich die Befragten 

– mit Ausnahme der SPD-Anhänger – bei der Beurteilung an ihren Parteien orientieren 

konnten. Parteien, die eher sozioökonomisch links verortet sind – wie die Linke und die 

Grünen – befürworten tendenziell die Erwägung von Konzernenteignungen, um die 

Macht von Konzernen einzuschränken. Bei Personen, die sich mit den Unionsparteien, 

der FDP oder der AfD identifizieren, lässt sich hingegen eine starke Ablehnung feststel-

len. Die Verbundenheit mit der SPD hat keinen Einfluss. Dies könnte darauf hindeuten, 

dass die negative Reaktion aus der SPD auf das Interview des Juso-Vorsitzenden bei 

ihren Anhängern tatsächlich widersprüchliche Gefühle und Unsicherheit ausgelöst hatte. 

In Hinblick auf die soziodemographischen Merkmale scheint nur das Alter einen sub-

stantiellen Einfluss auf die Beurteilung zu haben. Ältere Menschen entscheiden sich im 

Vergleich zu jüngeren eher gegen den Vorschlag, während jüngere häufiger den neutra-

len Skalenmittelpunkt wählen. Erinnerungen an den Konkurrenzkampf der Wirtschafts-

systeme in der DDR und BRD und die gescheiterten Versuche von Kollektivierung und 

Verstaatlichung in anderen Ländern sind bei den älteren Generationen vermutlich eher 

präsent als bei jüngeren, sodass Ideen zur Enteignung von Unternehmen von ihnen daher 

möglicherweise kritischer eingeschätzt werden. Unter Kontrolle der Haltung zur DDR 

hat die regionale Herkunft aus Ost- oder Westdeutschland keinen signifikanten Einfluss.  

Im nächsten Schritt wird mithilfe von Interaktionen die Hypothesen zu den Bedingungen 

untersucht, unter denen die Risikoaversion bzw. Risikobereitschaft einen stärkeren Ein-

fluss auf die Beurteilung haben können. Personen mit einem großen politischen Wissen 

sollten häufiger über auskristallisierte politische Einstellungen zum Verhältnis von Staat 

und Markt sowie Privateigentum verfügen und die Medienberichterstattung aufmerksa-

mer verfolgten, in der sich die politischen Akteure eindeutig positionierten. Politisch 

wenig kompetente Menschen könnten in ihrer Bewertung dagegen unsicherer sein, so-

dass bei ihnen ein stärkerer Einfluss der Risikotoleranz erwartet wurde. 

In der Abbildung 13 wird beim Einfluss der Risikotoleranz auf die vorhergesagte Wahr-

scheinlichkeit von Ablehnung, Zustimmung und Unentschiedenheit für das politische 

Wissen eine Standardabweichung unter bzw. über dem Durchschnitt dargestellt. Wie aus 

der Abbildung hervorgeht, zeigt sich für das Maß der Risikoaversion nur ein schwacher 

moderierender Einfluss der politischen Kompetenz (für die Logit-Koeffizienten siehe 

Tabelle 38 und für die durchschnittlichen marginalen Effekte Abbildung 26 im Anhang). 
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Nur bei einer geringen politischen Kompetenz entscheiden sich sehr risikoaverse Perso-

nen signifikant häufiger für eine Ablehnung als risikoneutrale. Für das Maß der Risiko-

suche findet sich hingegen ein starker Moderationseffekt. Bei Personen mit einem ge-

ringen politischen Wissen beträgt der Unterschied in der vorhergesagten Wahrschein-

lichkeit einer Befürwortung zwischen den sehr risikobereiten und den risikoneutralen 18 

Prozentpunkte, während sich für politisch kompetente Personen kein substantieller Ein-

fluss feststellen lässt. Zudem zeigt sich sowohl für eine höhere Risikoaversion als auch 

für eine höhere Risikobereitschaft, dass die Wahrscheinlichkeit abnimmt, dass die Per-

son in ihrer Beurteilung unentschieden ist. 

Abbildung 13: Interaktion der Risikotoleranz mit dem politischen Wissen (vorherge-
sagte Wahrscheinlichkeiten) 
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Abbildung 14: Interaktion der Risikotoleranz mit der Parteiidentifikation (vorherge-
sagte Wahrscheinlichkeiten) 

 

Eine größere Unsicherheit bei der Bewertung wurde für Anhänger der SPD sowie für 

Personen ohne eine Parteiidentifikation im Vergleich zu den Anhängern anderer Parteien 

vermutet, sodass in diesen Personengruppen eine stärkere Orientierung an der Risikoto-

leranz erwartet wurde. In Abbildung 14 sind die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten 

für den Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit einer Parteiidentifikation für ausge-

wählte Parteien dargestellt. Hier nicht dargestellt sind die Effekte für die Anhänger der 

FDP, der Grünen, der Linken sowie anderer Parteien, für die – im Einklang mit den 

Erwartungen – kein signifikanter Einfluss der Risikotoleranz festgestellt werden konnte 

(siehe für die Logit-Koeffizienten Tabelle 38 und für die durchschnittlichen marginalen 

Effekte Abbildung 27 im Anhang). Bürgerinnen und Bürger, die sich mit keiner Partei 

verbunden fühlen, sind in ihrer Beurteilung mit zunehmender Risikoaversion bzw. Risi-

kobereitschaft seltener unentschieden und stimmen mit zunehmender Risikobereitschaft 
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eher zu bzw. lehnten den Vorschlag mit einer zunehmenden Risikoaversion eher ab als 

risikoneutrale Personen. In Bezug auf die SPD-Verbundenheit zeigt sich allerdings nur 

bei der Risikoaversion ein Einfluss in die erwartete Richtung. Entgegen den Erwartun-

gen scheinen sich auch Anhänger der Unionsparteien und der AfD bei ihrer Beurteilung 

an ihrer Risikotoleranz zu orientieren. Sehr risikobereite Personen, die sich mit der CDU 

oder CSU verbunden fühlen, befürworten im Vergleich zu risikoaversen und risikoneut-

ralen mit größerer Wahrscheinlichkeit eine Erwägung von Konzernenteignungen. Unter 

den Anhängern der AfD zeigen sowohl sehr risikoaverse als auch sehr risikobereite Per-

sonen eine höhere Zustimmung. 

Im nächsten Schritt wird betrachtet, inwiefern der stärkere Einfluss der Risikotoleranz 

bei Personen mit einem geringen politischen Wissen davon abhängt, ob sie die Ziele 

einer Enteignung positiv bewerten. Denn Menschen, die nicht zwischen den Chancen 

und Risiken abwägen müssen, weil sie das Ziel eines Vorschlags ablehnen, sollten in 

ihrer Beurteilung sicherer sein. Entsprechend wurde vermutet, dass der individuelle Um-

gang mit Risiken für die Entscheidung keine Rolle spielen sollte, wenn Personen Ein-

griffe des Staates in die Wirtschaft oder eine Umverteilung sozioökonomischer Ressour-

cen ablehnen. Zur Untersuchung wurden Interaktionen aus der Risikotoleranz, der poli-

tischen Kompetenz und der Umverteilungspräferenzen bzw. der Haltung zu staatlichen 

Eingriffen in den Markt durchgeführt. 

In Abbildung 15 sind die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten für den Einfluss der Ri-

sikotoleranz in Abhängigkeit von der politischen Kompetenz und der Bewertung einer 

Umverteilung dargestellt (für die Logit-Koeffizienten siehe Tabelle 38 und für die durch-

schnittlichen marginalen Effekte Abbildung 28 im Anhang). Aus den Abbildungen geht 

hervor, dass bei einer geringen politischen Kompetenz keine Orientierung an der Risi-

koneigung erfolgt, wenn man eine Umverteilung stark ablehnt. Wird eine Umverteilung 

hingegen sehr positiv bewertet, dann lässt sich unter Menschen mit einem geringen po-

litischen Wissen mit zunehmender Risikobereitschaft eine stärkere Befürwortung und 

mit zunehmender Risikoaversion eine zunehmende Ablehnung von Konzernenteignun-

gen messen. 
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Abbildung 15: Interaktion der Risikotoleranz mit der Umverteilungspräferenz in Ab-
hängigkeit vom politischen Wissen (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten) 
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Abbildung 16: Interaktion der Risikotoleranz mit der Haltung zu staatlichen Eingriffen 

in die Wirtschaft in Abhängigkeit vom politischen Wissen (vorhergesagte Wahrschein-

lichkeiten) 
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Um zu überprüfen, wie belastbar diese Befunde sind, soll abschließend auch die Drei-

fach-Interaktion aus Risikotoleranz, politischer Kompetenz und der Position zu Eingrif-

fen des Staates in das Marktgeschehen betrachtet werden. Die vorhergesagten Wahr-

scheinlichkeiten für den Einfluss der Risikobereitschaft in Abbildung 16 zeigen ein ähn-

liches Bild wie zuvor für die Umverteilungspräferenz (für die Logit-Koeffizienten siehe 

Tabelle 38 und für die durchschnittlichen marginalen Effekte Abbildung 29 im Anhang). 

Personen mit einer geringen politischen Versiertheit, die eine Einmischung des Staates 

in die Wirtschaft strikt ablehnen, orientieren sich bei der Beurteilung des Vorschlags zu 

den Konzernenteignungen nicht an ihrer Risikotoleranz. Befürworten sie hingegen staat-

liche Eingriffe in den Markt, findet sich bei Risikobereiten zwar eine höhere Zustim-

mung, bei Risikoaversion allerdings kein Einfluss der Risikoaversion. Tendenziell spre-

chen die empirischen Befunde dafür, dass der Einfluss der Risikotoleranz eher nicht auf-

tritt, wenn politisch uninformierte Befragte das Ziel eines Politikvorschlags ablehnen. 

Zudem scheint der Hinweis auf die Einschränkung der Macht von Konzernen es auch 

politisch wenig Kompetenten ermöglicht zu haben, eine Verknüpfung zwischen der 

Sachfrage und ihren Prädispositionen herzustellen.50 

7.5 Zusammenfassung und Diskussion 

In diesem Kapitel wurde der Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung von Kon-

zernenteignungen untersucht. Dazu wurden Daten herangezogen, die im Mai 2019 er-

hoben wurden. Im Vorfeld wurde in der deutschen Medienberichterstattung häufiger 

über eine Enteignung und Kollektivierung von Unternehmen diskutiert. Ausgangspunkt 

war zum einen die Bürgerinitiative „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ in Berlin und 

zum anderen Zeitungsinterviews von Robert Habeck bzw. Kevin Kühnert im Frühjahr 

2019, in denen sie sich für die Erwägung von Enteignungen aussprachen. Diese Vor-

schläge wurden von den politischen Eliten sehr unterschiedlich bewertet. Da Enteignun-

gen als wirtschaftspolitisches Instrument zur Regulierung von Machtungleichheiten im 

Markt bisher nicht in Deutschland genutzt werden und die potentiellen negativen Folgen 

von den Kritikern als sehr weitreichend erachtet wurden, kann die Enteignung von 

 
50 Nichtsdestotrotz ist der Einfluss der Umverteilungspräferenz und der Haltung zu staatlichen Eingriffen 
in den Markt bei Menschen mit einem geringen politischen Wissen deutlich geringer als bei jenen mit 
ausgeprägtem politischen Wissen (siehe für die Interaktionen zwischen politischem Wissen und diesen 
beiden domänenspezifischen Grundorientierungen Abbildung 30 im Anhang). 
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Unternehmen als riskant betrachtet werden. Daher wurde untersucht, ob sich risiko-

scheue und risikobereite Menschen in ihrer Beurteilung dieses Vorschlags unterschie-

den. 

Die empirischen Befunde zeigen einen direkten Einfluss der Risikotoleranz. Zudem stüt-

zen die Ergebnisse aus den Interaktionen die Annahme, dass dieser Effekt über die Un-

sicherheit in der Abwägung von Chancen und Risiken moderiert wird. Wie erwartet 

wurde, beeinflusste die individuelle Risikotoleranz die Entscheidungsfindung zuvor-

derst bei jenen Menschen stärker, die ein geringes politisches Wissen aufwiesen oder 

sich mit keiner Partei verbunden fühlten. In Bezug auf das politische Wissen ist aller-

dings auffällig, dass die Moderation bei der Risikobereitschaft deutlich stärker ist als bei 

der Risikoaversion. In der Frageformulierung zur Messung der abhängigen Variablen 

wurde darauf verwiesen, dass mit Enteignungen die Macht von Konzernen einge-

schränkt werde. Möglicherweise stimmten risikobereite Menschen aufgrund ihres stär-

keren Fokus auf die Chancen eher zu, wenn sie bei der Abwägung der Chancen und 

Risiken unsicher waren, beispielsweise wenn sie über ein geringes politisches Wissen 

verfügen. Die Befunde zu den anderen Interaktionen stützen diese Annahme allerdings 

nicht, denn hier finden sich in einigen Fällen symmetrische Effekte der Risikotoleranz.  

Die Ergebnisse für die Interaktion mit der Parteiidentifikation waren nicht eindeutig. Es 

wurde erwartet, dass der Einfluss der Risikotoleranz unter SPD-Anhängern stärker wäre, 

da sich die politischen Eliten der SPD zum Vorschlag von Kevin Kühnert nicht einheit-

lich positioniert hatten. Für Anhänger der SPD konnte zwar eine stärkere Ablehnung 

gemessen werden, je risikoaverser sie waren, allerdings konnte unter risikobereiten An-

hängern keine stärkere Zustimmung festgestellt werden. Zudem hat sich die Risikotole-

ranz auch in der Bewertung von Personen niedergeschlagen, die sich mit den Unions-

parteien und der AfD identifizieren. 

Worauf diese widersprüchlichen Befunde zurückzuführen sind, lässt sich mit den ver-

fügbaren Daten nicht aufklären. Das heißt, es kann nicht geprüft werden, ob sich erstens 

die Anhänger der Parteien bei der Abwägung zwischen den Chancen und Risiken tat-

sächlich unterschiedlich unsicher waren; und ob zweitens die Positionierung der Par-

teien einen Einfluss auf diese Unsicherheit hatte. Zudem bleibt offen, warum sich für 

einige Parteien ein asymmetrischer Einfluss der Risikotoleranz messen ließ. Möglicher-

weise spielten im Informationskontext noch andere Faktoren einen Einfluss auf die 
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Bewertung der Chancen und Risiken von Enteignungen eine Rolle, die hier nicht be-

rücksichtigt wurden. 

Im Einklang mit der aufgestellten Hypothese hat die Risikotoleranz bei wenig politisch 

versierten Personen nur dann einen Einfluss, wenn sie die Ziele des Politikvorschlags 

aufgrund ihrer domänenspezifischen Grundorientierung eher unterstützen. Empirisch 

zeigte sich dies in einem fehlenden Einfluss der Risikotoleranz bei einer ablehnenden 

Haltung zur Umverteilung und zu staatlichen Eingriffen in die Wirtschaft. Dieser Befund 

stützt auch die Vermutung, dass es in diesem Anwendungsfall selbst politisch wenig ver-

sierten Menschen möglich war, bei der Beurteilung der Chancen und der subjektiven 

Relevanz dieses Politikvorschlags einen Bezug zu ihren Prädispositionen herzustellen. 

Möglicherweise sind es besonders Begriffe und Formulierungen wie „Enteignung“ und 

„Macht der Konzerne“, die eine Verknüpfung erleichterten. 

Zusammengenommen betrachtet konnten in diesem Kapitel Hinweise dafür gefunden 

werden, dass die Risikotoleranz bei jenen Menschen einen stärkeren Einfluss auf die 

Entscheidungsfindung hatte, die sich bei der Abwägung der Chancen und Risiken unsi-

cherer waren. Bei der Übertragbarkeit der Befunde auf andere Sachfragen ist zu berück-

sichtigen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger in dem hier untersuchten Fallbeispiel 

darüber einig waren, dass Enteignungen riskanter sind als der Status quo. Um diese Un-

terscheidung vornehmen zu können, war offenbar kein Hintergrundwissen zu der medi-

alen Debatte zum Thema Enteignung, Kollektivierung und Vergesellschaftung notwen-

dig. Gleichzeitig war der Politikvorschlag hinsichtlich seiner Thematik eher abstrakt und 

in seinen potentiellen Implikationen unsicher, sodass Symbole und Elitensignale bei je-

nen, die die Medienberichterstattung verfolgten, eine größere Rolle auf die Beurteilung 

gespielt haben könnten. 
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8. Schluss 

Menschen unterscheiden sich darin, wie sie mit Situationen umgehen, die mit Risiken 

behaftet sind. Während einige Personen von ihrer Persönlichkeit her tendenziell bereit 

sind, mögliche negative Ergebnisse in Kauf zu nehmen, um wünschenswerte Ziele zu 

erreichen, scheuen andere eher davor zurück. Die individuelle Risikotoleranz beeinflusst 

die Entscheidungen und Verhaltensweisen in unterschiedlichen Lebensbereichen, auch 

in der politischen Sphäre. Viele Politikvorschläge zeichnen sich durch Unsicherheit hin-

sichtlich ihrer möglichen Folgen aus und schließen auch die Möglichkeit von negativen 

Ergebnissen ein. Mit wenigen Ausnahmen beruhen die bisherigen Studien zur Bedeu-

tung der Risikotoleranz bei der Beurteilung von Politikvorschlägen fast ausschließlich 

auf Erhebungen im Rahmen von Referenden und auf Experimenten. Zum Einfluss der 

Risikotoleranz außerhalb solcher spezifischen Kontexte liegen hingegen kaum Erkennt-

nisse vor. Ziel dieser Arbeit war es, diese Forschungslücke zu schließen. 

Zu diesem Zweck wurden die Bedingungen untersucht, unter denen die individuelle Ri-

sikotoleranz einen Einfluss auf die Beurteilung von Politikvorschlägen haben könnte, 

die mit Risiko behaftet sind. Es wurde ein theoretisches Modell vorgeschlagen, das die 

Erkenntnisse aus der Forschung zur Persönlichkeit, zur politischen Einstellungsbildung 

und zu Entscheidungen unter Risiko zusammenführt. Im Zentrum stand die Annahme, 

dass sich Persönlichkeitsfacetten nur dann in Einstellungen und Verhaltensweisen ma-

nifestieren, wenn es Menschen gelingt, Anknüpfungspunkte zu ihren Neigungen und 

Bedürfnissen herzustellen. Entsprechend sollte die individuelle Risikotoleranz die Be-

urteilung von Politikvorschlägen nur unter der Voraussetzung beeinflussen, dass Men-

schen die Optionen als unterschiedlich riskant wahrnehmen und sich in ihrer Chancen-

Risiken-Abwägung unsicher sind. 

Ausgehend vom RAS-Modell von Zaller (1992) wurde in einem ersten Schritt argumen-

tiert, dass nicht vorausgesetzt werden könne, dass alle Bürgerinnen und Bürger im Mo-

ment der Einstellungsbildung eine Sachfrage mit der Möglichkeit negativer Folgen as-

soziieren. Dabei wurde insbesondere das Zusammenspiel von Informationskontext und 

politischer Kompetenz für die Risikowahrnehmung herausgearbeitet. Da die politischen 

Eliten zudem oft konkurrierende Interpretationsrahmen nutzen, können auch die 

Schlussfolgerungen variieren, welche der zur Wahl stehenden Entscheidungsoptionen 

im Vergleich die sichere darstellt. Es wurde im zweiten Schritt dargelegt, dass 
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individuelle Unterschiede in der Einschätzung der potentiellen positiven und negativen 

Folgen dazu führen können, dass nicht alle Menschen zwischen den Chancen und Risi-

ken von Entscheidungsoptionen abwägen. Zudem wurde auf Grundlage von Befunden 

aus der Risikoforschung argumentiert, dass die politische Kompetenz und Kontextmerk-

male wie die Positionierung der politischen Eliten die Unsicherheit in der Beurteilung 

unter bestimmten Bedingungen minimieren können. Auf dieser Grundlage wurden Hy-

pothesen formuliert, wie der Einfluss der Risikotoleranz vom Informationskontext, der 

Positionierung der politischen Eliten, der politischen Kompetenz und den Prädispositi-

onen moderiert werden könnte. 

Das Erklärungsmodell wurde für drei Politikvorschläge aus dem Bereich der Finanz- 

und Wirtschaftspolitik überprüft, die in der deutschen Öffentlichkeit zwischen 2015 und 

2019 diskutiert wurden. Gemeinsam ist ihnen, dass sie zum Zeitpunkt, in dem die jewei-

lige Erhebung erfolgte, gerade intensiv und sehr kontrovers diskutiert wurden. Im ersten 

Anwendungsfall wurde der Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung eines Vor-

schlags zum Ausschluss Griechenlands aus der Europäischen Währungsunion unter-

sucht. Durch zwei unterschiedliche Frames in der Messung der abhängigen Variablen 

wurde der Versuch unternommen, die Wahrnehmung zu verändern, welche der zur Wahl 

stehenden Optionen die sicherere darstelle. Im zweiten Anwendungsfall wurden zwei 

Politikvorschläge in den Blick genommen, die sich auf die Ausgestaltung des Freihan-

dels in Deutschland bezogen. Durch eine getrennte Betrachtung des Einflusses der Risi-

kotoleranz für die Bewertung eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte auf der 

einen Seite und einer Einführung protektionistischer Maßnahmen auf der anderen sollte 

ein differenzierter Blick auf die Interpretation des Freihandels als Risiko ermöglicht 

werden. Der dritte Anwendungsfall setzte sich mit einem Politikvorschlag zur Enteig-

nung von Unternehmen auseinander, um ihre Macht zu begrenzen. Anders als in den 

anderen Fällen zeichnete sich dieser Politikvorschlag dadurch aus, dass dieser klar als 

eine radikale Abweichung vom Status quo verstanden werden konnte. 

Die zentrale Annahme, dass der Einfluss der Risikotoleranz durch die Risikowahrneh-

mung und Unsicherheit in der Chancen-Risiken-Abwägung moderiert wird, wird durch 

die empirischen Ergebnisse dieser Arbeit tendenziell gestützt. Unter Berücksichtigung 

der politischen Kompetenz, der Prädispositionen, des Framings und der Positionierung 

der politischen Eliten zeigten sich substantielle Unterschiede zwischen risikobereiten 

und risikoaversen Menschen in der Beurteilung der hier untersuchten Anwendungsfälle. 
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Zwar fanden sich auch direkte Effekte der Risikotoleranz, allerdings sind diese deutlich 

geringer und verdecken zum Teil gegenläufige Effekte in Subgruppen. Im Vergleich zu 

risikoneutralen Menschen entscheiden sich risikoaverse und risikobereite seltener für 

den Skalenmittelpunkt, der als eine unentschiedene Haltung interpretiert werden kann. 

Die getrennte Betrachtung der Stärke der Risikoaversion und der Risikobereitschaft in 

den empirischen Analysemodellen förderte zudem zu Tage, dass der Einfluss der Risi-

kodisposition nicht zwingend linear sein muss. Zum Teil konnte nur für die Ausprägung 

in eine Richtung der Risikotoleranzskala ein Moderationseffekt gezeigt werden. 

In Hinblick auf die konkreten fallspezifischen Hypothesen sind die Ergebnisse der em-

pirischen Analysen gemischt. Erstens kann festgestellt werden, dass die Annahmen zur 

Kontextabhängigkeit der moderierenden Wirkung der politischen Kompetenz und der 

politischen Prädispositionen von den Befunden tendenziell unterstützt werden. Die Ri-

sikotoleranz scheint bei Menschen, die die Ziele oder Mittel einen Politikvorschlags aus-

gehend von ihren Prädispositionen ablehnen, eher keinen Einfluss auf die Beurteilung 

zu haben. Die Ergebnisse geben zudem Hinweise darauf, dass der Informationskontext 

bedingt, ob der Einfluss der Risikotoleranz bei politisch kompetenten oder bei politisch 

wenig interessierten Menschen stärker ist oder ob es keinen Unterschied gibt. Die Inten-

sität der Medienberichterstattung zu einem Politikvorschlag, die eindeutige Unter-

scheidbarkeit der Wahlalternativen hinsichtlich ihrer Sicherheit, das Framing der politi-

schen Eliten und die Polarisierung der Parteien zu einem Thema können beeinflussen, 

ob Risiken wahrgenommen werden und auf welche Aspekte bei der Beurteilung der 

Chancen und Risiken dominieren. 

Wenn politisch wenig interessierte Personen die zur Wahl stehenden Optionen als unter-

schiedlich riskant wahrnehmen, scheinen sie sich im Vergleich zu politisch versierten 

Menschen häufiger entsprechend ihrer individuellen Risikotoleranz zu entscheiden. Da 

sie die politische Berichterstattung nicht aufmerksam verfolgen und zu komplexen Sach-

fragen seltener bereits ausdifferenzierte Meinungen haben (Converse 1964; Alvarez und 

Brehm 2002; Zaller 1992; Zaller und Feldman 1992), wurde dieser stärkere Effekt auf 

ihre größere Unsicherheit in der Chancen-Risiken-Abwägung zurückgeführt (vgl. 

Morisi 2018). Wie im ersten Anwendungsfall zum Grexit gezeigt wurde, kann allerdings 

auch bei politisch kompetenten Personen die Unsicherheit erhöht sein, wenn die eigenen 

Prädispositionen keine eindeutige Entscheidung für oder wider nahelegen und auch die 

politischen Eliten keine Orientierung bieten. Unter diesen Bedingungen gewinnt auch 
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bei politisch versierten Bürgerinnen und Bürgern die Risikotoleranz im Beurteilungs-

prozess an Bedeutung. 

Bei der individuellen Bewertung der Chancen und Risiken eines Politikvorschlags lag 

der Schwerpunkt vorheriger Studien in diesem Bereich vor allem auf rationalen Kalkü-

len. In dieser Arbeit stand dagegen die Rolle von Prädispositionen in der Moderation der 

Risikotoleranz im Vordergrund. Werte, bereichsspezifische Grundorientierungen und 

Gruppenidentitäten können beeinflussen, wie die Ziele und Mittel eines Politikvor-

schlags und auch die Schwere der möglichen negativen Folgen bewertet werden. Auch 

wenn die Hürden für eine Bewertung der potentiellen positiven und negativen Folgen 

auf Grundlage ökonomischer Eigeninteressen als sehr hoch eingeschätzt werden, wird 

daraus nicht geschlussfolgert, dass diese bei der Chancen-Risiken-Abwägung irrelevant 

sind. Für Menschen mit finanziellen Sorgen steht bei Politikvorschlägen mit Implikati-

onen für den Finanz- und Arbeitsmarkt in Hinblick auf die möglichen positiven und ne-

gativen Folgen deutlich mehr auf dem Spiel (vgl. Milita et al. 2020). Auch ohne rationale 

Abwägungen der individuellen Chancen und Risiken ist für diese Personengruppe daher 

die Unsicherheit höher als bei Personen, die finanziell bessergestellt sind. Gestützt wird 

diese Annahme durch die Befunde im Kapitel zu auf den Freihandel bezogenen Politik-

vorschlägen. Nur bei Bürgerinnen und Bürgern, die ihre eigene finanzielle Situation als 

schwierig beschrieben, konnte ein Einfluss der Risikotoleranz gemessen werden. 

Ein zweiter Kernbefund der Arbeit ist, dass sich keine Unterstützung für die Annahme 

findet, der Einfluss der Risikotoleranz sei bei Anhängern von Parteien, die sich nicht 

eindeutig zu dem Politikvorschlag positioniert haben, größer. Zwar trafen einige fallspe-

zifische Hypothesen zu, allerdings zeigten sich teilweise auch unerwartete starke Effekte 

für die Anhänger einiger Parteien, für die kein Einfluss vorhergesagt wurde. Zudem fin-

den sich keine Belege für einen stärkeren Einfluss der Risikotoleranz bei Personen ohne 

eine Parteibindung, wie dies in einigen anderen Studien gezeigt wird (z. B. Eckles et al. 

2014; Liñeira und Henderson 2019). Dies könnte darauf hindeuten, dass die Parteiiden-

tifikation nicht als Heuristik herangezogen wird, um die Unsicherheit in der Abwägung 

zwischen Chancen und Risiken zu minimieren. Die unerwarteten, zum Teil starken Ef-

fekte bei den Anhängern bestimmter Parteien lassen vermuten, dass ein gemeinsames 

Profil an Prädispositionen innerhalb der Parteianhänger dafür ursächlich sein könnte. 

Das heißt, die dominierenden Werte, Grundorientierungen und Gruppenidentitäten 
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innerhalb der Parteianhänger haben möglicherweise über die Bewertung der Chancen 

und Risiken den Einfluss der Risikotoleranz für die Einstellungsbildung begünstigt. 

Drittens kann als Kernbefund dieser Arbeit festgehalten werden, dass der Einfluss der 

Risikotoleranz auf die Beurteilung von mit Risiken behafteten Politikvorschlägen oft 

nicht linear ist. In einigen Fällen konnte nur ein Einfluss der Risikoaversion oder nur ein 

Einfluss der Risikobereitschaft gemessen werden. Für die Politikvorschläge zum Grexit 

und für die Einführung von Einfuhrbeschränkungen fand sich zudem ein quadratischer 

Zusammenhang. Unter Berücksichtigung der Moderatoren, insbesondere der Prädispo-

sitionen, konnte ein differenziertes Bild der möglichen zugrundeliegende Motive ge-

wonnen werden. Dennoch lässt sich die unterschiedliche Einflussstärke- und Einfluss-

richtung der Risikoaversion und Risikobereitschaft nicht in jedem Anwendungsfall er-

klären. Es gibt Hinweise darauf, dass risikoaverse Menschen sensibler auf Informatio-

nen zu Risiken reagieren, allerdings konnte dies in dieser Arbeit nicht systematisch un-

tersucht werden. An dieser Stelle könnten beispielsweise experimentelle Studien klären, 

inwiefern risikoaverse und risikobereite Menschen tatsächlich unterschiedlich stark auf 

Bedrohungen reagieren und worauf dieser Unterschied zurückzuführen ist. Für zukünf-

tige Studien, die bei der Erklärung von Bewertungen von Politikvorschlägen die Risiko-

disposition in ihrem Modell aufnehmen wollen, erscheint es ratsam, mögliche nichtline-

are Effekte der Risikotoleranz in ihrer empirischen Modellierung zu berücksichtigen. 

Ein vierter Kernbefund der empirischen Analyse ist, dass die Risikotoleranz nicht nur 

unter bestimmten Bedingungen die Bewertung von Politikvorschlägen beeinflussen 

kann, sondern dass sich dieses Persönlichkeitsmerkmal auch in der eigenen Wahrneh-

mung als politisch informierter Bürger oder informierte Bürgerin und in der politischen 

Partizipation niederschlägt. Risikobereite Menschen beschreiben sich eher als politisch 

interessiert, berichten eine häufigere Medienrezeption und halten sich für politisch kom-

petenter. Zugleich unterscheiden sich risikoaverse und risikobereite Menschen offenbar 

nicht in ihrem politischen Faktenwissen. In Hinblick auf die politische Partizipation 

steigt mit der Risikobereitschaft zudem die Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an Betei-

ligungsformen, die das Bedürfnis nach Abwechslung, Abenteuer und die Neugier eher 

befriedigen können. Doch während risikobereite Menschen im Vergleich zu risiko-

scheuen eher an Demonstrationen teilnehmen, sich in Bürgerinitiativen engagieren oder 

mit ihrem Anliegen an einen politischen Entscheidungsträger herantreten, hat die Risi-

kotoleranz keinen Einfluss auf die Wahlbeteiligung. Diese Befunde für die deutsche und 
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österreichische Bevölkerung stehen mit jenen Ergebnissen im Einklang, die im Rahmen 

von Erhebungen in den USA und Großbritannien gewonnen wurden (Berinsky 2000; 

Clarke 2009; Kam 2012). 

Wenn sich risikobereite Menschen außerhalb von Wahlen stärker in den politischen Pro-

zess einbringen, könnten ihre Positionen in der öffentlichen Meinung ein stärkeres Ge-

wicht haben. Sofern sich risikoaverse und risikobereite Menschen in ihren politischen 

Einstellungen systematisch voneinander unterscheiden, wäre dies in Hinblick der reprä-

sentativen Gleichheit problematisch. Die Befunde in dieser Arbeit zum Einfluss der Ri-

sikotoleranz auf die Beurteilung von Politikvorschlägen, die mit Risiken behaftet sind, 

lassen vermuten, dass diese Befürchtungen eher unbegründet sind. Zum einen scheinen 

sich risikoaverse und risikobereite Menschen in ihren politischen Prädispositionen nicht 

stark voneinander zu unterscheiden. Dies zeigen die sehr geringen Korrelationen zwi-

schen der Risikotoleranz und den weiteren unabhängigen Variablen in den Erklärungs-

modellen dieser Arbeit, mit denen Werte, Grundorientierungen und Gruppenidentitäten 

gemessen wurden. Zum anderen hängt der Einfluss der Risikotoleranz auf die Beurtei-

lung von Politikvorschlägen – wie in dieser Arbeit gezeigt wurde – von der Unterstüt-

zung der Ziele und Mittel sowie der Risikowahrnehmung ab. Das heißt, sehr starke Ef-

fekte der Risikotoleranz fanden sich vor allem in Subgruppen. 

Zudem ist aus der politischen Partizipationsforschung bekannt, dass die politische Be-

teiligung außerhalb von Wahlen ein höheres Maß an Motivation und Ressourcen erfor-

dert (Brady et al. 1995; Verba et al. 1995). Es sind daher vor allem politisch interessierte 

und eher informierte Menschen, die die verschiedenen Formen der Partizipation bedie-

nen, um ihrer Position im politischen Prozess mehr Gehör zu verleihen. Die Befunde 

dieser Arbeit zur moderierenden Wirkung des politischen Wissens deuten darauf hin, 

dass die Bedeutung der Risikotoleranz für die Beurteilung eines riskanten Politikvor-

schlags unter politisch kompetenten Bürgerinnen und Bürgern geringer ist (vgl. Morisi 

2018). Dies ist zumindest dann der Fall, wenn die Bewertung der Chancen und Risiken 

eines Politikvorschlags auf Grundlage der eigenen Prädispositionen und der Positionen 

der politischen Eliten eine eindeutige Schlussfolgerung dafür oder dagegen ermöglicht. 

Die Ergebnisse dieser Arbeit zeichnen daher eher ein optimistisches Bild. Risikobereite 

Menschen scheinen sich zwar häufiger außerhalb von Wahlen politisch zu engagieren, 

diese höhere Partizipation stellt aber eher keine Bedrohung für die repräsentative Gleich-

heit dar. 
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Fünftens verweisen die Ergebnisse dieser Arbeit darauf, dass bei der Untersuchung des 

Einflusses der Risikotoleranz auf die Beurteilung von Politikvorschlägen der Informati-

onskontext eine entscheidende Rolle spielt. Im Gegensatz zu den zeitlich stabilen Per-

sonenmerkmalen wie den Prädispositionen und der politischen Kompetenz ändern sich 

die situativen Faktoren im Zeitverlauf. Die Intensität der politischen Debatte, die Frames 

und Positionen der politischen Eliten in Hinblick auf ein Thema und auch einschnei-

dende Ereignisse können die Risikowahrnehmung und -bewertung in einer Gesellschaft 

stark beeinflussen. Sachfragen, die zuvor nur von wenigen Experten mit der Möglichkeit 

negativer Folgen in Verbindung gebracht wurden, können plötzlich in der Medienbe-

richterstattung salient werden und hinsichtlich ihrer Risiken diskutiert werden. Parteien 

können im Laufe der Zeit ihre Position zu einem Politikvorschlag verändern oder sich 

neuer Framings bedienen. In der öffentlichen Debatte können bestimmte Risiken zudem 

im Sinne einer Bedrohung oder im Sinne eines Trade-offs interpretiert werden. 

In dieser Arbeit konnte mit den vorliegenden Daten nicht untersucht werden, wie sich 

Veränderungen im Informationskontext auf den Einfluss der Risikotoleranz für einen 

bestimmten Politikvorschlag niederschlagen. Idealerweise sollte die Variable zur Mes-

sung der Bewertung des Politikvorschlags vor, während und nach einem Ereignis oder 

einer Intensivierung des öffentlichen Diskurses erhoben werden. Zwar wurden in dieser 

Arbeit Paneldaten verwendet, allerdings konnten diese nicht für eine längsschnittliche 

Analyse genutzt werden. Durch die zeitlich vorgelagerte Messung der unabhängigen Va-

riablen vor der abhängigen Variablen konnten die Paneldaten lediglich helfen, etwaige 

Endogenitätsprobleme zu minimieren. Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, dass 

es sich um keine repräsentativen Erhebungen handelt, da die Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer aus Online-Access-Panels rekrutiert wurden und mit fortschreitender Erhe-

bungsdauer die längsstudientypischen Probleme – wie Panelmortalität und -konditionie-

rung – auftreten können. Zukünftige Studien könnten das Potential von Paneldaten bes-

ser ausschöpfen und klären, ob die in dieser Arbeit vermuteten Kausalbeziehungen im 

Längsschnitt nachweisbar sind. Da die Erhebung der Risikotoleranz über nur eine Frage 

offenbar eine valide und reliable Messung ermöglicht, könnte das Instrument zudem 

leicht in große, repräsentative Studien eingeschlossen werden. 

Eine weitere Einschränkung stellen die Annahmen zu den notwendigen Bedingungen 

für einen Einfluss der Risikotoleranz im vorgeschlagenen Modell dar. Es wird argumen-

tiert, dass Menschen die zur Wahl stehenden Alternativen für unterschiedlich riskant 
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erachten müssen, dass sie die Chancen und Risiken der riskanten Entscheidungsoption 

für ähnlich relevant und wichtig bewerten und in ihrer Abwägung unsicher sind. Zwar 

nehmen diese Bedingungen im vorgeschlagenen Kausalmodell zentrale Positionen ein, 

allerdings kann mit den verfügbaren Daten nicht empirisch geprüft werden, ob diese 

Voraussetzungen bei einem Individuum erfüllt sind. Stattdessen wurde über die Analyse 

des Informationskontextes zum Zeitpunkt der Datenerhebung und Interaktionen mit der 

politischen Kompetenz und den Prädispositionen der Versuch unternommen, indirekt 

auf das Vorliegen der Bedingungen zu schließen. Idealerweise wäre es für eine Kontrolle 

möglich, die Befragten offen nach den potentiellen Folgen der Entscheidungsoptionen 

eines Politikvorschlags zu fragen. Dadurch könnte geprüft werden, ob und welche der 

Wahlalternativen sie mit der Möglichkeit von negativen Ergebnissen verbinden. Zudem 

wären mehr empirische Studien im Bereich der Politikwissenschaft notwendig, um zu 

klären, welche Personenmerkmale und Konstellationen in den Prädispositionen eine Un-

sicherheit in der Bewertung von politischen Sachfragen begünstigen (z. B. Alvarez und 

Brehm 2002; Mader 2017). 

Durch die Ableitung der Bedingungen aus dem Zusammenspiel von Informationskon-

text, politischer Kompetenz und Prädispositionen weist das Modell ein hohes Maß an 

Komplexität auf. Es überraschend daher nicht, dass sich die bisherige Forschung zuvor-

derst Politikvorschlägen widmet, die eindeutig eine Abweichung vom sicheren Status 

quo darstellen und die von allen Bürgerinnen und Bürgern mit Risiken assoziiert werden. 

Dadurch ist die erste Voraussetzung für einen Einfluss der Risikotoleranz erfüllt und 

sichergestellt, dass alle Personen die gleiche Wahlalternative für riskanter halten. Der 

Fokus dieser Studien liegt dann ausschließlich auf dem zweiten Schritt im Kausalmo-

dell, der moderierenden Wirkung der Unsicherheit in der Chancen-Risiken-Abwägung. 

In dieser Arbeit wurde gezeigt, dass sich die Forschung bei der Untersuchung des Ein-

flusses der Risikotoleranz nicht auf diese Politikvorschläge beschränken muss. Zudem 

wurde in dieser Arbeit deutlich, dass die Interpretation eines direkten Effektes der Risi-

kotoleranz Gefahr läuft, mögliche individuelle Unterschiede in der Interpretation der 

Entscheidungsoptionen und in der Unsicherheit in der Chancen-Risiken-Abwägung zu 

ignorieren. Das heißt, auch Studien, die Politikvorschläge untersuchen, die in der ge-

samten Bevölkerung mit Risiken assoziiert werden, sollten die moderierende Wirkung 

von Personenmerkmalen zukünftig stärker in den Blick nehmen. 
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Die im hier vorgeschlagenen Kausalmodell formulierten Bedingungen für einen Einfluss 

der Risikodisposition sind nicht als abschließend zu betrachten, sondern werden einer 

Erweiterung und Spezifizierung bedürfen. Denn auch in dieser Arbeit beschränkt sich 

die Fallauswahl auf Politikvorschläge, die besondere Merkmale aufweisen. Zum einen 

handelt es sich um Politikvorschläge aus dem Politikfeld der Finanz- und Wirtschafts-

politik. Im Vergleich zu Sachfragen, die die meisten Bürgerinnen und Bürger leichter 

intuitiv bewerten können, sind diese dadurch geprägt, dass sie komplexer sind. Bei der 

Ableitung der potentiellen Folgen der zur Wahl stehenden Entscheidungsoptionen sind 

dadurch möglicherweise mehr Hintergrundkenntnisse notwendig. Entsprechend könnte 

dem Informationskontext und der politischen Kompetenz eine andere Bedeutung bei der 

Risikowahrnehmung und -bewertung zukommen als bei so genannten easy issues 

(Carmines und Stimson 1980). Zudem wurden in dieser Arbeit nur Risiken im Sinne von 

Trade-offs in den Blick genommen und nicht Bedrohungen. Inwiefern die Befunde auch 

für Politikvorschläge gelten, die zum Ziel haben, Risiken zu beseitigen, müssen weiter-

führende Untersuchungen zeigen. Es ist zum Beispiel möglich, dass risikoaverse Men-

schen Bedrohungen anders bewerten als risikobereite und risikoneutrale, weil sie stärker 

auf die Vermeidung von Verlusten fokussiert sein könnten. 

Trotz der methodischen Einschränkungen und noch offenen Fragen weisen die empiri-

schen Ergebnisse aus dieser Arbeit darauf hin, dass ein differenzierter Blick auf die Be-

dingungen eines Einflusses der Risikotoleranz auf die Bewertung von Sachfragen loh-

nenswert ist. Das in dieser Arbeit vorgeschlagene Kausalmodell stellt einen ersten theo-

retischen Aufschlag dar, um individuelle Persönlichkeitsunterschiede im Umgang mit 

Situationen unter Unsicherheit in Erklärungsmodellen adäquat berücksichtigen zu kön-

nen. Dadurch könnte die Relevanz der Risikotoleranz zukünftig auch für mit Risiken 

behafteten Politikvorschläge untersucht werden, die nicht ausschließlich im Kontext von 

Referenden oder Experimenten stehen und bei denen nicht für die gesamten Bevölke-

rung die gleiche Risikobewertung der Entscheidungsoptionen vorausgesetzt werden 

kann.
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Frageformulierungen und Operationalisierung 

GLES-Panel 

Risikotoleranz: „Wie schätzen Sie sich ein: Sind Sie im Allgemeinen ein risikobereiter Mensch oder ver-

suchen Sie, Risiken zu vermeiden?“ Elfstufige Antwortvorgabe mit Beschriftung der Skalenend-

punkte (gar nicht risikobereit – sehr risikobereit), rekodiert auf den Wertebereich 0 (risikoavers) 

und 1 (risikobereit). 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Abitur: Dummy-Variable für einen (Fach-)Hochschulabschluss. 

Big Five: Extraversion: (1) „Ich gehe aus mir heraus, bin gesellig.“, (2) „Ich bin eher zurückhaltend, 

reserviert.“, (3) „Ich bin kommunikativ, gesprächig.“; Neurotizismus: (1) „Ich werde leicht nervös 

und unsicher.“, (2) „Ich mache mir oft Sorgen.“, (3) „Ich bin entspannt, lasse mich durch Stress 

nicht aus der Ruhe bringen.“; Verträglichkeit: (1) „Ich gehe rücksichtsvoll und freundlich mit an-

deren um.“, (2) „Ich neige dazu, andere zu kritisieren.“, (3) „Ich bin manchmal etwas grob zu 

anderen.“; Gewissenhaftigkeit: (1) „Ich bin bequem, neige zur Faulheit.“, (2) „Ich erledige Aufga-

ben gründlich.“, (3) „Ich arbeite wirksam und effizient.“; Offenheit: (1) „Ich habe eine aktive Vor-

stellungskraft, bin phantasievoll.,“, (2) „Ich habe nur wenig künstlerisches Interesse.“, (3) „Ich bin 

originell, bringe neue Ideen ein.“ Jeweils fünfstufige Antwortvorgabe, die drei Antworten für jedes 

Persönlichkeitsmerkmal wurden in einem Mittelwertindex zusammengefasst und auf den Wert 0 

(niedrig) und 1 (hoch) rekodiert. 

Bedürfnis nach Gewissheit: (1) „Ich mag keine unvorhersehbaren Situationen.“, (2) „Ich bevorzuge Tä-

tigkeiten, bei denen stets klar ist, was getan und wie es getan werden muss.“, (3) „Ich ziehe Dinge, 

die ich gewohnt bin, solchen vor, die ich nicht kenne und die ich nicht vorhersagen kann.“ Jeweils 

fünfstufige Antwortvorgabe. Die Antworten auf die drei Fragen wurden zu einem Mittelwertindex 

zusammengefasst und auf einen Wertebereich zwischen 0 (geringes Bedürfnis nach Gewissheit) 

und 1 (starkes Bedürfnis nach Gewissheit) rekodiert. 

Schwartz-Wert: Stimulation: „Im Folgenden werden einige Personen anhand dessen beschrieben, was 

ihnen wichtig ist. Geben Sie bitte jeweils an, wie ähnlich oder unähnlich Ihnen die beschriebene 

Person ist.“ (1) „Es ist der Person wichtig, ein aufregendes Leben zu führen. Sie geht gern Risiken 
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ein. Sie ist immer auf der Suche nach Abenteuern.“ (2) „Es ist der Person wichtig, in ihrem Leben 

viele verschiedene Dinge zu tun. Sie sucht immer nach neuen Dingen, die sie ausprobieren kann.“ 

Jeweils sechsstufige Antwortvorgabe, die beiden Antworten wurden zu einem Mittelwertindex zu-

sammengefasst und auf den Wert 0 (geringes Bedürfnis nach Stimulation) und 1 (starkes Bedürfnis 

nach Stimulation) rekodiert. 

 

YouGov-Panel 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Abitur: Dummy-Variable für einen (Fach-)Hochschulabschluss. 

Big Five: „Lesen Sie bitte die folgenden Aussagen und vergleichen Sie sich hinsichtlich der Aussagen mit 

Ihren Freunden, Kollegen und den Personen, mit denen Sie regelmäßig Kontakt haben. Inwieweit 

treffen die folgenden Aussagen auf Sie zu? Ich sehe mich selbst als jemanden, der...“. Extraversion: 

(1) „gesprächig ist“, (2) „aus sich herausgeht, gesellig ist“ (3) „immer umtriebig ist“. Neurotizis-

mus: (1) „sich häufig Sorgen macht“, (2) „leicht nervös wird“, (3) „sich von Ereignissen überwäl-

tigen lässt“ Verträglichkeit: (1) „anderen leicht vergibt“, (2) „rücksichtsvoll und freundlich zu fast 

jedem ist“, (3) „an das Gute im Menschen glaubt“. Gewissenhaftigkeit: (1) „Aufgaben gründlich 

erledigt“, (2) „wirksam und effizient arbeitet“, (3) „seine Versprechen einhält“. Offenheit: (1) „ori-

ginell ist und stets neue Ideen hat“ (2) „eine lebhafte Fantasie hat“ (3) „Veränderung der Routine 

vorzieht“. Jeweils fünfstufige Antwortvorgabe, die drei Antworten für jedes Persönlichkeitsmerk-

mal wurden in einem Mittelwertindex zusammengefasst und auf den Wert 0 (niedrig) und 1 (hoch) 

rekodiert. 

Bedürfnis nach Gewissheit: (1) „Unvorhersehbare Situationen sind mir unangenehm.“, (2) „Ich bevorzuge 

Tätigkeiten, bei denen stets klar ist, was getan und wie es getan werden muss.“, (3) „Ich ziehe 

Dinge, die ich gewohnt bin, solchen vor, die ich nicht kenne und die ich nicht vorhersagen kann.“ 

Jeweils fünfstufige Antwortvorgabe. Die Antworten auf die drei Fragen wurden zu einem Mittel-

wertindex zusammengefasst und auf einen Wertebereich zwischen 0 (geringes Bedürfnis nach Ge-

wissheit) und 1 (starkes Bedürfnis nach Gewissheit) rekodiert. 

Schwartz-Wert: Stimulation: „Wir beschreiben Ihnen nun kurz einige Personen. Bitte lesen Sie jede Be-

schreibung und geben Sie an, inwieweit jede Person Ihnen ähnelt oder nicht.“ (1) „Sie/Er mag es, 

Risiken einzugehen. Sie/Er sucht stets nach Abenteuern“. (2) „Sie/Er mag Überraschungen. Für 

sie/ihn ist es wichtig, ein spannendes Leben zu führen“. Jeweils sechsstufige Antwortvorgabe, die 

beiden Antworten wurden zu einem Mittelwertindex zusammengefasst und auf den Wert 0 (gerin-

ges Bedürfnis nach Stimulation) und 1 (starkes Bedürfnis nach Stimulation) rekodiert. 

 

AUTNES-Panel 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Matura: Dummy-Variable für einen Maturaabschluss. 
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Bedürfnis nach Gewissheit: „Untenstehend finden Sie gegensätzliche Aussagen, mit denen man Personen 

beschreiben kann. Welche Aussagen treffen auf Sie persönlich zu? Je weiter links Sie klicken, umso 

eher trifft die linke Aussage zu, je weiter rechts Sie klicken, umso eher trifft die rechte Aussage 

zu.“ (1) „Ich kann gut mit Menschen umgehen, die mir völlig fremd sind“ – Ich fühle mich in 

Gegenwart fremder Menschen unwohl.“ (2) Ich kann gut mit Situationen umgehen, die ich nicht 

kenne und nicht vorhersagen kann.“ – „Ich bevorzuge Situationen, die ich gewohnt bin und in 

denen ich mich auskenne.“ (3) „Ich mag Aufgaben, bei denen unklar ist, wie es gemacht werden 

soll.“ – „Ich bevorzuge Aufgaben, wo klar ist, was und wie es getan werden muss.“ Jeweils fünf-

stufige Skala mit beschrifteten Endpunkten, die Antworten wurden zu einem Mittelwertindex zu-

sammengefasst und auf den Wert 0 (gering) und 1 (stark) rekodiert. 

Tabelle 18: Deskriptive Darstellung der Variablen in Kapitel 3 
 GLES YouGov AUTNES 

 MW SD N MW SD N MW SD N 
Risikotoleranz 0.48 0.25 22008 0.51 0.23 2592 0.49 0.23 2893 
Frau 0.53 0.50 22008 0.50 0.50 2592 0.48 0.50 2880 

Alter 0.34 0.18 22008 0.43 0.22 2592 0.42 0.21 2695 

Abitur/Matura 0.36 0.48 22008 0.28 0.45 2428 0.36 0.48 2893 

Big Five: Offenheit 0.64 0.19 21997 0.64 0.19 2583    

Big Five: Gewissenhaf-
tigkeit 

0.71 0.16 22000 0.84 0.16 2582    

Big Five: Extraversion 0.58 0.20 22005 0.62 0.21 2582    

Big Five: Verträglichkeit 0.68 0.17 22004 0.71 0.19 2583    

Big Five: Neurotizismus 0.53 0.19 22003 0.43 0.21 2581    

Bedürfnis nach Gewissheit 0.63 0.20 15126 0.60 0.20 2561 0.47 0.22 2314 

Schwartz-Wert: Stimulation 0.49 0.23 21908 0.47 0.25 2551    

Anmerkungen: Alle unabhängigen Variablen sind von 0 (Minimum) bis 1 (Maximum) kodiert. 
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Anhang zu Kapitel 4 

Verwendete Daten 

GLES (2020): GLES Panel 2016–2019, Wellen 1–11. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA6838 Datenfile Ver-
sion 2.0.0, https://doi.org/10.4232/1.13598. 

Wagner, Markus; Aichholzer, Julian; Eberl, Jakob-Moritz; Meyer, Thomas; Berk, Nicolai; Büttner, Nico; 
Boomgaarden, Hajo; Kritzinger, Sylvia; Müller, Wolfgang C. (2018): AUTNES Online Panel Study 2017, 
Version 3.2, Wien: AUSSDA, https://doi.org/10.11587/I7QIYJ. 

 

Frageformulierungen und Operationalisierung 

GLES-Panel 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Westdeutschland: Rekodiert auf den Wertebereich 0 (Ostdeutschland) und 1 (Westdeutschland). 

Bildung: Es wurden jeweils für einen mittleren (Realschulabschluss, Mittlere Reife, Fachschulreife oder 

Abschluss der polytechnischen Oberschule 10. Klasse) und einen hohen Bildungsabschluss ((Fach-

)Abitur) eine Dummy-Variable gebildet. 

Politisches Interesse: „Einmal ganz allgemein gesprochen: Wie stark interessieren Sie sich für Politik?“ 

Fünfstufige Antwortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 (überhaupt nicht) bis 1 (sehr stark). 

Internal Efficacy – Verständnis politischer Zusammenhänge: „Wichtige politische Fragen kann ich gut 

verstehen und einschätzen“. Fünfstufige Antwortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 

(stimme voll und ganz zu) bis 1 (stimme überhaupt nicht zu). 

Internal Efficacy – aktive Teilnahme an pol. Gesprächen: „Ich traue mir zu, mich an einem Gespräch über 

politische Fragen aktiv zu beteiligen“. Fünfstufige Antwortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 

0 (stimme voll und ganz zu) bis 1 (stimme überhaupt nicht zu). 

Anzahl Gesprächspartner: „Wir möchten Ihnen nun ein paar Fragen zu den Personen stellen, mit denen 

Sie sich in der vergangenen Woche am häufigsten über Politik unterhalten haben. Die Beantwor-

tung dieser Fragen fällt leichter, wenn Sie an konkrete Personen denken. Bitte tragen Sie die Initi-

alen von bis zu drei Personen ein, mit denen Sie sich in der vergangenen Woche am häufigsten 

über Politik unterhalten haben.“ Es konnten bis zu drei Personen genannt werden. Rekodiert auf 

den Wertebereich 0 (keine Person) bis 1 (drei und mehr Personen). 

Häufigkeit politischer Gespräche: „An wie vielen Tagen haben Sie sich in der vergangenen Woche mit 

anderen Personen über Politik unterhalten?“ Die Anzahl der Wochentage wurde auf den Wertebe-

reich von 0 (kein Tag) und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Zeitung: „An wie vielen Tagen haben Sie in der vergangenen Woche politische Berichte in den folgenden 

Zeitungen oder auf deren Internetseiten gelesen?“ Die Anzahl der Tage für die einzelnen Zeitungen 

wurden aufaddiert und bei sieben Tagen gekappt. Siebenstufige Antwortvorgabe. Die Anzahl der 

Wochentage wurde auf den Wertebereich von 0 (kein Tag) und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Fernsehnachrichten: „An wie vielen Tagen haben Sie in der vergangenen Woche folgende Nachrichten-

sendungen gesehen oder politische Berichte auf deren Internetseiten gelesen?“ Die Anzahl der Tage 
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für die einzelnen Fernsehsendungen wurden aufaddiert und bei sieben Tagen gekappt. Siebenstu-

fige Antwortvorgabe. Die Anzahl der Wochentage wurde auf den Wertebereich von 0 (kein Tag) 

und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Politische Online-Nachrichten: „An wie vielen Tagen haben Sie sich in der vergangenen Woche im Inter-

net über Politik informiert?“ Siebenstufige Antwortvorgabe. Die Anzahl der Wochentage wurde 

auf den Wertebereich von 0 (kein Tag) und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Politisches Wissen: Politisches System: (1) „Wie ist das eigentlich bei Bundestagswahlen, welche der 

beiden Stimmen ist ausschlaggebend für die Sitzverteilung im Bundestag?“ (richtig: Zweit-

stimme), (2) „Durch wen wird die Bundeskanzlerin bzw. der Bundeskanzler der Bundesrepublik 

Deutschland gewählt?“ (richtig: den Bundestag) (3) „Ab wie viel Prozent der Zweitstimmen kann 

eine Partei auf jeden Fall Abgeordnete in den Bundestag entsenden?“ (richtig: Ab 5 Prozent). Zu-

ordnung Politiker: Angela Merkel (CDU), Björn Höcke (AfD), Katja Kipping (Die Linke), Sigmar 

Gabriel (SPD), Winfried Kretschmann (Grüne), Wolfgang Schäuble (CDU). Zählindex, der sich 

für jede korrekte Antwort um 1 erhöht. Anschließend rekodiert auf den Wertebereich 0 „Keine 

Frage richtig“ und 1 „alle Fragen richtig“. 

Politisches Wissen – „Weiß nicht“-Antworten: Zählindex, der abbildet, wie oft bei den zehn Wissensfra-

gen angegeben wurde, die Antwort nicht zu kennen. Rekodiert auf den Wertebereich 0 „Nie“ und 

1 „Immer“. 

Demonstration: „Wenn Sie einmal an die letzten zwölf Monate zurückdenken, haben Sie da die folgenden 

Dinge getan, um in einer für Sie wichtigen Sache politischen Einfluss zu nehmen und Ihren Stand-

punkt zur Geltung zu bringen? Haben Sie…an einer Demonstration teilgenommen“? Rekodiert auf 

den Wertebereich 1 (ja) und 0 (nein). 

Bürgerinitiative: „Wenn Sie einmal an die letzten zwölf Monate zurückdenken, haben Sie da die folgenden 

Dinge getan, um in einer für Sie wichtigen Sache politischen Einfluss zu nehmen und Ihren Stand-

punkt zur Geltung zu bringen? Haben Sie…in einer Bürgerinitiative mitgearbeitet“? Rekodiert auf 

den Wertebereich 1 (ja) und 0 (nein). 

Wahlbeteiligung: „Bei der Bundestagswahl am 24. September kamen viele Bürger nicht dazu, ihre Stimme 

abzugeben oder nahmen aus anderen Gründen nicht an der Wahl teil. Wie war das bei Ihnen? “ 

Rekodiert auf den Wertebereich 1 (gewählt) und 0 (nicht gewählt). 

 

AUTNES-Panel 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Westdeutschland: Rekodiert auf den Wertebereich 0 (Ostdeutschland) und 1 (Westdeutschland). 

Bildung: Es wurden jeweils für einen mittleren (Polytechnikum, Berufsschule, BMS) und einen hohen 

Bildungsabschluss (Matura) eine Dummy-Variable gebildet. 

Politisches Interesse: „Einmal ganz allgemein gesprochen: Sind Sie an Politik…sehr interessiert, ziemlich 

interessiert, wenig interessiert, gar nicht interessiert?“ Rekodiert auf den Wertebereich 0 (über-

haupt nicht) bis 1 (sehr stark). 
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Internal Efficacy – Verständnis politischer Zusammenhänge: „Im Allgemeinen weiß ich recht viel über 

Politik.“ Fünfstufige Antwortvorgabe. Rekodiert auf den Wertebereich 0 (trifft gar nicht zu) bis 1 

(trifft sehr zu). 

Anzahl Gesprächspartner: „Von Zeit zu Zeit reden Menschen miteinander über Politik. Wenn Sie an die 

letzte Woche zurückdenken: Mit wie vielen Personen haben Sie über Politik gesprochen? Das kön-

nen Verwandte, Ehepartner, Freunde oder Bekannte sein.“ Offene Abfrage, rekodiert auf den Wer-

tebereich 0 (keine Person) bis 1 (drei und mehr Personen). 

Zeitung: „Nachstehend finden Sie eine Liste mit verschiedenen Tageszeitungen. An wie vielen Tagen einer 

normalen Woche lesen Sie im Durchschnitt die gedruckte Ausgabe der jeweiligen Zeitung?“ Neun-

stufige Antwortvorgabe. Die Anzahl der Tage für die einzelnen Zeitungen wurden aufaddiert und 

bei sieben Tagen gekappt. Die Anzahl der Wochentage wurde auf den Wertebereich von 0 (kein 

Tag) und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Fernsehnachrichten: „Nachstehend finden Sie eine Liste mit verschiedenen Fernsehnachrichtensendun-

gen. An wie vielen Tagen einer normalen Woche sehen Sie im Durchschnitt die verschiedenen 

Nachrichtensendungen?“ Neunstufige Antwortvorgabe. Die Anzahl der Tage für die einzelnen 

Fernsehsendungen wurden aufaddiert und bei sieben Tagen gekappt. Die Anzahl der Wochentage 

wurde auf den Wertebereich von 0 (kein Tag) und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Politische Online-Nachrichten: „Nachstehend finden Sie eine Liste mit verschiedenen Online-Nachrich-

tenseiten. An wie vielen Tagen einer normalen Woche suchen Sie diese Internetseiten im Durch-

schnitt auf?“ Neunstufige Antwortvorgabe. Die Anzahl der Tage für die einzelnen Nachrichtensei-

ten wurden aufaddiert und bei sieben Tagen gekappt. Die Anzahl der Wochentage wurde auf den 

Wertebereich von 0 (kein Tag) und 1 (jeden Tag) rekodiert. 

Politisches Wissen: Politisches System (1) „Ab welchem Alter darf man in Österreich bei Nationalrats-

wahlen wählen?“ (richtig: 16 Jahre), (2) „Wie viel Prozent der Stimmen braucht eine Partei für den 

Einzug in den Nationalrat? 3%, 4%, 5% oder anderes?“ (richtig: 5 Prozent), Zuordnung Politiker: 

Hans-Peter Doskozil (SPÖ), Sophie Karmasin (ÖVP), Sonja Hammerschmid (SPÖ), Herbert Kickl 

(FPÖ). Zählindex, der sich für jede korrekte Antwort um 1 erhöht. Anschließend rekodiert auf den 

Wertebereich 0 „Keine Frage richtig“ und 1 „alle Fragen richtig“. 

Politisches Wissen – „Weiß nicht“-Antworten: Zählindex, der abbildet, wie oft bei den sechs Wissensfra-

gen angegeben wurde, die Antwort nicht zu kennen. Rekodiert auf den Wertebereich 0 „Nie“ und 

1 „Immer“. 

Demonstration: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie Sie politisch Einfluss nehmen oder Ihre Mei-

nung äußern können. Haben Sie schon einmal… an einer genehmigten Demonstration oder Kund-

gebung teilgenommen?“ Rekodiert auf den Wertebereich 1 (ja) und 0 (nein). 

Bürgerinitiative: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie Sie politisch Einfluss nehmen oder Ihre Mei-

nung äußern können. Haben Sie schon einmal…bei einer Bürgerinitiative mitarbeiten?“ Rekodiert 

auf den Wertebereich 1 (ja) und 0 (nein). 

Unterschriftensammlung: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie Sie politisch Einfluss nehmen oder 

Ihre Meinung äußern können. Haben Sie schon einmal… an einer Unterschriftensammlung – auch 

im Internet – teilnehmen?“ Rekodiert auf den Wertebereich 1 (ja) und 0 (nein). 
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Kontakt mit Politikern: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie Sie politisch Einfluss nehmen oder Ihre 

Meinung äußern können. Haben Sie schon einmal…persönlich an einen Politiker wenden – auch 

per Brief oder E-Mail?“ Rekodiert auf den Wertebereich 1 (ja) und 0 (nein). 

Wahlbeteiligung: „Bei den Nationalratswahlen am 15. Oktober 2017 gab es viele Bürgerinnen und Bürger, 

die aus guten Gründen nicht an der Wahl teilnehmen konnten oder wollten. Wie war das bei Ihnen, 

welche der folgenden Aussagen trifft auf Sie zu?“ Rekodiert auf den Wertebereich 1 (gewählt) und 

0 (nicht gewählt). 

Tabelle 19: Deskriptive Darstellung der Variablen in Kapitel 4 
 AUTNES GLES 

 MW SD N MW SD N 
Risikotoleranz 0.49 0.24 2893 0.44 0.26 7484 
Frau 0.50 0.50 2880 0.51 0.50 7484 
Alter 0.42 0.22 2695 0.39 0.19 7484 
Niedrige Bildung 0.16 0.36 2861 0.38 0.48 7484 
Mittlere Bildung 0.55 0.50 2861 0.30 0.46 7484 
Hohe Bildung 0.29 0.45 2861 0.32 0.47 7484 
Politisches Interesse 0.60 0.28 2785 0.60 0.26 7481 
Internal Efficacy: Verständnis 
politischer Zusammenhänge 

0.56 0.26 2304 0.59 0.24 7438 

Internal Efficacy: aktive Teil-
nahme pol. Gespräch 

   0.54 0.29 7454 

Anzahl Gesprächspartner 0.66 0.39 2314 0.63 0.41 7251 
Häufigkeit politische Gespräche    0.32 0.27 7359 

Zeitung 0.59 0.44 2587 0.50 0.44 7467 
Fernsehnachrichten 0.66 0.42 2587 0.78 0.35 7465 
Politische Online-Nachrichten 0.57 0.45 2587 0.50 0.38 7450 
Politisches Wissen 0.52 0.29 2893 0.59 0.27 7401 
Politisches Wissen: „Weiß 
nicht“-Antworten 

0.16 0.24 2893 0.26 0.24 7401 

Demonstration 0.15 0.36 2458 0.14 0.35 7443 
Bürgerinitiative 0.08 0.27 2458 0.08 0.27 7449 
Wahlbeteiligung 0.93 0.26 2423 0.93 0.25 7463 
Unterschriftensammlung 0.48 0.50 2458    
Kontakt mit Politikern 0.22 0.41 2458    

Anmerkungen: Teilnahme an Welle 1–8 im GLES-Panel und Welle 1–6 im AUTNES-Panel. Alle unabhängigen Va-
riablen sind von 0 (Minimum) bis 1 (Maximum) kodiert. Daten gewichtet. 
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Tabelle 20: Korrelationen zwischen der Risikotoleranz und der politischen Involvie-
rung 

AUTNES (1) (2) (3) (4) (5) 

(1) Risikotoleranz 1     
(2) Wissen, politisches System 0.05* 1    
(3) Wissen, Zuordnung Politiker 0.04* 0.18** 1   
(4) Wissen, Anteil „Weiß nicht“ -0.11** - - 1  
(5) Politisches Interesse 0.16** 0.14** 0.45** -0.30** 1 
(6) Interne Efficacy 0.20** 0.13** 0.44** -0.33** 0.62** 
N 2304     

GLES (1) (2) (3) (4) (5) 

(1) Risikotoleranz 1     
(2) Wissen, politisches System 0.03* 1    
(3) Wissen, Zuordnung Politiker 0.05** 0.43** 1   
(4) Wissen, Anteil „Weiß nicht“ -0.10** - - 1  
(5) Politisches Interesse 0.16** 0.34** 0.52** -0.55** 1 
(6) Interne Efficacy 0.17** 0.34** 0.44** -0.46** 0.57** 
N 7354     

Anmerkungen: Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. Daten gewichtet. 

Tabelle 21: Einfluss der Risikotoleranz auf die Häufigkeit der „Weiß nicht“-Antworten 
und die selbstberichtete Anzahl der Gesprächspartner 

 Politisches Wissen: 
Häufigkeit 'Weiß nicht' 

Anzahl Gesprächspartner 

 AUTNES GLES AUTNES GLES 

Risikotoleranz -0.57* 
(0.22) 

-0.35** 
(0.09) 

1.20** 
(0.23) 

1.05** 
(0.10) 

Frau 0.80** 
(0.10) 

1.10** 
(0.05) 

-0.45** 
(0.10) 

-0.29** 
(0.05) 

Alter -1.05** 
(0.22) 

-2.57** 
(0.16) 

1.10** 
(0.23) 

1.40** 
(0.16) 

Bildung: mittel -0.07 
(0.16) 

-0.51** 
(0.06) 

-0.18 
(0.16) 

0.31** 
(0.07) 

Bildung: hoch -0.69** 
(0.16) 

-1.28** 
(0.07) 

0.04 
(0.17) 

0.54** 
(0.07) 

cut1 -0.27 
(0.20) 

-2.42** 
(0.11) 

-0.75** 
(0.21) 

-0.20 
(0.11) 

cut2 0.62** 
(0.20) 

-1.45** 
(0.11) 

-0.06 
(0.21) 

0.62** 
(0.11) 

cut3 1.24** 
(0.21) 

-0.68** 
(0.10) 

0.73** 
(0.21) 

1.14** 
(0.11) 

cut4 1.81** 
(0.22) 

0.02 
(0.10) 

 
 

 
 

cut5 2.84** 
(0.24) 

0.72** 
(0.11) 

 
 

 
 

cut6 4.45** 
(0.34) 

1.36** 
(0.11) 

 
 

 
 

cut7  
 

2.06** 
(0.12) 

 
 

 
 

cut8  
 

2.72** 
(0.13) 

 
 

 
 

cut9  
 

3.65** 
(0.18) 

 
 

 
 

Korr. Pseudo R² 0.03 0.05 0.02 0.02 
N 2651 7401 2283 7251 

Anmerkungen: Ordinal logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten mit Standardfehlern in Klam-
mern. Daten gewichtet. Das politische Wissen wurden in der ersten (AUTNES) bzw. ersten und zweiten Welle (GLES) 
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gemessen, die Anzahl der Gesprächspartner in der ersten (GLES) bzw. zweiten Welle (AUTNES). Daten gewichtet. 
Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

 

Tabelle 22: Mittlerer Einfluss der Risikotoleranz auf die interpersonelle Kommunika-
tion 

 Politische Gespräche: 

 Anzahl Gesprächspartner 
mehr als 2 Personen 

Häufigkeit letzte 
Woche 

 AUTNES GLES GLES 

Risikotoleranz 0.25 
(0.04) 

0.21 
(0.02) 

0.12 
(0.01) 

Frau -0.08 
(0.02) 

-0.07 
(0.01) 

-0.02 
(0.01) 

Alter 0.29 
(0.15) 

0.35 
(0.05) 

0.35 
(0.04) 

Bildung: mittel -0.02 
(0.02) 

0.08 
(0.01) 

0.06 
(0.00) 

Bildung: hoch 0.06 
(0.02) 

0.14 
(0.01) 

0.12 
(0.01) 

Konstante   0.09 
(0.03) 

Korr. R²/Pseudo R² 0.02 0.03 0.10 
N 2083 6500 6781 

Anmerkungen: Dargestellt sind für die abhängige Variable „Anzahl der Gesprächspartner“ die Mittelwerte der durch-
schnittlichen marginalen Effekte (ordinale logistische Regressionen) und für „Häufigkeit der politischen Gespräche“ 
Mittelwerte der Regressionskoeffizienten (OLS-Regressionen). Berücksichtigte Wellen: GLES-Panel: 1–8; AU-
TNES-Panel: 2, 4, 6. Nur Befragte, die an allen Wellen teilgenommen haben. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * 
p < 0.05, ** p < 0.01. 
 

Tabelle 23: Mittlerer Einfluss der Risikotoleranz auf die Rezeption politischer Nach-
richten 

 Zeitung Fernsehnachrichten Online-Nachrichten 

 AUTNES GLES AUTNES GLES AUTNES GLES 

Risikotoleranz 0.09 
(0.01) 

0.11 
(0.01) 

0.18 
(0.01) 

0.12 
(0.01) 

0.13 
(0.02) 

0.13 
(0.01) 

Frau -0.04 
(0.01) 

-0.12 
(0.01) 

-0.02 
(0.02) 

-0.06 
(0.02) 

-0.12 
(0.01) 

-0.12 
(0.01) 

Alter 0.20 
(0.22) 

0.59 
(0.06) 

0.38 
(0.23) 

0.84 
(0.11) 

-0.16 
(0.10) 

0.34 
(0.06) 

Bildung: mittel -0.07 
(0.05) 

0.10 
(0.01) 

-0.05 
(0.02) 

0.05 
(0.01) 

0.02 
(0.01) 

0.09 
(0.00) 

Bildung: hoch -0.05 
(0.06) 

0.19 
(0.01) 

-0.04 
(0.02) 

0.06 
(0.03) 

0.13 
(0.01) 

0.21 
(0.01) 

Konstante 0.50 
(0.02) 

0.11 
(0.05) 

0.45 
(0.13) 

0.29 
(0.09) 

0.54 
(0.01) 

0.17 
(0.05 

N 2260 0.11 2260 0.16 2260 0.11 
Anmerkungen: Dargestellt sind Mittelwerte der OLS-Regressionskoeffizienten, Standardfehler (in Klammern) und 
des korrigierten R². Berücksichtigte Wellen: GLES-Panel: 1, 2–8; AUTNES-Panel: 1, 4. Nur Befragte, die an allen 
Wellen teilgenommen haben. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01.  
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Tabelle 24: Einfluss der Risikotoleranz auf die Nutzung unkonventioneller Partizipa-
tionsformen (Logit-Koeffizienten) 

 
Demonstration Bürgerinitiative 

Unterschrif-
tensamm-

lung 

 AUTNES GLES AUTNES GLES AUTNES 

Risikotoleranz 0.52 
(0.31) 

1.48** 
(0.16) 

0.73 
(0.45) 

1.12** 
(0.21) 

0.45 
(0.26) 

Politisches Interesse 1.69** 
(0.37) 

2.17** 
(0.22) 

1.79** 
(0.49) 

2.36** 
(0.33) 

1.15** 
(0.29) 

Politisches Wissen 0.48 
(0.32) 

0.55** 
(0.19) 

0.49 
(0.43) 

-0.72** 
(0.24) 

0.82** 
(0.24) 

Internal Efficacy 0.84* 
(0.40) 

0.54* 
(0.21) 

0.54 
(0.57) 

0.59* 
(0.29) 

0.49 
(0.30) 

Frau -0.07 
(0.17) 

0.10 
(0.08) 

-0.23 
(0.24) 

-0.12 
(0.11) 

0.08 
(0.13) 

30–39 Jahre -0.35 
(0.27) 

-0.48** 
(0.15) 

0.01 
(0.41) 

-0.43* 
(0.20) 

0.07 
(0.20) 

40–49 Jahre 0.06 
(0.24) 

-0.51** 
(0.14) 

-0.01 
(0.36) 

-0.51** 
(0.19) 

0.13 
(0.20) 

50–59 Jahre 0.06 
(0.25) 

-0.51** 
(0.14) 

0.76* 
(0.35) 

-0.51** 
(0.19) 

0.25 
(0.20) 

60 Jahre und älter -0.05 
(0.25) 

-0.92** 
(0.14) 

0.70* 
(0.35) 

-0.43* 
(0.18) 

-0.01 
(0.20) 

Bildung: mittel -0.46 
(0.26) 

0.19 
(0.11) 

-0.30 
(0.37) 

0.26 
(0.15) 

0.19 
(0.20) 

Bildung: hoch 0.14 
(0.27) 

0.43** 
(0.11) 

-0.01 
(0.37) 

0.44** 
(0.15) 

0.81** 
(0.21) 

Konstante -3.67** 
(0.45) 

-4.34** 
(0.23) 

-4.74** 
(0.64) 

-4.31** 
(0.31) 

-2.17** 
(0.33) 

Korr. Pseudo R² 0.09 0.11 0.09 0.07 0.08 
N 2051 7319 2051 7325 2051 

Anmerkungen: Logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten mit Standardfehlern in Klammern. 
Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. Die abhängigen Variablen wurden in der zweiten Welle 
(GLES) bzw. fünften Welle (AUTNES) erhoben.  
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Tabelle 25: Einfluss der Risikotoleranz auf die Nutzung konventioneller Partizipations-
formen (Logit-Koeffizienten) 

 
Wahlbeteiligung 

Anschreiben 

Politiker 

 AUTNES GLES AUTNES 

Risikotoleranz -0.76 
(0.53) 

0.27 
(0.24) 

0.98** 
(0.31) 

Politisches Interesse 1.33* 
(0.53) 

1.36** 
(0.28) 

1.61** 
(0.33) 

Politisches Wissen 1.43** 
(0.46) 

2.52** 
(0.30) 

0.42 
(0.27) 

Internal Efficacy 1.02 
(0.56) 

0.58* 
(0.27) 

0.60 
(0.35) 

30–39 Jahre 0.48 
(0.30) 

-0.07 
(0.23) 

0.45 
(0.26) 

40–49 Jahre 1.03** 
(0.34) 

0.12 
(0.22) 

0.74** 
(0.25) 

50–59 Jahre 0.58 
(0.35) 

0.17 
(0.21) 

1.30** 
(0.25) 

60 Jahre und älter 0.84* 
(0.37) 

0.49* 
(0.23) 

1.32** 
(0.25) 

Bildung: mittel -0.11 
(0.31) 

0.15 
(0.14) 

-0.03 
(0.25) 

Bildung: hoch 0.15 
(0.34) 

0.62** 
(0.18) 

0.05 
(0.26) 

Frau 0.17 
(0.26) 

0.16 
(0.13) 

0.18 
(0.14) 

Konstante 0.45 
(0.56) 

-0.10 
(0.27) 

-4.27** 
(0.38) 

Korr. Pseudo R² 0.11 0.16 0.11 
N 2019 7338 2051 

Anmerkungen: Logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten mit Standardfehlern in Klammern. 
Die Wahlbeteiligung wurde jeweils in der ersten Nachwahlwelle erhoben, die anderen abhängigen Variablen wurden 
in Welle 2 (GLES) und Welle 5 (AUTNES) gemessen. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 
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Anhang zu Kapitel 5 

Verwendete Daten 

YouGov (2015): Außenpolitikpanel, in Auftrag gegeben von Thomas J. Scotto und Jason Reifler. 

Erhebung der abhängigen Variablen in Welle 2 (Feldzeit: 09.07.15 – 24.07.15). 

 

Frageformulierungen und Operationalisierung 

Ausschluss aus der Eurozone: „Wirtschaftlich zu schwache Staaten sollten aus der Währungsunion aus-

geschlossen werden“. Fünfstufige Antwortvorgabe, rekodiert auf drei Ausprägungen: 0 Zustim-

mung (stimme voll und ganz zu, stimme eher zu), 1 Unentschieden (teils/teils), 2 Ablehnung 

(stimme eher nicht zu, stimme überhaupt nicht zu). 

Frame: Kennzeichnung der Befragten, die den Nebensatz „[…], auch wenn dadurch die europäische Ei-

nigung insgesamt gefährdet ist“ erhalten haben. Wertebereich 0 (Frame 1, Nebensatz nicht gese-

hen) und 1 (Frame 2, Nebensatz gesehen). 

Politisches Wissen: (1) „Der Außenminister der USA heißt John Kerry“ (richtig), (2) „China ist das Land 

mit der größten Wirtschaftsleistung“ (richtig), (3) „Es ist Aufgabe des UN-Sicherheitsrates, inter-

nationale Handelsvereinbarungen durchzusetzen“ (falsch), (4) „Das Europaparlament hat seinen 

Sitz in Straßburg“ (richtig), (5) „Die Amtszeit eines Abgeordneten des Europaparlaments beträgt 

fünf Jahre“ (richtig), (6) „In Deutschland schließen die Wahllokale am Wahltag um 22 Uhr“ 

(falsch), (7) „In Deutschland liegt das Wahlalter bei der Europawahl bei 16 Jahren“ (falsch), (8) 

„Jeder registrierte Wahlberechtigte kann bei seiner Gemeindeverwaltung Briefwahl beantragen“ 

(richtig), (9) „Jeder Bürger der Europäischen Union kann in Deutschland arbeiten“ (richtig) ,(10) 

„Deutschland hat mehr Geld für humanitäre Hilfe in Syrien zugesagt als alle anderen europäischen 

Länder“ (richtig). Zählindex, der sich für jede korrekte Antwort um 1 erhöht. Anschließend reko-

diert auf den Wertebereich 0 (kein politisches Wissen) bis 1 (viel politisches Wissen). 

EU-Verbundenheit: „Menschen fühlen sich unterschiedlich stark mit Deutschland und Europa verbunden. 

Wie ist das bei Ihnen? […] Und wie stark fühlen Sie sich mit der Europäischen Union verbunden?“ 

Fünfstufige Antwortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 (keine Verbundenheit) bis 1 (starke 

Verbundenheit) rekodiert. 

Gegen Zuwanderung: (1*) „Deutschland hat davon profitiert, dass in den vergangenen Jahrzehnten Men-

schen aus vielen verschiedenen Ländern und Kulturen zugewandert sind.“ (2) „Deutschland sollte 

keine weiteren Zuwanderer aufnehmen.“ (3) „Die meisten Straftaten in Deutschland werden von 

Zuwanderern verübt.“ (4*) „Die Zuwanderung der letzten Jahre hat das Wirtschaftswachstum in 

Deutschland beschleunigt.“ Jeweils fünfstufige Antwortvorgabe, die Antworten wurden zu einem 

Mittelwertindex zusammengefasst und auf den Wert 0 (gering) und 1 (hoch) rekodiert. 

Parteiidentifikation: „In Deutschland neigen viele Leute längere Zeit einer bestimmten politischen Partei 

zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie - ganz 

allgemein gesprochen - einer bestimmten Partei zu? Und wenn ja, welcher?“ Es wurde jeweils eine 
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Dummy-Variable für eine Parteiidentifikation mit der CDU/CSU, SPD, FDP, den Grünen, der Lin-

ken, der AfD und einer anderen Partei gebildet. 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. Abitur: Dummy-Variable mit dem Wert 1 für Fachabitur 

und höher. 

 

Tabelle 26: Deskriptive Darstellung der Variablen in Kapitel 5 
 MW SD N 

Ausschluss aus der Eurozone 0.50 0.31 1634 

Risikoavers 0.18 0.29 1769 

Risikobereit 0.18 0.26 1769 

Frau 0.52 0.50 1769 

Alter 0.45 0.23 1769 

Abitur 0.29 0.45 1726 

Politisches Wissen 0.60 0.24 1769 

EU-Verbundenheit 0.44 0.27 1698 

Gegen Zuwanderung 0.50 0.25 1724 

Parteiidentifikation:    

Keine PID 0.23 0.42 1769 

CDU/CSU 0.27 0.44 1769 

SPD 0.20 0.40 1769 

Grüne 0.07 0.26 1769 

Die Linke 0.09 0.28 1769 

FDP 0.03 0.16 1769 

AfD 0.09 0.28 1769 

Andere Partei 0.02 0.13 1769 

Befragungszeitraum:    

09.–12. Juli 2015 0.61 0.49 1769 

13.–16. Juli 2015 0.28 0.45 1769 

17.–24. Juli 2015 0.11 0.31 1769 

Anmerkungen: Daten: YouGov-Panel. Alle unabhängigen Variablen sind von 0 (Minimum) bis 1 (Maximum) kodiert. 
Daten gewichtet. 

 

Tabelle 27: Korrelationen der unabhängigen Variablen in Kapitel 5 

 (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 

(1) Risikoavers 1       
(2) Risikobereit - 1      
(3) Frau 0.11** -0.09** 1     
(4) Alter 0.05* -0.05* -0.14** 1    
(5) Abitur -0.09** 0.07** -0.10** 0.03 1   
(6) Politisches Wissen -0.09** 0.03 -0.27** 0.29** 0.12** 1  
(7) EU-Verbundenheit -0.08** 0.05* -0.07** 0.08** 0.09** 0.12** 1 
(8) Gegen Zuwanderung 0.10** -0.03 0.04* -0.00 -0.17** -0.12** -0.38** 
N 2284       

Anmerkungen: Daten: YouGov-Panel. Signifikanzniveau: * p < 0.05, ** p < 0.01. Daten gewichtet. 
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Tabelle 28: Einfluss der Risikotoleranz auf die Zustimmung zum Ausschluss wirt-
schaftlich schwacher Staaten, Interaktionen (Logit-Koeffizienten) 

 Interaktion der Risikotoleranz mit: 

 politischem Wissen 
und Frame 

EU-Verbundenheit und 
Frame 

PID mit den Regie-
rungsparteien und 

Frame 

 Ableh-
nung 

Zustim-
mung 

Ableh-
nung 

Zustim-
mung 

Ableh-
nung 

Zustim-
mung 

Gegen Zuwanderung -2.29** 
(0.34) 

1.72** 
(0.32) 

-2.28** 
(0.35) 

1.68** 
(0.32) 

-2.52** 
(0.34) 

1.68** 
(0.31) 

Alter 0.75* 
(0.36) 

-0.31 
(0.35) 

0.75* 
(0.36) 

-0.29 
(0.35) 

0.75* 
(0.36) 

-0.24 
(0.35) 

Frau -0.35* 
(0.15) 

0.05 
(0.14) 

-0.37* 
(0.15) 

0.04 
(0.14) 

-0.31* 
(0.15) 

0.07 
(0.14) 

Abitur 0.03 
(0.16) 

0.21 
(0.16) 

0.02 
(0.16) 

0.21 
(0.16) 

0.00 
(0.16) 

0.18 
(0.16) 

Befragungszeitraum: 
(Ref.: 09.–12. Juli 2015) 

      

13.–16. Juli 2015 -0.11 
(0.16) 

-0.19 
(0.15) 

-0.12 
(0.16) 

-0.21 
(0.15) 

-0.14 
(0.16) 

-0.20 
(0.16) 

17.–24. Juli 2015 -0.02 
(0.22) 

-0.38 
(0.24) 

-0.01 
(0.22) 

-0.40 
(0.24) 

-0.04 
(0.22) 

-0.36 
(0.24) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

      

CDU/CSU -0.12 
(0.21) 

0.20 
(0.21) 

-0.12 
(0.21) 

0.19 
(0.21) 

 
 

 
 

SPD -0.07 
(0.23) 

0.29 
(0.23) 

-0.06 
(0.23) 

0.27 
(0.23) 

 
 

 
 

Grüne 0.29 
(0.31) 

0.39 
(0.33) 

0.28 
(0.31) 

0.37 
(0.33) 

 
 

 
 

Die Linke 0.53 
(0.28) 

0.36 
(0.28) 

0.56* 
(0.27) 

0.39 
(0.28) 

 
 

 
 

FDP -0.41 
(0.49) 

0.34 
(0.41) 

-0.44 
(0.49) 

0.32 
(0.41) 

 
 

 
 

AfD -0.65 
(0.37) 

0.45 
(0.26) 

-0.65 
(0.37) 

0.46 
(0.26) 

 
 

 
 

Andere Partei 0.24 
(0.52) 

-0.06 
(0.54) 

0.38 
(0.52) 

-0.07 
(0.55) 

 
 

 
 

EU-Verbundenheit 0.59* 
(0.29) 

-0.65* 
(0.29) 

1.59* 
(0.69) 

-0.74 
(0.62) 

0.61* 
(0.29) 

-0.72** 
(0.28) 

Frame 0.85 
(0.75) 

-0.04 
(0.70) 

-0.25 
(0.51) 

-0.12 
(0.40) 

-0.14 
(0.44) 

-0.07 
(0.41) 

Politisches Wissen 1.92* 
(0.87) 

0.32 
(0.83) 

0.89* 
(0.38) 

0.88* 
(0.37) 

0.77* 
(0.37) 

0.91* 
(0.37) 

Risikoavers 2.10 
(1.32) 

-1.06 
(1.27) 

1.32 
(0.80) 

0.32 
(0.58) 

-0.85 
(0.76) 

0.05 
(0.60) 

Risikobereit 1.22 
(1.46) 

-0.27 
(1.32) 

1.44 
(0.84) 

0.54 
(0.69) 

-0.26 
(0.85) 

0.22 
(0.67) 

Frame* 
Risikoavers 

-2.60 
(1.80) 

1.60 
(1.53) 

0.67 
(1.25) 

1.98* 
(0.97) 

0.47 
(1.18) 

0.53 
(0.94) 

Frame* 
Risikobereit 

-2.32 
(2.07) 

-0.16 
(1.79) 

-0.44 
(1.26) 

-0.32 
(1.00) 

-0.25 
(1.22) 

-0.07 
(1.05) 

Frame* 
Politisches Wissen 

-1.28 
(1.12) 

0.04 
(1.10) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Politisches Wissen* 
Risikoavers 

-3.57 
(2.01) 

2.47 
(1.97) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Politisches Wissen* 
Risikobereit 

-1.97 
(2.24) 

1.30 
(2.07) 
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Frame*Politisches Wissen* 
Risikoavers 

4.37 
(2.76) 

-2.12 
(2.43) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Frame* Politisches Wissen 
*Risikobereit 

2.90 
(3.13) 

0.37 
(2.84) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Frame* 
EU-Verbundenheit 

 
 

 
 

0.59 
(0.94) 

0.26 
(0.89) 

 
 

 
 

EU-Verbundenheit* 
Risikoavers 

 
 

 
 

-3.41* 
(1.49) 

0.63 
(1.23) 

 
 

 
 

EU-Verbundenheit* 
Risikobereit 

 
 

 
 

-3.13* 
(1.51) 

0.14 
(1.42) 

 
 

 
 

Frame*EU-Verbundenheit* 
Risikoavers 

 
 

 
 

-0.91 
(2.24) 

-4.32* 
(2.10) 

 
 

 
 

Frame*EU-Verbundenheit 
*Risikobereit 

 
 

 
 

-0.11 
(2.24) 

0.78 
(2.05) 

 
 

 
 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: PID mit anderen P.) 

      

Keine PID  
 

 
 

 
 

 
 

-0.95 
(0.53) 

-0.58 
(0.42) 

PID mit Regierungs-
parteien 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.33 
(0.40) 

-0.43 
(0.37) 

Frame*Keine PID  
 

 
 

 
 

 
 

0.73 
(0.70) 

0.35 
(0.62) 

Frame*PID mit Regie-
rungsparteien 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.07 
(0.54) 

-0.09 
(0.53) 

Keine PID* 
Risikoavers 

 
 

 
 

 
 

 
 

1.58 
(1.19) 

-0.75 
(0.98) 

PID mit Reg.parteien* 
Risikoavers 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.98 
(0.98) 

1.31 
(0.82) 

Keine PID* 
Risikobereit 

 
 

 
 

 
 

 
 

1.82 
(1.40) 

0.60 
(1.07) 

PID mit Reg.parteien* 
Risikobereit 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.28 
(1.05) 

0.43 
(0.90) 

Frame*Keine PID* 
Risikoavers 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.20 
(1.84) 

1.91 
(1.60) 

Frame*PID mit Reg.par-
teien*Risikoavers 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.84 
(1.45) 

-1.42 
(1.25) 

Frame*Keine PID* 
Risikobereit 

 
 

 
 

 
 

 
 

-1.74 
(1.89) 

-1.51 
(1.62) 

Frame*PID mit Reg.par-
teien*Risikobereit 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.22 
(1.50) 

0.98 
(1.36) 

Konstante -0.29 
(0.63) 

-0.91 
(0.61) 

-0.09 
(0.50) 

-1.22** 
(0.46) 

0.87 
(0.49) 

-0.71 
(0.47) 

Korr. Pseudo R² 0.09  0.10  0.09  
N 1540  1540  1540  

Anmerkungen: Daten: YouGov-Panel. Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten 
mit Standardfehlern in Klammern (Referenzkategorie: Unentschieden). Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 
0.05, ** p < 0.01. Frame: Hinweis auf die mögliche Bedrohung für die EU erhalten. 
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Abbildung 17: Interaktion der Risikotoleranz mit dem politischen Wissen in Abhängig-
keit von der Frame-Bedingung (durchschnittliche marginale Effekte) 
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Abbildung 18: Interaktion der Risikotoleranz mit der EU-Verbundenheit in Abhängig-
keit von der Frame-Bedingung (durchschnittliche marginale Effekte) 
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Abbildung 19: Interaktion der Risikotoleranz mit der der Parteiidentifikation in Abhän-
gigkeit von der Frame-Bedingung (durchschnittliche marginale Effekte) 

 

  



Anhang zu Kapitel 5   203 

 

Abbildung 20: Interaktion der EU-Verbundenheit mit dem politischen Wissen (vorher-
gesagte Wahrscheinlichkeit) 
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Anhang zu Kapitel 6 

Verwendete Daten 

GLES (2020): GLES Panel 2016–2019, Wellen 1–11. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA6838 Datenfile Ver-
sion 2.0.0, https://doi.org/10.4232/1.13598. 

Erhebung der abhängigen Variablen in Welle 9 (Feldzeit: 15.03.18 – 26.03.18). 

 

Frageformulierungen und Operationalisierung 

Mehr Freihandel: „Das weltweite Zusammenwachsen der Märkte sollte weiter vorangetrieben werden“, 

rekodiert auf drei Ausprägungen: 0 Zustimmung (stimme voll und ganz zu, stimme eher zu), 1 

Unentschieden (teils/teils), 2 Ablehnung (stimme eher nicht zu, stimme überhaupt nicht zu). 

Protektionismus: „Deutschland sollte die Einfuhr von Waren aus anderen Ländern einschränken“, reko-

diert auf drei Ausprägungen: 0 Zustimmung (stimme voll und ganz zu, stimme eher zu), 1 Unent-

schieden (teils/teils), 2 Ablehnung (stimme eher nicht zu, stimme überhaupt nicht zu). 

Politisches Wissen: (1) „Wie ist das eigentlich bei Bundestagswahlen, welche der beiden Stimmen ist 

ausschlaggebend für die Sitzverteilung im Bundestag?“ (richtig: Zweitstimme), (2) „Durch wen 

wird die Bundeskanzlerin bzw. der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt?“ 

(richtig: den Bundestag) (3) „Ab wie viel Prozent der Zweitstimmen kann eine Partei auf jeden 

Fall Abgeordnete in den Bundestag entsenden?“ (richtig: Ab 5 Prozent). (4) bis (9) Zuordnung von 

sechs Politikern zu ihrer jeweiligen Partei. Zählindex, der sich für jede korrekte Antwort um 1 

erhöht. Anschließend reskaliert auf den Wertebereich 0 (wenig politisches Wissen) bis 1 (viel po-

litisches Wissen). 

Eigene wirtschaftliche Lage: „Wie beurteilen Sie Ihre derzeitige eigene wirtschaftliche Lage?“ Fünfstu-

fige Antwortvorgabe, reskaliert auf den Wertebereich 0 (sehr schlecht) bis 1 (sehr gut) rekodiert. 

Formale Bildung: Es wurden jeweils für einen niedrigen (maximal Hauptschulabschluss) und einen hohen 

(mindestens Fachabitur) eine Variable gebildet. 

Isolationismus: „Nun geht es um ein paar Aussagen zur Außen- und Sicherheitspolitik Deutschlands. Bitte 

geben Sie jeweils an, inwieweit Sie dieser Aussage zustimmen.“ (1) „Deutschland sollte sich nicht 

um weltpolitische Fragen kümmern, sondern sich auf die Probleme im eigenen Land konzentrie-

ren.“ (2) „Deutschland sollte eine aktivere Rolle in der Weltpolitik spielen“ (umgedrehte Skala). 

Beide mit fünfstufiger Antwortvorgabe. Die Antworten auf beide Fragen wurden zu einem additi-

ven Index zusammengefasst und auf einen Wertebereich zwischen 0 (gegen eine aktive Rolle 

Deutschlands) und 1 (für eine aktive Rolle Deutschlands) reskaliert. 

Ethnokulturalismus: „Manche Menschen meinen, dass die folgenden Dinge wichtig sind, um wirklich 

deutsch zu sein. Andere halten sie für nicht wichtig. Wie stufen Sie diese Dinge ein? Wie wichtig 

ist es…“ (1) „…deutsche Vorfahren zu haben“, (2) „…die deutschen Sitten und Normen zu teilen“, 

(3) „…akzentfrei deutsch zu sprechen“. Jeweils fünfstufige Skala. Die Antworten auf beide Fragen 

wurden zu einem additiven Index zusammengefasst und auf einen Wertebereich zwischen 0 (nied-

rig) und 1 (hoch) reskaliert. 
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Chauvinismus: „Die Welt wäre besser, wenn die Menschen in anderen Ländern eher so wären wie die 

Deutschen“. Fünfstufige Antwortvorgabe, reskaliert auf den Wertebereich 0 (niedrig) bis 1 (hoch). 

Parteiidentifikation: „In Deutschland neigen viele Leute längere Zeit einer bestimmten politischen Partei 

zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie - ganz 

allgemein – einer bestimmten Partei zu? Und wenn ja, welcher?“ Es wurde jeweils eine Dummy-

Variable für eine Parteiidentifikation mit der CDU/CSU, SPD, FDP, den Grünen, der Linken, der 

AfD und mit anderen Parteien gebildet. 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Westdeutschland: Rekodiert auf den Wertebereich 0 (Ostdeutschland) und 1 (Westdeutschland). 

 

Tabelle 29: Deskriptive Darstellung der Variablen in Kapitel 6 
 MW SD N 

Mehr Freihandel 0.56 0.24 11756 

Protektionismus 0.39 0.23 11773 

Risikoavers 0.26 0.34 12000 

Risikobereit 0.16 0.25 12000 

Frau 0.51 0.50 12000 

Alter 0.39 0.19 12000 

Niedrige Bildung 0.38 0.48 12000 

Mittlere Bildung 0.30 0.46 12000 

Hohe Bildung 0.32 0.47 12000 

Westdeutschland 0.79 0.41 12000 

Politisches Wissen 0.58 0.27 10897 

Eigene wirtschaftliche Lage 0.58 0.23 11575 

Isolationismus 0.50 0.22 11382 

Ethnokulturalismus 0.61 0.25 11866 

Chauvinismus 0.42 0.26 11437 

Parteiidentifikation:    

Keine PID 0.25 0.43 11968 

CDU/CSU 0.22 0.41 11968 

SPD 0.20 0.40 11968 

FDP 0.04 0.19 11968 

Grüne 0.09 0.28 11968 

Die Linke 0.10 0.30 11968 

AfD 0.08 0.28 11968 

Andere Partei 0.03 0.18 11968 

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Alle unabhängigen Variablen sind von 0 (Minimum) bis 1 (Maxi-
mum) kodiert. Daten gewichtet. 



 

 

Tabelle 30: Korrelationen der unabhängigen Variablen in Kapitel 6 

 (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) 

(1) Risikoavers 1          
(2) Risikobereit - 1         
(3) Frau 0.14** -0.11** 1        
(4) Alter 0.07** 0.03* -0.03** 1       

(5) Hohe Bildung -0.09** 0.04** -0.02 -0.17** 1      
(6) Westdeutschland 0.03** -0.02 -0.01 0.03* -0.08** 1     

(7) Politisches Wissen -0.05** 0.02* -0.30** 0.22** 0.27** 0.02 1    
(8) Eigene wirtschaftliche Lage -0.10** 0.10** -0.09** -0.00 0.18** 0.03** 0.22** 1   

(9) Isolationismus 0.10** -0.06** 0.07** -0.00 -0.16** -0.03** -0.20** -0.23** 1  
(10) Ethnokulturalismus 0.08** 0.01 -0.01 0.15** -0.17** -0.02 -0.09** -0.03* 0.21** 1 
(11) Chauvinismus -0.01 0.02 -0.08** -0.04** -0.10** -0.00 -0.12** -0.01 0.12** 0.35** 

N 7179          

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Signifikanzniveau: * p < 0.05, ** p < 0.01. Daten gewichtet. 
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Tabelle 31: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung des Freihandels (Logit-Ko-
effizienten) 

 
Zusammenwachsen der Märkte Protektionismus 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 
Risikoavers 0.32** 

(0.11) 
0.27** 
(0.09) 

0.44** 
(0.09) 

0.23 
(0.12) 

Risikobereit 0.24 
(0.15) 

0.66** 
(0.12) 

0.38** 
(0.12) 

0.90** 
(0.16) 

Politisches Wissen 0.95** 
(0.15) 

0.19 
(0.11) 

1.11** 
(0.11) 

0.37* 
(0.16) 

Eigene wirtschaftliche Lage -0.44** 
(0.14) 

0.91** 
(0.12) 

0.33** 
(0.12) 

-0.11 
(0.16) 

Bildung: mittel 0.06 
(0.08) 

0.06 
(0.07) 

0.11 
(0.07) 

-0.00 
(0.09) 

Bildung: hoch 0.19* 
(0.09) 

0.16* 
(0.07) 

0.35** 
(0.07) 

-0.05 
(0.10) 

Isolationismus 1.65** 
(0.16) 

-1.35** 
(0.13) 

-0.87** 
(0.12) 

1.10** 
(0.18) 

Ethnokulturalismus 0.14 
(0.14) 

0.14 
(0.12) 

-0.42** 
(0.11) 

0.61** 
(0.17) 

Chauvinismus -0.36** 
(0.13) 

0.04 
(0.11) 

-0.48** 
(0.10) 

0.31* 
(0.15) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

    

CDU/CSU 0.04 
(0.11) 

0.57** 
(0.08) 

0.30** 
(0.08) 

0.17 
(0.11) 

SPD 0.05 
(0.10) 

0.51** 
(0.08) 

0.32** 
(0.08) 

0.23 
(0.12) 

FDP 0.17 
(0.20) 

0.78** 
(0.14) 

0.45** 
(0.14) 

0.54** 
(0.20) 

Grüne 0.08 
(0.13) 

0.24* 
(0.10) 

0.32** 
(0.10) 

0.46** 
(0.16) 

Die Linke 0.50** 
(0.11) 

0.06 
(0.10) 

0.26** 
(0.09) 

0.58** 
(0.13) 

AfD 0.82** 
(0.11) 

-0.18 
(0.13) 

0.14 
(0.11) 

0.71** 
(0.13) 

Andere Partei 0.31 
(0.17) 

0.01 
(0.15) 

0.08 
(0.15) 

0.16 
(0.19) 

Frau -0.11 
(0.07) 

-0.31** 
(0.05) 

-0.39** 
(0.05) 

0.24** 
(0.08) 

Alter 0.89 
(0.82) 

-1.45* 
(0.60) 

-1.26* 
(0.59) 

-1.32 
(0.82) 

Alter*Alter -1.26 
(1.10) 

3.45** 
(0.81) 

2.29** 
(0.79) 

1.28 
(1.11) 

Westdeutschland -0.05 
(0.08) 

-0.14* 
(0.06) 

-0.02 
(0.06) 

0.06 
(0.09) 

Konstante -2.42** 
(0.24) 

-0.50** 
(0.18) 

0.01 
(0.18) 

-2.64** 
(0.26) 

Korr. Pseudo R² 0.08  0.07  

N 10101  10114  

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Ko-
effizienten (Referenzkategorie: Unentschieden) mit Standardfehlern in Klammern. Wertebereich der unabhängigen 
Variablen: 0-1. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 



 

 

Tabelle 32: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung eines weiteren Zusammenwachsens der Märkte, Interaktionen (Logit-Koeffizien-
ten) 

 Interaktion der Risikotoleranz mit: 

 
politischem Wissen Parteiidentifikation eigener wirtschaftlicher Lage Isolationismus 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 
Ethnokulturalismus 0.14 

(0.15) 
0.14 

(0.12) 
0.15 

(0.14) 
0.14 

(0.12) 
0.14 

(0.14) 
0.14 

(0.12) 
0.14 

(0.14) 
0.14 

(0.12) 
Chauvinismus -0.36** 

(0.13) 
0.04 

(0.11) 
-0.35** 
(0.13) 

0.05 
(0.11) 

-0.36** 
(0.13) 

0.04 
(0.11) 

-0.37** 
(0.13) 

0.04 
(0.11) 

Frau -0.11 
(0.07) 

-0.31** 
(0.05) 

-0.11 
(0.07) 

-0.30** 
(0.05) 

-0.11 
(0.07) 

-0.31** 
(0.05) 

-0.11 
(0.07) 

-0.31** 
(0.05) 

Bildung mittel 0.06 
(0.08) 

0.06 
(0.07) 

0.06 
(0.08) 

0.06 
(0.07) 

0.06 
(0.08) 

0.06 
(0.07) 

0.06 
(0.08) 

0.06 
(0.07) 

Bildung hoch 0.19* 
(0.09) 

0.15* 
(0.07) 

0.20* 
(0.09) 

0.16* 
(0.07) 

0.19* 
(0.09) 

0.16* 
(0.07) 

0.19* 
(0.09) 

0.16* 
(0.07) 

Alter 0.90 
(0.82) 

-1.46* 
(0.60) 

0.91 
(0.82) 

-1.53* 
(0.60) 

0.87 
(0.82) 

-1.46* 
(0.60) 

0.91 
(0.82) 

-1.44* 
(0.60) 

Alter*Alter -1.26 
(1.11) 

3.45** 
(0.81) 

-1.30 
(1.10) 

3.56** 
(0.81) 

-1.24 
(1.10) 

3.45** 
(0.81) 

-1.27 
(1.10) 

3.44** 
(0.81) 

Westdeutschland -0.05 
(0.08) 

-0.14* 
(0.06) 

-0.06 
(0.08) 

-0.14* 
(0.06) 

-0.05 
(0.08) 

-0.14* 
(0.06) 

-0.04 
(0.08) 

-0.14* 
(0.06) 

Politisches Wissen 1.01** 
(0.22) 

0.22 
(0.17) 

0.95** 
(0.15) 

0.20 
(0.11) 

0.95** 
(0.15) 

0.19 
(0.11) 

0.95** 
(0.15) 

0.19 
(0.11) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

        

CDU/CSU 0.04 
(0.11) 

0.57** 
(0.08) 

0.20 
(0.18) 

0.90** 
(0.13) 

0.05 
(0.11) 

0.57** 
(0.08) 

0.04 
(0.11) 

0.57** 
(0.08) 

SPD 0.05 
(0.10) 

0.51** 
(0.08) 

0.06 
(0.18) 

0.67** 
(0.14) 

0.05 
(0.10) 

0.50** 
(0.08) 

0.05 
(0.10) 

0.51** 
(0.08) 

FDP 0.17 
(0.20) 

0.78** 
(0.14) 

0.12 
(0.38) 

0.62* 
(0.24) 

0.18 
(0.20) 

0.78** 
(0.14) 

0.17 
(0.20) 

0.78** 
(0.14) 

Grüne 0.08 
(0.13) 

0.24* 
(0.10) 

-0.08 
(0.22) 

0.13 
(0.18) 

0.08 
(0.13) 

0.24* 
(0.10) 

0.08 
(0.13) 

0.24* 
(0.10) 

Die Linke 0.50** 
(0.11) 

0.06 
(0.10) 

0.75** 
(0.18) 

0.27 
(0.17) 

0.50** 
(0.11) 

0.05 
(0.10) 

0.50** 
(0.11) 

0.06 
(0.10) 



 

 

AfD 0.82** 
(0.11) 

-0.17 
(0.13) 

0.91** 
(0.18) 

-0.40 
(0.23) 

0.83** 
(0.11) 

-0.18 
(0.13) 

0.83** 
(0.11) 

-0.17 
(0.13) 

Andere Partei 0.30 
(0.17) 

0.01 
(0.15) 

0.38 
(0.29) 

0.16 
(0.28) 

0.31 
(0.17) 

0.01 
(0.15) 

0.31 
(0.17) 

0.01 
(0.15) 

Eigene wirtsch. Lage -0.44** 
(0.14) 

0.92** 
(0.12) 

-0.45** 
(0.14) 

0.92** 
(0.12) 

-0.58* 
(0.24) 

1.04** 
(0.22) 

-0.44** 
(0.14) 

0.92** 
(0.12) 

Isolationismus 1.65** 
(0.16) 

-1.35** 
(0.13) 

1.66** 
(0.16) 

-1.36** 
(0.13) 

1.65** 
(0.16) 

-1.35** 
(0.13) 

1.77** 
(0.27) 

-1.26** 
(0.23) 

Risikoavers 0.35 
(0.26) 

0.40* 
(0.20) 

0.38 
(0.20) 

0.54** 
(0.17) 

0.07 
(0.26) 

0.28 
(0.24) 

0.27 
(0.32) 

0.21 
(0.23) 

Risikobereit 0.39 
(0.35) 

0.57* 
(0.28) 

0.68* 
(0.32) 

0.91** 
(0.26) 

0.32 
(0.36) 

1.11** 
(0.35) 

0.75 
(0.41) 

1.01** 
(0.29) 

Polit. Wissen*Risikoavers -0.07 
(0.41) 

-0.22 
(0.32) 

 
 

 
 

    

Polit. Wissen*Risikobereit -0.26 
(0.55) 

0.16 
(0.45) 

 
 

 
 

    

CDU/CSU*Risikoavers  
 

 
 

-0.21 
(0.35) 

-0.80** 
(0.25) 

 
 

 
 

 
 

 
 

SPD* Risikoavers  
 

 
 

0.27 
(0.33) 

-0.26 
(0.26) 

 
 

 
 

 
 

 
 

FDP*Risikoavers  
 

 
 

0.44 
(0.77) 

0.26 
(0.51) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Grüne*Risikoavers  
 

 
 

0.36 
(0.45) 

0.24 
(0.36) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Die Linke*Risikoavers  
 

 
 

-0.61 
(0.34) 

-0.47 
(0.34) 

 
 

 
 

 
 

 
 

AfD*Risikoavers  
 

 
 

0.01 
(0.36) 

0.14 
(0.45) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Andere Partei*Risikoavers  
 

 
 

-0.43 
(0.57) 

-0.66 
(0.56) 

 
 

 
 

 
 

 
 

CDU/CSU*Risikobereit  
 

 
 

-0.75 
(0.50) 

-0.77* 
(0.36) 

 
 

 
 

 
 

 
 

SPD*Risikobereit  
 

 
 

-0.74 
(0.55) 

-0.63 
(0.37) 

 
 

 
 

 
 

 
 

FDP*Risikobereit  
 

 
 

-0.36 
(1.12) 

0.63 
(0.62) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Grüne*Risikobereit  
 

 
 

0.35 
(0.60) 

0.29 
(0.50) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Die Linke *Risikobereit   -0.62 -0.52     



 

 

  (0.48) (0.46)     
AfD*Risikobereit  

 
 
 

-0.67 
(0.48) 

0.77 
(0.52) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Andere Partei*Risikobereit  
 

 
 

0.23 
(0.81) 

0.17 
(0.73) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Eigene wirtsch. Lage*Risiko-
avers 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.50 
(0.46) 

0.01 
(0.39) 

 
 

 
 

Eigene wirtsch. Lage*Risikobe-
reit 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.11 
(0.60) 

-0.73 
(0.53) 

 
 

 
 

Isolationismus*Risikoavers  
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.09 
(0.50) 

0.11 
(0.45) 

Isolationismus*Risikobereit  
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.91 
(0.67) 

-0.70 
(0.56) 

Konstante -2.45** 
(0.26) 

-0.52** 
(0.19) 

-2.50** 
(0.25) 

-0.61** 
(0.19) 

-2.34** 
(0.26) 

-0.57** 
(0.21) 

-2.49** 
(0.27) 

-0.55** 
(0.20) 

Korr. Pseudo R² 0.08  0.09  0.08  0.08  
N 10101  10101  10101  10101  

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten (Referenzkategorie: Unentschieden) mit Standardfehlern in 
Klammern. Wertebereich der Variablen: 0-1. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 

 

  



 

 

Tabelle 33: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung protektionistischer Maßnahmen, Interaktionen (Logit-Koeffizienten) 
 Interaktion der Risikotoleranz mit: 

 
politischem Wissen Parteiidentifikation eigener wirtschaftlicher Lage Isolationismus 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 
Ethnokulturalismus -0.42** 

(0.11) 
0.61** 
(0.17) 

-0.42** 
(0.11) 

0.62** 
(0.17) 

-0.42** 
(0.11) 

0.61** 
(0.17) 

-0.42** 
(0.11) 

0.61** 
(0.17) 

Chauvinismus -0.48** 
(0.10) 

0.31* 
(0.15) 

-0.48** 
(0.10) 

0.30* 
(0.15) 

-0.47** 
(0.10) 

0.31* 
(0.15) 

-0.48** 
(0.10) 

0.30* 
(0.15) 

Bildung mittel 0.11 
(0.07) 

-0.00 
(0.09) 

-0.39** 
(0.05) 

0.23** 
(0.08) 

0.11 
(0.07) 

-0.00 
(0.09) 

0.12 
(0.07) 

-0.00 
(0.09) 

Bildung hoch 0.35** 
(0.07) 

-0.05 
(0.10) 

0.11 
(0.07) 

-0.00 
(0.09) 

0.35** 
(0.07) 

-0.05 
(0.10) 

0.36** 
(0.07) 

-0.05 
(0.10) 

Frau -0.39** 
(0.05) 

0.24** 
(0.08) 

0.36** 
(0.07) 

-0.04 
(0.10) 

-0.39** 
(0.05) 

0.24** 
(0.08) 

-0.39** 
(0.05) 

0.24** 
(0.08) 

Alter -1.27* 
(0.59) 

-1.36 
(0.83) 

-1.28* 
(0.59) 

-1.24 
(0.83) 

-1.25* 
(0.59) 

-1.30 
(0.82) 

-1.26* 
(0.59) 

-1.29 
(0.82) 

Alter*Alter 2.29** 
(0.79) 

1.33 
(1.11) 

2.30** 
(0.79) 

1.14 
(1.11) 

2.28** 
(0.79) 

1.26 
(1.11) 

2.29** 
(0.79) 

1.25 
(1.11) 

Westdeutschland -0.02 
(0.06) 

0.06 
(0.09) 

-0.02 
(0.06) 

0.06 
(0.09) 

-0.02 
(0.06) 

0.06 
(0.09) 

-0.02 
(0.06) 

0.06 
(0.09) 

Politisches Wissen 1.15** 
(0.17) 

0.70** 
(0.24) 

1.12** 
(0.11) 

0.37* 
(0.16) 

1.11** 
(0.11) 

0.37* 
(0.16) 

1.11** 
(0.11) 

0.36* 
(0.16) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

        

CDU/CSU 0.30** 
(0.08) 

0.17 
(0.11) 

0.47** 
(0.13) 

-0.13 
(0.19) 

0.30** 
(0.08) 

0.17 
(0.11) 

0.30** 
(0.08) 

0.17 
(0.11) 

SPD 0.32** 
(0.08) 

0.23 
(0.12) 

0.48** 
(0.13) 

0.23 
(0.20) 

0.31** 
(0.08) 

0.23 
(0.12) 

0.31** 
(0.08) 

0.23 
(0.12) 

FDP 0.45** 
(0.14) 

0.55** 
(0.20) 

0.48 
(0.25) 

0.63 
(0.37) 

0.44** 
(0.14) 

0.54** 
(0.20) 

0.45** 
(0.14) 

0.54** 
(0.20) 

Grüne 0.32** 
(0.10) 

0.45** 
(0.16) 

0.29 
(0.17) 

0.60* 
(0.27) 

0.32** 
(0.10) 

0.45** 
(0.16) 

0.32** 
(0.10) 

0.46** 
(0.16) 

Die Linke 0.27** 
(0.09) 

0.58** 
(0.13) 

0.57** 
(0.16) 

0.84** 
(0.22) 

0.26** 
(0.10) 

0.58** 
(0.13) 

0.26** 
(0.09) 

0.58** 
(0.13) 

AfD 0.14 
(0.11) 

0.71** 
(0.13) 

0.11 
(0.18) 

0.50* 
(0.21) 

0.13 
(0.11) 

0.70** 
(0.13) 

0.14 
(0.11) 

0.71** 
(0.13) 



 

 

Andere Partei 0.09 
(0.15) 

0.16 
(0.19) 

0.30 
(0.26) 

0.42 
(0.33) 

0.08 
(0.15) 

0.16 
(0.19) 

0.08 
(0.15) 

0.16 
(0.19) 

Eigene wirtsch. Lage 0.33** 
(0.12) 

-0.11 
(0.16) 

0.32** 
(0.12) 

-0.12 
(0.16) 

0.79** 
(0.21) 

0.19 
(0.27) 

0.32** 
(0.12) 

-0.11 
(0.16) 

Isolationismus -0.87** 
(0.12) 

1.10** 
(0.18) 

-0.87** 
(0.12) 

1.11** 
(0.18) 

-0.87** 
(0.12) 

1.10** 
(0.18) 

-1.03** 
(0.21) 

0.96** 
(0.31) 

Risikoavers 0.55** 
(0.21) 

0.60* 
(0.25) 

0.60** 
(0.17) 

-0.01 
(0.23) 

0.85** 
(0.23) 

0.58* 
(0.28) 

0.31 
(0.22) 

-0.17 
(0.36) 

Risikobereit 0.30 
(0.30) 

1.28** 
(0.33) 

0.85** 
(0.26) 

1.16** 
(0.33) 

1.32** 
(0.32) 

1.30** 
(0.40) 

0.14 
(0.28) 

0.97* 
(0.41) 

Polit. Wissen*Risikoavers -0.22 
(0.33) 

-0.75 
(0.43) 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

Polit. Wissen*Risikobereit 0.11 
(0.46) 

-0.76 
(0.56) 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

CDU/CSU*Risikoavers   -0.20 
(0.26) 

0.64 
(0.35) 

    

SPD* Risikoavers   -0.28 
(0.26) 

0.20 
(0.38) 

    

FDP*Risikoavers   0.06 
(0.57) 

0.14 
(0.79) 

    

Grüne*Risikoavers   0.25 
(0.36) 

0.50 
(0.54) 

    

Die Linke*Risikoavers   -0.58 
(0.31) 

-0.30 
(0.42) 

    

AfD*Risikoavers   0.04 
(0.37) 

0.78* 
(0.39) 

    

Andere Partei*Risikoavers   -0.51 
(0.50) 

-1.02 
(0.75) 

    

CDU/CSU*Risikobereit   -0.81* 
(0.36) 

0.45 
(0.47) 

    

SPD*Risikobereit   -0.64 
(0.37) 

-0.42 
(0.51) 

    

FDP*Risikobereit   -0.32 
(0.67) 

-0.73 
(0.92) 

    

Grüne*Risikobereit   -0.23 
(0.47) 

-1.76* 
(0.75) 

    

Die Linke *Risikobereit   -1.05* 
(0.44) 

-1.15* 
(0.55) 

    

AfD*Risikobereit   0.06 0.02     



 

 

(0.46) (0.51) 
Andere Partei*Risikobereit   -0.50 

(0.72) 
-0.24 
(0.85) 

    

Eigene wirtsch. Lage*Risiko-
avers 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.73 
(0.38) 

-0.69 
(0.49) 

 
 

 
 

Eigene wirtsch. Lage*Risikobe-
reit 

 
 

 
 

 
 

 
 

-1.60** 
(0.50) 

-0.72 
(0.65) 

 
 

 
 

Isolationismus*Risikoavers  
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.25 
(0.40) 

0.65 
(0.56) 

Isolationismus*Risikobereit  
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.49 
(0.53) 

-0.14 
(0.69) 

Konstante -0.01 
(0.20) 

-2.80** 
(0.27) 

-0.10 
(0.19) 

-2.62** 
(0.27) 

-0.25 
(0.21) 

-2.80** 
(0.28) 

0.09 
(0.20) 

-2.56** 
(0.30) 

Korr. Pseudo R² 0.07  0.07  0.07  0.07  
N 10114  10114  10114  10114  

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten (Referenzkategorie: Unentschieden) mit Standardfehlern in 
Klammern. Wertebereich der Variablen: 0-1. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 
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Abbildung 21: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit von dem politischen Wissen 
(durchschnittliche marginale Effekte) 
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Abbildung 22: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit von der Identifikation mit 
ausgewählten Parteien (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten (V.W.)) 
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Abbildung 23: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit von der Bewertung der ei-
genen wirtschaftlichen Lage (durchschnittliche marginale Effekte) 
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Tabelle 34: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit vom Bildungsabschluss 
(durchschnittliche marginale Effekte) 

 Risikoavers und Bildung: Risikobereit und Bildung: 

 niedrig mittel hoch niedrig mittel hoch 
Einfluss auf die Bewertung des Freihandels     
Ablehnung 0.04 

(0.02) 
0.02 

(0.02) 
0.02 

(0.02) 
-0.02 
(0.04) 

0.02 
(0.03) 

-0.02 
(0.03) 

Unentschieden -0.09* 
(0.03) 

-0.07* 
(0.03) 

-0.04 
(0.03) 

-0.11* 
(0.05) 

-0.16** 
(0.04) 

-0.09* 
(0.04) 

Zustimmung 0.05 
(0.03) 

0.04 
(0.03) 

0.02 
(0.03) 

0.13** 
(0.05) 

0.14** 
(0.04) 

0.11** 
(0.03) 

Einfluss auf die Bewertung protektionisti-
scher Maßnahmen 

     

Ablehnung 0.10** 
(0.03) 

0.07* 
(0.03) 

0.09** 
(0.03) 

0.05 
(0.05) 

0.06 
(0.04) 

-0.01 
(0.04) 

Unentschieden -0.11** 
(0.03) 

-0.09** 
(0.03) 

-0.05 
(0.03) 

-0.14** 
(0.05) 

-0.12** 
(0.04) 

-0.08* 
(0.04) 

Zustimmung 0.01 
(0.02) 

0.02 
(0.02) 

-0.04* 
(0.02) 

0.09** 
(0.03) 

0.06* 
(0.02) 

0.08** 
(0.02) 

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Dargestellt sind durchschnittliche marginale Effekte mit Standard-
fehlern in Klammern. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 
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Abbildung 24: Einfluss der Risikotoleranz in Abhängigkeit vom Isolationismus (durch-
schnittliche marginale Effekte) 

 

 



 

 

Tabelle 35: Einfluss der Risikotoleranz auf die inhaltlich konsistente Bewertung des Freihandels (Logit-Koeffizienten) 
 Konsistent 

für Freihan-
del 

Konsistent  
gegen  

Freihandel 

Abweichung 
vom  

Status quo 

Für Status 
quo 

Konsistent 
für Freihan-

del 

Konsistent  
gegen  

Freihandel 

Abweichung 
vom  

Status quo 

Für Status 
quo 

Risikoavers 0.45** 
(0.10) 

0.34* 
(0.17) 

0.41 
(0.22) 

0.50** 
(0.17) 

0.52* 
(0.24) 

0.60 
(0.36) 

0.65 
(0.40) 

0.44 
(0.49) 

Risikobereit 0.57** 
(0.13) 

0.47* 
(0.22) 

1.64** 
(0.25) 

0.01 
(0.24) 

0.20 
(0.32) 

0.37 
(0.49) 

1.51** 
(0.48) 

0.25 
(0.67) 

Politisches Wissen 0.47** 
(0.12) 

0.69** 
(0.24) 

-0.89** 
(0.29) 

0.75** 
(0.22) 

0.40* 
(0.19) 

0.80* 
(0.33) 

-0.82 
(0.43) 

0.76* 
(0.38) 

Polit. Wissen* Risikoavers  
 

 
 

 
 

 
 

-0.12 
(0.36) 

-0.47 
(0.58) 

-0.51 
(0.81) 

0.09 
(0.73) 

Polit. Wissen*Risikobereit  
 

 
 

 
 

 
 

0.60 
(0.47) 

0.16 
(0.77) 

0.26 
(0.90) 

-0.38 
(0.99) 

Eigene wirtschaftliche Lage 0.86** 
(0.14) 

-0.73** 
(0.23) 

1.03** 
(0.31) 

-0.11 
(0.23) 

0.87** 
(0.14) 

-0.73** 
(0.23) 

1.03** 
(0.31) 

-0.11 
(0.23) 

Bildung: mittel 0.12 
(0.08) 

0.05 
(0.13) 

-0.24 
(0.16) 

-0.04 
(0.13) 

0.12 
(0.08) 

0.05 
(0.13) 

-0.24 
(0.16) 

-0.04 
(0.13) 

Bildung: hoch 0.31** 
(0.08) 

0.16 
(0.15) 

-0.38* 
(0.17) 

0.18 
(0.13) 

0.30** 
(0.08) 

0.15 
(0.15) 

-0.39* 
(0.17) 

0.19 
(0.13) 

Isolationismus -1.82** 
(0.14) 

2.61** 
(0.29) 

-0.69* 
(0.32) 

1.13** 
(0.23) 

-1.82** 
(0.14) 

2.61** 
(0.29) 

-0.69* 
(0.32) 

1.13** 
(0.23) 

Ethnokulturalismus -0.23 
(0.13) 

0.74** 
(0.25) 

0.79* 
(0.32) 

-0.34 
(0.21) 

-0.22 
(0.13) 

0.74** 
(0.25) 

0.80* 
(0.32) 

-0.34 
(0.21) 

Chauvinismus -0.35** 
(0.12) 

-0.21 
(0.22) 

1.25** 
(0.28) 

-0.63** 
(0.22) 

-0.35** 
(0.12) 

-0.21 
(0.22) 

1.25** 
(0.28) 

-0.63** 
(0.22) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

        

CDU/CSU 0.47** 
(0.09) 

-0.01 
(0.18) 

0.42* 
(0.19) 

-0.12 
(0.17) 

0.48** 
(0.09) 

0.00 
(0.18) 

0.42* 
(0.19) 

-0.12 
(0.17) 

SPD 0.38** 
(0.09) 

0.02 
(0.19) 

0.54** 
(0.21) 

0.10 
(0.15) 

0.39** 
(0.09) 

0.02 
(0.19) 

0.55** 
(0.21) 

0.10 
(0.15) 

FDP 0.74** 
(0.14) 

0.45 
(0.30) 

0.83** 
(0.30) 

-0.13 
(0.32) 

0.73** 
(0.14) 

0.45 
(0.30) 

0.82** 
(0.30) 

-0.13 
(0.32) 

Grüne 0.23* 
(0.11) 

0.10 
(0.25) 

0.22 
(0.30) 

-0.21 
(0.18) 

0.24* 
(0.11) 

0.10 
(0.25) 

0.22 
(0.30) 

-0.21 
(0.18) 

Die Linke -0.02 
(0.11) 

0.74** 
(0.17) 

0.13 
(0.29) 

0.41** 
(0.15) 

-0.01 
(0.11) 

0.75** 
(0.17) 

0.14 
(0.29) 

0.41** 
(0.15) 



 

 

AfD -0.29 
(0.15) 

0.99** 
(0.17) 

0.13 
(0.26) 

0.65** 
(0.17) 

-0.28 
(0.15) 

1.00** 
(0.17) 

0.13 
(0.26) 

0.64** 
(0.17) 

Andere Partei -0.01 
(0.17) 

0.56* 
(0.25) 

-0.02 
(0.38) 

0.01 
(0.26) 

-0.01 
(0.17) 

0.56* 
(0.25) 

-0.02 
(0.38) 

0.01 
(0.26) 

Frau -0.51** 
(0.06) 

0.06 
(0.11) 

0.29* 
(0.14) 

-0.28** 
(0.10) 

-0.51** 
(0.06) 

0.06 
(0.11) 

0.30* 
(0.14) 

-0.28** 
(0.10) 

Alter -2.31** 
(0.63) 

-0.80 
(1.24) 

1.06 
(1.26) 

1.77 
(1.27) 

-2.32** 
(0.63) 

-0.84 
(1.24) 

1.03 
(1.26) 

1.79 
(1.28) 

Alter*Alter 4.16** 
(0.83) 

-0.06 
(1.67) 

-1.85 
(1.73) 

-3.29 
(1.74) 

4.16** 
(0.83) 

-0.04 
(1.67) 

-1.83 
(1.73) 

-3.31 
(1.75) 

Westdeutschland -0.04 
(0.07) 

0.15 
(0.12) 

-0.34* 
(0.15) 

-0.05 
(0.11) 

-0.04 
(0.07) 

0.15 
(0.12) 

-0.34* 
(0.15) 

-0.05 
(0.11) 

Konstante -0.71** 
(0.20) 

-4.67** 
(0.37) 

-4.21** 
(0.47) 

-3.08** 
(0.39) 

-0.67** 
(0.22) 

-4.73** 
(0.41) 

-4.25** 
(0.47) 

-3.09** 
(0.43) 

Korr. Pseudo R² 0.08    0.08    

N 10084    10084    

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind durchschnittliche marginale Effekte (Referenzkategorie: sonstige Antwortkom-
bination) mit Standardfehlern in Klammern. Wertebereich der unabhängigen Variablen: 0–1. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 
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Abbildung 25: Einfluss der Risikotoleranz auf die inhaltliche Konsistenz der Bewertung 
in Abhängigkeit vom politischen Wissen (vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten) 
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Anhang zu Kapitel 7 

Verwendete Daten 

GLES (2020): GLES Panel 2016–2019, Wellen 1–11. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA6838 Datenfile Ver-
sion 2.0.0, https://doi.org/10.4232/1.13598. 

Erhebung der abhängigen Variablen in Welle 11 (Feldzeit: 28.05.19 – 12.06.19) 

 

Frageformulierungen und Operationalisierung 

Mehr Freihandel: „Um die Macht von Konzernen einzuschränken, sollten auch Enteignungen durchge-

führt werden.“, rekodiert auf drei Ausprägungen: 0 Zustimmung (stimme voll und ganz zu, stimme 

eher zu), 1 Unentschieden (teils/teils), 2 Ablehnung (stimme eher nicht zu, stimme überhaupt nicht 

zu). 

Politisches Wissen: (1) „Wie ist das eigentlich bei Bundestagswahlen, welche der beiden Stimmen ist 

ausschlaggebend für die Sitzverteilung im Bundestag?“ (richtig: Zweitstimme), (2) „Durch wen 

wird die Bundeskanzlerin bzw. der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt?“ 

(richtig: den Bundestag) (3) „Ab wie viel Prozent der Zweitstimmen kann eine Partei auf jeden 

Fall Abgeordnete in den Bundestag entsenden?“ (richtig: Ab 5 Prozent). (4) bis (9) Zuordnung von 

sechs Politikern zu ihrer jeweiligen Partei. Zählindex, der sich für jede korrekte Antwort um 1 

erhöht. Anschließend rekodiert auf den Wertebereich 0 (wenig politisches Wissen) bis 1 (viel poli-

tisches Wissen). 

Für Umverteilung: „Manche wollen weniger Steuern und Abgaben, auch wenn das weniger sozialstaatli-

che Leistungen bedeutet, andere wollen mehr sozialstaatliche Leistungen, auch wenn das mehr 

Steuern und Abgaben bedeutet. Wie ist Ihre Meinung zu diesem Thema?“ Siebenstufige Antwort-

vorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 (weniger Steuern und Abgaben, auch wenn das weniger 

sozialstaatliche Leistungen bedeutet) bis 1 (mehr sozialstaatliche Leistungen, auch wenn das mehr 

Steuern und Abgaben bedeutet). 

Für staatlichen Eingriff in den Markt: „Der Staat sollte sich aus der Wirtschaft heraushalten“. Fünfstufige 

Antwortvorgabe, Umkehrung der Skala, rekodiert auf den Wertebereich 0 (stimme überhaupt nicht 

zu) bis 1 (stimme voll und ganz zu). 

Gerechte Gesellschaftsordnung: „Wenn Sie einmal an den Zustand der Gesellschaft in Deutschland den-

ken – wie gerecht oder ungerecht geht es da alles in allem zu?“. Fünfstufige Antwortvorgabe, re-

kodiert auf den Wertebereich 0 (sehr ungerecht) bis 1 (sehr gerecht). 

Höhere Steuern für Reiche: „Reiche Bürger sollten mehr Steuern bezahlen als bisher“. Fünfstufige Ant-

wortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 (stimme überhaupt nicht zu) bis 1 (stimme voll und 

ganz zu). 

DDR mehr gute als schlechte Seiten: „Die DDR hatte mehr gute als schlechte Seiten“. Fünfstufige Ant-

wortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 (stimme überhaupt nicht zu) bis 1 (stimme voll und 

ganz zu). 
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Eigene wirtschaftliche Lage: „Wie beurteilen Sie Ihre derzeitige eigene wirtschaftliche Lage?“ Fünfstu-

fige Antwortvorgabe, rekodiert auf den Wertebereich 0 (sehr schlecht) bis 1 (sehr gut) rekodiert. 

Parteiidentifikation: „In Deutschland neigen viele Leute längere Zeit einer bestimmten politischen Partei 

zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz 

allgemein – einer bestimmten Partei zu? Und wenn ja, welcher?“ Es wurde jeweils eine Dummy-

Variable für eine Parteiidentifikation mit der CDU/CSU, SPD, FDP, den Grünen, der Linken, der 

AfD und mit anderen Parteien gebildet. 

Formale Bildung: Es wurden jeweils für einen niedrigen (maximal Hauptschulabschluss) und einen hohen 

(mindestens Fachabitur) eine Variable gebildet. 

Frau: Rekodiert auf den Wertebereich 1 (Frau) und 0 (Mann). 

Alter: Rekodiert auf den Wertebereich 0 bis 1. 

Westdeutschland: Rekodiert auf den Wertebereich 0 (Ostdeutschland) und 1 (Westdeutschland). 

[Verstaatlichung wichtiger Wirtschaftsunternehmen: „Die wichtigsten Wirtschaftsunternehmen müssen 

verstaatlicht werden“. Fünfstufige Antwortvorgabe.] 

 

Tabelle 36: Deskriptive Darstellung der Variablen in Kapitel 7 
 MW SD N 

Enteignung von Konzernen 0.44 0.30 9338 

Risikoavers 0.27 0.34 9502 

Risikobereit 0.16 0.25 9502 

Frau 0.51 0.50 9502 

Alter 0.39 0.19 9502 

Niedrige Bildung 0.38 0.48 9502 

Mittlere Bildung 0.30 0.46 9502 

Hohe Bildung 0.32 0.47 9502 

Westdeutschland 0.79 0.41 9502 

Politisches Wissen 0.58 0.27 8722 

Für Umverteilung 0.52 0.24 9479 

Für staatliche Eingriffe in den Markt 0.56 0.25 9351 

Gerechte Gesellschaftsordnung 0.38 0.23 9416 

Höhere Steuern für Reiche 0.76 0.25 9296 

DDR mehr gute als schlechte Seiten 0.26 0.27 9059 

Eigene wirtsch. Lage 0.59 0.23 9488 

Parteiidentifikation:    

Keine PID 0.25 0.43 9478 

CDU/CSU 0.22 0.41 9478 

SPD 0.19 0.39 9478 

FDP 0.04 0.19 9478 

Grüne 0.09 0.28 9478 

Die Linke 0.10 0.30 9478 

AfD 0.08 0.28 9478 

Andere Partei 0.03 0.18 9478 

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Alle unabhängigen Variablen sind von 0 (Minimum) bis 1 (Maxi-
mum) kodiert. Daten gewichtet. 

 



 

 

Tabelle 37: Korrelationen der unabhängigen Variablen in Kapitel 7 

 (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) (12) 

(1) Risikoavers 1            
(2) Risikobereit - 1           
(3) Frau 0.15** -0.13** 1          
(4) Alter 0.06** 0.03* -0.03* 1         

(5) Hohe Bildung -0.10** 0.05** -0.03* -0.17** 1        
(6) Westdeutschland 0.04** -0.03* 0.01 0.03* -0.08** 1       

(7) Politisches Wissen -0.06** 0.03** -0.30** 0.22** 0.28** 0.01 1      
(8) Für Umverteilung -0.01 0.04** -0.04** 0.10** 0.02 -0.05** 0.13** 1     

(9) Für staatliche Eingriffe 0.03* -0.02 -0.01 -0.02 0.05** -0.03* 0.03* 0.14** 1    
(10) Gerechte Gesellschafts-
ordnung 

-0.08** 0.06** -0.04** -0.12** 0.13** 0.07** 0.06** -0.02 0.08** 1   

(11) Höhere Steuern für Rei-
che 

0.05** 0.01 -0.06** 0.16** -0.08** -0.05** 0.10** 0.18** 0.03** -0.28** 1  

(12) DDR mehr gute als 
schlechte Seiten 

-0.02 0.02 0.04** -0.10** -0.11** -0.32** -0.26** -0.03* -0.04** -0.13** 0.05** 1 

(13) Eigene wirtschaftliche 
Lage 

-0.09** 0.06** -0.07** 0.00 0.19** 0.03** 0.22** -0.07** 0.04** 0.34** -0.12** -0.17** 

N 6400            
Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Signifikanzniveau: * p < 0.05, ** p < 0.01. Daten gewichtet. 

 

  



 

 

Tabelle 38: Einfluss der Risikotoleranz auf die Bewertung einer möglichen Enteignung von Konzernen, Interaktionen (Logit-Koeffizienten) 
 Interaktion der Risikotoleranz mit: 

 
politischem Wissen Parteiidentifikation 

Umverteilungspräferenz und 
politischem Wissen 

Haltung zu staatl. Eingriffen 
und politischem Wissen 

 Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung Zustimmung 
Gerechte Gesellschaftsordnung -0.06 

(0.15) 
-0.85** 
(0.18) 

-0.06 
(0.15) 

-0.86** 
(0.18) 

-0.06 
(0.15) 

-0.83** 
(0.18) 

-0.07 
(0.15) 

-0.84** 
(0.18) 

Höhere Steuern für Reiche -0.91** 
(0.12) 

1.44** 
(0.19) 

-0.91** 
(0.12) 

1.45** 
(0.19) 

-0.91** 
(0.12) 

1.46** 
(0.19) 

-0.91** 
(0.12) 

1.46** 
(0.19) 

DDR mehr gute als schlechte Sei-
ten 

-0.88** 
(0.13) 

0.09 
(0.14) 

-0.89** 
(0.13) 

0.07 
(0.14) 

-0.89** 
(0.13) 

0.10 
(0.14) 

-0.89** 
(0.13) 

0.09 
(0.14) 

Eigene wirtsch. Lage 0.66** 
(0.15) 

0.25 
(0.16) 

0.67** 
(0.15) 

0.28 
(0.16) 

0.66** 
(0.15) 

0.26 
(0.16) 

0.66** 
(0.15) 

0.26 
(0.16) 

Frau -0.08 
(0.06) 

-0.34** 
(0.07) 

-0.08 
(0.06) 

-0.34** 
(0.07) 

-0.08 
(0.06) 

-0.34** 
(0.07) 

-0.08 
(0.06) 

-0.34** 
(0.07) 

Alter 1.58** 
(0.20) 

0.69** 
(0.23) 

1.58** 
(0.20) 

0.63** 
(0.23) 

1.59** 
(0.20) 

0.65** 
(0.23) 

1.58** 
(0.20) 

0.65** 
(0.23) 

Bildung: mittel 0.13 
(0.08) 

0.25** 
(0.09) 

0.14 
(0.08) 

0.24** 
(0.09) 

0.13 
(0.08) 

0.24** 
(0.09) 

0.13 
(0.08) 

0.24** 
(0.09) 

Bildung: hoch 0.19* 
(0.08) 

0.34** 
(0.10) 

0.20* 
(0.08) 

0.33** 
(0.10) 

0.20* 
(0.08) 

0.33** 
(0.10) 

0.19* 
(0.08) 

0.33** 
(0.10) 

Westdeutschland 0.06 
(0.08) 

0.08 
(0.08) 

0.06 
(0.08) 

0.07 
(0.08) 

0.06 
(0.08) 

0.08 
(0.08) 

0.06 
(0.08) 

0.08 
(0.08) 

Für Umverteilung -0.57** 
(0.13) 

0.47** 
(0.16) 

-0.57** 
(0.13) 

0.49** 
(0.16) 

-0.73** 
(0.24) 

0.56* 
(0.28) 

-0.58** 
(0.13) 

0.48** 
(0.16) 

Für staatl. Eingriffe in den Markt -0.32** 
(0.12) 

0.28* 
(0.14) 

-0.32** 
(0.12) 

0.28* 
(0.14) 

-0.32** 
(0.12) 

0.28* 
(0.14) 

-0.35 
(0.22) 

0.36 
(0.25) 

Parteiidentifikation: 
(Ref.: Ohne Parteibindung) 

        

CDU/CSU 0.51** 
(0.09) 

-0.16 
(0.12) 

0.71** 
(0.15) 

-0.31 
(0.21) 

0.51** 
(0.09) 

-0.15 
(0.12) 

0.51** 
(0.09) 

-0.15 
(0.12) 

SPD 0.02 
(0.09) 

0.18 
(0.11) 

0.19 
(0.16) 

0.52** 
(0.19) 

0.02 
(0.09) 

0.19 
(0.11) 

0.02 
(0.09) 

0.19 
(0.11) 

FDP 0.57** 
(0.17) 

0.10 
(0.22) 

0.52 
(0.31) 

0.35 
(0.39) 

0.57** 
(0.17) 

0.09 
(0.22) 

0.57** 
(0.17) 

0.09 
(0.22) 

Grüne -0.21 
(0.12) 

0.16 
(0.13) 

-0.19 
(0.21) 

0.33 
(0.23) 

-0.21 
(0.12) 

0.16 
(0.13) 

-0.21 
(0.12) 

0.16 
(0.13) 



 

 

Die Linke -0.24 
(0.13) 

0.73** 
(0.12) 

-0.10 
(0.23) 

1.02** 
(0.20) 

-0.25 
(0.13) 

0.74** 
(0.12) 

-0.25 
(0.13) 

0.74** 
(0.12) 

AfD 0.66** 
(0.12) 

0.40** 
(0.14) 

0.75** 
(0.19) 

0.22 
(0.25) 

0.65** 
(0.12) 

0.41** 
(0.14) 

0.65** 
(0.12) 

0.41** 
(0.14) 

Andere Partei 0.24 
(0.18) 

0.37 
(0.20) 

0.38 
(0.32) 

0.94** 
(0.35) 

0.24 
(0.18) 

0.38 
(0.20) 

0.24 
(0.18) 

0.38 
(0.20) 

Politisches Wissen 1.36** 
(0.21) 

0.86** 
(0.25) 

1.21** 
(0.14) 

0.48** 
(0.16) 

1.20** 
(0.14) 

0.47** 
(0.16) 

1.21** 
(0.14) 

0.47** 
(0.16) 

Risikoavers 0.57* 
(0.23) 

0.19 
(0.28) 

0.52** 
(0.19) 

0.19 
(0.23) 

0.09 
(0.23) 

0.16 
(0.31) 

0.15 
(0.24) 

0.07 
(0.30) 

Risikobereit 0.25 
(0.34) 

1.52** 
(0.38) 

0.64* 
(0.30) 

1.08** 
(0.37) 

0.21 
(0.32) 

0.62 
(0.42) 

0.40 
(0.32) 

0.75* 
(0.38) 

Polit. Wissen*Risikoavers -0.44 
(0.38) 

-0.25 
(0.45) 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

Polit. Wissen*Risikobereit -0.23 
(0.55) 

-1.88** 
(0.62) 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

CDU/CSU*Risikoavers  
 

 
 

-0.38 
(0.29) 

0.27 
(0.40) 

 
 

 
 

 
 

 
 

SPD*Risikoavers  
 

 
 

-0.22 
(0.29) 

-0.61 
(0.35) 

 
 

 
 

 
 

 
 

FDP*Risikoavers  
 

 
 

0.40 
(0.79) 

0.05 
(0.93) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Grüne*Risikoavers  
 

 
 

-0.12 
(0.40) 

-0.07 
(0.45) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Die Linke*Risikoavers  
 

 
 

-0.20 
(0.42) 

-0.36 
(0.38) 

 
 

 
 

 
 

 
 

AfD*Risikoavers  
 

 
 

-0.25 
(0.38) 

0.65 
(0.45) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Andere Partei*Risikoavers  
 

 
 

-0.14 
(0.60) 

-0.98 
(0.66) 

 
 

 
 

 
 

 
 

CDU/CSU*Risikobereit  
 

 
 

-0.70 
(0.42) 

0.24 
(0.55) 

 
 

 
 

 
 

 
 

SPD*Risikobereit  
 

 
 

-0.78 
(0.45) 

-1.14* 
(0.51) 

 
 

 
 

 
 

 
 

FDP*Risikobereit  
 

 
 

-0.20 
(0.78) 

-1.46 
(0.99) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Grüne*Risikobereit  
 

 
 

-0.02 
(0.58) 

-0.96 
(0.62) 

 
 

 
 

 
 

 
 



 

 

Die Linke*Risikobereit  
 

 
 

-0.70 
(0.58) 

-1.28* 
(0.54) 

 
 

 
 

 
 

 
 

AfD*Risikobereit  
 

 
 

-0.24 
(0.56) 

-0.05 
(0.63) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Andere Partei*Risikobereit  
 

 
 

-0.75 
(0.86) 

-1.97* 
(1.00) 

 
 

 
 

 
 

 
 

Für Umverteilung*Risikoavers  
 

 
 

 
 

 
 

0.52 
(0.40) 

-0.13 
(0.50) 

 
 

 
 

Für Umverteilung*Risikobereit  
 

 
 

 
 

 
 

-0.03 
(0.55) 

-0.23 
(0.65) 

 
 

 
 

Staatl. Eingriffe in den Markt*Risi-
koavers 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

0.35 
(0.40) 

0.00 
(0.47) 

Staatl. Eingriffe in den Markt*Risi-
kobereit 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

-0.41 
(0.52) 

-0.45 
(0.59) 

Konstante -0.61** 
(0.23) 

-2.90** 
(0.28) 

-0.65** 
(0.23) 

-2.81** 
(0.28) 

-0.46* 
(0.24) 

-2.76** 
(0.29) 

-0.52* 
(0.24) 

-2.75** 
(0.29) 

Korr. Pseudo R² 0.10  0.10  0.10  0.10  
N 8283  8283  8283  8283  

Anmerkungen: Daten: GLES-Panel 2016–2019. Multinomiale logistische Regressionen. Dargestellt sind Logit-Koeffizienten (Referenzkategorie: Unentschieden) mit Standardfehlern in 
Klammern. Wertebereich der Variablen: 0-1. Daten gewichtet. Signifikanzniveaus: * p < 0.05, ** p < 0.01. 
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Abbildung 26: Interaktion der Risikotoleranz mit dem politischen Wissen (durchschnitt-
liche marginale Effekte) 

 

Abbildung 27: Interaktion der Risikotoleranz mit der der Parteiidentifikation (durch-
schnittliche marginale Effekte) 
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Abbildung 28: Interaktion der Risikotoleranz mit der Umverteilungspräferenz in Abhän-
gigkeit von dem politischen Wissen (durchschnittliche marginale Effekte) 
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Abbildung 29: Interaktion der Risikotoleranz mit der Haltung zu staatlichen Eingriffen 
in die Wirtschaft in Abhängigkeit von dem politischen Wissen (durchschnittliche margi-
nale Effekte) 
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Abbildung 30: Interaktion des politischen Wissens mit der Haltung zu staatlichen Ein-
griffen in den Markt bzw. den Umverteilungspräferenzen (vorhergesagte Wahrschein-
lichkeit) 

 

 


